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A. Vorwort 

Während des Berichtszeitraums des 53. Integrations-
berichts der Bundesregierung ist der Vertrag über die 
Europäische Union in Kraft getreten. Damit hat die 
Europäische Union neue Aufgabenbereiche erhal-
ten. Unter anderem ist an die Stelle der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit die Gemeinsame Auß-
en- und Sicherheitspolitik (GASP) getreten. Darüber 
hinaus haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
auch in den Bereichen „Justiz und Inneres" zuneh-
mend enger zusammenzuarbeiten. Die Gliederung 
des 53. Integrationsberichts der Bundesregierung 
trägt diesen Neuerungen Rechnung. 

Um den Charakter als „Nachschlagewerk" zu ver-
vollständigen, enthält der Bericht erstmalig neben 
einem Sachregister auch Listen der im Berichtszeit-
raum verabschiedeten Richtlinien des Rates, der im 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröf-
fentlichten Richtlinienvorschläge sowie der beim Eu-
ropäischen Gerichtshof oder dem Gericht 1. Instanz 
anhängigen Rechtssachen mit Bezug zur Bundesre-
publik Deutschland. Außerdem ist ein Überblick 
über den Handel Deutschlands mit den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union beigefügt. 

Auf einen Abdruck der im Berichtszeitraum veröf-
fentlichten Verordnungen und Entscheidungen wur-
de verzichtet, da sie unmittelbar gelten und im Ge-
gensatz zu den Richtlinien keiner Umsetzung mehr 
bedürfen. 

Aus Gründen der Lesbarkeit bzw. aufgrund der 
Rechtsterminologie wird in diesem Bericht das gene-
rische Maskulinum verwendet (z. B. „Europa der Bür-
ger"). 

B. Überblick über die Schwerpunkte der belgischen Präsidentschaft und der 
Tagungen des Europäischen Rates 

1. Belgische Präsidentschaft 

In die Zeit des belgischen Vorsitzes im zweiten Halb-
jahr 1993 fiel das Inkrafttreten des Vertrags über die 
Europäische Union am 1. November 1993. Mit Nach-
druck widmete sich die belgische Präsidentschaft der 
Umsetzung des Vertrags. Weitere wichtige Ergebnis-
se im Berichtszeitraum sind: 

— Entscheidung über Sitze europäischer Institutionen 
Das deutsche Ziel, als Sitz der Europäischen Zen-
tralbank Frankfurt/Main festzulegen wurde er-
reicht; zu Beginn des Jahres 1994 nimmt das 
Europäische Währungsinstitut seine Arbeit in 
Frankfurt  auf. 

— Abschluß der Uruguay-Runde des GATT 
Mit dem Abschluß der Uruguay-Runde wurden 
die Voraussetzungen für eine weitere Liberalisie-
rung des Welthandels und der Belebung der Welt-
wirtschaft geschaffen. 

— Strukturfonds 1994-99 
In Umsetzung der Entscheidung des Europäischen 
Rates Edinburgh wurden die Strukturfondsverord-
nungen verabschiedet und eine Einigung über die 
Verteilung der Strukturfondsmittel für die Zeit von 
1994-99 erzielt. Dem deutschen Anliegen einer 
größtmöglichen Berücksichtigung der neuen Bun-
desländer wurde durch Festlegung der Förderungs-
summe auf 14 Mrd Ecu und Anerkennung aller 
Neuen Bundesländer als Ziel —1— Region erreicht. 

— Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auf der Grund-
lage des Weißbuches der Kommission zu Wachs

-

tum,  Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung. 

— Stahlpolitik 
Die Präsidentschaft erreichte einen weiteren Ab-
bau staatlicher Subventionen und Kapazitäten, 
insbesondere in Italien und Spanien. Das deut-
sche Anliegen nach Erhalt des EKO-Stahlwerks in 
Eisenhüttenstadt konnte voll berücksichtigt wer-
den. 

— Agrarpolitik (u. a. deutliche Erhöhung der beihil-
fefähigen Grundflächen in den Neuen Bundes-
ländern; Regelungen im agromonetären Bereich). 

— Forschungspolitik (Vorbereitung des Grundsatz-
beschlusses des ER zum 4. Rahmenprogramm 
1994-98). 

— Erweiterung 
Die Präsidentschaft erreichte erhebliche Fo rt

-schritte in den Verhandlungen, wodurch die 
Chance, in dem vom Europäischen Rat Kopenha-
gen vorgegebenen zeitlichen Rahmen zu einem 
Abschluß zu kommen, gewahrt blieb. 

— Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (Vor-
bereitung und Durchführung der ersten gemein-
samen Aktionen). 

— Innen- und Justizpolitik (Verabschiedung des er-
sten Aktionsplans). 
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2. Belgische Präsidentschaft, weitere Schwerpunkte 

Als Folge des Vertrags über die Europäische Union 
hat der Rat umfangreiche Änderungen an seiner Ge-
schäftsordnung vorgenommen. Diese betreffen auch 
Maßnahmen zur Erhöhung der Transparenz der Rats-
tätigkeit. Ebenfalls als Folge des Vertrags über die 
Europäische Union schlossen der Rat, die Kommis-
sion und das Europäische Parlament mehrere interin-
stitutionelle Vereinbarungen, mit denen eine Reihe 
von im Vertrag getroffenen Regelungen konkretisiert 
werden (s. hierzu im einzelnen Ziffer 9). 

3. Europäischer Rat, Sondertagung am 29. Oktober 
1993 in Brüssel 

Zentrales Thema der Sondertagung des Europäi-
schen Rats (ER) am 29. Oktober war die Umsetzung 
des Vertrages über die Europäische Union. In einer 
politischen Erklärung sprachen sich die Staats- und 
Regierungschefs für eine rasche und umfassende 
Nutzung der im Vertrag vorgesehenen Möglichkei-
ten aus, um dem europäischen Einigungsprozeß nach 
einer schwierigen Phase neue Dynamik zu verleihen. 
So bestätigte der Sonder-ER den Zeitplan für die 
Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion 
und den 1. Januar 1994 als Stichtag für den Beginn 
der zweiten Stufe zur Erlangung dieses Zieles. Die 
Staats- und Regierungschefs unterstrichen, daß die 
Einhaltung aller Kriterien des Unionsvertrags ein 
Schlüsselfaktor in diesem Prozeß sein werde. Der 
Belgier Alexandre Lamfalussy wurde als Präsident 
des Europäischen Währungsinstituts benannt. Nach 
einer positiven Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments hat der Europäische Rat auf seiner Ta-
gung am 10./11. Dezember in Brüssel seine Ernen-
nung formell beschlossen. 

Auf der Sondertagung des ER wurden weiterhin die 
Standorte für eine Reihe von neu einzurichtenden 
Institutionen der Europäischen Union entschieden 
(s. Ziffer 6). 

Die Staats- und Regierungschefs beschlossen erste 
gemeinsame Aktionen für die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik. Diese betreffen die Abhal-
tung einer Konferenz über Stabilität und Frieden in 
Europa, die Begleitung des Friedensprozesses im Na-
hen Osten und den Übergang zu einer demokrati-
schen Gesellschaft in Südafrika, die Beobachtung der 
Wahlen in Rußland am 12. Dezember und die Fort-
führung der Bemühungen um eine Verhandlungslö-
sung für den Konflikt im ehemaligen Jugoslawien. 

Der Sonder-ER beauftragte den Rat, für die Dezem-
ber-Tagung des Europäischen Rates einen Aktions-
plan für die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und 
Inneres zu erstellen. Auf ihrer Dezember-Tagung 
konnten die Staats- und Regierungschefs Einverneh-
men in folgenden Punkten erzielen: 

— sofortige Einrichtung der Europol-Drogenstelle, 

— die Anwendung einer globalen Strategie bei der 
Drogenbekämpfung, 

— die Aufstellung einer gemeinsamen Liste mit Län-
dern, für deren Staatsangehörige Visumszwang 
gilt, 

— der Ausbau der justitiellen Zusammenarbeit ins-
besondere in den Bereichen Auslieferung und Be-
kämpfung der organisierten internationalen Kri-
minalität, 

— eine bessere Koordinierung zwischen der Politik 
im Bereich Justiz und Inneres und der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik insbesondere 
bei der Frage der Rückübernahme von illegalen 
Einwanderern. 

Die Staats- und Regierungschefs bestätigten auf der 
Sondertagung des Europäischen Rats das Ziel, die 
Beitrittsverhandlungen mit Österreich, Finnland, 
Norwegen und Schweden bis zum 1. März 1994 abzu-
schließen. Beim letzten Ministertreffen am 21. De-
zember 1993 wurden so umfassende Fortschritte er-
zielt, daß weiterhin Aussicht besteht, diesen Termin 
für den Abschluß der Verhandlungen einhalten zu 
können (s. Ziffer 51). 

4. Tagung des Europäischen Rats am 10. und 11. 
Dezember 1993 in Brüssel 

Im Mittelpunkt der Tagung des Europäischen Rats im 
Dezember 1993 in Brüssel standen vor allem die wirt-
schaftliche Lage und die Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit. Auf der Grundlage des Artikels 103 EG-Ver-
trag beschlossen die Staats- und Regierungschefs 
erstmalig Schlußfolgerungen für die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik; diese bilden den Bezugsrahmen 
für die Wirtschaftspolitik in den Mitgliedstaaten (vgl. 
im einzelnen Ziffer 63). Weiterhin verabschiedeten 
sie auf der Grundlage des vom Präsidenten der Euro-
päischen Kommission vorgelegten Weißbuches einen 
Aktionsplan, mit dem kurzfristig eine ökonomische 
Trendwende eingeleitet und bis zum Ende des Jahr-
hunderts die Zahl der Arbeitslosen erheblich verrin-
gert werden soll. Dieser Aktionsplan umfaßt einen 
allgemeinen Rahmen für die Beschäftigungspolitik 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten. Hierunter fallen 

— die Verbesserung der Bildungs- und Ausbildungs-
systeme, 

— die Erhöhung der Flexibilität innerhalb der Unter-
nehmen und auf dem Arbeitsmarkt, 

— die Untersuchung neuer Formen der Arbeitsorga-
nisation in den Unternehmen, 

— die gezielte Senkung der Lohnnebenkosten, 

— die bessere Verwendung der für die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit aufgewendeten Mittel, 

— Sondermaßnahmen für Jugendliche ohne geeig-
nete Qualifikation und 

— die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen im Zu-
sammenhang mit der Erhöhung der Lebensquali-
tät und dem Umweltschutz. 

Ergänzt werden diese Anstrengungen der Mitglied-
staaten durch gezielte Maßnahmen auf Gemein-
schaftsebene. Hierunter fallen 
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— die optimale Nutzung des Binnenmarkts, 

— ein Beitrag zum Ausbau der Transeuropäischen 
Netze, 

— neue Infrastrukturen im Bereich der Information, 

— das Forschungsrahmenprogramm für die Jahre 
1994-1998 und 

— die Stimulierung des sozialen Dialogs. 

Der erfolgreiche Abschluß der GATT-Verhandlungen 
im Dezember 1993, an dem der belgische Vorsitzende 
maßgeblichen Anteil hat, hat die Voraussetzungen 

zur Überwindung der wirtschaftlichen Krise ent-
scheidend verbessert (s. hierzu auch Ziffer 177). 

Die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips war ein 
weiteres wichtiges Thema auf der Dezember-Tagung 
des Europäischen Rats (s. hierzu auch Ziffer 45). Der 
Europäische Rat hat einen Bericht der Kommission 
hierzu, in dem sie konkrete Maßnahmen ankündigte, 
zur Kenntnis genommen und die Kommission er-
sucht, künftig regelmäßig über die Umsetzung des 
Subsidiaritätsprinzips zu berichten, das nächste Mal 
auf dem Europäischen Rat in Essen. 

C. Inneres Gefüge der Union und Erweiterung 

I. Institutionelle Fragen 

1. Europäische Union 

5. Europäische Union, Ratifikation des Vertrags in 
Deutschland 

Mit Urteil vom 12. Oktober 1993 hat das Bundesverfas-
sungsgericht das Zustimmungsgesetz zum Vertrag 
über die Europäische Union gebilligt. Damit wurde der 
Weg freigemacht für die Hinterlegung der deutschen 
Ratifikationsurkunde die am 13. Oktober 1993 in Rom 
erfolgte. Der Vertrag trat am 1. November 1993 in Kraft. 

6. Standorte von EU-Einrichtungen 

Auf der Sondertagung des Europäischen Rates am 
29. Oktober 1993 wurde über die Standorte folgender 
Einrichtungen der EU entschieden: 

Das Europäische Währungsinstitut und die sich aus 
ihm mit Eintritt in die dritte Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion entwickelnde Zentralbank nehmen 
ihren Sitz in Frankfurt/Main. Die Europäische Um-
weltagentur wurde nach Kopenhagen vergeben, das 
Europäische Markenamt nach A licante sowie die 
Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz nach Bilbao. In Dublin wird das Amt für 
Veterinärwesen untergebracht, in Turin die Europäi-
sche Ausbildungsstiftung und in Den Haag Europol. 
Die Europäische Drogenbeobachtungsstelle nimmt 
ihren Sitz in Lissabon, die Agentur für Arzneimittel-
zulassung in London. Das Europäische Zentrum für 
Berufsbildung wird seinen Sitz von Berlin nach Thes-
saloniki verlegen. 

2. Europäisches Parlament 

7. Europäisches Parlament, Anzahl der deutschen 
Mandate 

Durch Änderung des EG-Direktwahlakts erhöht sich 
die Gesamtzahl der EP-Sitze von 518 auf 567. 

Deutschland stellt mit künftig 99 Sitzen (statt bisher 
81) das größte Abgeordnetenkontingent. Die neue 
Sitzverteilung wird aber erst wirksam, wenn alle Mit-
gliedstaaten die Änderung des Direktwahlakts in na-
tionales Recht umgesetzt und die Ratifizierungsur-
kunde hinterlegt haben. Dies ist im Berichtszeitraum 
in drei weiteren Mitgliedstaaten (Deutschland, Dä-
nemark, Belgien) geschehen, nachdem Irland bereits 
früher ratifiziert hatte. Die Ratifikation des neuen Di-
rektwahlakts steht in acht Mitgliedstaaten noch aus; 
das Verfahren ist jedoch überall eingeleitet, so daß 
mit rechtzeitigem Abschluß im Hinblick auf die EP

-

Neuwahlen im Juni 1994 zu rechnen ist. 

8. Europäisches Parlament, Rechtsetzung, 
Resolutionen 

Das Europäische Parlament (EP) hat, wie in den Ver-
trägen vorgesehen, im Rahmen der unterschiedli-
chen Beteiligungsverfahren am legislativen Prozeß 
der Gemeinschaft teilgenommen. Dabei wurden in 
vielen Fällen Änderungsvorschläge des Parlaments 
von Kommission und Rat übernommen. Darüber hin-
aus hat das Europäische Parlament auf jeder seiner 
Plenarsitzungen mit Resolutionen und Berichten zu 
drängenden Fragen der europäischen und Weltpoli-
tik Stellung genommen. 

Das Europäische Parlament hat sich nachdrücklich 
für effiziente Maßnahmen und wi rtschaftspolitische 
Koordinierung der Institutionen der Europäischen 
Union (EU) zur Besserung der Beschäftigungslage 
eingesetzt. Es knüpfte hierbei an das Weißbuch der 
Kommission „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Be-
schäftigung" an. Das EP leistete weiterhin einen 
wichtigen Beitrag zu durchführbaren europäischen 
Konzepten in den Bereichen Sicherheit, Wande-
rungsbewegungen, Energieversorgung, Umwelt- 
und Gesundheitsschutz, Verbrechensbekämpfung 
sowie Einhaltung der Menschenrechte und der Min-
derheitsrechte. 

Gemeinsame Aktionen der EU im Rahmen der Ge

-

meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
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sowie im Innen- und Rechtsbereich werden vom EP 
unterstützt. Im Berichtszeitraum galt dies im GASP-
Bereich vor allem für die Wahlbeobachtung in Ruß-
land, im Nahost-Friedensprozeß und die humanitäre 
Hilfe in Bosnien. Die Politik der Vereinten Nationen 
im ehemaligen Jugoslawien und anderen Krisenge-
bieten (besonders Somalia), an deren Umsetzung 
EU-Staaten beteiligt sind, standen ebenso im Vorder-
grund der Dringlichkeitsdebatten des Europäischen 
Parlaments wie Fragen der Menschenrechtspolitik 
der Gemeinschaft. 

9. Interinstitutionelle Vereinbarungen 

Zur Konkretisierung der Bestimmung des Vertrags 
über die Europäische Union haben sich Rat, Kommis-
sion und Europäisches Parlament (EP) auf der Inte-
rinstitutionellen Konferenz (IIK) in Luxemburg (25. 
Oktober 1993) auf drei interinstitutionelle Vereinba-
rungen (IIV) geeinigt. Sie betreffen Vereinbarungen 
über das Verfahren zur Anwendung des Subsidiari-
tätsprinzips, über die Modalitäten für die Arbeit des 
Vermittlungsausschusses nach Art . 189 c EG-Vertrag 
(Mitentscheidungsverfahren) und über die Aus-
übung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten. Er-
gänzt werden diese IIV durch eine Erklärung über 
Demokratie, Transparenz und Subsidiarität. Eben-
falls zum Abschluß gebracht werden konnte die IIV 
zur Haushaltsdisziplin. Nach der IIK in Luxemburg 
hat der Rat den Entwurf einer IIV über die nichtstän-
digen Untersuchungsausschüsse des EP nach 
Art . 138 EG-Vertrag vorgelegt, die zwischen EP und 
Rat weiter erörtert werden muß. 

EP-Präsident Klepsch hat dem Rat am 1. Dezember 
1993 drei weitere IIV vorgeschlagen, mit denen das 
EP die Zusammenarbeit zwischen Rat, Kommission 
und EP im Bereich der drei Säulen der Europäischen 
Union (Wirtschafts- und Währungsfragen, Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik, Justiz und 
Inneres) über die im EG-Vertrag festgeschriebenen 
Regelungen hinaus konkretisieren will. Diese Über-
legungen des EP bedürfen noch genauer Prüfung. 
Der Entwurf einer weiteren IIV zur Umsetzung des 
Sozialprotokolls ist in Vorbereitung. In all diesen Be-
reichen versucht das EP seinen Einflußbereich ge-
genüber den anderen EU-Institutionen zu stärken. 

3. Rat 

10. Rat der Europäischen Union 

Auf der ersten Tagung nach Inkrafttreten des Ver-
trags über die Europäische Union hat der Rat be-
schlossen, künftig die Bezeichnung „Rat der Europäi-
schen Union" zu verwenden. Ebenfalls als Folge des 
Inkrafttretens des Vertrages von Maast richt nahm 
der Rat eine gründliche Überarbeitung seiner Ge-
schäftsordnung (GO) vor. Diese enthält nun spe-
zifische Bestimmungen für die neuen Gebiete Ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik und 
Zusammenarbeit in den Bereichen Inneres und Ju-
stiz. Die Stellung des Ausschusses der Ständigen 
Vertreter als vorbereitende Institution für die Tagun-

gen des Rates wurde gestärkt. Im Zuge der GO-Re-
form wurden neue Bestimmungen eingeführt, um in 
Umsetzung der Beschlüsse des Europäisches Rates 
Edinburgh vom Dezember 1992 die Transparenz der 
Ratstätigkeit zu erhöhen. Diese neuen GO-Bestim-
mungen betreffen die öffentliche Abhaltung von 
Ratstagungen, die Veröffentlichung von Abstim-
mungsergebnissen und den Zugang der Öffentlich-
keit zu den Dokumenten des Rates. 

11. Rat, institutionelle Fragen 

Ausführlich behandelte der Rat die künftige Stellung 
der beitrittswilligen Staaten Österreich, Finnland, 
Schweden und Norwegen in den Organen und Insti-
tutionen der Europäischen Union. Gemäß den Be-
schlüssen des Europäischen Rats von Lissabon, wo-
nach die Erweiterung auf der Grundlage im Vertrag 
über die Europäische Union enthaltenen institutio-
nellen Bestimmungen möglich ist, wurde vom Euro-
päischen Rat beschlossen, den Platz der Beitrittskan-
didaten in den Organen und Institutionen der 
Gemeinschaft durch Fortrechnung des bestehenden 
Systems zu bestimmen. Offen blieb lediglich die De-
finition der qualifizierten Mehrheit und der Sperrmi-
norität bei Abstimmungen im Rat. 

12. Rat, Beitritt der EG zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention 

Auf Initiative der belgischen Präsidentschaft ist der 
Vorschlag der EG-Kommission vom Dezember 1990 
über einen Beitritt der EG zur Europäischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK) von einer Ad-hoc-
Gruppe des Rates erörtert worden. Die Auffassungen 
der Delegationen waren geteilt. Die Bundesregie-
rung ist für einen Beitritt eingetreten, damit Betroffe-
ne sich auch wegen Gemeinschaftsrechtsakten an 
die in der Europäischen Menschenrechtskonvention 
vorgesehenen Instanzen, insbesondere den Men-
schenrechtsgerichtshof in Straßburg, wenden kön-
nen. Aufgrund der unterschiedlichen Auffassungen 
der Mitgliedstaaten konnte sich der Rat am 29./30. 
November nur auf einen Grundsatzbeschluß einigen, 
daß der Europäische Gerichtshof (EuGH) um ein Gut-
achten ersucht wird, ob ein Beitritt der EG zur EMRK 
auf der Grundlage von Artikel 235 EG-Vertrag und 
im Hinblick auf das Rechtsprechungsmonopol des 
EuGH gemäß Artikel 219 EG-Vertrag mit diesem 
Vertrag vereinbar wäre. Die genaue Fragestellung 
soll noch ausgearbeitet und dann vom Rat gebilligt 
werden. Erst nach Klärung dieser Rechtsfragen durch 
den EuGH wird die politische Diskussion über den 
Beitritt der EG zur EMRK fortgesetzt werden. 

4. Kommission 

13. Europäische Kommission 

Die Europäische Kommission hat erstmals ein Ar-
beitsprogramm vorgelegt, das über die Dauer eines 
Jahres hinausreicht. Schwerpunkte setzt die Korn-
mission bei der Umsetzung der Regeln des Binnen- 
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marktes, der Verbesserung der Lage der europäi-
schen Wirtschaft durch neue Wachstumsimpulse 
(Weißbuch „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Be-
schäftigung") und der Verwirklichung der 2. Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion. 

Wichtige Leistungen im Bereich der Außenbeziehun-
gen waren der Abschluß der Uruguay-Runde des 
GATT, die Vertiefung der Beziehungen zu Mittel- 
und Osteuropa und den Ländern des Mittelmeerrau-
mes sowie wichtige Beiträge zur Ausfüllung des vom 
Vertrag über die Europäische Union vorgegebenen 
Handlungsrahmens. 

Die Kommission hat beschlossen, sich ab 1. Januar 
1994 „Europäische Kommission" zu nennen. 

14. Kommission, neue Vizepräsidenten 

Mit Wirkung vom 1. Juli 1993 bis zum Inkrafttreten 
des Vertrags über die Europäische Union wurden 
sechs Mitglieder der Kommission zu Vize-Präsiden-
ten ernannt: Dr. Martin Bangemann, Sir Leon Brittan, 
Henning Christophersen, Manuel Ma rin Gonzales, 
Prof. Antonio Ruberti und Karel van Miert. Mit In-
kraftreten des Vertrags über die Europäische Union 
ist das Recht zur Benennung von Vize-Präsidenten 
der Kommission von den Regierungen der Mitglied-
staaten auf die Kommission selbst übergegangen 
(Art. 161 EG-Vertrag). Die Kommission hat am 22. De-
zember die Herren Manuel Ma rin Gonzales und 
Henning Christophersen zum 1. bzw. 2. Vize-Präsi-
denten der Kommission ernannt. 

5. Europäischer Gerichtshof und Gericht erster 
Instanz 

15. EuGH, Verbesserung der Durchsetzbarkeit von 
Entscheidungen 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrages über die Euro-
päische Union wurden die Möglichkeiten des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH) gegenüber vertrags-
brüchigen Mitgliedstaaten zur Durchsetzung von 
Urteilen erweitert. 

Gem. Art . 171 EG-Vertrag in der Neufassung durch 
den Vertrag über die Europäische Union kann der 
Gerichtshof nunmehr auf Antrag der Kommission ge-
gen einen im Rahmen eines Vertragsverletzungsver-
fahren verurteilten Mitgliedstaat die Zahlung eines 
Pauschalbetrages oder eines Zwangsgeldes verhän-
gen, wenn der Mitgliedstaat dem früheren Urteil 
nicht nachgekommen ist. 

Diese Sanktionsmöglichkeit verbessert die Durch-
setzbarkeit von EuGH-Entscheidungen und stärkt 
die Autorität des Gerichtshofs. 

16. EuGH, Entscheidungen 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1993 wurden vom 
EuGH folgende Entscheidungen von besonderer Be-
deutung gefällt: 

17. EuGH-Urteil zum freien Dienstleistungsverkehr 

Im Urteil vom 1. Juli 1993 (Rechtssache C-20/92) hat 
der EuGH festgestellt, daß die Verpflichtung zur Zah-
lung einer Prozeßkostensicherheit mit A rt . 59/60 
EWG-Vertrag nicht vereinbar ist, wenn eine Person 
mit Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat vor 
einem inländischen Gericht klagt und wenn ein In-
länder diese Sicherheit nicht leisten muß. Das Vorla-
gegericht wollte in dieser Rechtssache wissen, ob die 
Hinterlegung einer Prozeßkostensicherheit nach 
§ 110 Abs. 1 Satz 1 ZPO von einem britischen Solicitor 
ohne Wohnsitz und Grundvermögen in Deutschland 
verlangt werden kann, wenn dieser in Ausübung sei-
nes Berufes vor einem deutschen Gericht klagt. 

18. EuGH-Urteil zur sozialen Sicherheit bei 
Wanderarbeitnehmern 

In seinem Urteil vom 2. August 1993 (Rechtssache 
C-23/92) entschied der EuGH, daß zwischenstaatli-
che Abkommen über die soziale Sicherheit, die nur 
zwischen einem Mitgliedstaat und einem Drittstaat 
geschlossen worden sind, nicht auf Angehörige eines 
anderen Mitgliedstaates angewendet werden. 

Im Vorlagefall war über die Frage zu entscheiden, ob 
eine spanische Arbeitnehmerin, die Klägerin des 
Ausgangsverfahrens, Vergünstigungen beanspru-
chen kann, die sich aus einem Abkommen ergeben, 
das die Bundesrepublik Deutschland mit der Schweiz 
für ihre eigenen Staatsangehörigen geschlossen hat. 
Die Klägerin hätte nur dann Anspruch auf Zahlung 
einer Rente gehabt, wenn eine aufgrund eines 
schweizerisch-deutschen Abkommens für deutsche 
Staatsangehörige mögliche Anrechnung von in der 
Schweiz zurückgelegten Versicherungszeiten auch 
für die Klägerin möglich gewesen wäre. Im Ergebnis 
kommen Versicherungszeiten, die in der Schweiz zu-
rückgelegt wurden, aufgrund des bilateralen 
deutsch-schweizerischen Abkommens nur den An-
gehörigen der Vertragsstaaten zugute. 

19. EuGH-Urteil zum Schadensersatz bei 
Geschlechtsdiskriminierung 

In seiner Entscheidung vom 2. August 1993 (Rechts-
sache C-271/91) hat der EuGH die Einführung von 
Obergrenzen für Schadensersatzansprüche wegen 
geschlechtsbedingter Diskriminierung als Verstoß 
gegen die Gleichbehandlungsrichtlinie 76/207 
(EWG) bewertet, soweit dadurch nicht dem Erf order-
nis genüge getan ist, durch eine angemessene Wie-
dergutmachung des durch die diskriminierende 
Handlung entstandenen Schadens tatsächlich Chan-
cengleichheit zu gewährleisten. 

20. EuGH-Urteil zur Auslegung des Grundsatzes 
„Gleiches Entgelt für Männer und Frauen" 

In einem niederländischen Vorabentscheidungsver

-

fahren hat der EuGH in der Rechtssache C-109/91 am 
6. Oktober 1993 festgestellt, daß eine im Rahmen 
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eines beruflichen Rentensystems vorgesehene Hin-
terbliebenenrente in den Anwendungsbereich von 
Art. 119 EWG-Vertrag fällt. Der EuGH stellte dane-
ben fest, daß die Gleichbehandlung auf dem Gebiet 
der betrieblichen Renten nur für Leistungen geltend 
gemacht werden kann, die für Beschäftigungszeiten 
nach dem 17. Mai 1990, also dem Tag des Erlasses des 
Barber-Urteils, geschuldet werden. 

21. EuGH-Urteil zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

Auf Vorlage des Arbeitsgerichts Passau hat der 
EuGH am 20. Oktober 1993 (Rechtssache C-272/92) 
entschieden, daß Art . 48 Abs. 2 EWG-Vertrag natio-
nalen Rechtsvorschriften entgegensteht, nach denen 
die Stellen von Fremdsprachenlektoren mit Hilfe be-
fristeter Arbeitsverträge besetzt werden müssen, wo-
hingegen der Abschluß dera rtiger Verträge mit son-
stigen Lehrkräften für besondere Aufgaben im 
Einzelfall durch einen sachlichen Grund gerechtfer-
tigt sein muß. Da Fremdsprachenlektoren ganz über-
wiegend ausländische Staatsangehörige sind, ist der 
EuGH der Auffassung, daß diese unterschiedliche 
Behandlung geeignet ist, sie gegenüber deutschen 
Staatsangehörigen zu benachteiligen. Die zugrunde 
liegende gesetzliche Regelung (§ 57 b Absatz 3 HRG 
und Art . 27 Absatz 3 Satz 3 Bayerisches Hochschul-
lehrergesetz) stellt somit eine gem. Art. 48 Abs. 2 
EWG-Vertrag verbotene mittelbare Diskriminierung 
dar, sofern sie nicht aus sachlichen Gründen gerecht-
fertigt ist. 

22. EuGH-Urteil zum Diskriminierungsverbot im 
Urheberrecht 

In seinem Urteil vom 20. Oktober 1993 (Verb. Rechts-
sachen C-92/92 und 326/92 — Phil Collins) hat der 
Gerichtshof entschieden, daß das Urheberrecht und 
die verwandten Schutzrechte in den Anwendungs-
bereich des EWG-Vertrages fallen und damit das in 
Artikel 6 EG-Vertrag (früher: Artikel 7 EWG-Vertrag) 
verankerte Diskriminierungsverbot in diesem Recht-
sbereich des Schutzes des geistigen Eigentums gilt. 

Danach ist die Gegenseitigkeit als Schutzvorausset-
zung hinsichtlich der in einem anderen Mitgliedstaat 
bestehenden Schutzrechte mit Artikel 6 EG-Vertrag 
unvereinbar. Ein Urheber oder ausübender Künstler 
eines anderen Mitgliedstaates kann sich unmittelbar 
auf das Diskriminierungsverbot des Artikels 6 EG-
Vertrag berufen, um Gewährung des Schutzes zu 
verlangen, der den inländischen Urhebern und aus-
übenden Künstlern vorbehalten ist (Inländerbehand-
lung). 

23. EuGH-Urteil zur Auslegung von A rt . 85 EG-Vertrag 

Im Urteil vom 17. November 1993 (Rechtssache C-2/ 
91) hat der EuGH festgestellt, daß die Art. 3 g (A rt . 3 f 
EWG-Vertrag), 5 Abs. 2 und 85 Abs. 1 EG-Vertrag 
nicht einer staatlichen Regelung entgegenstehen, 
durch die es Versicherungsvermittlern untersagt ist, 
die von den Versicherungsgesellschaften erhaltenen 

Provisionen ganz oder teilweise an ihre Kunden ab-
zugeben, wenn jeder Zusammenhang mit einem vom 
Art. 85 Abs. 1 EG-Vertrag erfaßten Verhalten von Un-
ternehmen fehlt und der zugrundeliegenden Rege-
lung keine Absprache in den erfaßten Bereichen 
vorausging. Im zugrundeliegenden Fall war die Pro-
visionsabgabe an Versicherungsnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland für die Krankenversi-
cherung, die Schadensversicherung und die Recht-
schutzversicherung untersagt. 

In der Rechtssache C-185/91 hatte der Gerichtshof zu 
entscheiden, ob das nach dem Güterkraftverkehrs-
gesetz vorgesehene Verfahren, wonach die Tarife im 
Güterfernverkehr von Tarifkommissionen festgelegt 
werden und nach staatlicher Genehmigung unter Be-
dingungen für alle Wirtschaftsteilnehmer Verbind-
lichkeit erlangen, mit den Art. 85 und 5 Abs. 2 EG

-

Vertrag zu vereinbaren ist. Mit Urteil vom 17. Novem-
ber 1993 bejahte er die Vereinbarkeit der Festsetzung 
von Tarifen durch staatliche Kommissionen mit 
Art. 85 EG-Vertrag, sofern die Mitglieder der ent-
sprechenden Kommissionen unabhängige Sachver-
ständige seien und der Staat darüber wache, daß die 
Kommissionen die Tarife aufgrund von Erwägungen 
des allgemeinen Wohls festsetzten. 

24. EuGH-Urteil zum freien Warenverkehr 

In seinem Urteil vom 24. November 1993 (Rechtssa-
chen C-267 und C-268/91) änderte der EuGH seine 
Rechtsprechung zum Verbot der Maßnahmen glei-
cher Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen. 
Während nach der bisherigen Rechtsprechung auch 
jede nur potentielle Beeinträchtigung des Warenver-
kehrs verboten war — vorbehaltlich einer Rechtferti-
gung, z. B. aus Gründen des Gesundheitsschutzes —, 
sind nun aufgrund dieses Urteils nationale Regelun-
gen der Verkaufsmodalitäten, die unterschiedslos für 
eingeführte und inländische Waren gelten und die 
den Absatz inländischer und eingeführter Erzeugnis-
se rechtlich und tatsächlich in gleicher Weise berüh-
ren, mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar. 

25. EuGH-Urteil über nationale Regelungen zum 
Kündigungsschutz 

Auf Vorlage des Arbeitsgerichts Reutlingen ent-
schied der EuGH am 30. November 1993 (Rechtssa-
che C-189/91), daß die Befreiung der Kleinbetriebe 
vom Kündigungsschutz (hier § 23 Abs. 1 Satz 2 Kün-
digungsschutzgesetz) für Arbeitnehmer keine Bei-
hilfe im Sinne von Art . 92 Abs. 1 EG-Vertrag dar-
stellt. Darüber hinaus entschied der EuGH, daß der 
Grundsatz der Gleichbehandlung männlicher und 
weiblicher Arbeitnehmer hinsichtlich der Entlas-
sungsbedingungen nicht § 23 Abs. 1 Satz 3 des Kün-
digungsschutzgesetzes entgegensteht. Eine Diskri-
minierung von teilzeitbeschäftigten Frauen läge nur 
dann vor, wenn erwiesen wäre, daß die Kleinunter-
nehmen einen erheblich höheren Prozentsatz Frauen 
als Männer beschäftigen. 

 



Drucksache 12/7132 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

26. EuGH-Urteil zur betrieblichen Altersversorgung 

Der EuGH hat am 14. Dezember 1993 (Rechtssache 
C-110/91) auf ein Vorabentscheidungsersuchen des 
Arbeitsgerichtes Bonn zu Fragen der Gleichbehand-
lung von Männern und Frauen in der deutschen be-
trieblichen Altersversorgung die Grundzüge seiner 
Entscheidung in der Rechtssache C-262/86 (Barber) 
sowie der am 6. Oktober 1993 entschiedenen Rechts-
sache C-109/91 (Ten Oever) bestätigt. Der EuGH hat 
das Barber-Urteil zu unterschiedlichen Altersgrenzen 
im britischen Betriebsrentensystem, das das gesetzli-
che ersetzt, auf das deutsche Betriebsrentensystem, 
das das gesetzliche System lediglich ergänzt, über-
tragen. Danach liegt ein Verstoß gegen Artikel 119 
EG-Vertrag vor, wenn im betrieblichen Versorgungs-
system für männliche Arbeitnehmer ein höheres Ren-
tenalter (65 Jahre) festgelegt ist als für weibliche (60 
Jahre). Die Bundesregierung hatte vorgetragen, daß 
aufgrund des § 6 BetrAVG im Hinblick auf die Alters-
grenzen eine Konnexität zwischen der betrieblichen 
und der gesetzlichen Altersversorgung besteht, die 
den Handlungsspielraum der Vertragsparteien bei 
der betrieblichen Altersversorgung in erheblichem 
Umfang einschränkt. Infolge des Urteils ist eine un-
mittelbare Verknüpfung der betrieblichen Altersver-
sorgung als ergänzendem Versorgungssystem mit 
den Regelungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nicht mehr ohne weiteres möglich. Welche, ins-
besondere finanziellen, Auswirkungen dieses Urteil 
für die deutsche betriebliche Altersversorgung hat, 
läßt sich noch nicht abschätzen. 

27. EuGH, neue Verfahren 

Von den im Berichtszeitraum erhobenen Klagen sind 
folgende besonders erwähnenswert: 

— Die Kommission greift die Umsetzung der Richt-
linien über die Koordinierung der Vergabe öffent-
licher Bau- und Lieferaufträge in der Bundes-
republik Deutschland an (Rechtssache C-433/93). 
Die Vergaberichtlinien sind durch eine Änderung 
des Haushaltsgrundsätzegesetzes und durch 
Rechtsverordnungen umgesetzt worden („haus-
haltsrechtliche Lösung” statt eines eigenen Ver-
gabegesetzes). Die Überprüfung des Vergabever-
fahrens ist gerichtsähnlichen, unabhängigen 
Instanzen übertragen worden. Nach Auffassung 
der Bundesregierung erhalten die Verdingungs-
ordnungen die Publizität und Rechtsbeständig-
keit von Rechtsverordnungen, indem sie in die 
aufgrund des Haushaltsgrundsätzegesetzes erlas-
senen Verordnungen inkorporie rt  werden. Strei-
tig ist im wesentlichen, ob die Richtlinien den un-
terlegenen Bietern subjektive Rechte einräumen. 
Nach Ansicht der Bundesregierung ist dies nicht 
der Fall. 

— Die Bundesregierung hatte der Vollendung des 
Binnenmarktes dadurch Rechnung getragen, daß 
sie mit Wirkung zum 1. Januar 1993 die nationalen 
Einfuhrbeschränkungen gegenüber den ehemali-
gen Staatshandelsländern aufgehoben hat. Die 
Kommission hatte daraufhin eine Vertragsverlet-
zungsklage gegen die Bundesrepublik Deutsch-

land erhoben (Rechtssache C-382/93). Da der Rat 
inzwischen alle Einfuhrbeschränkungen der Mit-
gliedstaaten aufgehoben hat, wird die Kommis-
sion die Klage zurücknehmen. 

— Die Bundesregierung hat die Verordnung (EWG) 
Nr. 2186/83 des Rates über den Aufbau von Unter-
nehmensregistern für statistische Verwendungs-
zwecke angefochten (Rechtssache C-426/93), weil 
die Verordnung auf eine unzureichende Recht-
sgrundlage (Art . 213 EG-Vertrag) gestützt ist. 

6. Rechnungshof 

28. Rechnungshof 

Der Europäische Rechnungshof hat mit dem Inkraft-
treten des Vertrages über die Europäische Union die 
Stellung eines Organs der Gemeinschaft (A rt . 4 EG

-

Vertrag) erhalten. Er besteht aus zwölf Mitgliedern, 
die ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit ausüben. 

Der Rechnungshof prüft die Rechnung über alle Ein-
nahmen und Ausgaben der Gemeinschaft. Kontroll-
maßstab ist die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmä-
ßigkeit der Einnahmen und Ausgaben und die 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung. Nach Ab-
schluß eines Haushaltsjahres erstattet er den Orga-
nen der Gemeinschaft einen Jahresbericht, der mit 
deren Stellungnahme im Amtsblatt veröffentlicht 
wird. Er unterstützt das Europäische Parlament und 
den Rat bei der Kontrolle der Ausführung des Haus-
haltsplans. 

7. Wirtschafts- und Sozialausschuß 

29. Wirtschafts- und Sozialausschuß, Schwerpunkte 
der Arbeit 

Im Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik befaßte 
sich der Ausschuß schwerpunktmäßig mit dem The-
ma „Beschäftigung — Wirtschaftswachstum” . Er 
konnte dem Wunsch des Rates entsprechen und sei-
ne Stellungnahmen hierzu rechtzeitig zum Europäi-
schen Rat im Dezember vorlegen. 

Der Ausschuß führte im September eine Konferenz 
zum Thema „Europa der Bürger" durch, in der Bür-
gerinnen und Bürger der Gemeinschaft über ihre 
Erfahrungen berichteten und Vorschläge für die 
Weiterentwicklung der Gemeinschaftspolitiken vor-
legten. Die Präsidentin des Ausschusses, Frau Dr. 
Susanne Tiemann, faßte die Ergebnisse der Konfe-
renz in fünfzehn Schlußfolgerungen zusammen, die 
folgende drei Themenbereiche beinhalten: 

— Die Bürger und das Europa ohne Grenzen 

— Die Bürger und die Lebensbedingungen in Europa 

— Die Bürger und die Gemeinschaftsinstitutionen. 

Im Bereich der Außenbeziehungen setzte der Aus-
schuß seine Bemühungen um einen Erfahrungsaus-
tausch mit den wi rtschaftlichen und sozialen Grup-
pen Mittel- und Osteuropas, des Maghrebraumes 
und Lateinamerikas fo rt ; die Ergebnisse der Gesprä- 
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che faßte er in Stellungnahmen zusammen. Die 
Kontaktgruppe mit den EFTA-Ländern bereitete die 
gesamte Versammlung der wirtschaftlichen und so-
zialen Gruppen des Europäischen Wirtschaftsraums 
vor. 

8. Ausschuß der Regionen 

30. Ausschuß der Regionen 

Der Ausschuß der Regionen stärkt das Gewicht der 
Bundesländer und Kommunen in der Europäischen 
Union. Er wurde auf deutsche Initiative hin im Uni-
onsvertrag verankert. 

Auf der Sitzung des Europäischen Rates am 29. Okto-
ber 1993 war abzusehen, daß die Vorarbeiten für das 
Zusammentreten des Ausschusses, insbesondere die 
Benennung der Mitglieder, bis zum Inkrafttreten des 
Vertrages nicht abgeschlossen sein würden. Die Vor-
bereitung der konstituierenden Sitzung übernimmt 
der Wirtschafts- und Sozialausschuß in analoger An-
wendung seiner Geschäftsordnung. Über die interne 
Organisation, insbesondere die Schaffung des Amtes 
eines eigenen Generalsekretärs, wird der Ausschuß 
der Regionen nach seiner Einsetzung selbst entschei-
den. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß 
der Ausschuß seine Tätigkeit rasch aufnehmen kann. 

9. Verwendung der deutschen Sprache in der 
Union 

31. Deutsche Sprache, generelle Tendenzen 

Die Bundesregierung hat ihre beharrlichen und mit 
Nachdruck verfolgten Bemühungen fortgesetzt, die 
Gleichbehandlung der deutschen Sprache mit Eng-
lisch und Französisch in den Organen der Europäi-
schen Union auch in der Praxis durchzusetzen. Mit 
aller Entschiedenheit hat sie sich gegen jede Benach-
teiligung der deutschen Sprache in der Union ge-
wandt. 

Über den Einzelfall hinausweisende Fälle der Be-
nachteiligung der deutschen Sprache wurden von 
der Bundesregierung gegenüber den zuständigen 
Dienststellen der Union aufgegriffen. 

32. Deutsche Sprache, Rat 

Auch im zweiten Halbjahr 1993 hat die Mitarbeit in 
Gremien des Rates dadurch gelitten, daß die in der 
Geschäftsordnung vorgesehene Frist oft nicht einge-
halten wurde, so daß die Dokumente in vielen Fällen 
nicht rechtzeitig in deutscher Sprache vorlagen. Die 
Koordinierung innerhalb der Bundesregierung und 
die Zusammenarbeit mit den Ländern zur Wahrneh-
mung deutscher Belange im Bereich der Europapoli-
tik wurden hierdurch erschwert. Die Bundesregie-
rung hat dies zum Anlaß genommen, Kommission 
und Ratssekretariat nachdrücklich an die Einhaltung 
der Sprachenregelung zu erinnern. Dies hat in vielen 
Fällen bereits zu einer besseren Versorgung mit 
Übersetzungs- und Dolmetscherdiensten für das 

Deutsche geführt. Die Bundesregierung wird ihre Be-
mühungen mit Nachdruck fortsetzen, auch um ihre 
sich aus Art. 23 GG ergebende Verpflichtung zu 
rechtzeitiger Unterrichtung von Deutschem Bundes-
tag, Bundesrat und Ländern erfüllen zu können. 

33. Deutsche Sprache, Kommission 

Zur Verwendung der deutschen Sprache durch die 
Kommission wurde ein wichtiger Fortschritt erzielt. 
Am 1. September 1993 hat  der Präsident der Kommis-
sion die geltende Sprachenregelung für Dokumente 
der Kommission bestätigt. Danach gilt: 

— Wenn Dokumente nach außen gerichtet sind, 
werden sie in allen Amtssprachen der Europäi-
schen Gemeinschaft vorgelegt, 

— soweit Dokumente für den internen Gebrauch der 
Kommission vorgelegt werden, werden sie in den 
Arbeitssprachen Deutsch, Englisch und Franzö-
sisch verfaßt. 

Damit sind erstmals in einer Erklärung der Kommis-
sion die drei Sprachen Deutsch, Englisch und Franzö-
sisch gleichrangig nebeneinander als Arbeitsspra-
chen hervorgehoben worden. 

Die Bundesregierung begrüßt diese eindeutige Hal-
tung. Sie erwartet, daß die Dienststellen der Kommis-
sion die im Berichtszeitraum in vielen Einzelfällen 
aufgetretenen Benachteiligungen der deutschen 
Sprache zügig abbauen wird. 

— Nach wie vor führen die Dienststellen der  Kom-
mission  ihre Zusammenarbeit mit der deutschen 
Wirtschaft häufig in englischer bzw. französischer 
Sprache durch, so daß die Bundesregierung er-
neut gezwungen war, in zahlreichen Einzelfällen 
gegenüber der Kommission zu verdeutlichen, daß 
für eine wirksame Mitarbeit der deutschen Wirt-
schaft Deutsch als Arbeitssprache unerläßlich ist. 

— Im Rahmen der Kooperation mit den Ländern in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa (Assoziierungs-  
und Kooperationsverträge) wurde von den 
Dienststellen der Gemeinschaft die deutsche 
Sprache nur selten benutzt, obwohl Deutsch an-
gesichts der verbreiteten Kenntnisse in Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa eine wichtige Kommuni-
kationsbrücke darstellt. 

— Die Zusammenarbeit mit den EFTA-Ländern und 
im Rahmen des Europäischen Wirtschaftsraums 
läuft weitgehend unter Verwendung von Englisch 
als Arbeitssprache ab, obwohl die deutsche Spra-
che in Österreich, Liechtenstein und der Schweiz 
sogar Amtssprache ist. 

34. Deutsche Sprache, Europäischer Gerichtshof 

Der Präsident des Europäischen Gerichtshofs hat En-
de 1993 angekündigt, daß es aufgrund organi-
satorischer Veränderungen ab Januar 1994 möglich 
sein wird, die Entscheidungen des Europäischen Ge-
richtshofs in allen Amtssprachen binnen drei Wochen 
nach ihrer Verkündung verfügbar zu machen. 
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35. Deutsche Sprache, Europäisches Markenamt 

Die Staats- und Regierungschefs der Staaten der Uni-
on sind am Rande der Tagung des Europäischen Ra-
tes am 29. Oktober 1993 übereingekommen, daß die 
Sprachen des künftigen Harmonisierungsamtes für 
den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) 
Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch und Spa-
nisch sein werden. Damit ist erstmals für eine Institu-
tion der Gemeinschaft eine — Deutsch enthaltende 
— Beschränkung auf fünf Sprachen getroffen wor-
den. 

Auf Drängen von Mitgliedstaaten, deren Amtsspra-
che nicht zu diesen fünf Sprachen gehört, wurde in 
der Verordnung über die Gemeinschaftsmarke eine 
Regelung getroffen, nach der u. a. in begrenzten Ein-
zelfällen in Verfahren vor dem Amt auch solche Spra-
chen Verfahrenssprache sein können, die nicht Spra-
chen des Markenamtes sind. 

10. Dienstrecht der Bediensteten der Europäischen 
Union 

36. Dienstbezüge für die Beamten der EG, 
Angleichung zum 1. Juli 1993 

Den Vorschlag der Kommission zur Anhebung der 
Gehälter der EG-Beamten rückwirkend um 0,9 % so-
wie zur Festsetzung neuer Berichtigungskoeffizien-
ten für diejenigen Bediensteten, die in Dienstorten 
anderer Mitgliedstaaten außerhalb Belgiens beschäf-
tigt sind (Deutschland: 99,8; München 110,6; Berlin 
113,0), hat die Bundesregierung abgelehnt. Zum 
einen bestanden große Zweifel an der Verläßlichkeit 
der statistischen Methode. Zu der Überprüfung der 
Methode durch eine Expertengruppe war die Kom-
mission nicht bereit. Zum anderen lehnte die Kom-
mission es ab, die Anwendung einer Ausnahmeklau-
sel zu prüfen, die es ermöglicht, erhebliche 
wirtschaftliche und soziale Verschlechterungen in 
den Mitgliedstaaten bei der Besoldungsmethode zu 
berücksichtigen. 

Im übrigen enthielt der Vorschlag erneut keine Rück-
forderungsklausel, die es bei nachträglicher Korrek-
tur der Berechnungsfaktoren ermöglicht, zuviel ge-
zahlte Beträge zurückzufordern. 

Der Vorschlag wurde dennoch mit qualifizierter 
Mehrheit gegen die Stimmen Deutschlands und Dä-
nemarks angenommen. 

37. Pensionsregelung für EG-Bedienstete 

Der Rat hatte bereits im vergangenen Jahr auf Initia-
tive Deutschlands die Kommission einstimmig aufge-
fordert, die Vorschrift im Beamtenstatut zu ändern, 
die für die Pensionäre in den Mitgliedstaaten die An-
wendung der Berichtigungskoeffizienten der jeweili-
gen Hauptstadt für die Pensionshöhe vorsieht. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese 
Regelung insbesondere in Ländern mit hohen Le-
benshaltungskosten in der Metropole zu ungerecht-
fertigt hohen Pensionen führt, da die Pensionäre ih-

ren Wohnsitz oft nicht in der Hauptstadt haben, 
sondern in Gebieten mit niedrigeren Lebenshal-
tungskosten. 

Die Kommission hat bisher keinen Änderungsvor-
schlag vorgelegt. Da die jährliche Gehaltsanpassung 
jeweils auch eine Vorschrift enthält, die die Anwen-
dung der neuen Berichtigungskoeffizienten für die 
Pensionäre vorschreibt, kann die Bundesregierung 
diese bis zur Vorlage eines Änderungsvorschlags, der 
den Bedenken des Rates entspricht, nicht mehr mit-
tragen. 

38. Statut der Beamten der EG; Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen 

Der im 52. Integrationsbericht (Ziffer 75) näher er-
läuterte Vorschlag der Kommission, eine Ermächti-
gungsgrundlage zur Förderung der Chancengleich-
heit von Männern und Frauen in das Statut 
aufzunehmen, soll erst nach Vorlage eines Kommis-
sionsentwurfs für Durchführungsbestimmungen wei-
ter behandelt werden. 

39. Gemeinsame Forschungsstelle, 
Vorruhestandsregelungen 

Nachdem der Vorschlag zur erneuten Einführung 
von Vorruhestandsregelungen für die Gemeinsame 
Forschungsstelle keine Mehrheit in der Ratsarbeits-
gruppe Statut gefunden hat, zog die Kommission die-
sen Vorschlag zurück. 

40. Europäisches Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung und Europäische Stiftung zur 
Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen; Änderung der 
Beschäftigungsbedingungen 

Die Kommission hat für beide Einrichtungen eine 
weitere Anpassung der Beschäftigungsbedingungen 
an diejenigen für die Bediensteten auf Zeit der EG 
vorgeschlagen. 

Nachdem die Bundesregierung gemeinsam mit an-
deren Mitgliedstaaten erhebliche Bedenken gegen 
die hierbei vorgeschlagene Einführung einer weite-
ren Besoldungsstufe (A3-Abteilungsleiter) sowie 
eines günstigeren Steigerungssatzes für die Berech-
nung des Pensionsanspruchs für Bedienstete ab dem 
60. Lebensjahr erhoben hatte, zog die Kommission 
die Vorschläge zurück. 

11. Beteiligung des Bundestages am 
Integrationsprozeß 

41. Bundestag, neues Zusammenarbeitsgesetz 
(EUZBBG) 

Mit Inkrafttreten des Vertrags über die Europäische 
Union am 1. November 1993 trat das Gesetz über die 
Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deut-
schem Bundestag in Angelegenheiten der Europäi- 
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schen Union vom 12. März 1993 (BGBl. I S. 311) in 
Kraft. Auf der Grundlage dieses Gesetzes wirkt der 
Bundestag an der Willensbildung des Bundes in An-
gelegenheiten der Europäischen Union mit. Zu die-
sem Zweck ist die Bundesregierung verpflichtet, den 
Bundestag umfassend zum frühestmöglichen Zeit-
punkt über alle Vorhaben im Rahmen der Europäi-
schen Union zu unterrichten. Auch das Bundesver-
fassungsgericht hat die Rolle des Deutschen 
Bundestages bei Vorhaben der Europäischen Union 
und der Mitwirkung an der Willensbildung des Bun-
des hierzu in seinem Urteil vom 12. Oktober 1993 
besonders hervorgehoben. 

12. Beteiligung der Länder am Integrationsprozeß 

42. Länder, Mitwirkung in Angelegenheiten der 
Europäischen Union 

Gleichzeitig mit dem Vertrag über die Europäische 
Union sind am 1. November 1993 

das Gesetz über die Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern in Angelegenheiten der Europäi-
schen Union vom 12. März 1993 (BGBl. I S. 313) — 
EUZBLG; 

die Vereinbarung vom 29. Oktober 1993 zwischen 
der Bundesregierung und den Regierungen der 
Länder über die Zusammenarbeit in Angelegen-
heiten der Europäischen Union in Ausführung 
von § 9 EUZBLG (Bundesanzeiger Nr. 226 vom 2. 
Dezember 1993) 

in Kraft getreten. 

Das Gesetz und die Vereinbarung regeln in detail-
lierter Form die Verfahren für die Mitwirkung der 
Länder in Angelegenheiten der Europäischen Union, 
wie sie im Art. 23 GG festgelegt sind. 

Die Bestimmungen über die Mitwirkung der Länder 
gelten nicht für den Bereich der Gemeinsamen Auß-
en- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union. 

Bund und Länder haben den gemeinsamen Willen 
bekräftigt, durch geeignete institutionelle und orga-
nisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, daß die 
Handlungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutsch-
land und eine flexible Verhandlungsführung auf der 
Ebene der Europäischen Union gewährleistet blei-
ben. 

13. Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 

43. Subsidiaritätsprinzip, Anwendung im Rahmen der 
Gemeinschaft 

Die Bundesregierung hat sich im Berichtszeitraum 
aktiv für die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 
im Rahmen der Gemeinschaft eingesetzt. Gemäß 
einem Beschluß der Europastaatssekretäre vom 6. Ju-
li 1993 ist den Dienststellen der Kommission am 22. 
Juli 1993 eine Liste von EG-Rechtsakten und Vor-
schlägen für EG-Rechtsakte informell mit der Bitte 
übermittelt worden, diese in die — vom Europäischen 
Rat beschlossene — Überprüfung des bestehenden 

Gemeinschaftsrechts einzubeziehen. Diese Liste, die 
von der Bundesregierung nach Anhörung der Ver-
bände, in Abstimmung mit den Ländern und unter 
Berücksichtigung der vom Bundesrat am 7. Mai 1993 
beschlossenen Liste erstellt worden war, enthält 54 
Einzelmaßnahmen und -vorschläge, die nach deut-
scher Auffassung zurückgenommen oder geändert 
werden sollten. Am 15. November 1993 ist der Kom-
mission diese Liste erneut — diesmal formell — über-
geben worden. 

Die Bundesregierung hat ferner im Rat am Zustande-
kommen einer Interinstitutionellen Vereinbarung 
(IIV) zum Subsidiaritätsprinzip zwischen den drei 
Gesetzgebungsorganen der Gemeinschaft mitge-
wirkt, die am 21. Dezember 1993 unterzeichnet wor-
den ist. Die drei Organe verpflichten sich da rin, Vor-
schläge für Rechtsakte bzw. Änderungen solcher 
Vorschläge substantiiert unter dem Gesichtspunkt 
des Subsidiaritätsprinzips zu begründen. In den Er-
wägungsgründen nimmt die IIV Bezug auf die 
Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von 
Edinburgh vom Dezember 1992, die materielle 
Grundsätze, Leitlinien und Kriterien („Gesamtkon-
zept”) für die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 
und des Verhältnismäßigkeitsprinzips enthalten. 

Die Kommission hat dem Europäischen Rat im De-
zember 1993 einen „Bericht über die Anpassung der 
geltenden Rechtsvorschriften an das Subsidiaritäts-
prinzip" vorgelegt. Darin sind die Neufassung (Kodi-
fizierung), Vereinfachung oder Aufhebung zahlrei-
cher bestehender EG-Regelungen und die 
Zurücknahme oder Überarbeitung einiger Kommis-
sionvorschläge vorgesehen. Der Europäische Rat hat 
den Bericht bei seiner Tagung in Brüssel im Dezem-
ber 1993 zur Kenntnis genommen und die Kommis-
sion aufgefordert, dem Rat auf der Grundlage ihres 
Berichts möglichst bald konkrete Vorschläge zuzulei-
ten, die vom Rat  umgehend beraten werden sollen. 
Die Kommission hat ferner eine Stellungnahme zu 
der deutschen Subsidiaritätsliste zugesagt, da sie in 
ihrem Subsidiaritätsbericht an den Europäischen Rat 
noch nicht im einzelnen auf diese eingegangen war. 
Die Bundesregierung strebt — in Übereinstimmung 
mit den Ländern — eine baldige Erörterung des Kom-
missionsberichts im Rat an. 

Im übrigen wird die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat im Laufe des Jahres 1994 
sowie dem Europäischen Rat zu seiner Tagung in Es-
sen im Dezember 1994 jeweils einen Bericht über die 
Fortschritte bei der Anwendung des Subsidiaritäts-
prinzips vorlegen. 

14. Kontrolle der Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts durch die Kommission 

44. Vertragsverletzungsverfahren, Jahresbericht der 
Kommission 

Die Kommission hat 1993 ihren „Zehnten Jahresbe-
richt über die Kontrolle der Anwendung des Gemein-
schaftsrechts" vorgelegt. Berichtszeitraum ist das 
Jahr 1992. Schwerpunkt des Berichts ist — im Hin-
blick auf die Vollendung des Binnenmarktes — der 
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Stand der innerstaatlichen Umsetzung des Gemein-
schaftsrechts. Bei der Kontrolle der Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts steht das Vertragsverletzungs-
verfahren nach Art . 169 EG-Vertrag im Vordergrund. 

Nach der Statistik der Kommission ist die Zahl der 
neu eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren auf 
der Verfahrensstufe I („Mahnschreiben") gegenüber 
1991 von 853 auf 1 210 angestiegen. Der Anstieg wird 
auf die große Anzahl von Richtlinien zurückgeführt, 
bei denen die Frist für die Umsetzung bereits abge-
laufen ist, der Kommission jedoch keine Durchfüh-
rungsmaßnahme mitgeteilt worden ist. Die Kommis-
sion hat daraufhin Vertragsverletzungsverfahren 
eingeleitet. 

Die Zahl der mit Gründen versehenen Stellungnah-
men (Verfahrensstufe II, letzter Schritt vor einer evtl. 
Klageerhebung durch die Kommission) ist mit 248 
gegenüber dem Vorjahr (411 Fälle) rückläufig. Dies 
belegt nach Auffassung der Kommission die Bemü-
hungen der Mitgliedstaaten, die Vertragsverletzun-
gen wegen nicht umgesetzter Richtlinien abzustel-
len. 

Die Zahl der Klageerhebungen der Kommission vor 
dem Gerichtshof entspricht mit 64 Klagen in etwa der 
Zahl der Klagen im Jahr 1991 (65) und bestätigt die 
seit mehreren Jahren festzustellende rückläufige 
Tendenz. 

Nach wie vor sind Beschwerden der Bürger die wich-
tigste Quelle für die Feststellung von Vertragsverlet-
zungen. Die Zahl für das Berichtsjahr lag mit 1185 
Beschwerden zwar höher als im Vorjahr (1 052), aber 
niedriger als die Zahl der Beschwerden aus 1990 
(1 274). 

Von den insgesamt 1 210 Mahnschreiben betrafen 97 
die Bundesrepublik Deutschland (gegenüber 60 bei 
insgesamt 853 in 1991). Dabei handelte es sich um 83 
Fälle der Nichtmitteilung von Richtlinienumsetzun-
gen, 10 Fälle der mangelhaften Umsetzung oder An-
wendung von Richtlinien und 4 Verstöße gegen un-
mittelbar geltendes Gemeinschaftsrecht. Eine 
geringere Zahl von Mahnungen weisen lediglich Dä-
nemark (45), die Niederlande (73) und Irland (88) auf. 

Von den 248 mit Gründen versehenen Stellungnah-
men wurden 18 (Vorjahreswert 13) an Deutschland 
gerichtet (6 Fälle der Nichtmitteilung von Richtlinie-
numsetzungen, 5 Fälle mangelhafter Anwendung 
von Richtlinien und 7 Verstöße gegen unmittelbar 
geltendes Gemeinschaftsrecht). Deutschland liegt 
hier im Mittelfeld. Die niedrigste Zahl von Stellung-
nahmen weist Dänemark auf (4), die höchste Zahl 
findet sich bei Italien (40). 

1992 wurden 5 Vertragsverletzungsklagen der Korn-
mission gegen die Bundesrepublik Deutschland ein-
geleitet (gegenüber 1 in 1991 und 5 in 1990). Deutsch-
land nimmt auch hier eine Mittelposition ein. 
Während gegen Dänemark keine einzige Klage er-
hoben wurde, liegt hier Luxemburg mit 14 Verfahren 
auf der letzten Position. 

Schwerpunkt des Zehnten Jahresberichts ist ein um-
fangreicher Überblick über den Stand der Anwen-
dung der Richtlinien. Diese Übersicht zeigt, daß die 
Aufgabe der Richtlinienumsetzung die Mitgliedstaa-

ten sehr stark belastet und zu einem Umsetzungsstau 
geführt hat. Umsetzungsrückstände bestehen nicht 
nur im Binnenmarktbereich, wo sie angesichts der 
besonderen Dringlichkeit einer Vielzahl von Umset-
zungsmaßnahmen im Hinblick auf den Schlußtermin 
31. Dezember 1992 für die Verwirklichung des Bin-
nenmarktes noch am ehesten nachvollziehbar wären, 
sondern generell. 

In dem Bericht wird festgestellt, daß die Bundesrepu-
blik Deutschland für 980 von insgesamt 1 090 gelten-
den Richtlinien Umsetzungsmaßnahmen mitgeteilt 
hat, was einer Umsetzungsquote von 89,9 % ent-
spricht. Die Umsetzungsquoten sind am niedrigsten 
in Griechenland (88 %) und Luxemburg (88,4 %), am 
höchsten in Dänemark (96,0 %) und Großbritannien 
(93,3 %). Insgesamt gesehen liegt Deutschland an 8. 
Stelle der Umsetzungs-Liste (hinter Spanien und vor 
Portugal). 

Die Kommission hat 1992 damit begonnen, nach Ver-
streichen von Umsetzungsfristen sofort Vertragsver-
letzungsverfahren einzuleiten, wenn ein Mitglied-
staat nicht mitgeteilt hat, daß die Umsetzung 
fristgerecht erfolgt ist. Diese neue Praxis der Korn-
mission dürfte der Hauptgrund für den Anstieg der 
Verfahrenszahl in 1992 sein. 

In 1993 hat die Kommission ihre neue Praxis, bei 
Nichtmitteilung von Umsetzungsmaßnahmen umge-
hend Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten, sy-
stematisch fortgesetzt, so daß eine weitere Zunahme 
der neuen Verfahren festzustellen war. 

45. Vertragsverletzungsverfahren, Paketsitzungen 

Am 13. und 14. Juli 1993 fand in Bonn zum fünften 
Mal eine sog. „Paketsitzung" der jeweils zuständi-
gen Fachressorts der Bundesregierung mit den 
Dienststellen der Kommission statt. Im Rahmen die-
ser Sitzung wurden insgesamt 37 Vertragsverlet-
zungsverfahren und Beschwerden gegen Deutsch-
land erörtert. Dabei handelte es sich um eine Reihe 
von — teilweise neuen — Fällen, die Hemmnisse für 
den freien Warenverkehr in der Gemeinschaft (Maß-
nahmen gleicher Wirkung i. S. von Artikel 30 EG

-

Vertrag) betreffen. 

Eine „Folgesitzung", in der die Durchführung der auf 
der „Paketsitzung" getroffenen Vereinbarungen ge-
prüft und die weitere Behandlung der Fälle bespro-
chen wurde, fand am 29. und 30. November 1993 in 
Bonn statt. 

Wie bereits im Vorjahr wurde in Verbindung mit der 
„Paketsitzung” eine Bund-Länder-Besprechung zur 
Unterrichtung der Länder über die Behandlung der 
Vertragsverletzungsverfahren gemäß Artikel 169 
EG-Vertrag und der Beschwerden aus dem Bereich 
des freien Warenverkehrs durch die Kommission und 
die Bundesregierung durchgeführt. 

Im Zusammenhang mit der „Folgesitzung" fand er-
stmals eine Diskussion von Fällen aus dem Bereich 
des öffentlichen Auftragswesens statt, die im Rah-
men der „Paketsitzung" des Jahres 1994 vertieft wer-
den soll. 
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II. Europa der Bürger 

46. Transparenz und Subsidiarität 

Eine Schlüsselrolle in der Diskussion um erhöhte Ak-
zeptanz der Europäischen Union in der Öffentlichkeit 
der Mitgliedstaaten spielen die Transparenz der ge-
meinschaftlichen Entscheidungsprozesse und die 
Subsidiarität von Akten der Europäischen Union. 

In Umsetzung der Beschlüsse der Europäischen Räte 
von Birmingham und Edinburgh hat der Rat eine Rei-
he von Maßnahmen verabschiedet, deren Ziel es ist, 
die Transparenz der Gemeinschaftstätigkeit zu erhö-
hen und somit eine größere Bürgernähe zu erreichen. 
So wurde insbesondere ein für alle Gemeinschaftsor-
gane geltender Verhaltenskodex angenommen, der 
den Zugang der Öffentlichkeit zu Gemeinschaftsdo-
kumenten ermöglicht. Des weiteren wurde die Ge-
schäftsordnung des Rates dahingehend geändert, 
daß von jetzt an das Abstimmungsprotokoll bei Ab-
stimmungen im Rat veröffentlicht werden kann. Fer-
ner hat der Rat Leitlinien beschlossen, die zu einer 
möglichst klaren, einfachen, kurzen und verständli-
chen Gestaltung der gemeinschaftlichen Rechtsvor-
schriften führen sollen. Die Praxis der öffentlichen 
Ratssitzungen, die in regelmäßigen Zeitabständen 
abgehalten werden, hat sich bewäh rt . Sie wird unter 
der griechischen Präsidentschaft fortgeführt werden. 

Die Bundesregierung hat sich im Berichtszeitraum 
aktiv für die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips 
im Rahmen der Gemeinschaft eingesetzt (s. im ein-
zelnen Ziffer 43). 

47. Individuelle Verbesserungen, insbesondere 
Unionsbürgerschaft 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrages über die Euro-
päische Union am 1. November 1993 wurde für die 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten eine Unions-
bürgerschaft eingeführt. Diese umfaßt Aufenthalts-
recht, aktives und passives Wahlrecht zum Europäi-
schen Parlament und bei Kommunalwahlen, 
konsularische Schutzrechte sowie Petitionsrechte der 
Unionsbürger (Art . 8 bis 8 e EG-Vertrag). 

Zu den wichtigsten Rechten, die sich aus der Unions-
bürgerschaft ergeben, gehört das Recht, sich — vor-
behaltlich der im Vertrag und in den Durchführungs-
vorschriften vorgesehenen Beschränkungen und 
Bedingungen — im Hoheitsgebiet aller Mitgliedstaa-
ten frei zu bewegen und aufzuhalten. Mit diesem 
Freizügigkeits- und Niederlassungsrecht wird eine 
bedeutsame Rechtsposition eingeräumt. 

Aufgrund des durch die Unionsbürgerschaft ermög-
lichten Wahlrechts am jeweiligen Wohnsitz können 
auch Ausländer aus Mitgliedstaaten der Union in ih-
rem jeweiligen EU-Gastland ihre Stimme für das Eu-
ropäische Parlament abgeben (A rt . 8 b Abs. 1 EG

-

Vertrag). Die Richtlinie des Rates zur Durchführung 
dieser Bestimmung wird zur Zeit von den Mitglied-
staaten in nationales Recht umgesetzt und soll er-
stmals bei den Wahlen zum Europäischen Parlament 
im Juni 1994 angewandt werden. 

Mit Art. 28 Abs. 1 S. 3 GG in der Fassung des Geset-
zes zur Änderung des Grundgesetzes vom 21. De-
zember 1992 (BGBl. I S. 2086) wurden in Deutschland 
die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Einführung des Kommunalwahlrechts für Unionsbür-
ger geschaffen. Nach näherer Regelung auf Gemein-
schaftsebene ist die Umsetzung auf Länderebene 
(Kommunalwahlgesetze, ggf. Landesverfassungen) 
erforderlich. 

Alle Unionsbürger können sich künftig mit Be-
schwerden über die Arbeit der Gemeinschaftsorgane 
neben dem bereits bestehenden Petitionsausschuß 
des Europäischen Parlaments an den Bürgerbeauf-
tragten wenden (A rt . 8 d und 138 e EG-V). Eine inter

-

institutionelle Vereinbarung über die Tätigkeit des 
Bürgerbeauftragten ist im Berichtszeitraum abge-
schlossen worden. 

Am 1. Juli 1993 ist ein neuartiges Verbundsystem 
konsularischer Hilfe eingeführt worden. Danach 
können Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der 
Union, die an Orten, in denen ihr Heimatstaat nicht 
über eine Botschaft, ein Konsulat oder einen Hono-
rarkonsul verfügt, konsularischen Schutzes bedür-
fen, sich an die Vertretungen anderer Mitgliedstaa-
ten um Hilfe wenden. Erste Fälle der Hilfeleistung 
sind inzwischen abgewickelt worden. 

Weitere Verbesserungen für die Bürger der Union 
resultieren aus den Bemühungen der Unionsorgane 
um die optimale Gestaltung des Binnenmarktes. So 
konnten wichtige Vorhaben aus dem Bereich des Le-
bensmittelrechts und der Arzneimittelzulassung ab-
geschlossen werden, die nicht nur den freien Waren-
verkehr gewährleisten, sondern auch in hohem Maße 
dem Schutz der Verbraucher dienen. Es ist hervorzu-
heben, daß der Verbraucherschutz nach dem Inkraft-
treten des Vertrags über die Europäische Union aus-
drücklich zu den Bereichen gemeinschaftlicher 
Politik gehört. 

Neun der zwölf EU-Mitgliedstaaten haben im Rah-
men des Schengener Durchführungsübereinkom-
mens den völligen Abbau der Personenkontrollen be-
schlossen. Dann wird es grundsätzlich keine 
Personenkontrollen an den Binnengrenzen der Ver-
tragsstaaten mehr geben. Im Hinblick darauf ist die 
Präsenz des Bundesgrenzschutzes an den Grenzen 
zwischen Deutschland und den Benelux-Staaten so-
wie Frankreich bereits verringert worden (s. auch Zif-
fern 53, 89). 

48. Ernennung von Staatsangehörigen anderer 
Mitgliedstaaten zu Beamten 

Am 24. Dezember 1993 ist das ,Zehnte Gesetz zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften' in Kraft ge-
treten (BGBl. I S. 2136). Hierdurch werden Staatsan-
gehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, was den Zugang zum deutschen Beamtenver-
hältnis betrifft, Deutschen im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes grundsätzlich gleichgestellt. Zu-
gleich wird die Richtlinie des Rates (89/48/EWG) vom 
21. Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung 
zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine 
mindestens dreijährige Berufsausbildung abschlie- 
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ßen, für die laufbahnrechtlichen Vorschriften umge-
setzt. 

Der Bund-Länder-Arbeitskreis für Beamtenrechtsfra-
gen hat eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich mit 
Folgeregelungen zum 10. Dienstrechtsänderungsge-
setz befaßt. Hierdurch soll eine Gleichbehandlung 
von Unionsbürgern auch nach der Berufung in das 
Beamtenverhältnis gewährleistet werden. 

49. Richtlinie über das Aufenthaltsrecht der Studenten 

Am 29. Oktober 1993 verabschiedete der Rat die auf 
Artikel 7 Abs. 2 EG-Vertrag gestützte Richtlinie 93/ 
96/EWG vom 28. Juni 1990, die in einem vom Euro-
päischen Parlament angestrengten Aufhebungsver-
fahren durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
mit Urteil vom 7. Juni 1992 (Rs C-295/90) für nichtig 
erklärt worden war. Gegenüber der vom EuGH auf-
gehobenen Ursprungsfassung weist die Richtlinie 
folgende Veränderungen auf: 

In den Erwägungsgründen werden das Urteil des 
EuGH vom 7. Juli 1992 und die sich aus der neuen 
Rechtsgrundlage (Artikel 7 Abs. 2 an Stelle von 
Artikel 235 EWGV) ergebenden Veränderungen 
(Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment statt bloßer Stellungnahme) berücksichtigt; 

— Artikel 1 stellt jetzt auf den Zusammenhang von 
Studium und beruflicher Bildung ab; 

— in Artikel 6 Abs. 3 wird die Bezugnahme auf die 
Richtlinie bei der amtlichen Veröffentlichung vor-
geschrieben. 

In der Schlußabstimmung enthielt sich der deutsche 
Vertreter unter Hinweis auf eine von der Bundesre-
gierung abgegebenen Protokollerklärung der Stim-
me. Darin hatte die Bundesregierung die Auffassung 
geäußert, daß die Richtlinie neben Artikel 7 Abs. 2 
EG-Vertrag der ergänzenden Heranziehung von Ar-
tikel 235 EG-Vertrag bedürfe, um über die bestehen-
den nationalen Beschränkungen hinaus alle nach 
Gemeinschaftsrecht nachzugsberechtigten Familien-
angehörigen aus Drittstaaten an den durch die Richt-
linie gewährten Begünstigungen teilhaben zu lassen. 

50. Informationspolitik der Gemeinschaft 

Richtungsweisend für die Informationspolitik der Ge-
meinschaft waren auch im 2. Halbjahr 1993 die 
Schlußfolgerungen der Europäischen Räte von Bir-
mingham, Edinburgh und Kopenhagen, wonach im 
Bereich Information und Kommunikation unter ande-
rem gemeinsame Bemühungen um eine stärkere Zu-
sammenarbeit der europäischen Organe, der Mit-
gliedstaaten, der Gebietkörperschaften und der 
nichtstaatlichen Einrichtungen in konkreteren pa rt

-nerschaftlichen Formen zu fördern und zu intensivie-
ren sind. Dieses Anliegen verfolgt auch eine Studie 
der Kommission von Mitte 1993, in der ein neues Kon-
zept für die Informations- und Kommunikationspoli-
tik entwickelt werden soll. Als Kernstücke des neuen 
Konzepts werden bezeichnet: Transparenz, Orientie-
rung der Informationsarbeit an den Bedürfnissen ge-

nau definie rter Zielgruppen, Koordinierung der In-
formationen und empfängerfreundliche Gestaltung 
der Informationen. In die Informationspolitik der 
Kommission sollen verstärkt auch ihre Vertretungen 
in den Mitgliedstaaten einbezogen werden. Die Um-
setzung des Berichts ist von der Kommission inzwi-
schen eingeleitet worden. Ein neu gebildeter Len-
kungsausschuß und eine Strategiegruppe der 
Kommission haben mehrere Berichte zur Umsetzung 
der Studie erarbeitet, die im Frühjahr 1994 dem Rat 
vorgelegt werden sollen. 

Auch das Europäische Parlament hat mit einer Ent-
schließung vom 17. September 1993 zum Thema In-
formationspolitik der Europäischen Gemeinschaften 
Stellung genommen: Es forde rt  darin die Kommission 
auf, innerhalb eines Jahres nach Annahme der Ent-
schließung dem Parlament einen Vorschlag für die 
Offenlegung der Entscheidungsprozesse in der Ge-
meinschaft vorzulegen. 

III. Erweiterungsverhandlungen 

51. Erweiterung, Stand der Verhandlungen 

Die Sondertagung des Europäischen Rates in Brüssel 
am 29. Oktober 1993 hat den Zeitplan des Europäi-
schen Rates Kopenhagen für die laufende Erweite-
rungsrunde erneut bekräftigt und konkretisiert. Die 
Verhandlungen sollen so geführt werden, daß die 
Beitritte Österreichs, Schwedens, Finnlands und Nor-
wegens zum 1. Januar 1995 erfolgen können. Ziel ist 
es, die Verhandlungen bis zum 1. März 1994 abzu-
schließen, um die rechtzeitige Befassung des Euro-
päischen Parlaments, die termingerechte Durchfüh-
rung der in allen vier Beitrittsländern erforderlichen 
Referenden sowie die Ratifikation in den EU-Mit-
gliedstaaten zu gewährleisten. 

Auf der Sonderratstagung wurde beschlossen, daß 
die Verhandlungen in den „Maastricht-Kapiteln" 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, Inneres 
und Justiz sowie Wirtschafts- und Währungsunion 
zum Jahresende zu Ergebnissen führen sollten. Fer-
ner wurde Einigung erzielt, daß die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen institutionellen Anpassungen noch 
vor Jahresende festlegen sollten. 

Bei den Treffen der Außenminister der Europäischen 
Union und der Beitrittsländer am 21. Dezember 1993 
wurden bedeutende Fortschritte in den Verhandlun-
gen erzielt und wichtige Bereiche abgeschlossen, die 
für die erfolgreiche Durchführung des Referenden in 
den Beitrittsländern von Bedeutung sind. Die Forde-
rung des Sonderrates zum Abschluß der „Maast richt

-

Kapitel" wurde mit Ausnahme des Bereichs der Wi rt
-schafts- und Währungsunion erfüllt, wo eine Eini-

gung am Widerstand der spanischen Delegation 
scheiterte. 

Insgesamt sind die Chancen für einen rechtzeitigen 
Abschluß der Beitrittsverhandlungen gut, wenn-
gleich die noch ausstehenden Kapitel eine Reihe 
schwieriger Fragen enthalten. Von den 29 Verhand-
lungskapiteln wurden bis 31. Dezember 1993 mit 
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Schweden 18, mit Finnland 15, mit Österreich 13 und 
mit Norwegen 12 Kapitel abgeschlossen. 

52. Europäischer Wirtschaftsraum 

Am 13. Dezember 1993 hat der Rat für die Europäi-
sche Gemeinschaft dem Abkommen über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum (EWR) und dem Anpas-
sungsprotokoll vom 17. März 1993 zugestimmt. 

Das EWR-Abkommen und das nach dem Ausschei-
den der Schweiz erforderlich gewordene Anpas-
sungsprotokoll durchlief die Ratifikationsverfahren 
in den EWR-Mitgliedstaaten. 

Deutschland hat am 30. September 1993 die Ratifika-
tionsurkunde für das Anpassungsprotokoll. in Brüssel 
hinterlegt. Die Hinterlegung sämtlicher Ratifika-
tionsurkunden war bis zum 15. Dezember 1993 abge-
schlossen, so daß das gesamte Vertragswerk zum 1. 
Januar 1994 in Kraft treten wird, und zwar zunächst 
im Verhältnis zu Norwegen, Island, Finnland, Schwe-
den und Österreich; im Verhältnis zu Liechtenstein 
wird das Abkommen erst nach erfolgter Anpassung 
seines Zollvertrages mit der Schweiz durch Beschluß 
des EWR-Rates in Kraft gesetzt. 

IV. Rechtliche und grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit — Innere Sicherheit 

1. Abbau der Personenkontrollen an den 
Binnengrenzen 

53. Schengener Übereinkommen 

Das Schengener Übereinkommen vom 19. Juni 1990 
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen 
an den gemeinsamen Grenzen ist nunmehr von den 
fünf Erstunterzeichnerstaaten Frankreich, Belgien, 
Luxemburg, den Niederlanden und Deutschland so-
wie von den Beitrittsländern Spanien und Po rtugal 
ratifiziert worden. Italien und Griechenland sind bei-
getreten. Das Übereinkommen ist am 1. September 
1993 für die fünf Erstunterzeichner in Kraft getreten. 
Nach der in der Schlußakte zum Übereinkommen 
enthaltenen gemeinsamen Erklärung zu A rt . 139 
wird das Übereinkommen jedoch erst in Kraft ge-
setzt, wenn die Voraussetzungen der Anwendung 
des Übereinkommens bei den Unterzeichnerstaaten 
gegeben sind und die Kontrollen an den Außengren-
zen tatsächlich durchgeführt werden. 

Der Schengener Exekutivausschuß der zuständigen 
Minister und Staatssekretäre hat auf seiner Sitzung 
am 14. Dezember 1993 in Paris festgestellt, daß nun-
mehr alle rechtlichen und politischen Voraussetzun-
gen für das Inkraftsetzen des Durchführungsüberein-
kommens erfüllt sind. Er hat jedoch auch festgestellt, 
daß das bereits bestehende technische Problem der 
einwandfreien Funktionsweise des Schengener In-
formationssystems noch immer nicht gelöst worden 
ist. Der einwandfreie Bet rieb dieses Systems ist die 
letzte Voraussetzung für die Abschaffung der Bin-
nengrenzkontrollen nach Maßgabe des Übereinkom-
mens. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird sich während 
ihrer Schengen-Präsidentschaft im ersten Halbjahr 
1994 mit Nachdruck dafür einsetzen, daß das Ober-
einkommen möglichst bald angewendet werden 
kann. 

2. Daten- und Geheimschutz 

54. Datenschutzpolitik 

In den Verhandlungen über den geänderten Vor-
schläge der Kommission für eine Richtlinie des Rates 
zum Schutz von Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten und zum freien Datenver-
kehr, der seit Oktober 1992 vorliegt, sind im Bericht-
szeitraum keine wesentlichen Fortschritte erzielt 
worden. Die Präsidentschaft hat ihr Ziel, wenigstens 
zu einem Teil der Vorschriften des Vorschlags einen 
Gemeinsamen Standpunkt des Rates zu erarbeiten, 
nicht erreicht. 

Die im 52. Integrationsbericht (Ziffer 85) näher dar-
gelegten Bedenken der Bundesregierung gegen den 
Vorschlag bestehen fo rt . Allerdings erscheint nun-
mehr die Aufnahme der von der Bundesrepublik 
Deutschland mit Nachdruck geforderten Sonderre-
gelungen für Arbeitnehmer- und Sozialdaten sowie 
für Gesundheitsdaten wahrscheinlich. Ferner sind 
die Mitgliedstaaten übereingekommen, zugunsten 
einzelner Staaten Übergangsfristen für die Einbezie-
hung manueller Dateien in die nationale Gesetzge-
bung zu gewähren. Ferner hat die Bundesrepublik 
Deutschland für einen Teil ihrer Forderungen, wie 
stärkere Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips 
im Hinblick auf die Regelungsdichte des Vorschlags, 
Aufrechterhaltung eines höheren nationalen Daten-
schutzstandards und Beibehaltung der bereits beste-
henden, bewährten Kontrollsysteme, Unterstützung 
von Großbritannien, Dänemark und Irland erhalten. 

Mit der Weiterleitung des Gemeinsamen Stand-
punkts des Rates an das Europäische Parlament ist 
nicht vor Ende 1994 zu rechnen. 

55. Schutzmaßnahmen für als Verschlußsachen 
eingestufte Informationen innerhalb der 
Europäischen Union 

Innerhalb der Europäischen Union (EU) existieren 
— abgesehen vom Bereich EURATOM — keine ge-
meinschaftsrechtlichen Normen für die Behandlung 
staatlich klassifizierter vertraulicher Informationen 
(Verschlußsachen). 

Zur Wahrnehmung der sich aus dem Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Union ergebenden Auf-
gaben — insbesondere auf den Gebieten der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie der 
Zusammenarbeit in den Bereichen Inneres und Justiz 
— sind die Institutionen der EU — besonders das 
Generalsekretariat des Rates und die Kommission — 
unverzichtbar auf die „Zulieferung" von Informatio-
nen angewiesen, die seitens der Mitgliedstaaten als 
Verschlußsachen eingestuft sind. 
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Der besonders von der Bundesrepublik Deutschland 
initiierte Versuch, im Wege einer Verordnung — an-
alog zum EURATOM — eine gemeinschaftliche Rah-
menregelung für Austausch und Schutz von Ver-
schlußsachen zu schaffen, ist am Widerstand der 
Kommission gescheitert. Die Kommission vertritt die 
Auffassung, eine gemeinschaftliche Geheimschutz -

regelung stehe im Widerspruch zum Subsidiaritäts-
prinzip. Die Bundesregierung bestreitet dies. Sie 
sieht die beiden Anforderungen des Subsidiaritäts-
prinzips exakt erfüllt. Es handelt sich bei dem Vorha-
ben um eine Mate rie, bei der das angestrebte Ziel der 
in Betracht gezogenen Maßnahmen auf der Ebene 
der Mitgliedstaaten durch deren Tätigwerden nicht 
ausreichend verwirklicht und daher besser durch Tä-
tigwerden der Gemeinschaft erreicht werden kann. 

Die Bundesregierung hält mit dem Europäischen Par-
lament an ihrer Position fest, wonach die Kommission 
aufgefordert ist, eine geeignete und für alle Organe 
der Europäischen Union und die Mitgliedstaaten 
gleichermaßen verbindliche Geheimschutzregelung 
vorzulegen. 

Solange keine adäquate Gemeinschaftsstruktur inner-
halb der Europäischen Union existiert, sieht sich auch 
die Westeuropäische Union als integraler Bestandteil 
der Entwicklung der Europäischen Union nicht in der 
Lage, klassifizierte Informationen an das Generalse-
kretariat des Rates und die Kommission zu übermitteln. 

3. Zivil- und Katastrophenschutz 

56. Ständige nationale Korrespondenten 

Das 10. Treffen des Ständigen Netzes der nationalen 
Korrespondenten für Zivil- und Katastrophenschutz 
fand am 16. September 1993 in Brüssel statt. Die Korre-
spondenten diskutierten u. a. das von der Kommission 
vorgelegte Programm von Ausbildungsveranstaltun-
gen für 1994 und stimmten diesem zu. Die Kommission 
gab bekannt, die von den Ländern Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz geplante Katastrophen-
schutzübung in der Umgebung des Kernkraftwerkes 
Phillippsburg im Mai 1994 finanziell fördern zu wol-
len. Darüber hinaus legte die Kommission ein Papier 
über ein unionsweites Expertenaustauschprogramm 
vor, das im Laufe des Jahres 1994 anlaufen soll. Die 
Korrespondenten begrüßten dieses Programm einhel-
lig und erklärten sich bereit, mit der Kommission bei 
dessen Durchführung zusammenzuarbeiten. 

Ein Vertreter des Europäischen Amtes für humanitä-
re Hilfe (ECHO) gab detaillie rte Informationen über 
diese Arbeitseinheit der Kommission. Die Anwesen-
den waren übereinstimmend der Ansicht, daß der 
Dialog zwischen den Ständigen nationalen Korre-
spondenten und ECHO fortgesetzt werden müsse, 

um die für den Bereich des Zivil- und Katastrophen-
schutzes notwendige Koordinierung vorzunehmen. 

57. Zivil- und Katastrophenschutz, Expertentreffen 

Am 13. September und 22. Dezember 1993 tagte die 
Ratsgruppe Zivil- und Katastrophenschutz unter bel-
gischem Vorsitz. Die Zusammenkünfte dienten der 
Vorbereitung der Konferenz der Zivil- und Katastro-
phenschutzminister, die Griechenland auf italieni-
sche Anregung während seiner Präsidentschaft für 
den 19. April 1994 einberufen will. Die Ministerkon-
ferenz soll eine Bilanz der bisher in Ausführung der 
einschlägigen Ratsentschließungen unternommenen 
Aktivitäten im Zivil- und Katastrophenschutz auf eu-
ropäischer Ebene ziehen und unter Berücksichtigung 
des Subsidiaritätsprinzips weitere Tätigkeitsfelder 
auf Gemeinschaftsebene aufzeigen. 

Das Kent County Council hat vom 2. bis 4. November 
1993 die Konferenz „EUROPA '93" organisiert, die 
sich mit Fragen der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit im Zivil- und Katastrophenschutz beschäf-
tigte. Darüber hinaus fanden Seminare der Mit-
gliedstaaten unter finanzieller Beteiligung der 
Kommission zu folgenden Themen statt: Einschät-
zung von durch Erdbeben verursachten Gebäude-
schäden, Kommunikation in Katastrophenschutzsi-
tuationen sowie Naturrisiken und Katastro-
phenschutz. 

4. Zusammenarbeit in konsularischen Fragen 

58. Konsularische Zusammenarbeit der Zwölf 

Die Arbeitsgruppe für Konsularangelegenheiten hat 
die Arbeiten für einen gemeinsamen Rückkehraus

-

weis („Emergency Travel Document”) fortgesetzt. 
Diese werden in Kürze abgeschlossen werden. Die 
Arbeitsgruppe hat ferner über Koordinierung und ge-
meinsames Vorgehen in folgenden Bereichen bera-
ten: Verbesserung der Haftbedingungen für Bürger 
der Europäischen Union in Drittstaaten, Erstellung 
von Evakuierungsplänen für Krisengebiete, abge-
stimmtes Verhalten bei Reisewarnungen. Die Arbeits-
gruppe hat ferner die bisherigen Erfahrungen über 
die Anwendung von Art . 8 c des EG-Vertrages ausge-
tauscht (konsularischer Schutz für Unionsbürger 
durch Konsulardienste der Mitgliedstaaten). Dabei 
wurden auch erste Überlegungen angestellt, auf wel-
chen weiteren Gebieten konsularische Interessen von 
Unionsbürgern durch die Auslandsvertretungen der 
Mitgliedstaaten wahrgenommen werden können. 
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D. Die Politiken der Gemeinschaft 

I. Wirtschafts- und Währungspolitik 

59. Wirtschaftslage 

Europa hat die Rezession überwunden. Nach einem 
leichten Rückgang des Sozialprodukts im Jahr 1993 ist 
mit einer langsamen Belebung in diesem Jahr zu rech-
nen. Dabei dürften die Ausrüstungsinvestitionen eine 
Schlüsselrolle spielen. Nach einem dreijährigen Rück-
gang hat sich in Europa ein Bedarf an Investitionen zur 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit angestaut. Auch 
niedrige Zinsen und eine verbesserte Ertragslage der 
Unternehmen werden zu einem Anstieg der Investitio-
nen beitragen. Dagegen ist vom p rivaten Verbrauch 
angesichts der gedämpften Entwicklung der Realein-
kommen kein deutlicher Impuls zu erwarten. 

Hoffnungsträger der europäischen Konjunkturent-
wicklung sind Großbritannien, Irland und Dänemark. 
In diesen Ländern wird für 1994 ein Anstieg des So-
zialprodukts von 2,5 bis 3 % erwartet, während in 
Deutschland, Frankreich und Italien nur mit einer 
leichten konjunkturellen Besserung zu rechnen ist. 
Für die Gemeinschaft insgesamt erwartet die Kom-
mission eine Wachstumsrate von gut 1 %. 

Nach wie vor gibt es einige Risiken in bezug auf die 
Stärke des erwarteten Aufschwungs. Negativ wirken 
sich vor allem die hohen öffentlichen Haushaltsdefizite 
und die zunehmende Erwerbslosigkeit aus, die das Ver-
trauen von Investoren und Konsumenten beeinträchti-
gen. Auch können das trotz verschiedener Senkungen 
noch immer relativ hohe Zinsniveau und lohnpolitische 
Fehlentwicklungen den Aufschwung bremsen. 

60. Inflation 

Auch bei der Rückführung der Inflation sind Fo rt
-schritte erzielt worden. Der Preisauftrieb in der Ge-

meinschaft lag 1993 bei 3,5 %. Zu dieser Entwicklung 
haben die moderate Entwicklung der Löhne und das 
rezessive Klima beigetragen. Entgegen früherer Er-
wartungen ist es in den Abwertungsländern nach 
den Turbulenzen im Europäischen Währungssystem 
bisher nicht zu einem größeren Preisschub gekom-
men. Das Inflationsgefälle in der Gemeinschaft ist 
weiter zurückgegangen. 

61. Arbeitslosigkeit 

Hauptproblem in der Gemeinschaft ist die hohe Ar-
beitslosigkeit. Inzwischen sind 11 % der Erwerbsbevöl-
kerung ohne reguläre Beschäftigung. Obwohl die der-
zeitige Zunahme der Arbeitslosigkeit vor allem 
konjunkturell bedingt ist, spielen strukturelle Faktoren 
eine große Rolle. Darauf deuten sektorale und regiona-
le Beschäftigungsungleichgewichte ebenso hin wie 
die längere Dauer der Arbeitslosigkeit. Der Beschäfti-
gungsrückgang dürfte sich auch über 1993 hinaus in 

den meisten Ländern fortsetzen und zu einem weiteren 
Anstieg der Arbeitslosenquoten führen. Im Länderver-
gleich schneiden Spanien und Irland am schlechtesten 
ab, wo die Arbeitslosenquote um 20 % liegt. 

62. Haushaltspolitische Entwicklungen 

Die Haushaltssituation hat sich deutlich verschlech-
tert. Das Defizit der Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft hat 1993 insgesamt 6 % des BIP überschritten. 
Dieser Anstieg war vorwiegend konjunkturell be-
dingt, doch ist in einer Reihe von Ländern auch eine 
strukturelle Verschlechterung zu verzeichnen. Vor 
allem Deutschland, Frankreich und Großbritannien 
haben beträchtlich zu dieser Entwicklung beigetra-
gen. Allerdings sind auch in Italien, Griechenland, 
Portugal und Spanien ernsthafte haushaltspolitische 
Fehlentwicklungen festzustellen. In den meisten 
Mitgliedstaaten wird für 1994 eine leichte Reduzie-
rung der Budgetdefizite erwartet. 

63. Grundzüge der Wi rtschaftspolitik 

Der Rat hat am 13. Dezember 1993 nach der in Arti-
kel 103 EG-Vertrag beschriebenen Prozedur erstma-
lig eine Empfehlung über die Grundzüge der Wi rt

-schaftspolitik verabschiedet. Diese Empfehlung 
bildet den Bezugsrahmen für die Wi rtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft. Die ver-
besserte Koordinierung der Wi rtschaftspolitik ist für 
die ab 1. Januar 1994 beginnende Stufe II der Wi rt

-schafts- und Währungsunion von großer Bedeutung. 

Folgende Grundzüge werden vom Rat empfohlen: 

— Preis und Wechselkursstabilität 

— Gesunde öffentliche Finanzen 

— Schaffung von Arbeitsplätzen 

— Umstrukturierungen bei Löhnen, Investitionen 
und Beschäftigung 

— Aktive Beschäftigungspolitik. 

64. Weißbuch über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung 

Das von der Kommission vorgelegte Weißbuch über 
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung ist als Grundlage für eine gemeinsame mittel-
fristige wirtschaftspolitische Strategie von großer Be-
deutung. Aus Sicht der Bundesregierung müssen die 
Mitgliedstaaten in eigener Verantwortung und unter 
Berücksichtigung der jeweils spezifischen Aus-
gangssituationen eine kohärente Politik betreiben, 
die sich an folgenden Zielen orientiert: 

— Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit Europas 
durch Ausbau der Infrastruktur, eine bessere Nut-
zung des technischen Fortschritts, die zukunfts- 
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orientierte Gestaltung von Bildung und Ausbil-
dung und den Abbau bürokratischer Hemmnisse. 

- Aufrechterhaltung ungestörter wi rtschaftlicher 
Beziehungen zu Drittländern, um die internatio-
nale Arbeitsteilung und den effizienten Einsatz 
von Ressourcen zu erleichtern. 

- Neuorientierung der Lohnpolitik, um Arbeitsko-
sten und Produktivität wieder in Einklang zu brin-
gen. Belastungen, insbesondere die Lohnzusatz-
kosten, müssen begrenzt werden. Eine 
Kompensation von gezielten Beitragssatzsenkun-
gen in der Sozialversicherung durch steuerfinan-
zierte Zuschüsse ist keine Lösung. Vielmehr setzt 
eine durchgreifende Entlastung Einsparungen 
und den Umbau sozialer Leistungen voraus. 

- Reform der Arbeitsmärkte durch mehr Flexibilität 
der Arbeitszeiten. Die Entkoppelung von Arbeits- 
und Betriebszeiten bietet die Chance von Produk-
tivitätsvorteilen aufgrund längerer Maschinen-
laufzeiten. 

65. Wi rtschaftspolitische Schwerpunkte 

Für die Wi rtschaftspolitik hat der Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit Priorität. Mehr Beschäftigung setzt 
eine Verbesserung der Wachstumsperspektiven vor-
aus. Hierfür sind nicht nur eine stabilitätsorientierte 
Geldpolitik und eine solide Handelspolitik, sondern 
auch eine Neuorientierung der Lohnpolitik und eine 
Reform der Arbeitsmärkte unabdingbar. Die Staats- 
und Regierungschefs haben anläßlich des Europäi-
schen Rates vom 10./11. Dezember 1993 in Brüssel 
einen Aktionsplan beschlossen, mit dem bis Ende des 
Jahrhunderts die Zahl der Arbeitslosen erheblich 
verringert werden soll. 

66. Wi rtschaftliche Indikatoren 1993*) 

Wirtschafts- Preisent- Arbeitslo- Leistungs- 
wachstum wicklung sigkeit (in Bilanz (in 
(Verände- (Verände- v. H. der v. H. des 
rung in rung zum Erwerbsbe- BIP) 
V. H. zum Vorjahr) völkerung) 
Vorjahr 

B - 1,6 2,8 9,5 1,3 
DK 0,0 1,4 10,5 2,8 
D - 1,6 4,3 6,8 - 0,9 

GR - 0,2 13,7 7,8 -3,7 
E - 0,9 4,7 21,2 - 2,7 
F - 0,9 2,3 10,8 0,6 

IRL 2,0 2,3 18,4 5,1 
I - 0,3 4,4 11,0 - 0,2 
LUX 0,7 3,6 2,6 25,0 

NL - 0,3 2,1 8,2 3,0 
P - 0,5 6,7 5,2 - 2,1 
UK 1,9 3,4 10,4 - 2,0 

EU - 0,4 3,8 10,6 - 0,4 

USA 2,7 2,9 6,8 - 1,5 

JAP - 0,1 1,3 2,5 3,1 

*) Novemberprognose 1993 der Kommission  

67. Mittelstandspolitik, Umsetzung des mehrjährigen 
Aktionsprogramms 

Eine Schlüsselrolle für den Wachstumsprozeß in der 
EG kommt den kleinen und mittleren Unternehmen 
zu. Denn die 14,5 Mio Mittelständler stellen 99,9 % 
aller Unternehmen in Europa dar. Rund 70 % (62 
Mio) aller Arbeitsplätze werden von ihnen angebo-
ten. In den letzten vier Jahren wurden neue Arbeits-
plätze vor allem bei ihnen geschaffen. Angesichts 
dieser Entwicklung kommt dem „mehrjährigen Ak-
tionsprogramm der Gemeinschaft vom 14. Juni 1993 
zum Ausbau der Schwerpunktbereiche und zur Si-
cherung der Kontinuität und Konsolidierung der Un-
ternehmenspolitik in der Gemeinschaft vor allem für 
kleine und mittlere Unternehmen" zunehmende Be-
deutung zu. Dieses Programm ist für den Zeitraum 
1993 bis 1996 mit Haushaltsmitteln in Höhe von 112,2 
Mio ECU ausgestattet. Die Bedeutung der kleinen 
und mittleren Unternehmen fand zusätzlich in fol-
genden Maßnahmen bzw. Vorschlägen der Gemein-
schaft und der Kommission ihren Niederschlag: 

- Vorschlag der Kommission vom 12. Januar 1993 
zur Errichtung eines Europäischen Investitions-
fonds zur Übernahme von Bürgschaften für Inve-
stitionsanleihen von KMU; 

- Weißbuch der Kommission „Wachstum, Wettbe-
werbsfähigkeit, Beschäftigung - Herausforde-
rungen der Gegenwart und Wege ins 21. Jahrhun-
dert". Das Weißbuch schlägt eine zusätzliche 
Strategie zugunsten der Unternehmen, insbeson-
dere der KMU, vor, um die Wi rtschaft besser für 
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung zu mobilisieren; 

- Entschließung des Industrieministerrates vom 11. 
November 1993 über die Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen, insbesondere 
der KMU und des Handwerks, und die Entwick-
lung der Beschäftigung; 

- Schlußfolgerungen des Europäischen Rates in 
Brüssel am 10. und 11. Dezember 1993 zur Förde-
rung der Schaffung günstiger steuerlicher, finan-
zieller und administrativer Rahmenbedingungen 
für KMU; 

- Beschluß des Forschungsrates vom 22. Dezember 
1993 über die Gewährung von Zinssubventionen 
für Darlehen der EIB an KMU. 

Aus der Umsetzung des o. g. Aktionsprogramms in 
der zweiten Hälfte des Jahres 1993 sind folgende we-
sentliche Punkte zu berichten: 

68. Euroschalter 

Die von der Kommission europaweit eingerichteten 
EG-Beratungsstellen bieten speziell für die kleinen 
und mittleren Unternehmen Auskunft über die EG

-

Förderprogramme, insbesondere in den Bereichen 
Forschung und Entwicklung sowie Aus- und Weiter-
bildung. Sie leisten, wie die erneute Evaluierung ih-
rer Tätigkeit in 1993 ergab, erfolgreiche Beratungs-
hilfe über die Märkte in anderen europäischen 
Ländern, über die EG-Gesetzgebung sowie bei der 
Partnersuche und Ausschreibungen. Nachdem 1993 
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drei der deutschen Euro-Info-Centren (EIC) aus dem 
Netzwerk ausgeschieden sind, gibt es zur Zeit 30 
EIC's in Deutschland. Für 1994 heißt das, geeignete 
Partner für die Einrichtung neuer EG-Beratungsstel-
len zu finden, um die entstandenen Lücken wieder zu 
schließen. 

69. Europartenariat 

Das Europartenariat ist eine Initiative der Kommis-
sion zur Entwicklung rückständiger Regionen und 
zur Unterstützung von kleinen und mittleren Unter-
nehmen. In Form einer Kontaktbörse werden do rt 

 Kooperationen zwischen Betrieben aus der betroffe-
nen Region und Unternehmen aus den übrigen Mit-
gliedstaaten, dem europäischen Wirtschaftsraum 
und verschiedenen Drittländern gefördert. Die letzte 
Veranstaltung fand am 13./14. Dezember 1993 in 
Glasgow statt. Mehr als 1 600 Unternehmen aus 52 
Ländern führten insgesamt rd. 5 600 Gespräche. Aus 
Deutschland beteiligten sich 80 Unternehmer, zum 
größten Teil aus den neuen Bundesländern, und führ-
ten Gespräche mit schottischen Firmen und poten-
tiellen Partnern aus den anderen Teilnehmerstaaten. 

Mit dem nächsten Europartenariat am 9./10. Juni 
1994 in Danzig findet diese Veranstaltung erstmals in 
Mittel- und Osteuropa statt. 

70. Mittelstandsbericht des Europäischen Netzwerks 
für Mittelstandsforschung 

Durch die Einrichtung der Europäischen Beobach-
tungsstelle hat die Kommission erstmals ein Untersu-
chungsinstrument hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Lage der kleinen und mittleren Unternehmen ge-
schaffen. Die Beobachtungsstelle ist insbesondere für 
folgende Bereiche zuständig: 

Verbesserung des Kenntnisstandes über die Rolle 
der KMU und des Handwerks im gesamten Unter-
nehmenssektor, 

Beschreibung der Strukturveränderungen im Zu-
sammenhang mit dem Binnenmarkt, 

Analyse der Bedingungen für die Gründung und 
das Verschwinden von Unternehmen sowie der 
Konzentrations- und Segmentierungstendenzen 
auf den Märkten, 

Untersuchung der Entwicklung, die die europäi-
schen KMU beeinflussen können wie Güter-
märkte und Arbeitsmarkt, technologische und 
wirtschaftliche Entwicklungen, Internationalisie-
rung usw. 

Der erste Bericht aus dem Jahre 1993, der in erster 
Linie einen Überblick über die Lage der KMU im 
Binnenmarkt vermittelt, liegt nun auch als Kurzf as

-

sung  vor. Schwerpunkt für das zweite Berichtsjahr 
1994 wird das Handwerk in Europa sein. 

71. Zahlungsfristen im Handelsverkehr 

Die Kommission legte bereits am 18. November 1992 
ein Arbeitsdokument zu Zahlungsfristen im Handels-
verkehr vor. Das Dokument soll die Grundlage einer 

Diskussion bilden, ob „gemeinschaftliche Initiativen 
zur Gewährleistung einer angemessenen Handha-
bung der Zahlungsfrist angebracht wären und wel-
ches gegebenenfalls Art  und Inhalt derartiger Initia-
tiven sein sollten" . Den Handlungsbedarf begründet 
die Kommission mit Hinweis auf gravierende Nach-
teile, die zu lange Zahlungsfristen für kleine und 
mittlere Unternehmen bedeuten. Als Lösungsansätze 
für die zum Teil recht langen Zahlungsfristen im Ge-
schäftsverkehr verschiedener Mitgliedstaaten wer-
den in dem Arbeitsdokument erstens eine bessere 
Nutzung der bestehenden Rechtsinstrumente, zwei-
tens ein neues Gemeinschaftsinstrument für den 

 grenzüberschreitenden Handel und drittens die An-
gleichung nationaler Rechtsvorschriften auf dem Ge-
biet der Zahlungsvorschriften diskutiert. Dabei ist 
eine deutliche Präferenz der Kommission für den drit-
ten Ansatz ersichtlich. 

Die Bundesregierung hat mit ihrer Stellungnahme 
vom 28. Juli 1993 gravierende Bedenken gegen eine 
Regelung durch die Gemeinschaft unter dem Ge-
sichtspunkt des Subsidiaritätsprinzips angemeldet. 
Die Kommission wurde nachdrücklich aufgefordert, 
ihre Vorschläge vor dem Hintergrund ihrer Mittei-
lung zum Subsidiaritätsprinzip nochmals zu prüfen. 
Anliegen der Gemeinschaft sollte es nach Auffassung 
der Bundesregierung sein, die Information der Unter-
nehmen über Zahlungsziele, -modalitäten und Han-
delsbräuche in den verschiedenen EG-Ländern zu 
verbessern. Hierdurch würde eine große Hilfe zur 
Erschließung des Binnenmarktes für kleine und mitt-
lere Unternehmen geleistet. 

72. Wirtschafts- und Währungsunion (WWU), 
Vorbereitung der 2. Stufe 

Der Rat verabschiedete eine Reihe von Begriffsbe-
stimmungen zur Anwendung einiger Artikel der 
WWU ab Beginn der 2. Stufe am 1. Januar 1994. Da-
bei handelte es sich insbesondere um die Verbote der 
Haushaltsfinanzierung durch Zentralbankkredite 
(Artikel 104 EG-Vertrag) und des bevorrechtigten 
Zugangs des Staates zu den Finanzinstituten (Arti-
kel 104 a EG-Vertrag). Diese Verbote sorgen dafür, 
daß der Staat sich wie jeder andere Kreditnehmer 
auch zu Marktbedingungen refinanzieren und dem 
Disziplinierungsdruck des Marktes unterwerfen 
muß. Die Bundesregierung hat ihrerseits bereits jetzt 
einen Entwurf zur Änderung des Bundesbankgeset-
zes vorgelegt, um dieses an die Erfordernisse der 
Endstufe anzupassen und damit ein politisches Si-
gnal für eine zügige und entschlossene Umsetzung 
der Vereinbarungen zur WWU zu geben. 

73. Europäisches Währungsinstitut (EWI) 

Der Europäische Rat legte anläßlich seiner Sonderta-
gung am 29. Oktober 1993 in Brüssel Frankfu rt  am 
Main als Sitz des EWI und der künftigen Europäi-
schen Zentralbank fest. Das EWI nimmt seine Tätig-
keit mit Beginn der 2. Stufe der WWU auf. Erster 
Präsident des EWI ist der Belgier Alexandre Lamfa-
lussy, bisher Generaldirektor der Bank für inte rnatio-
nalen Zahlungsausgleich (BIZ) in Basel, der auf der 
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Tagung des Europäischen Rates am 10. und 11. De-
zember 1993 in Brüssel für einen Zeitraum von 3 Jah-
ren ernannt wurde. 

74. Europäisches Währungssystem (EWS) 

Ende Juli 1993 kam es zu erneuten Spannungen im 
Wechselkursgefüge des EWS, die trotz umfangrei-
cher Stützungskäufe der beteiligten Zentralbanken 
nicht beigelegt werden konnten. Schließlich be-
schlossen die Finanzminister und Präsidenten der 
Zentralbanken, die Bandbreiten, innerhalb derer die 
Wechselkurse schwanken dürfen, vorübergehend 
auf plus/minus 15 % zu erweitern. Die bilateralen 
Leitkurse zwischen den Teilnehmerwährungen am 
Wechselkursmechanismus des EWS blieben unver-
ändert. Mit diesen Beschlüssen ist es gelungen, das 
EWS in seinen Grundelementen und damit die 
Grundlage für die enge währungspolitische Koope-
ration zwischen den Mitgliedstaaten zu erhalten. 
Nach anfänglich größeren Wechselkursbewegungen 
haben sich mittlerweile die Wechselkurse der am 
Wechselkursmechanismus teilnehmenden Währun-
gen wieder deutlich gefestigt. Das ist vor allem auf 
die von den Mitgliedstaaten weiterhin betriebene 
stabilitätsorientierte Wirtschafts- und Finanzpolitik 
zurückzuführen. 

II. Finanzierung der Union 

75. EG-Eigenmittelbeschluß 

Die Kommission hat am 13. Oktober 1993 einen Vor-
schlag für einen neuen EG-Eigenmittelbeschluß vor-
gelegt; er soll den geltenden Eigenmittelbeschluß 
vom 24. Juni 1988 ersetzen und zum 1. Januar 1995 in 
Kraft treten. 

Zur Umsetzung der Beschlüsse von Edinburgh 
schlägt die Kommission im einzelnen vor: 

— EG-Eigenmittelplafond 
Schrittweise Anhebung des EG-Eigenmittelpla-
fonds ab 1. Januar 1995 von derzeit 1,20 bis auf 
1,27 % des Gemeinschafts-Bruttosozialprodukts 
(BSP) im Jahre 1999; über 1999 hinaus Weitergel-
tung dieses Plafonds, bis ein neuer EG-Eigenmit-
telbeschluß in Kraft tritt. 

— Veränderungen bei der Eigenmittelstruktur 

= Senkung der Kappungsgrenze bei der Mehr-
wertsteuereigenmittel-Bemessungsgrundlage 
von derzeit 55 %, des BSP eines Mitgliedstaats 
auf künftig 50 %; bei den Kohäsionsstaaten soll 
diese Regelung ab 1995 voll, bei den übrigen 
Mitgliedstaaten schrittweise bis 1999 ange-
wandt werden; 

= schrittweise Senkung des Mehrwertsteuerei-
genmittel-Höchstsatzes von derzeit 1,4 % auf 
1,0 % der Mehrwertsteuer-Bemessungsgrund-
lage in 1999. 

— Neue Eigenmittelquelle 
Zur möglichen Einführung einer 5. Eigenmittel-
quelle wird der Kommission ein Prüfungs- und 

Berichtsauftrag bis zum Ende der finanziellen 
Vorausschau (1999) erteilt. 

— Fester einheitlicher Abführungssatz für die Mehr-
wertsteuer-Eigenmittel 
Die Kommission hat entsprechend einem Auftrag 
des Europäischen Rates von Edinburgh den deut-
schen Vorschlag der Einführung eines festen ein-
heitlichen Abführungssatzes für die Mehrwert-
steuer-Eigenmittel geprüft und ist zu einem 
positiven Ergebnis gekommen. In Anlage 1 zu ih-
rem Beschlußvorschlag spricht sie sich für die Ein-
führung eines dera rtigen Satzes anstelle des der-
zeitigen jährlich schwankenden Satzes aus. 

Über die Beschlüsse von Edinburgh hinaus unterbrei-
tet die Kommission weitere Änderungsvorschläge: 

— Streichung der bisherigen Regelung zur Behand-
lung von Überschüssen des EG-Haushalts (A rt . 7). 

— Prüfungs- und Empfehlungsrechte der Kommis-
sion in bezug auf die nationalen Umsatzsteuerer-
hebungssysteme. 

— Eine Reihe redaktioneller Änderungen in Anpas-
sung an die zwischenzeitlich eingetretene Ent-
wicklung. 

Die Beratungen wurden unter belgischer Präsident-
schaft Anfang November 1993 auf Gruppenebene 
aufgenommen und dem Ausschuß der Ständigen 
Vertreter (AStV) in Form eines Zwischenberichts En-
de Dezember zur Kenntnis gegeben; der AStV hat 
die Gruppe beauftragt, die noch offenen Fragen un-
ter griechischer Präsidentschaft fortzuführen. 

Nach Art . 201 EG-Vertrag ist zur Annahme des EG-
Eigenmittelbeschlusses ein einstimmiger Ratsbe-
schluß nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
erforderlich; darüber hinaus bedarf der Ratsbeschluß 
der Annahme durch die Mitgliedstaaten entspre-
chend ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. In 
der Bundesrepublik Deutschland ist gem. Art. 59 
Abs. 2 GG ein Zustimmungsgesetz erforderlich. 

Bei voller Ausschöpfung der im neuen EG-Eigenmittel-
beschluß vorgesehenen Eigenmittelobergrenzen erge-
ben sich für die Bundesrepublik Deutschland jährlich 
steigende zusätzliche Abführungslasten von rd. 400 
Mio DM im Jahre 1995 bis rd. 3,5 Mrd DM im Jahre 1999. 

76. Haushaltsplan 1994 

Das Europäische Parlament hat am 16. Dezember 
1993 den EG-Haushalt 1994 verabschiedet. Das Volu-
men beläuft sich auf 73,4 Mrd ECU an Mitteln für 
Verpflichtungen (VE) und 70,0 Mrd ECU an Mitteln 
für Zahlungen (ZE). Dies ist gegenüber 1993 eine 
Steigerung von 4,3 % bei VE und 4,7 % bei ZE. 

Der EG-Haushalt 1994 hält sich im Rahmen der vom 
Europäischen Rat in Edinburgh am 11./12. Dezember 
1992 aufgestellten und in die Interinstitutionelle Ver-
einbarung über die Haushaltsdisziplin vom 29. Okto-
ber 1993 übernommenen Finanzplanung 1994-1999. 

Die Aufschlüsselung der Mittel des Haushalts 1994 
nach Aufgabenbereichen und ein Vergleich mit dem 
EG-Haushalt 1993 ist in den nachstehenden Tabellen 
dargestellt. 
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Zusammenstellung 1 

EG-Haushalt 1993 *) (Soll)1) EG-Haushalt 1994 **) (Soll)2) 
Steigerung 
in v. H. 

VE 3 ) in v. H.  ZE 4 ) in v. H. VE 3 ) in v. H.  ZE 4 ) in v. H. 
Sp. 6/ 
Sp. 2 

Sp. 8/ 
Sp. 4 

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) (11) 

Operationelle Mittel 	 66 972,8 95,14 63 437,0 94,88 69 826,7 95,07 66 395,9 94,83 4,26 4,66 
- Gemeinsame 

Agrarolitik 	 35 352,0 50,22 35 352,0 52,88 36 465,0 49,65 36 465„ 3,15 3,15 
- Strukturpolitische 

Maßnahmen 	 22 178,0 31,51 20 497,5 30,66 23 176,0 31,56 21 304,1 30,43 4,50 3,94 
davon 
Kohäsionsfonds 	 1 565,0 2,22 1 000,0 1,50 1 853,0 2,52 1 679,0 2,40 18,40 67,90 

- Interne 
Politikbereiche 	 4 108,6 5,84 3 575,0 5,35 4 360,0 5,94 3 960,5 5,66 6,12 10,78 

- Externe 
Politikbereiche 	 4 110,1 5,84 2 788,3 4,17 4 295,7 5,85 3 136,3 4,48 4,52 12,48 

- Garantien 
und Reserven 	 1 224,2 1,74 1 224,2 1,83 1 530,0 2,08 1 530,0 2,19 24,98 24,98 

Verwaltung 	 3 420,9 4,86 3 420,9 5,12 3 617,6 4,93 3 617,6 5,17 5,75 5,75 
- Kommission 	 2 296,0 3,26 2 296,0 3,43 2 428,0 3,31 2 428,0 3,47 5,75 5,75 
- andere Organe 	 1 124,9 1,60 1 124,9 1,68 1 189,6 1,62 1 189,6 1,70 5,75 5,75 

Mittel, insgesamt 	 70 393,7 100,00 66 875,9 100,00 73 444,3 100,00 70 013,5 100,00 4,33 4,72 

- Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen 

1) EG-Haushalt 1993 (einschl. Nachtragshaushalt Nr. 1/1993). 
2) EG-Haushalt 1994 (durch EP am 16. 12. 1993 verabschiedet). 
3) Verpflichtungsermächtigungen in Mio. ECU. 
4) Zahlungsermächtigungen in Mio. ECU. 
*) Haushaltskurs 1993: 1 ECU = 2,04380. 
* *) Haushaltskurs 1994: 1 ECU = 1,94692. 

Zur Deckung der Zahlungsermächtigungen sind 
nachstehende Einnahmen veranschlagt. 

Zusammenstellung 2 

in Mio. ECU * ) 

EG-Haushalte 

1993 1994 1 ) 
(Soll) (Soll) 

Zölle 	  10 872,0 12 619,4 
Agrarabschöpfungen . . 1 134,6 921,1 
Zucker- und 
Isoglukoseabgaben 	 1 104,8 1 118,0 
Mehrwertsteuer- 
Eigenmittel 	 35 898,9 35 931,3 
BSP-Eigenmittel 	 17 544,7 18 908,0 
Verschiedene 
Einnahmen 	 464,2 515,9 
Saldo des Vorjahres 
(Überschuß) 	 1 004,0 p. m. 
Saldenabrechnung 
MWSt- und BSP- 
Eigenmittel 1992 	 - 1 165,2 p. m. 

Summe 	  66 857,9 70 013,5 

Summe in Mio. DM 	 136 644,2 136 310,7 

77. Haushaltsdisziplin und Verbesserung des Haus-
haltsverfahrens, interinstitutionelle Vereinbarung 

Über die Entwicklung der Ausgaben der EG-Haus-
halte bis 1999 haben sich Kommission, Rat und Euro-
päisches Parlament in der am 29. Oktober 1993 abge-
schlossenen Interinstitutionellen Vereinbarung über 
die Haushaltsdisziplin und die Verbesserung des 
Haushaltsverfahrens verständigt; eine solche Verein-
barung bestand schon für den Zeitraum 1988-1992. 
Verbindliches Kernstück dieser Vereinbarung ist die 
vom Europäischen Rat in Edinburgh aufgestellte Fi-
nanzplanung bis 1999; sie hält sich im Rahmen der 
Eigenmittelausstattung der Gemeinschaft. 

Die neue Vereinbarung über die Haushaltsdisziplin 
dürfte ebenso wie die vorangegangene das Haus-
haltsaufstellungsverfahren von tiefergehenden Aus-
einandersetzungen zwischen Rat und Europäischem 
Parlament freihalten. 

- Abweichungen in den Summe beruhen auf Rundungs-
differenzen 

1 ) EG-Haushalt 1994 vom 16. 12. 1993 
nachrichtlich: Der Finanzierungsanteil Deutschlands am 

EG-Haushalt beträgt 1993: 28,6 % und 
1994: 30,4 %. 

*) Bei der Aufstellung der Haushalte wurden folgende Kur-
se angewandt: 
1993: 1 ECU = 2,04380 DM 
1994: 1 ECU = 1,94692 DM.  
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Finanzielle Vorausschau 
Anpassung und Änderung für 1994 

Mittel für Verpflichtungen (Mio. ECU) 

Laufende Preise Preise 1994 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 

1. Agrarleitlinie 	  36 657 36 465 37 119 37 789 38 475 39 179 39 901 
2. Strukturpolitische 

Maßnahmen 	  22 192 23 176 24 865 26 464 28 091 29 906 31 770 
— Kohäsionsfonds 	 1 565 1 853 2 118 2 383 2 648 2 700 2 753 
— Strukturfonds und andere 

strukturelle Maßnahmen . . 20 627 21 323 22 747 24 082 25 444 27 206 29 017 
3. Interne Politikbereiche 	 4 109 4 370 4 578 4 787 4 988 5 200 5 401 
4. Externe Politikbereiche 	 4 120 4 311 4 533 4 829 5 115 5 486 5 930 
5. Verwaltungsausgaben 	 3 421 3 634 3 791 3 908 4 024 4 077 4 130 
6. Reserven 	  1 522 1 530 1 135 1 135 1 135 1 135 1 135 

— Währungsreserve 	 1 000 1 000 500 500 500 500 500 
— Externe Politikbereiche: 

= Soforthilfe 	  209 212 318 318 318 318 318 
= Kreditgarantien 	  313 318 318 318 318 318 318 

Mittel für Verpflichtungen 
insgesamt 	  72 021 73 486 76 021 78 912 81 829 84 983 88 268 
Erforderliche Mittel 
für Zahlungen 	  68 611 70 352 72 490 74 746 78 124 81 035 84 058 
Mittel für Zahlungen 
(% BSP)1) 	  1,20 1,20 1,21 1,22 1,24 1,25 1,27 
Spielraum für unvorher- 
gesehene Ausgaben (% BSP) 	 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,01 0,00 
Eigenmittel-Obergrenze (% BSP) 1,20 1,20 1,21 1,22 1,24 1,26 1,27 

1 ) BSP 1993: technische Anpassung für 1993 
1994 und nachfolgende Jahre: technische Anpassung für 1994 

78. Bekämpfung von Betrügereien zu Lasten des 
EG-Haushaltes 

Im Anschluß an die Schlußfolgerungen vom 7. Juni 
1993, mit denen der Rat erneut seine Entschlossen-
heit zum Ausdruck brachte, Betrügereien zu lasten 
des EG-Haushaltes wirksam zu bekämpfen, hat die 
Kommission im Dezember 1993 den Entwurf eines 
Vorschlags für eine Ratsverordnung vorgelegt, mit 
der sichergestellt werden soll, daß das Verfahren der 
Behandlung von Fällen von Unregelmäßigkeiten im 
Bereich der EG-Strukturfonds für alle Mitgliedstaa-
ten einheitlich geregelt wird. Die Ratsverordnung 
soll an die Stelle des „Verhaltenskodex" treten, den 
der Europäische Gerichtshof als nicht gemeinschafts-
rechtskonform verworfen hatte. 

79. Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft 

Die zur Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
benötigten Haushaltsmittel werden innerhalb des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EAGFL) veranschlagt, der mit 
immer noch mehr als 50 % den größten Ausgaben

-

block des EG-Haushaltes darstellt. 

Die Ausgabenansätze (Zahlungsermächtigungen) 
des EAGFL betragen: 
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— in Mio. ECU *) — Verände- 
rungen 

— in v. H. — 1993 1 ) 1994 2 ) 

Abteilung 
Garantie 3 ) 	  35 352 36 465 + 3,1 
Abteilung 
Ausrichtung 	  3 286 3 487 4 ) + 6,1 

Summe 	  38 638 39 952 + 3,4 

*) Haushaltskurs 1993: 1 ECU = 2,04380 DM 
Haushaltskurs 1994: 1 ECU = 1,94692 DM 

1) Haushalt 1993 unter Berücksichtigung des Nachtrags- und Berichtigungshaushalts 1/93 
2) Haushaltsentwurf 1994 unter Berücksichtigung des Berichtigungsschreibens Nr. 1 
3) ohne Währungsreserve (1 000 Mio. ECU) 
4) — einschließlich Mittel für Fischereistruktur 
— über Aufteilung der Strukturfondsmittel auf die einzelnen Fonds und die Mitgliedstaaten ist noch nicht abschließend 

entschieden 

80. Agrarleitlinie 

Die Umsetzung des Beschlusses des Europäischen 
Rates von Edinburgh am 11./12. Dezember 1992, an 
dem von ihm im Februar 1988 festgelegten jährlichen 
Höchstbetrag für die Agrarausgaben (Agrarleitlinie) 
auch für die Jahre 1993 bis 1999 festzuhalten, wird 
derzeit auf EU-Ebene verhandelt. Dabei geht es ins-
besondere um die Auslegung des Geltungsbereichs 
der Agrarleitlinie zu währungsbedingten Mehrko-
sten. 

81. EAGFL, Abteilung Garantie 

Der Haushaltsansatz 1993, unter den erstmals auch 
die Ausgaben für flankierende Maßnahmen in den 
Bereichen Vorruhestand, Umwelt und Aufforstung, 
die Einkommensbeihilfen, Flächenstillegungen und 
Marktordnungsausgaben für Fischerei fallen, wurde 
durch einen von der Kommission vorgelegten Berich-
tigungs- und Nachtragshaushalt um 1,3 Mrd ECU 
aufgestockt. Dies lag insbesondere in den Mehrko-
sten von rund 1,1 Mrd ECU begründet, die sich aus 
den Währungsanpassungen vom Herbst 1992 bzw. 
Anfang 1993 ergaben. 

Der Entwurf für den EG-Haushalt 1994, in dem u. a. 
die Agrarreform erstmalig voll haushaltswirksam 
sein wird, schöpft den Ausgabenrahmen der Agrar-
leitlinie von 36465 Mio ECU voll aus. Von den wäh-
rungsbedingten Mehrkosten in Höhe von insgesamt 
rund 1,5 Mrd ECU bleibt gemäß den letzten Einschät-
zungen der Kommission über die konjunkturellen 
Auswirkungen ein ungedeckter Betrag von rd. 200 
Mio ECU. Die Kommission behält sich vor, in Anleh-
nung an die Beschlüsse des Europäischen Rates die-
sen Betrag erforderlichenfalls durch Rückgriff auf die 
Währungsreserve (1 Mrd ECU) zu decken. 

82. EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

Im Rahmen der Abteilung Ausrichtung beteiligt sich 
die Gemeinschaft finanziell an den agrarstrukturel-

len Maßnahmen der Mitgliedstaaten. Seit 1988 sind 
die Agrarstrukturausgaben Teil der Strukturfonds, 
für die die Finanzplanung mit einer Verdoppelung 
der Mittel bis 1993 maßgebend ist. Für die neuen 
Bundesländer wurde im Rahmen von Übergangs-
und Anpassungsregelungen für die Zeit von 1991 bis 
1993 eine für alle Strukturfonds gemeinsame und mit 
3 Mrd ECU ausgestattete Haushaltslinie geschaffen, 
die auch Agrarstrukturausgaben der Abteilung Aus-
richtung umfaßt. 

Im Dezember 1992 hat der Europäische Rat von Edin-
burgh beschlossen, die Strukturfondsmaßnahmen ab 
1993 unter Einschluß der Strukturmaßnahmen im Be-
reich der Fischerei und der Aquakultur fortzuführen 
und eine Finanzplanung bis 1999 vorgegeben. Über 
die Mittelaufteilung auf die jeweiligen Fonds mit den 
entsprechenden Zielen der Strukturförderung und 
auf die Mitgliedstaaten hat die Kommission, abgese-
hen von Ziel 1 vor dem 31. Dezember 1993, noch 
keine abschließende Entscheidung getroffen. Für 
Deutschland steht die Einbeziehung der neuen Bun-
desländer in die Ziel 1-Gebiete im Vordergrund (für 
1994 bis 1999 hierfür vorgesehen: 13,64 Mrd ECU). 

83. EGKS-Vertrag, Rückführung der Finanztätigkeiten 

Das Außerkrafttreten des Vertrages für die Europäi-
sche Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) im 
Jahr 2002 erfordert eine planmäßige Rückführung 
der Anleihe- und Darlehenstätigkeiten und des 
EGKS-Haushaltes. Bei den Beratungen hierüber 
standen die künftige Schwerpunktsetzung sowie die 
Rate und Fristigkeit der Reduzierung der einzelnen 
Finanztätigkeiten im Mittelpunkt. Die Bundesregie-
rung unterstützt die vorrangige Mittelverwendung 
für soziale Zuwendungen und plädiert im übrigen für 
ein angemessenes und zeitgerechtes Auslaufen der 
übrigen finanziellen Maßnahmen. 
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III. Steuerpolitik 

84. Umsatzsteuerharmonisierung, Vereinfachungen 
bei der Anwendung der Übergangsregelung 

Der Rat hat am 25. Oktober und 22. Dezember 1993 
zehn Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, er-
mächtigt, bestimmte Leistungen — Be- und Ver-
arbeitungen, inländische Güterbeförderungen im 
Zusammenhang mit innergemeinschaftlichen Güter-
beförderungen (sog. Vor- und Nachläufe) sowie 
Nebenleistungen hierzu (wie Be- oder Entladen, Um-
laden) — von der Umsatzsteuer zu befreien. Diese 
Befreiung gilt nur, wenn die Leistungen an einen in 
einem anderen EG- Mitgliedstaat ansässigen Unter-
nehmer erbracht werden, der insoweit zum Vorsteu-
erabzug berechtigt ist. Diese Maßnahme war erfor-
derlich, weil nach geltender Rechtslage eine 
Besteuerung do rt  erfolgt, wo die Leistung erbracht 
wird, also im Land des leistenden Unternehmers. So 
hätte ein deutscher Unternehmer seinen ausländi-
schen Leistungsempfängern deutsche Umsatzsteuer 
in Rechnung stellen müssen. Um die Steuer zurück-
zuerhalten, müßten die ausländischen Leistungs-
empfänger das Vorsteuer-Vergütungsverfahren bei 
der zuständigen deutschen Finanzbehörde durchfüh-
ren. Auf der anderen Seite hätten deutsche Lei-
stungsempfänger die ihnen von ausländischen Un-
ternehmern in Rechnung gestellte Umsatzsteuer nur 
im Wege des — bei Unternehmern unbeliebten weil 
langwierigen — Erstattungsverfahrens im anderen 
EG-Mitgliedstaat zurückbekommen können. Das 
wird nunmehr in fast allen EG-Mitgliedstaaten ver-
mieden. 

Um den deutschen Unternehmern Wettbewerbs-
gleichheit zu sichern und eine weitgehend einheitli-
che Umsatzbesteuerung der genannten Leistungen 
in der EG zu erreichen, hat der deutsche Gesetzgeber 
auf Initiative der Bundesregierung die Entscheidung 
des Rates durch Einführung einer entsprechenden 
Umsatzsteuerbefreiung durch das Mißbrauchsbe-
kämpfungs- und Steuerbereinigungsgesetz umge-
setzt. Die Befreiung kann ab 30. Dezember 1993 an-
gewandt werden. 

Die Regelung ist bis Ende 1994 bef ristet. Bis dahin 
wird der Rat die 6. Umsatzsteuer-Richtlinie dahinge-
hend ändern und vereinfachen, daß die genannten 
Leistungen generell im Land des Leistungsempfän-
gers besteue rt  werden sollen. 

85. Umsatzsteuerharmonisierung, Sonderregelung für 
Lieferungen von Gebrauchtwaren, 
Kunstgegenständen, Sammlungsstücken und 
Antiquitäten 

Am 13. Dezember 1993 hat sich der Rat auf Schlußfol-
gerungen zu den politisch entscheidenden Fragen 
zum Vorschlag für eine umsatzsteuerliche Sonderre-
gelung für Lieferungen von Gebrauchtwaren, Kunst-
gegenständen, Sammlungsstücken und Antiquitäten 
geeinigt. Damit ist dem Rat nach jahrelangen Bera-
tungen ein Durchbruch bei der Einführung eines ge-
meinschaftlichen Besteuerungssystems für die ge-
nannten Umsätze gelungen. Die entsprechende 

Richtlinie soll vom Rat möglichst bald verabschiedet 
werden. 

Nach den Schlußfolgerungen soll in der Gemein-
schaft bei Lieferungen von Gebrauchtgegenständen, 
die ein Unternehmer von einem nicht zum Vorsteuer-
abzug Berechtigten erworben hat, und von Kunstge-
genständen, Sammlungstücken und Antiquitäten 
nur noch der Unterschied zwischen Verkaufs- und 
Ankaufspreis der Umsatzsteuer mit dem allgemeinen 
Steuersatz unterworfen werden. Die Bundesregie-
rung hat erreicht, daß Deutschland bei Lieferungen 
von Kunstgegenständen, Sammlungsstücken und 
Antiquitäten bis 30. Juni 1999 das allgemeine Be-
steuerungssystem (Besteuerung des gesamten Ver-
kaufspreises mit ermäßigtem Steuersatz bei Kunstge-
genständen und Sammlungsstücken) weiterhin 
anwenden kann. 

Bei der Einfuhr von Kunstgegenständen, Samm-
lungsstücken und Antiquitäten sowie bei Lieferun-
gen von Kunstgegenständen im Inland, bei denen die 
Differenzbesteuerung nicht anzuwenden ist, können 
die Mitgliedstaaten einen ermäßigten Steuersatz vor-
sehen. Großbritannien muß seine Steuerbefreiung 
bei der Einfuhr von Kunstgegenständen aufgeben; es 
kann aber bis Ende Juni 1999 einen — reduzierten — 
Steuersatz von 2,5 % für dera rtige Einfuhren anwen-
den. 

86. Verbrauchsteuerharmonisierung 

Nach dem termingerechten Inkrafttreten des Binnen-
marktes am 1. Januar 1993 in diesem Bereich liegen 
jetzt die ersten Erfahrungen zum innergemeinschaft-
lichen Verkehr mit Waren vor, die einer harmonisier-
ten Verbrauchsteuer (auf Mineralöle, Tabakwaren 
sowie Alkohol und alkoholische Getränke) unterlie-
gen. Sie haben neben Lücken im europäischen 
Regelwerk Anwendungsprobleme, vielfach verfah-
renstechnischer Art, aufgezeigt. Im Verbrauchsteuer-
ausschuß finden regelmäßige Verhandlungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommissison 
zur Problemlösung und zum Erfahrungsaustausch 
statt. Es hat sich dabei herauskristallisiert, daß 
die Vorlage eines Kommissionsvorschlags für eine 
umfassende Änderungsrichtlinie unumgänglich ist. 

Im Zusammenhang mit der Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern im Binnenmarkt ist auch der Vor-
schlag für eine Richtlinie des Rates über den Ver-
brauchsteuersatz auf Kraftstoffe aus landwirtschaft-
lichen Rohstoffen zu sehen, über den in erster Lesung 
verhandelt worden ist. Er sieht vor, daß auf Kraftstof-
fe aus landwirtschaftlichen Rohstoffen höchstens 
10 % des in dem jeweiligen Mitgliedstaat geltenden 
Mineralölsteuersatzes für den substituierten Kraft-
stoff erhoben werden dürfen. 

87. Direkte Steuern 

Die Kommission hat am 26. Juli 1993 Vorschläge zur 
Änderung der Fusionsrichtlinie (90/434/EWG) und 
der Mutter-Tochter-Richtlinie (90/435/EWG) vorge-
legt. Damit soll der Anwendungsbereich der beiden 
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Richtlinien auf alle körperschaftssteuerpflichtigen 
Unternehmen ausgedehnt werden. Beratungen auf 
Rats- oder Ratsgruppenebene haben hierzu bisher 
nicht stattgefunden. 

Zu dem aus dem Jahr 1990 stammenden Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates über die gemeinsame 
Steuerregelung für Zahlungen von Zinsen und Li-
zenzgebühren zwischen Mutter- und Tochtergesell-
schaften verschiedener Mitgliedstaaten hat die Kom-
mission am 10. Juni 1993 einen Änderungsvorschlag 
vorgelegt, der die Erweiterung der Begriffe „Zinsen 
und Lizenzgebühren" zum Gegenstand hat. Damit 
entspricht die Kommission einem Änderungsantrag 
des Europäischen Parlaments. Der Richtlinienvor-
schlag insgesamt ist im 2. Halbjahr 1993 mehrfach 
Gegenstand von Beratungen auf Ratsgruppenebene 
gewesen. Der Rat hat sich mit dieser Angelegenheit 
zuletzt am 13. Dezember 1993 befaßt. 

Die Beratungen zur Harmonisierung der Besteue-
rung von Sparerträgen sind fortgesetzt worden. In 
der Sitzung des Rates am 25. Oktober 1993 wurde das 
grundsätzlich Einvernehmen zwischen den Mitglied-
staaten erzielt, daß eine Harmonisierung auf diesem 
Gebiet erfolgt. Dabei soll weder einem Abzugsteuer-
system noch einem Mitteilungssystem der Vorrang 
eingeräumt werden. In seiner Sitzung am 13. Dezem-
ber 1993 hat der Rat die Kommission gebeten, auch 
die Problematik von nicht der EG zugehörigen Staa-
ten in ihre Überlegungen einzubeziehen und hierzu 
im 1. Halbjahr 1994 zu berichten. 

Zu der Frage der Vereinbarkeit der beschränkten 
Steuerpflicht mit dem Recht des EG-Vertrages hat 
der Bundesfinanzhof am 14. April 1993 ein Vorabent-
scheidungsverfahren an den Europäischen Gerichts-
hof gerichtet. Die Bundesregierung hat hierzu am 13. 
September 1993 Stellung genommen. 

IV. Ausbau und Vertiefung des Gemeinsamen 
Marktes 

1. Binnenmarkt — Allgemein 

88. Binnenmarkt, Stand der Verwirklichung 

Der Schwerpunkt der Arbeiten im zweiten Halbjahr 
des ersten Jahres nach der Verwirklichung des Bin-
nenmarktprogramms lag bei der weiteren nationalen 
Umsetzung und effektiven Anwendung der Binnen-
marktregelungen. Der Umsetzungsstand der Weiß-
buchmaßnahmen belief sich im Dezember 1993 im 
Unionsdurchschnitt auf ca. 86 %, wobei Deutschland 
ca. 84 % erreichte. 

Damit konnten die Voraussetzungen dafür weiter 
verbessert werden, daß die im Rahmen des Binnen-
marktprogramms verabschiedeten Rechtsetzungs-
maßnahmen ihre volle Wirkung entfalten. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß künftig 
die Arbeiten im Binnenmarkt zur Konsolidierung und 
zu einem reibungslosen Funktionieren der Zusam-
menarbeit der zuständigen Verwaltungen der Mit-
gliedstaaten und der Europäischen Kommission er-
heblich an Bedeutung gewinnen werden. Eine 

Konsolidierungsphase ist insbesondere im Interesse 
der Wirtschaft erforderlich; sie muß sich auf die um-
fangreichen neuen Binnenmarktregelungen, die z. T. 
ihre Wirkungen noch entfalten werden, einstellen 
können. Neue Binnenmarktvorhaben, die nicht im 
Weißbuch vorgesehen waren, bedürfen einer st rikten 
Prüfung auf ihre Notwendigkeit und Verhältnismä-
ßigkeit unter Beachtung des Subsidiaritätsgrundsat-
zes. 

Die Bundesregierung befürwortet in diesem Sinne 
die wesentlichen Leitlinien des Strategischen Pro-
gramms der Kommission zur Verwaltung und Weiter-
entwicklung des Binnenmarktes und unterstreicht, 
daß die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten und der Kommission 
insbesondere in den bestehenden dezentralen Gre-
mien aktiviert werden sollte. 

89. Binnenmarkt, Auswirkungen auf die deutsche 
Zollverwaltung und organisatorische Folgen 

Die Bundesregierung hat in den Jahren 1992 und 
1993 die organisatorischen und personalwirtschaft-
lichen Auswirkungen des Europäischen Binnen-
marktes auf die deutsche Zollverwaltung eingehend 
unter Einbeziehung der weiteren politischen Ent-
wicklung untersucht. 

Hierbei waren insbesondere zu berücksichtigen: 

— Die Verhandlungsergebnisse des Ministerrates 
(ECOFIN) zur Harmonisierung der Verbrauch-
steuern: 
Danach ist im gewerblichen Verkehr mit ver

-

brauchsteuerpflichtigen Waren eine zollamtliche 
Behandlung der Warensendungen bei den Grenz-
zollstellen an den Binnengrenzen nicht mehr er-
forderlich, sondern die zollamtliche Behandlung 
beschränkt sich auf Überwachungsmaßnahmen 
an den Abgangs- und Bestimmungsorten. 

Die Erhebung der Steuer auf den Erwerb bei Ge-
meinschaftswaren durch die Finanzämter: 
Nach dem Umsatzsteuer-Binnenmarktgesetz ist 
im innergemeinschaftlichen Verkehr die Behand-
lung der Warensendungen durch Zollstellen ent-
fallen. 
Für den privaten Reiseverkehr ist der EG-Binnen-
markt bereits am 1. Januar 1993 in vollem Umfang 
verwirklicht worden. Der gewerbliche Warenver-
kehr ist hingegen noch für eine Übergangszeit 
— voraussichtlich bis zum 1. Januar 1997 — auf 
der Grundlage eines ADV-gestützten Datenaus-
tausches zwischen den Mitgliedstaaten zu über-
wachen. Zu diesem Zweck erhält jeder am inner

-

gemeinschaftlichen Warenverkehr beteiligte 
Unternehmer eine Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer und ist verpflichtet, vierteljährlich zu-
sammenfassende Meldungen über Lieferungen 
an Unternehmer in andere Mitgliedstaaten abzu-
geben. In Deutschland ist für diesen Informations-
austausch primär das Bundesamt für Finanzen 
(Außenstelle Saarlouis) zuständig; erforderliche 
Einzelauskunftsersuchen anderer Mitgliedstaa-
ten, die Ermittlungen vor Ort erfordern, werden 
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durch die Hauptzollämter — Sachgebiete Außen-
prüfung und Steueraufsicht — durchgeführt. 

Organisatorische Folgerungen 

Aufgrund dieser Sachlage sind die organisatorischen 
Maßnahmen zunächst auf den Grenzbereich be-
schränkt und folgende Entscheidungen getroffen 
worden: 

— Abfertigung des Warenverkehrs (gewerblicher 
Verkehr und Reiseverkehr) 
Die warenbezogenen Kontrollen wurden an den 
Grenzen zu den EG-Mitgliedstaaten mit Ablauf 
des 31. Dezember 1992 eingestellt. Bis auf 17 
Grenzzollämter, die in Binnenzollämter umge-
wandelt wurden, wurden alle Grenzzolldienst-
stellen aufgelöst. Die Öffnungszeiten der neuen 
Binnenzollämter wurden unter Berücksichtigung 
der voraussichtlich künftig wahrzunehmenden 
Aufgaben und einer angemessenen Schichtbeset-
zung festgesetzt. 

Wahrnehmung der grenzpolizeilichen Aufgaben 
Die Zollkommissariate an den Binnengrenzen 
wurden zum 1. Januar 1993 vollständig aufgelöst. 
An den Binnengrenzen zu den Niederlanden, Bel-
gien, Luxemburg und Frankreich nimmt die Zoll-
verwaltung noch für einen Übergangszeitraum 
grenzpolizeiliche Aufgaben mit rund 200 Zollbe-
amten war. An den Grenzen zu Dänemark, das 
nicht zu den Unterzeichnerstaaten der Schenge-
ner Übereinkommen gehört, ist das bisher in der 
Personenkontrolle eingesetzte Personal der Zoll-
verwaltung weiterhin in vollem Umfang für 
grenzpolizeiliche Aufgaben tätig (s. Ziffer 53 zum 
Schengener Durchführungsübereinkommen). 

— Sonstige Aufgaben 
Die Zoll- und Verbrauchsteueraufsicht sowie die 
Überwachung weiterhin bestehender Verbote 
und Beschränkungen werden in erster Linie un-
mittelbar von den Hauptzollämtern — vornehm-
lich durch intensivierte Kontrollen in den überwa-
chungspflichtigen Betrieben — wahrgenommen. 
Daneben sieht das neue Zollverwaltungsgesetz in 
§ 10 vor, daß die Zollverwaltung zur Wahrneh-
mung der ihr verbleibenden Aufgaben innerhalb 
des gesamten Bundesgebiets Personen und auch 
Fahrzeuge bei Vorliegen zureichender tatsächli-
cher Anhaltspunkte anhalten und kontrollieren 
kann. Hierzu wurden 26 mobile Überwachungs-
trupps eingerichtet, die in der zweiten Jahreshälf-
te ihre Arbeit aufgenommen haben. 

— Maßnahmen im übrigen Bereich 
Weitergehende organisatorische Maßnahmen 
hinsichtlich der Grenz- und Binnenhauptzolläm-
ter einschließlich ihrer Dienststellen wurden zu-
nächst zurückgestellt, um die Entwicklung der 
Verkehrsflüsse und die Reaktionen der Wi rtschaft 
abzuwarten. 
Seit Juli 1993 wurden Organisationsunter-
suchungen in den Oberfinanzbezirken an den 
ehemaligen Binnengrenzen zu Frankreich, Lu-
xemburg, Belgien und den Niederlanden durch-

geführt, um die organisatorischen und personal-
wirtschaftlichen Auswirkungen des Binnen-
marktes auf den örtlichen Bereich der Zollver-
waltung zu ermitteln. Danach ist die Aufga-
benentwicklung bei den geprüften Dienststellen 
tendenziell rückläufig, so daß es im Jahr 1994 zu 
Organisationsstraffungen kommen wird. 

90. Datenverbund zwischen öffentlichen Verwaltungen 
in der EU (IDA) 

Die Europäische Kommission hat zwei Vorschläge 
zur Verbesserung des Datenaustauschs zwischen 
Verwaltungen in der Europäischen Union vorge-
legt. Deren Zielsetzung wird von der Bundesregie-
rung unterstützt. Mit anderen Mitgliedstaaten hat 
Deutschland jedoch Bedenken gegen den bisher all-
zu unbestimmten Ansatz der Kommission und gegen 
die nach Auffassung der Bundesregierung ungeeig-
nete bisherige Rechtsgrundlage (Art . 129 b—d EG

-

Vertrag); es geht hierbei nicht um Netze im Bereich 
der Telekommunikationsinfrastruktur, sondern um 
den Verbund zwischen Benutzern. Mit anderen Mit-
gliedstaaten und der Kommission soll nun zunächst 
der konkrete Bedarf der beteiligten Verwaltungen 
ermittelt werden. 

91. Telematiknetz für Warenverkehrsstatistiken 
(COMEDI) 

Zur Entscheidung des Rates betreffend die Telema-
tiknetze zwischen Behörden für die Statistik über den 
Warenverkehr zwischen Mitgliedstaaten (COMEDI) 
hat der Rat am 16. Dezember 1993 einen gemeinsa-
men Standpunkt festgelegt. Das COMEDI-Projekt 
hat zum Ziel, durch vermehrten und koordinierten 
Einsatz der Informationstechnik zur Datenfernüber-
tragung den Informationsaustausch von der Wi rt

-schaft zu den nationalen statistischen Ämtern und 
EUROSTAT zu verbessern. Insgesamt sollen dadurch 
die Meldepflichtigen entlastet, die Qualität der Da-
ten verbessert, die Aufbereitung vereinheitlicht und 
die Übermittlung an die statistischen Ämter be-
schleunigt werden. Nachdem es der Bundesre-
gierung gelungen war, in zentralen Fragen des 
Programms entscheidende Änderungen (u. a. Rechts-
grundlage, Beschränkung des finanziellen Vo-
lumens, Nichteinbeziehung von Produktionsdaten, 
keine Verpflichtung zu nationalen Fördermaßnah-
men) durchzusetzen, hat Deutschland dem COME-
DI-Vorschlag zugestimmt. 

92. Unternehmensregister-Verordnung 

Die Verordnung über die innergemeinschaftliche Ko-
ordinierung des Aufbaus von Unternehmensregi-
stern für statistische Verwendungszwecke wurde am 
22. Juli 1993 vom EG-Rat verabschiedet. Sie ist als 
Verordnung Nr. 2186/93 im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften Nr. L 196/1 vom 5. August 
1993 veröffentlicht. 
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Durch diese Verordnung wird der Aufbau eines von 
den Mitgliedstaaten zu führenden, harmonisierten 
Unternehmensregisters für statistische Verwen-
dungszwecke angeordnet. Harmonisierte Unterneh-
mensregister sind grundsätzlich ein nützliches Hilfs-
mittel für die amtliche Statistik, weil damit wichtige 
Voraussetzungen für die Gewinnung EG-weit ver-
gleichbarer statistischer Ergebnisse geschaffen wer-
den können. Aus Sicht der Bundesregierung bestan-
den gegen die Verordnung in verschiedenen 
Punkten (u. a. Rechtsgrundlage, Mißachtung natio-
naler statistischer Grundsätze, Geheimhaltung, Da-
tenschutz) Bedenken, so daß Deutschland die Ver-
ordnung im Rat abgelehnt hat. Wegen der nach 
Auffassung der Bundesregierung verfehlten Rechts-
grundlage (Art . 213 EG-Vertrag) hat sie im Herbst 
1993 eine Klage vor dem Europäischen Gerichtshof 
eingereicht. 

93. Eurotelefon 

Der seit 1989 im Bundesministerium für Wi rtschaft 
eingerichtete Auskunftsservice „Eurotelefon" erfreut 
sich weiterhin regen Zuspruchs. Zum Jahreswechsel 
1993/94 ist er von Bonn in die Außenstelle Berlin ver-
legt worden und do rt  unter der Telefonnummer (0 30) 
2 3419 92 erreichbar. 

2. Binnenmarkt für Waren 

94. Technische Harmonisierung, Fortschritte 

Auf dem Gebiet der technischen Harmonisierung 
wurden eine Reihe wichtiger Fortschritte erreicht. 

Hervorzuheben ist die Festlegung des gemeinsamen 
Standpunktes zur zweiten Änderung der Informa-
tionsrichtlinie über Normen und technische Vor-
schriften. Durch die Änderungen u. a. hinsichtlich der 
Stillhaltefrist, einer regelmäßigen Veröffentlichung 
der Titel der notifizierten Entwürfe und der Präzisie-
rung bestimmter Definitionen und Verfahrensvor-
schriften dieser Richtlinie soll den Unternehmen ein 
besseres Umfeld für die Wettbewerbsfähigkeit und 
eine bessere Nutzung der Vorteile des Binnenmark-
tes gewährleistet werden. 

Durch die Richtlinie 93/68/EWG vom 22. Juli 1993 zur 
Änderung verschiedener Richtlinien wurden die Vor-
schriften über die Anbringung und Verwendung der 
CE-Kennzeichnung für diese Richtlinien nach dem 
Neuen Ansatz harmonisiert. 

Schließlich wurde die Änderungsrichtlinie 93/72/ 
EWG zur Änderung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften für die Einstufung Verpackung und 
Kennzeichznung gefährlicher Stoffe an den techni-
schen Fortschritt verabschiedet. 

95. Technische Harmonisierung, 
Bauproduktenrichtlinie 

Die bereits im Dezember 1988 verabschiedete Bau

-

produktenrichtlinie, die den Abbau bestehender 

Handelshemmnisse für Bauprodukte aller A rt  zum 
Ziel hat, konnte ihre praktische Wirksamkeit bisher 
nicht entfalten. Mit der Verabschiedung der „Grund-
lagendokumente" wurden nunmehr jedoch die ent-
scheidenden Voraussetzungen für die Erteilung von 
Mandaten zur Ausarbeitung harmonisierter europäi-
scher Normen und Zulassungsleitlinien geschaffen. 

Die Bundesländer haben von der Ermächtigung in 
§ 16 Abs. 4 des Bauproduktengesetzes (BauPG) Ge-
brauch gemacht und vorläufige Regelungen einge-
führt für die Anerkennung von Stellen, die Aufgaben 
im Rahmen von Konformitätsbescheinigungsverfah-
ren erfüllen. In Abstimmung zwischen den zuständi-
gen Dienststellen des Bundes und der Länder wur-
den auch die Verfahren festgelegt, nach denen 
Anträge auf Anerkennung von Prüfungen, Überwa-
chungen und Zertifizierungen in noch nicht harmoni-
sierten Bereichen gemäß Artikel 16 der Bauproduk-
tenrichtlinie behandelt werden. 

96. Tabakerzeugnisse, Werbung 

Die erneute Orientierungsaussprache des Rates vom 
13. Dezember 1993 hat zu dem geänderten Richtli-
nienvorschlag betreffend die Werbung für Tabaker-
zeugnisse keine Bewegung in die festgefahrenen Po-
sitionen der Mitgliedstaaten gebracht, Von Interesse 
ist allerdings, daß die ablehnende Position der Bun-
desregierung zum Richtlinienvorschlag (vgl. Zif-
fer 119 des 52. Integrationsberichts) durch ein neues 
Gutachten des Juristischen Dienstes des Rates ge-
stützt wird. 

97. Lebensmittelüberwachung 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 29. 
Oktober 1993 die Richtlinie 93/99/EWG des Rates 
über zusätzliche Maßnahmen im Bereich der amtli-
chen Lebensmittelüberwachung erlassen. Zum In-
halt der Richtlinie wird auf die vorhergehenden Inte-
grationsberichte verwiesen. 

98. Lebensmittelzusatzstoffe 

Zu den Vorschlägen für Richtlinien des Rates über 
Farbstoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden 
dürfen, und zur Änderung der Richtlinie 89/107/EWG 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über Zusatzstoffe und Süßungsmittel, 
die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen, ist in 
der Ratssitzung am 11. November 1993 der Gemein-
same Standpunkt festgelegt worden. Am 16. Dezem-
ber 1993 hat der Rat politisches Einvernehmen über 
den Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über an-
dere Lebensmittelzusatzstoffe als Farbstoffe und Sü-
ßungsmittel erzielt. Mit den vorgesehenen Regelun-
gen soll ein einheitliches Zusatzstoff-Regime in der 
Europäischen Union geschaffen werden. 
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99. Fruchtsäfte und gleichartige Erzeugnisse 

Die Kommission hat am 17. Juni 1993 die Richtlinie 
93/45/EWG der Kommission über die Herstellung 
von Nektar ohne Zusatz von Zuckerarten oder Honig 
erlassen. Sie sieht vor, daß aus bestimmten Früchten 
mit Saft mit hohem natürlichen Zuckergehalt Frucht-
nektare ohne Zusatz von Zuckerarten hergestellt 
werden können. 

Die Richtlinie 75/726/EWG des Rates vom 17. No-
vember 1975 für Fruchtsäfte und einige gleicha rtige 
Erzeugnisse wurde nach mehreren wesentlichen Än-
derungen aus Gründen der Übersichtlichkeit und der 
Klarheit kodifiziert und als Richtlinie 93/77/EWG 
vom Rat erlassen. 

100. Lebensmittel tierischer Herkunft, Gebühren für 
Kontrollen 

Am 14. Dezember 1993 wurde vom Rat die Richtlinie 
zur Änderung der Richtlinie 85/73/EWG über die Fi-
nanzierung der Untersuchungen und Hygienekon-
trollen von frischem Fleisch und Geflügelfleisch be-
schlossen. Durch die Richtlinie wird eine einheitliche 
Festlegung der Gebührentatbestände und -höhe für 
die Untersuchung, Hygienekontrolle und Einfuhr an-
gestrebt. Die Richtlinie sieht zudem eine schrittweise 
Anpassung des EG-Gebührenrechts auch bei ande-
ren Lebensmittel tierischer Herkunft als Fleisch vor. 

101. Verminderung von Nickelallergien 

Der Rat legte den Gemeinsamen Standpunkt zum 
Richtlinienvorschlag zur vierzehnten Änderung der 
Richtlinie 76/769/EWG fest. Mit dieser Richtlinie 
wird die Verwendung von Nickel bei Gegenständen, 
die nicht nur vorübergehend mit dem menschlichen 
Körper in Berührung kommen, eingeschränkt. Damit 
soll Nickelallergien durch diese Gegenstände vorge-
beugt werden. 

102. Kosmetika 

Die Kommission hat am 22. Juni 1993 die sechzehnte 
Richtlinie 93/47/EWG der Kommission zur Anpas-
sung der Anhänge der Richtlinie 76/768/EWG des 
Rates über kosmetische Mittel an den technischen 
Fortschritt erlassen. Neben der endgültigen Zulas-
sung bzw. dem endgültigen Verbot bestimmter Stoffe 
eröffnet die Richtlinie zudem die Möglichkeit, die 
Zulassung für eine bestimmte Frist zu verlängern. 

Die Fünfte Richtlinie 93/73/EWG der Kommission 
vom 9. September 1993 über Analysemethoden zur 
Kontrolle der Zusammensetzung kosmetischer Mittel 
sieht Methoden zum Nachweis und zur quantitativen 
Bestimmung von weiteren sechs bestimmten Stoffen 
und Stoffgruppen für die amtliche Kontrolle der kos-
metischen Mittel vor. 

103. Künftiges System für den freien 
Arzneimittelverkehr in der Gemeinschaft 

Der Rat hat zu dem bislang einzig unerledigten und 
besonders wichtigen Weißbuch-Vorhaben aus dem 
Arzneimittelbereich am 14. Juni 1993 die inhaltlich 
unstreitigen beiden Änderungsrichtlinien über Hu-
man- und Tierarzneimittel mit qualifizierter Mehr-
heit (gegen die Stimme von Deutschland) und am 22. 
Juli 1993 die auf Artikel 235 EWG-Vertrag gestützte 
Verordnung des Rates über die Schaffung einer Euro-
päischen Arzneimittelagentur verabschiedet. 

Die Zustimmung Deutschlands zu der Verordnung 
erfolgte, nachdem der Bundesrat am 9. Juli 1993 das 
nach § 5 Abs. 3 des Gesetzes über die Zusammenar-
beit von Bund und Ländern in Angelegenheiten der 
Europäischen Union vom 12. März 1993 (BGBl. I Seite 
313) erforderliche Einvernehmen zu der Verordnung 
erklärt hatte. Die Bundesregierung hat dabei ent-
sprechend ihrer Äußerung im Bundesrat im Rat eine 
einseitige Protokollerklärung abgegeben, mit der un-
terstrichen wurde, daß sich die in Artikel 51 Buchsta-
ben c) und e) vorgesehene Koordinierung der Über-
wachung auf die Erarbeitung gemeinsamer Regeln, 
Empfehlungen, Grundsätze oder Leitlinien erstreckt 
und dies keinen Eingriff in die Exekutivbefugnisse 
der Überwachungsbehörden der Mitgliedstaaten 
darstellt. 

Nachdem sich die Staats- und Regierungschefs der 
Mitgliedstaaten am 29. Oktober 1993 auf London als 
Sitz der Europäischen Arzneimittelagentur verstän-
digt haben, kann die Verordnung — wie vorgesehen 
— zum 1. Januar 1995 in Kraft treten. 

104. Gentechnik 

Auf der Grundlage des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom November 1992 zur Novellierung 
des Gentechnikgesetzes hat die Bundesregierung im 
Mai 1993 einen Änderungskatalog zu den EG-Gen-
Richtlinien 90/219/EWG (geschlossenes System) und 
90/220/EWG (Freisetzung) zur Anpassung an den 
Stand von Wissenschaft und Technik abgestimmt. 
Dieser wurde der Kommission und den Mitgliedstaa-
ten zugeleitet und ist Gegenstand der weiteren Bera-
tung der zuständigen nationalen Behörden und der 
Kommission. 

105. Stahlindustrie, Restrukturierung 

Nach zwei vergeblichen Versuchen, in Stahlsonder-
ratssitzungen am 21. September und 18. November 
1993 zu einer Einigung über Beihilfeanträge nach 
Art . 95 EGKS-Vertrag zu kommen, beschloß der In-
dustrieministerrat am 17. Dezember 1993 einstimmig, 
diese Hilfen bei Erfüllen umfangreicher Kapazitäts-
abbauverpflichtungen zu genehmigen. 

Das Paket der Anträge Spaniens, Italiens, Portugals 
und Deutschlands (EKO Stahl AG, Eisenhüttenstadt, 
und Sächsische Edelstahlwerke GmbH, Freital) sieht 
Hilfen in einer Gesamthöhe von 13 Mrd DM und Ka- 
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pazitätsreduzierungen von 5,5 Mio Jahrestonnen 
Warmwalzerzeugnissen vor. 

Mit dieser Entscheidung wird zugleich der Weg frei 
für die privaten Stahlerzeuger in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft, Anpassungsmaßnahmen, vor 
allem die Kapazitätsabbau-Vereinbarungen in Höhe 
von 10,5 Mio t Warmbreitband, Grobblech und 
schweren Profilen zu konkretisieren. Zusammen mit 
weiteren Stillegungen könnten damit das Restruktu-
rierungsziel des Rates von 19 bis 25 Mio t Warmwalz-
erzeugnissen bis zum Abschluß des Restrukturie-
rungsprogramms (spätestens Ende 1995) erreicht 
werden. 

Der Rat spi ach sich gleichzeitig dafür aus, in Über-
einstimmung mit dem EGKS-Vertrag die staatliche 
Unterstützung für die Stahlindustrie endgültig einzu-
stellen und weitere Ausnahmeverfahren vom Stahl-
beihilfekodex zu vermeiden. 

106. Stahlmarkt, innergemeinschaftlicher Handel 

Die Stahleinfuhren aus den EGKS-Ländern nach 
Deutschland gingen mit 3,4 Mio t im 1. Halbjahr 1993 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 32 % zurück. 
In der gleichen Zeit nahmen die deutschen Ausfuh-
ren um 22 % (3,5 Mio t) ab. In den ersten sechs Mona-
ten wurde die Bundesrepublik damit gegenüber den 
EGKS-Ländern zum Nettoexporteur. Der Anteil der 
neuen Länder verringerte sich an den Importen im 
Vergleich zum Vorjahr von 12 000 auf 8 500 t; auch die 
Ausfuhren waren mit 150 000 t gegenüber dem 1. 
Halbjahr 1992 (172 000 t) rückläufig. Ganzjahreszah-
len liegen für 1993 noch nicht vor. 

107. Lizenzrichtlinie zur Exploration von 
Kohlenwasserstoffen 

Der Rat einigte sich nach langer Diskussion auf einen 
gemeinsamen Standpunkt zu einer Richtlinie für die 
Vergabe von Lizenzen zur Exploration und Gewin-
nung von Kohlenwasserstoffen. Die Beratungen hier-
über gestalteten sich deshalb schwierig, weil von die-
ser Materie Norwegen besonders betroffen ist und 
die Beitrittsverhandlungen mit diesem Land nicht 
durch die Lizenzrichtlinie erschwert werden sollten. 
Der Rat beauftragte deshalb im Juni Kommission und 
Ratsvorsitz, mit Norwegen Konsultationen zu diesem 
Themenkomplex zu führen. In diesen Gesprächen 
konnte letztlich eine Lösung gefunden werden, die 
auf die besonderen Belange dieses Landes Rücksicht 
nimmt. 

108. Strom- und Gasmarkt 

Das Europäische Parlament nahm zu den Richtlinien-
vorschlägen der Kommission für den Strom- und Gas-
markt Stellung. Die Kommission modifizierte darauf-
hin kurzfristig entsprechend dem Auftrag des Rates 
ihre Vorschläge. Sie verfolgt — wie auch die Bundes-
regierung — weiterhin das Ziel, mehr Wettbewerb zu 
erreichen. Die Diskussion über die überarbeiteten 

Kommissionsvorschläge wird Anfang 1994 in den zu-
ständigen Ratsgremien aufgenommen. 

109. Europäische Energiecharta 

Die Gemeinschaft hat im Sommer 1993 den Vor-
schlag eingebracht, den Energiecharta-Vertrag in 
zwei Stufen zu verabschieden, nachdem die Ver-
handlungen an den Schwierigkeiten Rußlands, seine 
Investitionsgesetzgebung zu vervollständigen, zu 
scheitern drohten. Der neue Ansatz, der von der 
Mehrzahl der Verhandlungsparteien grundsätzlich 
unterstützt wird, sieht im wesentlichen vor, die Frage 
der Zulassung von Auslandsinvestitionen auf einen 
später zu schließenden Folgevertrag zu verschieben. 
Dabei sind jedoch noch zahlreiche Probleme mit der 
näheren Ausgestaltung dieses Ansatzes zu lösen. Der 
beabsichtigte Abschluß der Verhandlungen bis Ende 
1993 konnte daher nicht erreicht werden. Die Konfe-
renz strebt eine Fertigstellung des Vertrages bis Mit-
te 1994 an. 

110. Informationssysteme, Sicherheit 

Ein Hauptziel des „Ratsbeschlusses auf dem Gebiet 
der Sicherheit von Informationssystemen" ist die Ent-
wicklung umfassender Strategien zur Verbesserung 
der IT-Sicherheit in der Gemeinschaft. Die Bundesre-
publik unterstützt dieses Ziel durch aktive Mitarbeit 
in der „Gruppe Hoher Beamter — Sicherheit in der 
Informatinstechnik, SOG-IS" und in den von dieser 
Gruppe eingesetzten Arbeitsgruppen. 

Unter deutscher Leitung wurde von der Bundes-
republik, Frankreich, Großbritannien und den 
Niederlanden ein „Handbuch zur Durchführung der 
Bewertung der Sicherheit von Systemen der Informa-
tionstechnik, ITSEM" erarbeitet und der Kommission 
übergeben. Diese wird das Handbuch zu Beginn des 
Jahres 1994 veröffentlichen und den Mitgliedstaaten 
zunächst eine probeweise Anwendung für zwei 
Jahre empfehlen. In der Bundesrepublik werden be-
reits Bewertungen auf dieser Grundlage durchge-
führt. 

Die Bundesregierung unterstützt die gemeinsamen 
Bestrebungen der Kommission und des amerikani-
schen National Institute of Standards and Technolo-
gy, die europäischen und die nordamerikanischen 
Kriterien für die Bewe rtung der Sicherheit von Syste-
men der Informationstechnik zu einem einzigen Kri-
terienwerk zusammenzufassen und dieses in eine in-
ternationale Norm zu überführen. Sie arbeitet dazu in 
der dafür eingerichteten Arbeitsgruppe mit und stellt 
damit sicher, daß die Erfahrungen, die in der Bundes-
republik bei der Durchführung von Bewe rtungen bis-
her gewonnen wurden, in den neuen Kriterien be-
rücksichtigt werden. 

Die von der EG-Kommission herausgegebenen „Kri-
terien für die Bewe rtung der Sicherheit von Syste-
men der Informationstechnik, ITSEC " werden in der 
Bundesrepublik im Vorgriff auf eine entsprechende 
Ratsempfehlung bereits angewendet. Sie sind die 
Voraussetzung für die Erteilung von Sicherheitszerti- 
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fikaten durch das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik. 

111. Informations- und Kommunikationstechnik 

Euromethod ist ein Vorhaben der EG-Kommission in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, das zu 
höherer Effizienz bei Planung und Entwicklung von 
Informationssystemen führen soll. Ein weiteres Ziel 
ist die Belebung des Wettbewerbs im europäischen 
Binnenmarkt durch die Harmonisierung unterschied-
licher Informationssystem-Entwicklungsmethoden. 
Kurzfristig stellt Euromethod eine allgemeine Vorge-
hensweise bereit, die den Beschaffern und Lieferan-
ten den koordinierten Einsatz unterschiedlicher Ent-
wicklungsmethoden in einem Vorhaben ermöglicht. 
Mittelfristig ist ein harmonisiertes europäisches Vor-
gehensmodell vorgesehen. 

Derzeit läuft die erste Realisierungsphase durch ein 
europaweit besetztes Firmenkonsortium, das in 
einem öffentlichen Ausschreibungsverfahren ausge-
wählt wurde. Eine Probeversion von Euromethod 
wird Mitte 1994 vorliegen. 

112. Europäisches Beschaffungshandbuch für Offene 
Systeme (EPHOS) 

Das Europäische Beschaffungshandbuch für offene 
Systeme (European Procurement Handbook for Open 
Systems — EHPOS), dessen erste Fassung seit An-
fang 1992 vorliegt, befindet sich mit seiner zweiten, 
wesentlich erweiterten Ausgabe zur Zeit in der euro-
päischen Abstimmung. Es konkretisiert in wesentli-
chen Teilbereichen der Informationstechnik gemein-
same Anforderungen europäischer öffentlicher 
Verwaltungen und unterstützt die Planung und Be-
schaffung informationstechnischer Systeme und 
Dienstleistungen. Wegen des zu erwartenden hohen 
Nutzens dieses Werkes beteiligen sich die Bundesre-
gierung und auch das Land Nordrhein-Westfalen ge-
meinsam mit Vertretern Großbritanniens, Frank-
reichs und Spaniens intensiv an diesem von der 
Kommission finanzierten Projekt. Das Projekt EPHOS 
findet auch zunehmend Beachtung und Interesse bei 
weiteren europäischen öffentlichen Verwaltungen, in 
Gemeinschaftsprojekten der EG sowie auch — in 
stark zunehmendem Umfang — bei der Industrie. 
Kurzfristig wird das Projekt bei weiteren relevanten 
Themenbereichen fortgeführt. Als mittel- und lang-
fristige Lösung für die stetige und unmittelbare Ak-
tualisierung des Handbuchs wird eine Institutionali-
sierung des Projekts in Form eines eingetragenen 
Vereins vorbereitet. 

113. Zollrecht, Harmonisierung 

a) Mit dem Zollkodex, der vom Rat durch VO (EWG) 
Nr. 2913/92 vom 12. Oktober 1992 erlassen wor-
den ist, steht ab 1. Januar 1994 ein in allen Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft geltendes Zoll-
recht für die Behandlung des Warenverkehrs 
zwischen der Gemeinschaft und Drittländern zur 

Verfügung. Für die Durchführung der genannten 
Bestimmungen gilt — ebenfalls ab 1. Januar 1994 
— die von der EG-Kommission verabschiedete 
VO (EWG) Nr. 2454 vom 2. Juli 1993. Damit sind 
— ein Jahr nach Einführung des europäischen 
Binnenmarktes — wesentliche Bereiche des EG

- Zollrechts vereinheitlicht. 

Die nicht durch das vorstehende Gemeinschafts-
recht erfaßten zollrechtlichen Bereiche sind 
Gegenstand des Zollverwaltungsgesetzes vom 21. 
Dezember 1992 sowie der Zollverordnung (ZollV) 
vom 23. Dezember 1993, die beide ebenfalls zum 
1. Januar 1994 in Kraft getreten sind. Sie ersetzen 
das bisherige Zollgesetz sowie die bisherige All-
gemeine Zollordnung (AZO) auf nationaler Ebe-
ne. 

b) Der Rat hat am 25. Oktober 1993 beschlossen, die 
Wertgrenze für abgabenfreie Einfuhren aus Dritt-
ländern im Reiseverkehr von derzeit 45 ECU auf 
175 ECU (ca. 350,— DM) anzuheben. Die Men-
gengrenzen für die Einfuhr von verbrauchsteuer-
pflichtigen Waren (insbesondere von Zigaretten, 
Spirituosen) bleiben dagegen unverände rt . Diese 
Neuregelung wird durch Änderung der Einreise-
Freimengen-Verordnung in nationales Recht um-
gesetzt, sobald die dazu noch erforderlichen EG

-

Rechtsakte — voraussichtlich nicht vor dem 
1. März 1994 — ergangen sind. Der Situation des 
grenznahen Einzelhandels wird durch eine Aus-
nahmeregelung für Deutschland Rechnung ge-
tragen: Bei Reisemitbringseln im Straßen- und 
Küstenseeverkehr aus Staaten, die nicht der Eu-
ropäischen Freihandelsassoziation (EFTA) ange-
hören, bleibt es bis zum 31. Dezember 1997 bei 
der derzeitigen Wertgrenze von 45 ECU (ca. 
115,— DM). 

3. Binnenmarkt für Dienstleistungen 

114. Einlagensicherungsrichtlinie 

Am 25. Oktober 1993 hat der Rat den Gemeinsamen 
Standpunkt zur Richtlinie über Einlagensicherungs-
systeme festgelegt. Deutschland hat gegen die Richt-
linie gestimmt, da zum einen ausreichende nationale 
Regelungen vorhanden sind und da zum anderen Re-
gelungen des Richtlinienentwurfs nach deutscher 
Auffassung gegen Prinzipien des Binnenmarktes ver-
stoßen. 

115. Banken, Versicherungen, 
Wertpapierunternehmen, Verstärkung der 
Beaufsichtigung 

Die Kommission hat den Entwurf einer Richtlinie des 
Rates zur Änderung der Richtlinien 77/780/EWG und 
89/646/EWG betreffend Kreditinstitute, der Richtli-
nien 73/239/EWG und 92/49/EWG betreffend Scha-
denversicherungen, der Richtlinien 79/276/EWG und 
92/96/EWG betreffend Lebensversicherungen sowie 
der Richtlinie 93/22/EWG betreffend Wertpapierfir-
men zur verstärkten Beaufsichtigung dieser Finanz- 
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unternehmen vor dem Hintergrund der Erfahrungen 
aus dem Konkurs „Bank for Credit and Commerce 
International" (BCCI) zwecks Verhinderung von Be-
trugsfällen und anderen Unregelmäßigkeiten vorge-
legt. Im Rat ist am 22. November 1993 über diesen 
Richtlinienvorschlag die politische Einigung erzielt 
worden. Der Gemeinsame Standpunkt wird nach 
Eingang der Stellungnahme des Europäischen Parla-
mentes sowie des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
verabschiedet werden. 

Sowohl Inhalt als auch Zielsetzung des Richtlinien-
vorschlages werden von der Bundesregierung be-
grüßt. Eine Vermeidung von Erschütterungen des 
Bankenmarktes wie im „BCCI-Fall" ist erforderlich, 
um den Binnenmarkt zu stärken und wettbewerbsfä-
hig zu erhalten. Die vorgesehene Verstärkung der 
Aufsichtsmöglichkeiten ist bereits weitgehend im 
deutschen Bankaufsichtsrecht enthalten. Schwer-
punkte der Richtlinie sind: Erweiterte Befugnisse, die 
Zulassung zu verweigern, Informationspflichten der 
Finanzinstitute gegenüber den Aufsichtsbehörden, 
Erweiterung des Informationsaustausches zwischen 
den Aufsichtsbehörden und anderen Stellen, Rede-
pflicht des Abschlußprüfers des Finanzunterneh-
mens gegenüber dessen Aufsichtsbehörden sowie 
die Verpflichtung, daß ein Finanzunternehmen 
Hauptverwaltung und satzungsmäßigen Sitz im glei-
chen Mitgliedstaat unterhält. 

116. Börsenprospektänderungsrichtlinie 

Der Rat verständigte sich am 13. Dezember 1993 über 
den Inhalt der Börsenprospektänderungsrichtlinie. 
Dabei konnte das deutsche Anliegen durchgesetzt 
werden, wonach jeder Mitgliedstaat die Veröffentli-
chung der prospektersetzenden Informationen in sei-
ner Landessprache verlangen kann. Die ursprüngli-
che Fassung wurde auch dahingehend revidiert, daß 
Aktiengesellschaften ohne erneute Erstellung eines 
Prospekts vom geregelten Markt in den Amtlichen 
Handel eines Mitgliedstaates überwechseln können, 
sofern sie vorher zwei (ursprünglich drei) Jahre im 
geregelten Markt dieses Mitgliedstaates gehandelt 
wurden. 

117. Investmentfonds-Änderungsrichtlinie 

Über den Kommissionsvorschlag zu einer Richtlinie 
zur Änderung der Investmentrichtlinie (85/611/EWG) 
wird weiter auf der Ebene der Ratsarbeitsgruppe ver-
handelt. 

118. Anlegerentschädigungssysteme-Richtlinie 

Die Kommission hat dem Rat im Oktober 1993 den 
Vorschlag für eine Richtlinie über Systeme für die 
Entschädigung der Anleger vorgelegt. Hauptziel des 
Vorschlags ist es, den Binnenmarkt für Wertpapier-
dienstleistungen durch die Harmonisierung der Sy-
steme für die Entschädigung der Anleger zu ergän-
zen. In allen Mitgliedstaaten müssen entsprechende 
Systeme vorhanden und offiziell anerkannt sein. 

Wertpapierfirmen dürfen Wertpapiergeschäfte nur 
tätigen, wenn sie einem solchen System angeschlos-
sen sind. Die Systeme sollen der Aufsicht durch das 
Herkunftsland des Erbringers der Wertpapierdienst-
leistung unterworfen sein. Kreditinstitute, die We rt

-papierdienstleistungen erbringen, können von der 
Pflicht zur Mitgliedschaft in einem Anlegerentschä-
digungssystem befreit werden, wenn sie einer Siche-
rungseinrichtung angehören, die einen ähnlichen 
Schutz bietet. 

119. Versicherungsbilanzrichtiinie, Umsetzung in 
deutsches Recht 

Zur Umsetzung der Richtlinie über den Jahresab-
schluß und den konsolidierten Abschluß von Versi-
cherungsunternehmen vom 19. Dezember 1991 (91/ 
674/EWG) wurde zwischenzeitlich das Gesetzge-
bungsverfahren eingeleitet (vgl. Ziffer 145 des 52. 
Integrationsberichtes). Der Bundesrat hat am 9. Juli 
1993 seine Stellungnahme beschlossen. Diese sowie 
die Gegenäußerung der Bundesregierung hierzu 
sind in der Bundestagsdrucksache 12/5587 abge-
druckt. Die erste Lesung im Deutschen Bundestag 
hat am 23. September 1993 stattgefunden. Zur Zeit 
wird der Entwurf einer Formblattverordnung (Rech-
VersV) vorbereitet. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß das Gesetzgebungsverfahren noch in der 12. 
Legislaturperiode des Deutschen Bundestages abge-
schlossen werden kann. 

120. Telekommunikation, Universaldienst 

Der Rat hat am 7. Dezember 1993 eine Entschließung 
über den Universaldienst im Bereich Telekommuni-
kation angenommen. Wesentliches Ziel der Ent-
schließung ist es, auch nach Aufhebung des Telefon-
dienstmonopols am 1. Januar 1998 einen universellen 
Telekommunikationsdienst sicherzustellen. Dieser 
Universaldienst soll mit einer noch festzulegenden 
Qualität weiterhin für alle Benutzer — unabhängig 
von ihrer geografischen Lage — und zu einem er-
schwinglichen Preis bereitgestellt werden. Die Mit-
gliedstaaten sollen hierzu für ihr Hoheitsgebiet den 
entsprechenden ordnungspolitischen Rahmen schaf-
fen und geeignete Zielvorgaben festlegen. Die Korn-
mission soll die im Zusammenhang mit der Definition 
des Universaldienstes stehenden Fragen (u. a. Tarif- 
und Abrechnungsgrundsätze, Finanzierung, Zu-
gangsgebühren) untersuchen und dem Rat sowie 
dem Europäischen Parlament bis zum 1. Januar 1996 
einen Bericht vorlegen. 

121. Offener Netzzugang, Sprachtelefondienst 

Der gemeinsame Standpunkt des Rates zum Vor-
schlag für eine Richtlinie zur Einführung des offenen 
Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefondienst ist 
dem Europäischen Parlament übermittelt worden. 
Die zweite Lesung im Europäischen Parlament ist für 
Januar 1994 vorgesehen. 
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122. Transeuropäische Netze, Telekommunikation 

Der Rat hat sich am 7. Dezember 1993 mit der Ausle-
gung des neuen Titels XII des Vertrages über die 
Europäische Union (Transeuropäische Netze) für den 
Bereich der Telekommunikationsinfrastruktur be-
faßt. Die große Mehrheit der Mitgliedstaaten sprach 
sich dabei für eine politisch motivierte weite Ausle-
gung aus. Die Gemeinschaft soll danach zum Auf- 
und Ausbau transeuropäischer Netze beitragen und 
dabei insbesondere den Verbund und die Interopera-
bilität von Netzen, grundlegenden Diensten und An-
wendungsdiensten fördern. Aus deutscher Sicht soll-
te dies entsprechend dem Wortlaut des Titels XII nur 
für die Netze selbst gelten. 

Der Rat hat außerdem die Strategie zur Kenntnis ge-
nommen, die die Kommission im Bereich der hoch-
entwickelten transeuropäischen Kommunikation 
verfolgen will. Die Kommission hat hierzu eine Mit-
teilung zur integrie rten Breitbandkommunikation 
und Vorschläge für Entscheidungen über Leitlinien 
für die Entwicklung des ISDN zu einem transeuropäi-
schen Netz und über eine entsprechende mehrjähri-
ge Gemeinschaftsaktion vorgelegt. Diese Vorschläge 
stehen in engem Zusammenhang mit den Initiativen 
zur Informationsstruktur im Weißbuch „Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" der Kom-
mission. 

123. Satellitenkommunikation 

Satellitenkommunikationsdienste und Satelliten-
funkanlagen sollen gemeinschaftsweit in den Wett-
bewerbsbereich einbezogen werden. Die Kommis-
sion hat dem Rat am 7. Dezember 1993 einen Entwurf 
für eine entsprechende Kommissionsrichtlinie vorge-
stellt. 

Zur satellitengestützten Kommunikation von Person 
zu Person (satellite personal communication) soll so 
rasch wie möglich eine Gemeinschaftspolitik entwik-
kelt werden. Der Rat hat hierzu am 7. Dezember 1993 
eine Entschließung mit Grundlinien für das weitere 
Vorgehen verabschiedet. 

124. Satellitenfunkanlagen 

Das Europäische Parlament hat am 27. Oktober 1993 
in zweiter Lesung den Gemeinsamen Standpunkt 
des Rates im Hinblick auf die Annahme einer Richtli-
nie zur Ergänzung der Richtlinie 91/263/EWG hin-
sichtlich Satellitenfunkanlagen gebilligt. Der Rat hat 
die Richtlinie am 29. Oktober 1993 verabschiedet. Mit 
der Richtlinie werden Satellitenfunkanlagen in den 
Geltungsbereich der Richtlinie 91/263/EWG zur An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über Telekommunikationsendeinrichtungen ein-
schließlich der gegenseitigen Anerkennung ihrer 
Konformität einbezogen. 

125. Funkfrequenzen, Maßnahmen der Mitgliedstaaten 

Der Rat hat am 7. Dezember 1993 daran erinnert, daß 
für die Bereitstellung von Frequenzen anstelle von 
Richtlinien künftig vorrangig das Verfahren der ERC

-
Beschlüsse angewendet werden soll (ERC ist der Eu-
ropäische Funkausschuß der Europäischen Konfe-
renz der Verwaltungen für Post- und Telekommuni-
kation — CEPT —, die 37 europäische Länder 
umfaßt). Die Kommission wurde dazu aufgefordert, 
hierzu ein entsprechendes „Memorandum of Under-
standing" und eine Rahmenvereinbarung mit ERC zu 
unterzeichnen und bis Ende 1994 einen Bericht über 
die Anwendung des Verfahrens der ERC-Beschlüsse 
vorzulegen. 

126. Telekommunikationsnetze, Datenschutz 

Die Kommission hat zwischenzeitlich einen geänder-
ten Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenver-
kehr vorgelegt. Der Vorschlag für eine entsprechen-
de Richtlinie zum Schutz personenbezogener Daten 
und der Privatsphäre in öffentlichen Telekommuni-
kationsnetzen, insbesondere im ISDN und in digita-
len Mobilfunknetzen, wird zur Zeit überarbeitet. 

127. Telekommunikationsdienste, Verbesserungen für 
Hörgeschädigte 

Die Kommission wird sich bei den europäischen Nor-
mungsgremien für die Belange der Hörgeschädigten 
einsetzen. Für Schreibtelefone sollen europäische 
Normen ausgearbeitet werden, damit die Betroffe-
nen nicht nur national, sondern auch grenzüber-
schreitend kommunizieren können. Die Normen für 
Hörgeräte und Funktelefone sollen aufeinander ab-
gestimmt werden, damit die Hörgeräte nicht — wie 
bisher möglich — durch Funktelefone gestört wer-
den. 

128. Fortgeschrittene Fernsehdienste, Einführung in 
Europa 

Die Kommission hat dem Rat auftragsgemäß Vor-
schläge für eine Gemeinschaftspolitik beim digitalen 
Fernsehen und zur Änderung der Richtlinie 92/38/ 
EWG („MAC”-Richtlinie) vorgelegt. Der Rat unter-
stützte die Initiative der Digital Video Broadcasting 
Group, Maßnahmen auf europäischer Ebene in Ver-
bindung mit der Kommission zu koordinieren und 
betonte die Bedeutung gemeinsamer Normen als 
grundlegende Voraussetzung für eine harmonische, 
marktorientierte Entwicklung des digitalen Fernse-
hens. Die Kommission wurde aufgefordert, ihr Ar-
beitsprogramm fortzusetzen. Die „MAC"-Richtlinie 
soll geändert und insbesondere hinsichtlich der Nor-
men für Fernsehausstrahlungen über Satelliten an 
die geänderten Marktbedingungen angepaßt wer-
den. Die hierfür erforderlichen Arbeiten im Ratsbe-
reich werden im Januar 1994 beginnen. 
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129. Postdienste, Entwicklung in der Gemeinschaft 

Der Rat hat am 7. Dezember 1993 eine Entschließung 
der Postdienste in der Gemeinschaft angenommen. 
Die Entschließung ist die Reaktion des Rates auf das 
Grünbuch Post vom Juni 1992 und die Leitlinien der 
Kommission zur Entwicklung der Postdienste in der 
Gemeinschaft vom Juli 1993. Die Entschließung legt 
für die weitere Entwicklung u. a. folgende Hauptziele 
fest: 

— Sicherstellung eines Universaldienstes (Mindest-
angebot an Dienstleistungen zu vertretbaren Prei-
sen); 

— Möglichkeit eines rese rvierten Bereichs, um einen 
Universaldienst zu vertretbaren Preisen sicher-
stellen zu können; 

— Stufenweise und kontrollierte Liberalisierung des 
Postmarktes; 

— Qualitätsnormen für den Universaldienst sowie 
unabhängige Kontrolle der Qualität der Lei-
stungen; 

— Kostenorientierte Tarife für den Universaldienst; 

— Einführung eines Endvergütungssystems, das 
sich auf die tatsächlichen Kosten und das Kriteri-
um Qualität stützt; 

— Trennung der Regulierungs- und Betriebsfunktio-
nen in den Mitgliedstaaten. 

Die Kommission wurde beauftragt, dem Rat bis zum 
1. Juli 1994 die zur Verwirklichung dieser Ziele er-
forderlichen Maßnahmen vorzuschlagen, damit mög-
lichst rasch eine gemeinsame Politik bei den Post-
diensten verfolgt werden kann. Die Maßnahmen 
sollen insbesondere eine Definition des Universal-
dienstes enthalten, die Verpflichtungen der Anbieter 
des Universaldienstes beschreiben und die reservier-
baren Dienste festlegen. Die Kommission soll außer-
dem in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten ak-
tiv zur Festlegung klarer Rahmenbedingungen für 
ein neues Endvergütungssystem (Abrechnung zwi-
schen den Postunternehmen) beitragen. 

130. Medienpolitik 

Auch im zweiten Halbjahr waren die Fragen der Im-
plementierung und Evaluierung der EG-Fernseh-
Richtlinie eines der Hauptthemen der europäischen 
Medienpolitik. Die Kommission hat ihre Erörterun-
gen mit den Mitgliedstaaten über die Umsetzung der 
Richtlinie in nationales Recht fortgesetzt. Zudem 
wurden eine Reihe von Auslegungsfragen — etwa 
zur Zuständigkeit der nationalen Rundfunkaufsichts-
behörden — in der Ad-hoc-Gruppe Fernsehrichtlinie 
diskutiert. Für das 1. Halbjahr 1994 hat die Kommis-
sion den ersten Bewertungsbericht für die Fernseh-
richtlinie angekündigt; zugleich wurden die Mit-
gliedstaaten eingeladen, Vorschläge für eine 
„technische Revision" der Fernsehrichtlinie vorzule-
gen, durch die Widersprüche, Ungenauigkeiten und 
Auslegungszweifel beseitigt werden sollen. Im Okto-
ber 1993 hat die Bundesregierung der Kommission 
den ersten Bericht über den Anteil europäischer Wer-

ke an den Programmen deutscher Fernsehveranstal-
ter übermittelt. 

Wie schon im 1. Halbjahr 1993 wurden im Rahmen 
der EU die Zulässigkeit und die Grenzen der Aus-
strahlungen grenzüberschreitender pornographi-
scher Fernsehprogramme namentlich angesichts der 
Regelung von Art . 22 EG-FsRL erörtert; die Ausle-
gung dieser Bestimmung ist nun auch auf Vorlage 
eines britischen Gerichts Gegenstand eines Verfah-
rens vor dem Europäischen Gerichtshof. 

131. Tourismus, Aktionsplan 

Die im Aktionsplan zur Förderung des Tourismus 
vom 4. Juni 1992 für das Jahr 1993 vorgesehenen 
Ausschreibungen und Aufrufe zur Einreichung von 
Vorschlägen wurden im zweiten Halbjahr 1993 aus-
gewertet. Die Kommission wählte bis zum Jahresen-
de die erfolgreichen Bewerbungen aus. Von den ins-
gesamt 759 eingereichten Vorschlägen kamen 86 aus 
Deutschland. Die Bundesregierung wertet die rege 
Beteiligung deutscher Bewerber als vielversprechen-
den Auftakt des Aktionsprogramms und begrüßt ins-
besondere, daß sich unter den 42 angenommenen 
Projekten fünf deutsche Vorhaben befinden. 

132. Tourismus, Statistik 

Das Statistische Amt der EG (EUROSTAT) bereitet 
zur Zeit eine Richtlinie für eine gemeinschaftliche 
Tourismusstatistik vor. Darin sollen sowohl die Ange-
botsseite (Statistik der Beherbergung) als auch die 
Nachfrageseite (Statistik des Reiseverhaltens) des 
Tourismusbereiches abgedeckt werden. Ziel der 
Richtlinie ist es, die zur Zeit noch sehr heterogenen 
und kaum vergleichbaren bestehenden Statistiken 
der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet zu harmoni-
sieren. 

4. Wettbewerbspolitik 

133. Dezentrale Anwendung der Wettbewerbsregeln 

Die Kommission hat im September 1993 ihre Überle-
gungen zur umfassenderen Einbeziehung der natio-
nalen Behörden in die Anwendung der A rt . 85 und 86 
EG-Vertrag vorgelegt. Die Kommission schlägt die 
Verringerung der bei ihr anfallenden Anmeldungen 
durch Erweiterung und Vereinfachung der Gruppen-
freistellungsverordnungen, durch Erweiterung der 
Gruppe der anmeldefreien Vereinbarungen und 
durch Heraufsetzung der Umsatzschwelle in der Be-
kanntmachung über Vereinbarungen von geringer 
Bedeutung vor. Darüber hinaus sollen die Verfahren 
innerhalb der Kommission verbessert und die natio-
nalen Behörden stärker in die Anwendung von 
Art . 85 Abs. 1 und 86 EG-Vertrag eingeschaltet wer-
den. Die Vorschläge der Kommission werden in einer 
Arbeitsgruppe von Sachverständigen erörtert. 

Um die Kommission zu entlasten und eine konse

-

quente Anwendung des EG-Wettbewerbsrechts zu 
gewährleisten, setzt sich die Bundesregierung für 
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eine verstärkte Übertragung des Vollzugs auf die na-
tionalen Kartellbehörden ein. Fälle von erheblichem 
Gemeinschaftsinteresse sollten auf Gemeinschafts-
ebene entschieden werden. In den anderen Fällen 
sollte diejenige nationale Kartellbehörde handeln, in 
deren Gebiet der Schwerpunkt des Kartellverstoßes 
liegt. Den Kartellbehörden der Mitgliedstaaten sollte 
in Fällen mit eindeutig nationalem Schwerpunkt, in 
denen das Gemeinschaftsinteresse zurücktritt, die 
Befugnis eingeräumt werden, nicht nur wie bisher 
Verbote auszusprechen, sondern auch Freistellungs-
erklärungen gemäß A rt . 85 Abs. 3 EG-Vertrag abzu-
geben. Bei einer solchen Kompetenzerweiterung 
müßte einerseits die Abgrenzung der Zuständigkei-
ten zwischen der EG-Kommission und den nationa-
len Kartellbehörden geregelt und andererseits die 
einheitliche Handhabung der Wettbewerbsregeln in 
der Gemeinschaft sichergestellt werden. Angesichts 
der z. Z. nur begrenzten Bereitschaft der Kommission 
zur Aufgabenteilung bietet sich ein schrittweises 
Vorgehen an. Zunächst sollten mit der Einschaltung 
der Mitgliedstaaten in den Vollzug nach Art. 85 und 
86 EG-Vertrag Erfahrungen gesammelt werden. Die 
Übertragung der Befugnisse zur Freistellung auch 
auf die Mitgliedstaaten könnte in einem zweiten 
Schritt erfolgen. 

Der Bundesrat unterstützt die Vorschläge der Bun-
desregierung zur verstärkten dezentralen Anwen-
dung der EG-Wettbewerbsregeln. 

134. Europäisches Kartellamt 

Die Bundesregierung hat angekündigt, daß sie in der 
zum Vertrag über die Europäische Union 1996 vorge-
sehenen Folgekonferenz den Vorschlag zur Errich-
tung eines Europäischen Kartellamtes einbringen 
wird. Durch ein Europäisches Kartellamt, das sowohl 
für den Vollzug der Wettbewerbsregeln als auch für 
die Fusionskontrolle verantwortlich sein müßte, wür-
den die Entscheidungszeiträume verkürzt, die 
Schlagkraft des Vollzugs erhöht und die Kommission 
als Kollegialorgan entlastet. Gleichzeitig würde die 
Entscheidungspraxis transparenter gestaltet und das 
Risiko wettbewerbsfremder Einflüsse auf die Wettbe-
werbskontrolle verringert. 

Der Bundesrat unterstützt die Haltung der Bundesre-
gierung zur Errichtung eines Europäischen Kartell-
amtes. Die Kommission sowie die übrigen Mitglied-
staaten (mit Ausnahme Frankreichs) stehen der 
Errichtung eines Europäischen Kartellamtes derzeit 
ablehnend gegenüber. 

135. Fusionskontrolle, Sachstand 

Im 2. Halbjahr 1993 waren bei der Kommission 27 
Anmeldungen nach der Fusionskontrollverordnung 
zu verzeichnen. Davon wurden 20 innerhalb der Mo-
natsfrist freigegeben. 4 Fälle sind noch offen. In 3 
Fällen hat die Kommissison die vertiefte Prüfung 
nach Art . 6.1. c der Fusionskontrollverordnung einge-
leitet: Im Fall Kali & Salz /MDK/Treuhand wurde der 
Zusammenschluß im Hauptverfahren unter Aufla-
gen, im Fall Pilkington/Techint ohne Auflagen frei-

gegeben. Über den Fall Mannesmann/Vallourec/Ilva 
ist im Berichtszeitraum noch nicht entschieden wor-
den. Im Fall McCormick/CPC/Ostmann ist zum er-
sten Mal seit Inkrafttreten der Verordnung ein Fall 
gemäß Art . 9 Abs. 3 der Verordnung an das Bundes-
kartellamt verwiesen worden. Anschließend gaben 
die beteiligten Unternehmen ihr Vorhaben auf. 

Insgesamt sind somit seit Inkrafttreten der Europäi-
schen Fusionskontrollverordnung im September 1990 
191 Fälle bei der Kommission angemeldet worden. 
Davon wurden 169 innerhalb der Monatsfrist freige-
geben, 3 Anträge wurden zurückgezogen und 4 Fälle 
sind noch offen. In 14 Fällen wurden vertiefte Prü-
fungsverfahren nach Art. 6.1. c der Verordnung ein-
geleitet, die wie folgt abgeschlossen wurden: 8 Frei-
gaben mit Auflagen, 3 Freigaben ohne Auflagen, 
1 Untersagung, 1 Antragsrücknahme und 1 offener 
Fall. 

136. Fusionskontrolle, Umsatzschwellen 

Die Kommission hat darauf verzichtet, eine Initiative 
zur Absenkung der Umsatzschwellen als Aufgreifkri-
terium im EG-Fusionskontrollsystem zu ergreifen. 
Nach Erörterungen auf Expertenebene hatte sich ge-
zeigt, daß die Mehrzahl der Mitgliedstaaten ähnlich 
wie die Bundesregierung hierfür derzeit keinen 
Handlungsbedarf sah. Der Auftrag aus A rt . 1 Abs. 3 
der Verordnung Nr. 4064/89 (EG-Fusionskontrollver-
ordnung), die Überprüfung der Schwellen bis zum 
Jahresende 1993 vorzunehmen, ist vielmehr auf das 
Jahr 1996 vertagt worden, in dem ohnehin die Über-
prüfung der Verträge von Maastricht ansteht. Bis da-
hin wird eine breitere Entscheidungspraxis der Kom-
missison vorliegen, die Ausgangspunkt für eine 
generelle Fortentwicklung des Fusionskontrollver-
fahrens sein dürfte. Nach Auffassung der Bundesre-
gierung zählen hierzu auch institutionelle Verbesse-
rungen des Kartellverfahrens, die insbesondere in 
der Schaffung eines Europäischen Kartellamtes und 
einer besseren Arbeitsteilung zwischen den nationa-
len Kartellbehörden und der Kommission liegen. 

137. Wettbewerbsregeln im Luftverkehr 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 3652/93 der Kom-
mission vom 22. Dezember 1993 werden Gruppen 
von Vereinbarungen zwischen Unternehmen über 
computergesteuerte Buchungssysteme gemäß Arti-
kel 85 Abs. 3 EG-Vertrag bis zum 30. Juni 1998 vom 
Kartellverbot freigestellt. Damit werden die Wettbe-
werbsregeln für die Benutzung computergesteuerter 
Buchungssysteme für den Luftverkehr an die Verord-
nung (EWG) Nr. 2299/89 des Rates vom 24. Juli 1989 
über einen Verhaltenskodex in Zusammenhang mit 
computergesteuerten Buchungssystemen in der 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3089/93 des Rates 
vom 29. Oktober 1993 aktualisierten Fassung ange-
paßt. Die neue Gruppenfreistellungsverordnung löst 
die am 31. Dezember 1993 ausgelaufene Verordnung 
Nr. 83/91 ab. Sie soll zusammen mit dem Verhaltens-
kodex die Aufrechterhaltung wirksamen Wettbe- 
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werbs zwischen computergesteuerten Buchungssy-
stemen gewährleisten. 

138. Öffentliches Auftragswesen, 
Überwachungsrichtlinien 

Am 1. Januar 1994 ist das Zweite Gesetz zur Ände-
rung des Haushaltsgrundsätzegesetzes in Kraft ge-
treten, das sämtliche Richtlinien der Gemeinschaft 
zum öffentlichen Auftragswesen umsetzt. Die Ver-
dingungsordnungen (derzeit VOL und VOB) erhal-
ten, soweit auf sie verwiesen wird, Gesetzesrang. In 
Umsetzung der Überwachungsrichtlinien wird für 
Bieter, die einen Verstoß gegen Vergabevorschriften 
durch öffentliche Auftraggeber geltend machen, ein 
Nachprüfungsverfahren eingeführt. Dieses gewährt 
Beschwerdemöglichkeiten bei den neu einzurichten-
den Vergabeprüfstellen in erster und den gericht-
sähnlichen Vergabeüberwachungsausschüssen in 
zweiter Instanz. 

139. Öffentliches Auftragswesen, Sektorenrichtlinie 

Die Sektorenrichtlinie, die neben den „klassischen" 
öffentlichen Auftraggebern auch solche p rivaten Un-
ternehmen zur Anwendung bestimmter Regeln zur 
Auftragsvergabe verpflichtet, die auf den Gebieten 
Trinkwasser, Verkehr, Energie oder Telekommunika-
tion tätig sind, ist nunmehr sowohl in die VOL/A 
(Ausgabe 1993) als auch in die VOB/A (Ausgabe 
1992) integriert und somit innerstaatlich in Kraft ge-
setzt. 

140. Öffentliches Auftragswesen, 
Dienstleistungsrichtlinie 

Zur Integration sowohl der Dienstleistungsrichtlinie 
für „klassische" öffentliche Auftraggeber (92/50/ 
EWG), die bis zum 1. Juli 1993 umzusetzen war, als 
auch der für Sektorenauftraggeber maßgeblichen 
Dienstleistungsrichtlinie (93/38/EWG), die bis zum 1. 
Juli 1994 umzusetzen sein wird, werden die nationa-
len Verdingungsordnungen im Laufe dieses Jahres 
erneut überarbeitet. 

141. Öffentliches Auftragswesen, 
Lieferkoordinierungsrichtlinie, Kodifikation 

Im Zuge derselben Umarbeitung der Verdingungs-
ordnungen werden die durch die Kodifikation der 
Lieferkoordinierungsrichtlinien (93/36/EWG) er-
folgten Änderungen der bisherigen Richtlinien in die 
Verdingungsordnung für Leistungen zu integrieren 
sein. 

142. Beihilfenpolitik, allgemein 

In ihren Bemühungen um eine st riktere Kontrolle 
staatlicher Beihilfen hat die Kommission am 30. Sep-
tember 1993 die Richtlinie über die Transparenz der 
finanziellen Beziehungen zwischen den Mitglied-

staaten und den öffentlichen Unternehmen geändert. 
Die neue Richtlinie sieht für Unternehmen des verar-
beitenden Gewerbes mit einem Jahresumsatz von 
mehr als 250 Mio DM eine umfassende Berichts-
pflicht vor. Treuhand-Unternehmen werden von die-
ser Berichtspflicht nicht erfaßt. Mit dem Erlaß der 
neuen Richtlinie hat die Kommission auf eine erfolg-
reiche Klage der französischen Regierung vor dem 
Europäischen Gerichtshof reagie rt , die sich gegen 
eine nur durch einfache Mitteilung an die Mitglied-
staaten auferlegte Berichtspflicht gewandt hatte. 

Am 19. Juli 1993 hat die Kommission beschlossen, 
den Gemeinschaftsrahmen für die Beurteilung von 
Umweltbeihilfen aus dem Jahre 1987 bis zum 31. De-
zember 1993 zu verlängern. 

Auf der multilateralen Sitzung am 15. Dezember 1993 
hat die Kommission mit den Mitgliedstaaten über die 
zukünftige Zusammenarbeit mit der EFTA-Überwa-
chungsbehörde (ESA), das Verfahren zur Festset-
zung und Überprüfung des Referenzzinssatzes, soge-
nannte „weiche" Beihilfen, und das Verfahren 
betreffend die Rückzahlung ungerechtfertigt ge-
währter Beihilfen diskutiert. 

143. Beihilfenpolitik, Chemiefaserindustrie 

Mit Schreiben vom 22. Dezember 1993 hat die Bun-
desregierung der Verlängerung des Chemiefaserko-
dex bis zum 31. Dezember 1994 unter dem Hinweis 
zugestimmt, daß Beihilfen nach A rt . 92 Abs. 2 c) EG

-

Vertrag (Beihilfen zur Überwindung der Teilungsfol-
gen) nicht unter diesen Kodex fallen. 

Im Berichtszeitraum hat die Kommission die Haupt-
prüfverfahren gegen die Beihilfengewährung zugun-
sten von Rhône-Poulenc-Rhotex, Cottbus (Branden-
burg) und SST Garngesellschaft, Brattendorf 
eingestellt und die Beihilfen genehmigt. 

144. Beihilfenpolitik, Schiffbau 

Am 21. Dezember 1993 hat die Kommission die noch 
ausstehenden Betriebsbeihilfentranchen für die Pee-
ne-Werft, die Volkswerft Stralsund, die Kvaerner 
Warnow-Werft und die Elbewerft Boizenburg recht-
zeitig vor dem Auslaufen der Ausnahmeregelung 
von der Beihilfenobergrenze der 7. Schiffbaubeihil-
fenrichtlinie für die Ostwerften am Jahresende 1993 
genehmigt. Darüber hinaus gab die Kommission 
Tranchen für die Investitionsbeihilfen dieser Werften 
frei. Die Kommission hat während des Berichtszei-
traums die Einhaltung der Kapazitätsobergrenzen 
sowie des spill-over-Verbots (Abfluß der Mittel für 
andere Zwecke als die der Umstrukturierung der 
Ostwerften) kontrolliert. 

Noch nicht freigegeben wurden Beihilfentranchen 
zugunsten der Meerestechnik Werft in Wismar. Hier 
besteht noch Prüfungsbedarf wegen der Standortver-
lagerung der Werft. 
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145. Beihilfenpolitik, Kfz-Industrie 

Am 13. Oktober 1993 hat die Kommission eine Bei-
hilfe zugunsten der Adam Opel AG für die Moder-
nisierung und Erweiterung eines neuen Diesel-
motorenwerkes in Kaiserslautern mit einem 
Investitionsvolumen von 500 Mio DM und der Schaf-
fung von bis zu 475 neuen Arbeitsplätzen genehmigt. 
Bei der Genehmigung hat sich die Kommission von 
der Erwägung leiten lassen, daß das Investitionsvor-
haben einen we rtvollen Beitrag zur Regionalent-
wicklung in einem benachteiligten Gebiet der Ge-
meinschaft darstellt. 

Die Kommission hat außerdem am 27. Oktober 1993 
die Genehmigung zur Gewährung einer Beihilfe an 
die Firma MAN-Nutzfahrzeuge für ein Investitions-
vorhaben in der Busproduktion im Werk Salzgitter 
erteilt. 

146. Beihilfenpolitik, Stahlindustrie 

Am 24. November 1993 hat die Kommission ein 
Hauptprüfverfahren gegen eine geplante Beihilfe 
der Landesregierung Niedersachsen zugunsten des 
Stahlunternehmens Georgsmarienhütte eröffnet. Mit 
der Beihilfe soll der Bau eines Gleichstrom-Lichtbo-
genofens zur umweltfreundlichen Verwendung ei-
senhaltiger Stäube und Kfz-Schrotts unter Einfüh-
rung einer neuen Verfahrenstechnik gefördert 
werden. Die Kommission hat Zweifel hinsichtlich des 
Forschungs- und Entwicklungscharakters der Förde-
rung. 

147. Beihilfenkontrolle in den alten Bundesländern 

Im November 1993 hat die Kommission den 22. Rah-
menplan zur Förderung der regionalen Wirtschafts-
struktur genehmigt. 

Mit Schreiben vom 27. Oktober 1993 stellte sie das 
am 25. November 1992 eingeleitete Hauptprüfver-
fahren wegen angeblicher Beihilfengewährung im 
Zusammenhang mit einem Grundstücksverkauf 
durch die Stadt F riedberg an ein Pharmaunterneh-
men nach der Feststellung ein, daß das Grundstück 
zum Marktpreis veräußert worden war. 

Im September 1993 hat die Kommission Hauptprüf-
verfahren betreffend Umstrukturierungsbeihilfen an 
die Nino Textil AG in Nordhorn (Niedersachsen) und 
die Aluminium Gießerei Villingen GmbH (Baden-
Württemberg) eingeleitet, um eine eingehende Un-
tersuchung möglicher Auswirkungen dieser Beihil-
fen durchführen zu können. Zur Aufrechterhaltung 
der Unternehmen bis zum Abschluß der Verfahren 
hat die Kommission der Gewährung bef risteter Über-
brückungsbeihilfen zugestimmt. 

148. Beihilfen für die Wi rtschaft  in den neuen Ländern 

Im 2. Halbjahr 1993 wurden der Kommission etwa 50 
Beihilfenvorhaben zugunsten der neuen Länder noti-
fiziert, von denen bereits 36 genehmigt worden sind. 

Insgesamt sind bis Ende 1993 ca. 200 Beihilfenrege-
lungen zugunsten der neuen Länder von der Kom-
mission genehmigt worden. 

Im Oktober 1993 hat die Kommission das Eigenkapi-
talhilfeprogramm des Bundes zur Förderung selb-
ständiger Existenzen in geänderter Form — u. a. Er-
höhung der Höchstbeträge, Einführung einer 
„Partnerschaftsfazilitä” — bis Ende 1995 genehmigt. 

149. Beihilfenkontrolle und Tätigkeit der 
Treuhandanstalt 

Die Kommission hat Investitionsbeihilfen zur Privati-
sierung von Leuna/Minol unter Berücksichtigung der 
Lage der Raffinerieindustrie in der Gemeinschaft als 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen 
und daher das Beihilfenvorhaben mit Schreiben vom 
8. Juli 1993 genehmigt. 

Am 3. September 1993 hat die Kommission entschie-
den, die 2. Tranche von Finanzhilfen an die BUNA 
AG im Hinblick auf die Rolle des Unternehmens in 
der ostdeutschen chemischen Industrie und der lau-
fenden Umstrukturierung des Unternehmens zu ge-
nehmigen. 

Das gegen die Butyl-Produktion der BUNA AG er-
öffnete Hauptprüfverfahren stellte die Kommission 
im November 1993 ein, nachdem die Bundesregie-
rung die Kommission über die Einstellung der Pro-
duktion im Juli 1993 informiert hatte. 

Mit Entscheidung vom 20. September hat die Kom-
mission das „Mittelstandsangebot Grundstücke und 
Immobilien der THA" genehmigt, das kleinen Unter-
nehmen (bis zu 50 Mitarbeitern) Kaufpreisstundun-
gen von bis zu 7 Jahren bei dem Erwerb von Treu-
handliegenschaften einräumt. 

Die Kommission hat am 27. Oktober 1993 weitere 
Hilfen zur Finanzierung der Umstrukturierung der 
SKET Maschinen- und Anlagenbau AG Magdeburg 
wegen der positiven Auswirkungen der Umstruktu-
rierung auf die betroffene Region und die Zulieferin-
dustrie genehmigt. 

Im Dezember 1993 hat der Rat Beihilfen für die Firma 
EKO Stahl AG, Eisenhüttenstadt und für das Stahl-
werk Freital in Sachsen genehmigt. Die Genehmi-
gung für EKO wurde mit der Auflage erteilt, daß die 
geplante Warmwalzkapazität auf einen bestimmten 
Betrag festgeschrieben wird. Beim Stahlwerk Freital 
wird durch die genehmigten Beihilfen die Stillegung 
von 160 000 Jahrestonnen finanziert. 

Am 15. Dezember 1993 hat die Kommission beschlos-
sen, Beihilfen an die Mitteldeutsche Kali AG im Zu-
sammenhang mit deren Fusion mit der Kali + Salz 
AG, eine Tochter der BASF, zu genehmigen. 

150. Kohlebeihilfen 

Der Rat einigte sich auf eine neue Gemeinschaftsre-
gelung für staatliche Beihilfen zugunsten des Stein-
kohlenbergbaus nach Art . 95 Abs. 1 EGKS-Vertrag. 
Die neue Regelung, die Ausnahmen vom grundsätz- 
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lichen Subventionsverbot nach Art . 4 c EGKS-Ver-
trag zuläßt und insoweit den Beihilferahmen von 
1986 (Entscheidung 2064/86 EGKS-Vertrag) ablöst, 
tritt zum 1. Januar 1994 in Kraft und gilt bis zum Jahr 
2002. Wesentliche Genehmigungskriterien des neu-
en Beihilferechts sind Kostensenkung des Bergbaus 
sowie Degressivität der Hilfen. Der Beitrag der Stein-
kohle zur Versorgungssicherheit bzw. Diversifizie-
rung der Energieversorgung im Rahmen nationaler 
Energiekonzepte ist in den Erwägungsgründen an-
gesprochen. Der Beihilferahmen erlaubt grundsätz-
lich die Umsetzung der vom Bundeskabinett am 8. 
Dezember 1993 beschlossenen Verstromungsrege-
lung (Artikelgesetz Kohle/Kernenergie) sowie die 
Fortführung anderer Kohlebeihilfen (insbesondere 
Kokskohle). 

5. Strukturpolitik und transeuropäische Netze 

151. Struktu rfonds, Reform 

Der Rat hat am 19./20. Juli 1993 eine Einigung über 
die Grundlagen der EG-Strukturpolitik für die kom-
menden 6 Jahre erzielt. Nach monatelangen Ver-
handlungen in Brüssel wurden die Strukturfonds-
Verordnungen (Rahmen- und Koordinierungsverord-
nung sowie vier Durchführungsverordnungen) 
endgültig verabschiedet. Die neuen Verordnungen 
sind seit August 1993 in Kraft. 

In den nunmehr verabschiedeten Strukturfonds-Ver-
ordnungen konnten eine Reihe deutscher Anliegen 
eingebracht werden. Hervorzuheben ist die erhebli-
che Aufstockung der Strukturfondsmittel für die neu-
en Bundesländer und den Ostteil Berlins. Ab 1994 
werden sie in den regulären Rahmen der für die 
Strukturfonds geltenden Bestimmungen integ riert 

 und erhalten den Status „Ziel-1-Gebiet”. Dies bedeu-
tet die höchste Förderstufe und führt in den kommen-
den sechs Jahren zu mehr als einer Verdoppelung 
der bisher im Jahresdurchschnitt bereitgestellten 
Mittel. Für 1994 bis 1999 sind insgesamt 14 Mrd ECU 
zu Preisen von 1992 von der Kommission zugesagt. 

Weiterhin hat sich der Rat darauf verständigt, die 
Mitgliedstaaten und die Regionen bei der Bestim-
mung der anderen Regionalfördergebiete stärker als 
bisher mitwirken zu lassen. Für die Auswahl der Ge-
biete mit rückläufiger industrieller Entwicklung so-
wie Gebiete des ländlichen Raums nach Ziel 2/Ziel 
5 b werden die Mitgliedstaaten einen ersten Vor-
schlag für die (Ziel-2-)Gebietsauswahl vorlegen. Die 
Kommission ist verpflichtet, bei ihrer Entscheidung 
über die Fördergebiete die Prioritäten und Gegeben-
heiten des jeweiligen Mitgliedstaates zu berücksich-
tigen. 

Von besonderer Bedeutung für Deutschland ist eine 
Erklärung des Europäischen Parlaments, von Rat und 
Kommission, wonach ab 1994 bis 1999 ein Sonderpro-
gramm für Maßnahmen in den an die EG angrenzen-
den Gebieten mittel- und osteuropäischer Staaten fi-
nanziert werden soll (s. zu Einzelheiten des 
Programms Ziffer 199). 

Die Bundesregierung hat weiterhin erreicht, daß 
Westberlin noch weitere drei Jahre lang Fördergebiet 
mit dem gleichen Status (Ziel 2) wie bisher bleibt. 
Damit kann das Fördergefälle zwischen Ost- und 
Westteil Berlins gemildert werden. 

Der Geltungsbereich des Europäischen Sozialfonds, 
dessen arbeitsmarktpolitische Zielsetzung noch ein-
mal bestätigt wurde, ist erweitert worden. Waren bis-
her in erster Linie die Förderung der Langzeitarbeits-
losen und die Eingliederung der Jugendlichen in das 
Erwerbsleben Schwerpunkte des Europäischen So-
zialfonds, so wurden jetzt in den Geltungsbereich die 
Eingliederung der vom Ausschluß vom Arbeitsmarkt 
bedrohten Personen sowie die Herstellung der Chan-
cengleichheit auf dem Arbeitsmarkt für Männer und 
Frauen explizit einbezogen. Diese vier Teilziele bil-
den das neue Ziel 3 der Strukturfonds. Völlig neu ist 
das Ziel 4 der Strukturfonds. Es dient der Erleichte-
rung der Anpassung der insbesondere von Arbeitslo-
sigkeit bedrohten Beschäftigten an den industriellen 
Wandel und die Änderung der Produktionssysteme 
durch berufliche Umschulung und Fortbildung. Der 
Europäische Sozialfonds ist damit um das Element 
der präventiven Arbeitsmarktpolitik erweitert wor-
den, die darauf abzielt, durch frühzeitige Anpas-
sungsqualifikation Arbeitslosigkeit erst gar nicht ent-
stehen zu lassen. Um jedoch sicherzustellen, daß 
angesichts von rund 18 Millionen Arbeitslosen in der 
Gemeinschaft vorrangig die Arbeitslosigkeit be-
kämpft werden muß, ist bei der Verabschiedung der 
Strukturfondsverordnungen festgelegt worden, daß 
von den insgesamt auf die Ziele 3 und 4 entfallenden 
Finanzmitteln höchstens 20 Prozent im Rahmen des 
Zieles 4 eingesetzt werden können. 

Die bisherigen Verfahren bei der Durchführung der 
Strukturfonds sollen in gewissem Umfang verein-
facht werden. Während bislang ein dreistufiges Ver-
fahren vorgeschrieben ist, können die Mitgliedstaa-
ten in Zukunft ein zweistufiges Verfahren wählen: 
Sie arbeiten Entwicklungspläne aus, auf deren 
Grundlage ein sog. Gemeinschaftliches Förderkon-
zept oder ein einheitliches Programmplanungsdoku-
ment zwischen Mitgliedstaat und Kommission ver-
einbart wird. Dieses Förderkonzept ist die Grundlage 
der EG-Förderung. Darin werden insbesondere die 
Schwerpunkte der strukturfördernden Maßnahmen 
sowie die Aufteilung der Mittel auf die einzelnen 
Länder endgültig festgelegt. Die Mitgliedstaaten und 
die Antragsteller wollen möglichst wenig Bürokratie, 
die Kommission hat ein berechtigtes Interesse, den 
effizienten und sparsamen Einsatz öffentlicher Gel-
der zu kontrollieren. 

Mittlerweile hat die Bundesregierung die Entwick-
lungspläne für die neuen Bundesländer und den Ost-
teil Berlins (Ziel 1) sowie flächenübergreifend für die 
Ziele 3 und 4 bei der Kommission eingereicht. Die 
Verhandlungen für die Gemeinschaftlichen Förder-
konzepte werden im März 1994 beginnen und vor-
aussichtlich Ende Mai/Anfang Juni 1994 abgeschlos-
sen sein. 
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152. Strukturfonds, Einsatz in den neuen Ländern und 
im Ostteil Berlins 

1993 standen für den Umstrukturierungsprozeß in 
den neuen Ländern und den Ostteil Berlin rund 1,2 
Mrd ECU (Preisbasis 1993) aus den Strukturfondsmit-
teln der Gemeinschaft zur Verfügung, davon 544 Mio 
ECU aus dem Regionalfonds, 359 Mio ECU aus dem 
Sozialfonds und 294 Mio ECU aus dem Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung. 

Durch ein verbessertes Zusammenwirken aller an 
der Durchführung der Förderung Beteiligten konnte 
gewährleistet werden, daß bis zum 31. Dezember 
1993 alle Mittel bewilligt worden sind. Ausgenom-
men ist lediglich der Europäische Sozialfonds (ESF), 
bei dem mit Zustimmung der Kommission eine Ver-
längerung der Mittelbindungsfrist bis 31. März 1994 
besteht. Die Auszahlung der Mittel an die Endbegün-
stigten erfolgt entsprechend Projektfortschritt bis 
zum 31. Dezember 1995. 

1993 ist es gelungen, weitere Fortschritte bei einem 
koordinierten Einsatz aller drei Strukturfonds zu er-
reichen. So wurde insbesondere in strukturschwa-
chen Gebieten und Grenzregionen ein integ rierter 
Einsatz weiter ausgebaut. 

Die Mittel des EG-Regionalfonds ergänzen die Mittel 
der nationalen Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", 
werden vollständig in diesen Förderrahmen inte-
griert und konzentrieren sich auf die Förderung der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur und die Unterstüt-
zung produktiver Investitionen. Die bereitgestellten 
Mittel haben nicht ausgereicht, um alle Anträge auf 
Fördermittel zu berücksichtigen; es besteht ein hoher 
Antragsstau in allen Ländern. 

Von den insgesamt bereitgestellten Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds verfügt der Bund über ca. 1/4, 
die überwiegend über die Bundesanstalt für Arbeit 
umgesetzt werden. Sie ergänzen und erweitern die 
Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz. Der 
Einsatz der ESF-Mittel lag schwerpunktmäßig im Be-
reich der flankierenden Maßnahmen bei der Förde-
rung der wirtschaftsnahen Infrastruktur und Unter-
stützung produktiver Investitionen sowie der 
Erschließung des Humankapitals. Die Mittel unter-
stützten weiterhin die Beseitigung der Langzeitar-
beitslosigkeit und die Eingliederung der Jugendli-
chen und Frauen in den Arbeitsprozeß, aber auch 
Maßnahmen innovativer Art  nach Artikel 1 Abs. 2 der 
ESF-Verordnung. 

Ca. 3/4 der ESF-Mittel werden verwendet auf der 
Grundlage und zur Verstärkung von arbeitsmarktpo-
litischen Landesprogrammen und entsprechend den 
in den Förderprogrammen und Richtlinien festgeleg-
ten Schwerpunkten. So werden z. B. Einzelprojekte 
im Rahmen dieser regionalen Arbeitsmarktprogram-
me bezuschußt. In der Berufsausbildung wurde so-
wohl die Erstausbildung, aber auch die Fortbildung 
und Umschulung unterstützt. Existenzgründungs - 
und Einstellungsbeihilfen wurden gewährt, aber 
auch Anpassungsqualifizierungen für wissen-
schaftliches Personal durchgeführt. 

Durch die Gewährung von Unterhaltsgeld war es 
z. B. besonders Frauen überhaupt erst möglich, eine 
Umschulung zu beginnen. 

Im Rahmen des Europäischen Ausrichtungs- und Ga-
rantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Aus-
richtung, wurden vor allem Maßnahmen zur Verbes-
serung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in 
ländlichen Gebieten, zur Verbesserung der Vermark-
tungs- und Produktionsbedingungen für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse sowie für die Entwicklung 
wettbewerbsfähiger landwirtschaftlicher Bet riebe 
mit Fördermitteln unterstützt. 

153. Europäischer Sozialfonds, Umstrukturierung des 
Gewerbes der Zollagenten und -spediteure 

Zur Unterstützung der Umstrukturierung des Gewer-
bes der Zollagenten und -spediteure hatte der Rat am 
17. Dezember 1992 eine zusätzliche Maßnahmen zur 
Förderung beschlossen. 

Von den EG-weit zur Verfügung stehenden 30 Mio 
ECU sollen ca. 3 Mio ECU für deutsche Unternehmen 
zur Erhaltung bzw. Schaffung neuer Dauerarbeits-
plätze im Rahmen von Investitionsmaßnahmen als 
Zuschüsse bereitgestellt werden. Die Kommission 
hat die von der Bundesrepublik Deutschland vorge-
legten Anträge für 104 Firmen Ende Juli bestätigt 
und bis zum 31. Dezember 1993 eine Teilsumme von 
ca. 3,4 Mio DM überwiesen. Damit werden Investi-
tionsmaßnahmen von ca. 16,8 Mio DM ausgelöst, die 
der Sicherung von 730 Arbeitsplätzen dienen. 

154. Finanzinstrument für die Ausrichtung der 
Fischerei 

Im Rahmen der Reform der Strukturfonds wurde ein 
einheitliches Finanzinstrument Fischerei (FIAF) für 
die Ausrichtung der Fischerei geschaffen, das die bis-
herigen zersplitterten Gemeinschaftsregelungen zur 
Förderung der Fischereiwirtschaft ersetzt. 

155. Kohäsionsfonds 

Auf der Grundlage der Verordnung (EWG) Nr. 972/ 
93 vom 30. März 1993 zur Errichtung eines Kohä-
sions-Finanzinstruments hat die Kommission bis En-
de Oktober 1993 finanzielle Unterstützung in Höhe 
von ca. 600 Mio ECU für Projekte in den Bereichen 
Verkehrsinfrastruktur und Umwelt in den vier Kohä-
sionsländern zugesagt. 

Für nahezu alle Vorhaben beträgt der Fördersatz 
85 %. 

Das in der Verordnung festgelegte angemessene 
Gleichgewicht zwischen Verkehrs- und Umweltvor-
haben wurde in der Startphase des Kohäsionsfonds 
nicht erreicht. Verkehrsvorhaben haben ein Überge-
wicht. 

Insgesamt wurden 1993 von den begünstigten Mit

-

gliedstaaten Spanien, Po rtugal, Irland und Griechen- 
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land die Förderung für über 350 Projekte mit 2,5 Mrd 
ECU beantragt. 

156. Transeuropäische Netze und 
Informationsinfrastruktur 

Mit dem Inkrafttreten des Maastricht-Vertrages wur-
den neue Bestimmungen über den Beitrag der Ge-
meinschaft zum Auf- und Ausbau transeuropischer 
Netze in den Bereichen der Verkehrs-, Telekommu-
nikations- und Energieinfrastruktur festgelegt. Nach 
diesen Bestimmungen kann die Gemeinschaft von 
den Mitgliedstaaten finanzierte Vorhaben in Form 
von Durchführbarkeitsstudien, Anleihebürgschaften 
oder Zinszuschüssen unterstützen. Die Vorhaben 
sind Bestandteil vom Rat zu beschließender Leitli-
nien für die transeuropäischen Netze. Im September 
1993 verabschiedete der Rat der Europäischen Union 
Leitlinien — auf der Grundlage des alten Vertrages 
— für den kombinierten Verkehr, den Straßenver-
kehr und die Binnenschiffahrt (siehe Verkehrspolitik, 
Verkehrsinfrastruktur) . 

Im Dezember 1993 hat der Rat der Europäischen Uni-
on auf der Grundlage des Weißbuchs der EG-Kom-
mission über die mittelfristige Strategie für „Wachs-
tum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" 
weitreichende Schlußfolgerungen zu den Transeuro-
päischen Netzen im Bereich Verkehr und Energie so-
wie der europäischen Informationsinfrastruktur ge-
faßt. Der beschleunigte Aus- und Aufbau dieser 
Bereiche soll einen wichtigen Beitrag für eine positi-
ve wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinschaft lei-
sten. Damit kann insbesondere das Funktionieren 
des Binnenmarktes, die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit, die Beschäftigung sowie generell das Zu-
sammenwachsen Europas wirksam unterstützt wer-
den. 

Mit der Bereitstellung von Gemeinschaftsmitteln soll 
der Einsatz des p rivaten Kapitals für Vorhaben von 
europäischem Interesse gefördert werden. Nach Vor-
stellungen der Kommission soll die Gemeinschaft ein 
Finanzvolumen von durchschnittlich jährlich 20 Mrd 
ECU für den Zeitraum 1994 bis 1999 bereitstellen. 
Davon sollen aus dem Gemeinschaftshaushalt jähr-
lich 5 Mrd ECU bereitgestellt werden. Hinzu kom-
men 7 Mrd ECU in Form von Bürgschaften und Dar-
lehen durch die Europäische Investitionsbank (EIB). 
Ein erforderlichenfalls zusätzlicher Finanzbetrag von 
8 Mrd ECU an Darlehen für Unternehmen muß durch 
den Rat zusammen mit Kommission und EIB einge-
hend geprüft werden. 

Der Europäische Rat hat für Energie und Verkehr 
sowie für die Information unterschiedliche Vorberei-
tungsmaßnahmen festgelegt: 

Für Energie und Verkehr sollen zunächst — auf der 
Basis von Art . 129 b—d EG-Vertrag — beschleunigt 
Leitschemata festgelegt werden. Sie bilden den Rah-
men für die Ausarbeitung von Investitionsprogram-
men durch die Mitgliedstaaten. Zur Durchführung 
dieser Programme soll die Kommission eine „Koordi-
nierungs- und Stimulierungsfunktion” wahrnehmen. 
Dabei soll sie in Zusammenarbeit mit dem Wirt

-schafts- und Finanzministerrat von persönlichen Be-
auftragten der Regierungschefs unterstützt werden. 

Für den Bereich Informationsinfrastruktur ist eine 
Gruppe von Persönlichkeiten aus Indust rie, Nutzern 
und Verbrauchern vorgesehen. Sie werden durch Rat 
und Kommission bestimmt. Aufgabe dieser Gruppe 
ist es, dem Europäischen Rat zur nächsten Tagung 
konkrete Maßnahmen zum Ausbau der europäischen 
Informationsinfrastruktur auf der Ebene der Mit-
gliedstaaten sowie auf Gemeinschaftsebene vorzu-
schlagen. Auf der Grundlage dieses Berichts soll der 
Rat ein operatives Programm aufstellen, in dem die 
genauen Einzelheiten und die erforderlichen Mittel 
festgelegt werden. 

157. Raumordnungspolitik 

Auf der Grundlage des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 29. April 1993 zu dem Dokument 
„Europa 2000 — Ausblick auf die Entwicklung des 
Gemeinschaftsraumes" (BT-Drucksache 12/4640) hat 
die deutsche Delegation den Entwurf einer Bera-
tungsgrundlage „Raumordnungspolitiken im euro-
päischen Kontext" im EU-Ausschuß für Raument-
wicklung vorgelegt (s. auch Ziffer 208 des 52. 
Integrationsberichtes). Damit wird die eingeschlage-
ne Politik der Bundesregierung zur Unterstützung 
einer mitgliedstaatlichen Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Raumordnung weitergeführt. Da die 
Kommission durch eine Reihe relevanter Politikfel-
der, wie etwa der Struktur-, Agrar-, Verkehrs- und 
Umweltpolitik, die Entwicklung vieler europäischer 
Städte und Regionen direkt beeinflußt, ist es notwen-
dig, daß sie ihre Politik an zwischen den Mitglied-
staaten abgestimmten Leitlinien zur großräumigen 
Entwickung des europäischen Raumes orientiert. 

Eine Festlegung dieser Ziele zur Raumentwicklung 
auf europäischer Ebene ist Aufgabe der Mitglied-
staaten und nicht der Kommission. Dies kommt auch 
im Ergebnis des informellen Treffens der Minister für 
Regionalpolitik und Raumordnung (November 1993) 
zum Ausdruck. Die Raumordungsminister einigten 
sich auf die Ausarbeitung einer Europäischen Raum-
entwicklungsperspektive durch die Mitgliedstaaten. 
Die Bundesregierung sieht hierin einen wesentlichen 
Beitrag zur Konkretisierung des Subsidiaritätsprin-
zips, in dem der Handlungsvorrang der Mitgliedstaa-
ten bei der Festlegung raumordnungspolitischer 
Grundsätze und Leitbilder zur Entwicklung des euro-
päischen Raumes gestärkt wird. 

158. Förderung städtebaulicher Maßnahmen 

Die Maßnahmen im Rahmen des Förderungspro-
gramms „Erhaltung von europäischen Städten 
(Stadtkerne)" in den Förderungsstädten Bautzen 
(Freistaat Sachsen) und Mühlberg (Land Sachsen

-

Anhalt) werden planmäßig fortgeführt. 

Mit Schreiben vom 28. Oktober 1993 erteilte die EG 
die Bestätigung zur finanziellen Unterstützung der 
Stadt Dresden bei der Durchführung des städtischen 
Pilotvorhabens „Äußere Neustadt — Dresden" 
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(EFRE-Nummer 93/02/29/001). Im Rahmen dieses Pi-
lotvorhabens gewährt die Kommission der Stadt 
Dresden aus dem Europäischen Fonds für Regional-
entwicklung 3,5 Mio ECU für eine Maßnahme zur 
Revitalisierung des Innenstadtbereichs der Dresde-
ner „Äußeren Neustadt" (Nordbad Dresden — unter 
Denkmalschutz stehendes Kulturdenkmal im Zen-
trum des Sanierungsbereichs). 

Die finanzielle Unterstützung entspricht dem Höchst-
betrag von 45,8 Prozent der gesamten bezuschus-
sungsfähigen Kosten. Das Pilotvorhaben läuft für den 
Zeitraum vom 1. November 1993 bis 31. Dezember 
1996. 

159. EGKS-Wohnungsbauprogramm 1993-1997 

Der Rat hat auf seiner Sitzung am 18. Dezember 1993 
für das 12. EGKS-Wohnungsbauprogramm (Zeitraum 
1993-1997) eine Fortführung der Förderung für die 
Jahre 1993 und 1994 mit einem Volumen von 19 Mio 
ECU (1993) bzw. 17 Mio ECU (1994) beschlossen. Hie-
rin ist das Kontingent für die neuen Bundesländer 
bereits enthalten. 

Über die Verteilung der Mittel auf die Bereiche Kohle 
und Stahl wird demnächst auf der Grundlage der Be-
legschaftszahlen entschieden. Dies gilt auch für den 
deutschen Anteil, der bisher bei etwa über 40 Prozent 
lag. 

Die Förderungsrichtlinien werden mit den regiona-
len Ausschüssen abgestimmt. 

160. Europäische Investitionsbank, Ausweitung der 
Geschäftstätigkeit 

Die Tätigkeit der Bank konnte trotz eines schwieri-
gen wirtschaftlichen Umfeldes 1993 weiter ausge-
baut werden. Sie wurde geprägt durch den Einsatz 
der vorübergehenden Darlehensfazilität, die im De-
zember 1992 in Edinburgh durch den Europäischen 
Rat vorgeschlagen worden war. 

Der Gesamtbetrag der 1993 in den Mitgliedsländern 
und außerhalb der Gemeinschaft unterzeichneten Fi-
nanzierungsverträge beläuft sich auf 19,5 Mrd ECU 
gegenüber 17 Mrd ECU 1992 (+ 15 %). 

Die Mittelaufnahme erreichte 14,2 Mrd ECU gegen-
über 13 Mrd ECU 1992 (+ 10 %), wobei fast vier Fünf-
tel auf Gemeinschaftswährungen entfielen. 15,8 Mrd 
ECU erreichten die Auszahlungen gegenüber 14,8 
Mrd ECU 1992 (+ 7 %). 

161. Europäische Investitionsbank, Finanzierungen in 
der Gemeinschaft 

1993 erreichte der Betrag der unterzeichneten Finan-
zierungsverträge 17,7 Mrd ECU. Damit beläuft sich 
die Zuwachsrate auf 10 % gegenüber dem Vorjahr 
(16,1 Mrd ECU), und es ergibt sich eine durchschnitt-
liche jährliche Wachstumsrate von 11 % über 5 Jahre. 
Die Auszahlungen haben sich 1993 im wesentlichen 
im gleichen Maße wie die Vertragsunterzeichnungen 

entwickelt (15,4 Mrd ECU). Der Gesamtbetrag der 
Darlehensgenehmigungen erreichte 20,4 Mrd ECU, 
das ist eine Zunahme gegenüber 1992 um fast 15 %. 

Die Aufschlüsselung der Finanzierungen nach Wi rt
-schaftsbereichen ergibt, daß für Infrastrukturvorha-

ben insgesamt (Verkehr, Telekommunikation, Ener-
gie, Umweltschutz) mehr als drei Viertel der 
Finanzierungen bereitgestellt wurden. Besonders für 
Infrastrukturvorhaben im Straßen- und Autobahnbe-
reich sind die Finanzierungen stark angestiegen (um 
+ 29 %). Aber auch Finanzierungen für die Wasser-
versorgung und Abwasserbeseitigung sowie für das 
Sammeln und die Aufbereitung fester Abfälle haben 
sich weiter erhöht. Im Energiebereich erfolgte eine 
Konzentration auf den Transpo rt  und die Verteilung 
von Gas und Strom. 

Während im Industriebereich sich die Einzeldarlehen 
erhöhten (+ 16 %) waren die Teildarlehen aus laufen-
den Globaldarlehen rückläufig (1 732 Mio ECU ge-
genüber 2430 Mio ECU 1992). 

Auch 1993 unterstützte die Bank insbesondere die 
Regionalentwicklungsgebiete. Hier wurden 12 462 
Mio ECU, das sind 74 % des Gesamtbetrages gegen-
über 70 % 1992 bereitgestellt. Die betreffenden Bei-
träge in den Einschaltungsgebieten der Struktur-
fonds beliefen sich auf 90 % des Gesamtbetrages 
zugunsten der Regionalentwicklung, wovon 58 % 
Gebiete des Ziel 1 betrafen. 

162. Europäische Investitionsbank, Finanzierungen 
außerhalb der Gemeinschaft 

Der Gesamtbetrag der Finanzierungen außerhalb der 
Gemeinschaft erreichte 1993 1887,2 Mio ECU, d. h. 
mehr als das Doppelte gegenüber 1992 und 1991. Ur-
sache ist vor allem die fast vollständige Bindung des 
bis 1993 vorgesehenen Gesamtbetrages in den mit-
tel- und osteuropäischen Ländern und die Finanzie-
rungen in den Ländern des Mittelmeerraumes im 
Rahmen der vierten Finanzprotokolle und der Finan-
zierungen „außerhalb der Protokolle". 

Dagegen spiegelt die Entwicklung der Tätigkeit in 
den AKP-Ländern und den ÜLG die schwierigen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse in 
zahlreichen dieser Länder wider. 

Am 13. Dezember 1993 hat der Rat Wi rtschaft und 
Finanzen beschlossen, der EIB die Garantie der Ge-
meinschaft für ihre Darlehen in den zehn Ländern 
Mittel- und Osteuropas bis zu einem Höchstbetrag 
von 3 Mrd ECU für einen indikativen Zeitraum von 
drei Jahren einzuräumen. 

163. Darlehen der Europäischen Investitionsbank mit 
Zinsbonifikationen an kleine und mittlere 
Unternehmen 

Der Rat hat im Dezember 1993 einen Beschluß zur 
Einrichtung eines Zinsvergünstigungsmechanismus 
zugunsten der kleinen und mittleren Unternehmen 
grundsätzlich gebilligt. Wegen der noch nicht abge-
schlossenen Bundesratskonsultation in der Bundes- 
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republik Deutschland wurde der Beschluß des Rates 
im Dezember jedoch nicht endgültig verabschiedet. 

Danach soll die Gemeinschaft Zinssubventionen in 
Höhe von 2 % für Darlehen der Europäischen Investi-
tionsbank (EIB) an kleine und mittlere Unternehmen 
in der Gemeinschaft im Rahmen des Gesamtbetrages 
von 1 Mrd ECU gewähren. Der Vergabezeitraum ist 
auf 12 Monate ab Inkrafttreten des Beschlusses befri-
stet. 

164. Edinburgh-Fazilität 

Der Europäische Rat hatte in Kopenhagen beschlos-
sen, im Rahmen der Wachstumsinitiative die speziel-
le Kreditfazilität bei der Europäischen Investitions-
bank (EIB) von 5 Mrd ECU auf 8 Mrd ECU zu 
erhöhen und ihre Laufzeit über 1994 hinaus zu ver-
längern. Nunmehr sind 7 Mrd ECU für die Finanzie-
rung von Vorhaben im Rahmen der transeuropäi-
schen Netze im Bereich des Verkehrs, der Energie 
sowie der Telekommunikation sowie von Umwelt-
projekten und 1 Mrd ECU für Darlehen an kleine und 
mittlere Unternehmen vorgesehen. 

Der Europäische Rat in Brüssel im Oktober 1993 hat 
angeregt, die Auswahlkriterien zur Finanzierung 
auszuweiten. Die Erweiterung bet rifft Ausrüstungen 
für die Nutzung der Verkehrsinfrastruktur, Investitio-
nen zur Energieproduktion und Investitionen auf 
dem Gebiet der städtischen Umwelt, insbesondere 
Maßnahmen zur Stadterneuerung. Die Erweiterung 
der Einsatzkriterien wurde vom Verwaltungsrat und 
vom Rat der Gouverneure der EIB genehmigt. Sie 
finden seit dem 30. November 1993 Anwendung. 

Bis Ende 1993 waren 78 Darlehen im Rahmen der 
Edinburgh-Fazilität im Gesamtbetrag von 4,4 Mrd 
ECU genehmigt. Darunter befinden sich sieben Pro-
jekte für Investitionen in den Ländern Mittel- und 
Osteuropas mit einem Gesamtbetrag von 446 Mio 
ECU. Es handelt sich um Projekte, die von gemein-
schaftlichem Interesse sind und die Interoperabilität 
der Netze mit der Gemeinschaft gewährleisten. 

6. Verbraucherpolitik 

165. Verbraucherpolitik, neue Entwicklungen 

Die Kommission legte dem Rat ihren 2. dreijährigen 
Aktionsplan (1993 bis 1995) vor; der Rat stellte die 
Beratung auf eine spätere Ratstagung zurück. Bun-
desrat und Bundestag haben zwischenzeitlich mit der 
Prüfung begonnen. 

Die im 52. Integrationsbericht (Ziffer 169) erläuterte 
Entscheidung des Rates zur Einführung eines ge-
meinschaftlichen Sytems zum Austausch von Infor-
mationen über bestimmte Erzeugnisse, die die Ge-
sundheit oder die Sicherheit der Verbraucher 
gefährden können, wurde verabschiedet. 

166. Transparenz des grenzüberschreitenden 
Zahlungsverkehrs 

Der Rat wurde über die Ergebnisse einer Untersu-
chung der Kommission zu diesem Problembereich 
unterrichtet. Die Untersuchung bezieht sich insbe-
sondere auf die bei Auftraggebern und Zahlungs-
empfängern entstehenden Kosten für grenzüber-
schreitende Zahlungen, auf die Transparenz der 
Gebührenerhebung der Banken sowie auf die Lauf-
zeiten der Überweisungen. Der belgische Vorsitz äu-
ßerte den Wunsch, daß im Rat ein gründlicher Ge-
dankenaustausch zu diesem Thema stattfinden 
sollte, und ersuchte die Kommission, sobald wie mög-
lich Vorschläge vorzulegen, die zu einer konkreten 
Verbesserung führen können. 

167. Vertragsabschlüsse im Fernabsatz 

Wegen der von der EG-Kommission verfolgten Ziele 
sowie wegen des Inhalts des „Vorschlags für eine 
Richtlinie des Rates über den Verbraucherschutz bei 
Vertragsabschlüssen im Fernabsatz " und der dazu 
von den beteiligten Organen eingenommenen Hal-
tung wird auf den 52. Integrationsbericht (Ziffer 170) 
verwiesen. 

Im Oktober 1993 hat die Kommission, veranlaßt vor 
allem durch die Änderungsanträge des Europäischen 
Parlaments, einen geänderten Richtlinienvorschlag 
vorgelegt. Dieser geänderte Vorschlag sieht u. a. eine 
Ausdehnung des Anwendungsbereichs, ein Recht 
des Verbrauchers, Vorauszahlungen zu verweigern, 
sowie eine Kollisionsregelung für das Verhältnis der 
Fernabsatzrichtlinie zu bereichsspezifischem Ge-
meinschaftsrecht vor. 

Der Rat hat die Beratungen über den geänderten 
Richtlinienvorschlag aufgenommen. Mehrere Mit-
gliedstaaten haben mit dem geänderten Vorschlag 
größere Probleme als mit dem ursprünglichen. Die 
Bundesregierung wird an ihrer im Grundsatz ableh-
nenden Haltung festhalten, da vor allem die unter 
dem Gesichtspunkt des Subsidiarität erhobenen Be-
denken auch gegenüber dem geänderten Vorschlag 
fortbestehen. 

Die Standpunkte, die die Mitgliedstaaten zu dem 
Vorhaben einnehmen, sind bislang sehr kontrovers. 
Es ist daher in nächster Zeit nicht mit einer Verab-
schiedung der Richtlinie zu rechnen. 

168. Grünbuch über den Zugang der Verbraucher zum 
Recht 

Am 19. November 1993 hat die Kommission dem Rat 
das Grünbuch über den Zugang der Verbraucher 
zum Recht und die Beilegung von Rechtsstreitigkei-
ten der Verbraucher im Binnenmarkt vorgestellt. Mit 
dem Grünbuch folgt die Kommission der Entschlie-
ßung des Rates vom 7. Mai 1987, in der sie auf-
gefordert wurde, eine Untersuchung über den 
grenzüberschreitenden Zugang der Verbraucher zur 
Gerichtsbarkeit unter Einbeziehung Spaniens, Portu-
gals und Griechenlands vorzulegen. 
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Das Grünbuch dient vor allem der Prüfung der Frage, 
ob es sich nachteilig auf den Binnenmarkt auswirkt, 
daß der Verbraucher bei grenzüberschreitenden 
Interessenkonflikten und Rechtsstreitigkeiten mit 
Herstellern und dem Handel potentiell zwölf unter-
schiedliche Rechtssysteme antrifft. Es soll die öffent-
liche Diskussion über die Probleme eröffnen, die aus 
der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnungen der 
Mitgliedstaaten für den Verbraucher entstehen kön-
nen. Im Ergebnis diskutiert das Grünbuch eine Reihe 
von Vorschlägen zur Änderung bestehender interna-
tionaler Verträge (z. B. EWG-Gerichtsstands- und 
Vollstreckungsübereinkommen), zur Angleichung 
nationaler Rechtsvorschriften sowie von Maßnahmen 
unterhalb der Ebene förmlicher gerichtlicher Verfah-
ren (Förderung von Verbraucherverbänden, Schlich-
tung, Schiedsstellen, Dialog zwischen Verbrauchern 
und Herstellern bzw. Handel). Konkrete Rechtsset-
zungsvorsschläge enthält das Grünbuch noch nicht. 
Eine Erörterung des Grünbuchs im Rat hat noch nicht 
stattgefunden. 

7. Erleichterung der Bedingungen für 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf 
den Gebieten des Patent-, des Urheber-, 
des Marken- und des Gesellschaftsrechts 

169. Patentschutz für biotechnologische Erfindungen 

Die Kommission hatte bereits Ende 1988 den Entwurf 
einer Richtlinie über den rechtlichen Schutz biotech-
nologischer Erfindungen vorgelegt. Der Richtlinien-
vorschlag präzisiert die rechtlichen Bestimmungen 
für Patente auf dem Gebiet der Biotechnologie, um zu 
einer einheitlichen Erteilungspraxis der nationalen 
Patentämter und zu einer einheitlichen nationalen 
Rechtsprechung zu kommen. Das Europäische Parla-
ment hat seine Stellungnahme erst am 29. Oktober 
1992 beschlossen. Die Kommission hat im Dezember 
1992 den Geänderten Vorschlag für die Richtlinie 
vorgelegt. Am 16. Dezember 1993 hat der Rat einen 
politischen Grundsatzbeschluß gefaßt, der den ge-
meinsamen Standpunkt von Kommission und Rat in-
haltlich festlegt. 

Nach der Formalisierung des gemeinsamen Stand-
punkts und der erneuten Beteiligung des Europäi-
schen Parlaments könnte das Vorhaben im Jahr 1994 
abgeschlossen werden. 

Der gemeinsame Standpunkt enthält differenzie rte 
Bestimmungen zur Berücksichtigung ethischer Ge-
sichtspunkte sowie ein sog. Landwirteprivileg, das es 
Landwirten als Ausnahme vom Patentschutz ermög-
lichen soll, patentiertes Saatgut im Folgejahr im eige-
nen Betrieb wieder auszusäen. 

170. Urheberrechtkoordinierung in bestimmten 
Rundfunkbereichen 

Im September 1993 hat der Rat die Richtlinie 93/83/ 
EWG zur Koordinierung bestimmter Urheber- und 
leistungsschutzrechlicher Vorschriften betreffend Sa-
tellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung be-

schlossen. Diese Richtlinie ist bis zum 1. Januar 1995 
in nationales Recht umzusetzen. 

171. Urheberrecht und bestimmte verwandte 
Schutzrechte, Harmonisierung der Schutzdauer 

Im Oktober 1993 hat der Rat die Richtlinie 93/98/ 
EWG zur Harmonisierung der Schutzdauer des Urhe-
berrechts und bestimmter verwandter Schutzrechte 
beschlossen. Diese Richtlinie ist bis zum 1. Juli 1995 
in nationales Recht umzusetzen. 

172. Datenbanken, Rechtsschutz 

Im Oktober 1993 hat die Kommission einen geänder-
ten Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über den 
Rechtsschutz von Datenbanken vorgelegt. Dieser 
Vorschlag berücksichtigt die Stellungnahme des Eu-
ropäischen Parlaments vorn Juni 1993. Der geänderte 
Text wird zur Zeit in erster Lesung im Rat verhandelt. 
Die Kommission hat bereits eine überarbeitete Text-
fassung für den Anfang des Jahres 1994 angekün-
digt. Diese Überarbeitung soll den massiven Beden-
ken, die viele Mitgliedstaaten, darunter auch die 
Bundesrepublik Deutschland geäußert haben, Rech-
nung tragen. 

Entscheidende Teile des Richtlinienentwurfs werden 
von mehreren Mitgliedsstaaten entweder als nicht 
harmonisierungsreif oder als mit Blick auf den Subsi-
diaritätsgrundsatz nicht als harmonisierungsbedürf-
tig angesehen. Wegen dieser Bedenken ist ein ra-
scher Verhandlungsfortschritt im Rat nicht zu 
erwarten. Es ist andererseits auch nicht damit zu 
rechnen, daß das Vorhaben insgesamt aufgegeben 
werden wird. 

173. Gemeinschaftsmarke 

Der Rat der Europäischen Union hat am 20. Dezem-
ber 1993 die Verordnung über die Gemeinschafts-
marke, die die Schaffung eines einheitlichen und 
autonomen Markenrechts für die Europäische Ge-
meinschaft und die Einrichtung eines Europäischen 
Markenamtes zum Gegenstand hat, verabschiedet. 
Damit ist ein seit langem anhängiges wichtiges Bin-
nenmarktvorhaben endgültig zum insgesamt erfolg-
reichen Abschluß gebracht worden. Dem Gemein-
schaftsmarkenrecht wird gerade für die deutsche 
Wirtschaft erhebliche Bedeutung zukommen. 

Die Verabschiedung der Verordnung über die Ge-
meinschaftsmarke war in der Vergangenheit wieder-
holt wegen der noch offenen Entscheidungen über 
den Sitz und über die Sprachen des Amtes geschei-
tert. Der Sondergipfel hatte am 29. Oktober 1993 im 
Zusammenhang mit den anderen Sitzentscheidun-
gen entschieden, daß das Europäische Markenamt 
seinen Sitz in Spanien (inzwischen ist Alicante als 
Sitz dieser Behörde bestimmt worden) haben und als 
„Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt" nicht 
nur für den Markenschutz, sondern auch für den Ge-
schmacksmusterschutz zuständig sein soll, wenn es 
dazu zu einer vergleichbaren Rechtsvereinheitli- 
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chung wie im Markenrecht kommen sollte. Er hatte 
auch festgelegt, daß dieses Amt in fünf Sprachen — 
nämlich Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch 
und Spanisch — arbeiten soll. Erst danach stand der 
endgültigen Verabschiedung der Verordnung über 
die Gemeinschaftsmarke nichts mehr im Weg. 

Die Sprachenregelung war noch bis zuletzt strittig 
geblieben, da in einigen Mitgliedstaaten heftige Kri-
tik an der Beschränkung der Sprachen einer EG-Be-
hörde geäußert wurde. Dieser Streit konnte erst am 6. 
Dezember 1993 durch eine Entscheidung des Rates 
beigelegt werden. Danach bleibt es zwar bei den fünf 
Sprachen des Amtes, allerdings gibt es eine Reihe 
von Ausnahmen von diesem Grundsatz. So können 
Anmeldungen in einer der neun Amtssprachen der 
Europäischen Gemeinschaft eingereicht werden. Der 
Anmelder hat aber als zweite Sprache eine der fünf 
Sprachen des Amtes anzugeben, in die das Amt die 
Anmeldung erforderlichenfalls übersetzt. Im einseiti-
gen Verfahren ist Verfahrenssprache die Sprache, in 
der die Anmeldung eingereicht worden ist. Im zwei-
seitigen Verfahren sind Verfahrenssprachen stets die 
vom Anmelder gewählten Sprachen des Marken-
amts. Allerdings können die Beteiligten vereinbaren, 
daß eine andere Amtssprache der Europäischen Ge-
meinschaft als Verfahrenssprache verwendet wird. 
Sämtliche Eintragungen in das Gemeinschaftsmar-
kenregister und Veröffentlichungen werden in allen 
Amtssprachen der Europäischen Gemeinschaft vor-
genommen. 

Die Bundesregierung hätte eine stärkere Beschrän-
kung der Verfahrenssprachen des Markenamtes ein-
deutig bevorzugt. Sie hat dem am 6. Dezember 1993 
vereinbarten Kompromiß letztlich doch zugestimmt, 
weil sich alle übrigen Mitgliedstaaten mit dieser Lö-
sung einverstanden erklärt hatten und weil bei einer 
weiteren Verzögerung eine noch weitergehende Ver-
wässerung der Regelung zu befürchten war. 

Die Praktikabilität dieses Kompromisses wird sich 
letztlich erst erweisen können, wenn das „ Harmoni-
sierungsamt " seinen Dienstbetrieb aufgenommen 
hat. Mit der Einreichung der ersten Markenanmel-
dungen kann indessen nicht vor Ablauf von minde-
stens ein bis zwei Jahren gerechnet werden, da das 
Amt in Alicante noch errichtet werden muß. 

174. Europäische Aktiengesellschaft 

Mit dem Vorhaben der Europäischen Aktiengesell-
schaft (Societas Europaea = SE) soll größeren, grenz-
überschreitend tätigen Unternehmen in der EG eine 
einheitliche Rechtsform der Aktiengesellschaft fakul-
tativ zur Verfügung gestellt werden. Sie soll auf se-
kundärem Gemeinschaftsrecht beruhen und von den 
nationalen Gesellschaftsrechten möglichst weitge-
hend unabhängig sein. 

Unter belgischer Präsidentschaft fanden im zweiten 
Halbjahr 1993 keine Beratungen in der zuständigen 
Ratsarbeitsgruppe statt. Auch nach einer kurzen Be-
handlung im Rat am 17. Dezember 1993 bestehen die 
Meinungsunterschiede der Mitgliedstaaten in den 
zentralen Fragen fort. Für die Bundesregierung 
kommt eine Verabschiedung dieses Vorhabens vor 

allem wegen der ungelösten Mitbestimmungsproble-
matik nicht in Betracht. Die verschiedenen zur Wahl 
gestellten Mitbestimmungsmodelle sind nicht annä-
hernd gleichwertig. Die Europäische Aktiengesell-
schaft könnte daher als Instrument für die Flucht von 
Unternehmen aus der strengeren deutschen Mitbe-
stimmung benutzt werden. Darüber hinaus kann 
wegen der zahlreichen Verweisungen auf die natio-
nalen Rechte der Mitgliedstaaten von einer einheit-
lichen europäischen Rechtsform kaum noch gespro-
chen werden. 

Wie die Mehrheit der übrigen Mitgliedstaaten vertritt 
die Bundesregierung im Gegensatz zur Kommission 
in der Frage der Rechtsgrundlage die Auffassung, 
daß beide Vorschläge einheitlich auf Artikel 235 
EWG-Vertrag gestützt werden müssen und daher 
eine einstimmige Verabschiedung im Rat erforder-
lich ist. 

Die kommende griechische Präsidentschaft hat ange-
kündigt, die Beratungen auf Gruppenebene wieder 
aufzunehmen. Die weitere Entwicklung bleibt abzu-
warten. Mit einer raschen Lösung kann nicht gerech-
net werden. 

175. Europäischer Verein, Europäische 
Genossenschaft, Europäische 
Gegenseitigkeitsgesellschaft 

Im März 1992 hat die Kommission dem Rat ein „Paket 
zur Sozialwirtschaft" mit Vorschlägen für eine Ver-
ordnung des Rates über das Statut des Europäischen 
Vereins, der Europäischen Genossenschaft sowie der 
Europäischen Gegenseitigkeitsgesellschaft jeweils 
mit einem ergänzenden Richtlinienvorschlag hin-
sichtlich der Rolle der Arbeitnehmer zugeleitet. Die 
Vorschläge haben die Schaffung von drei supranatio-
nalen Rechtsformen zum Inhalt, die lediglich für eine 
grenzüberschreitende Tätigkeit zur Verfügung ste-
hen sollen. Sie lehnen sich sehr weitgehend an den 
geänderten Vorschlag für ein Statut der Europä-
ischen Aktiengesellschaft an. 

Der Bundesrat hat sich gegen das Gesamtvorhaben 
ausgesprochen (Drucksache 223/92 Beschluß). Das 
Plenum des Bundestages hat noch nicht votiert. Vom 
Wirtschafts- und Sozialausschuß und vom Europäi-
schen Parlament sind positive Stellungnahmen mit 
einer Reihe von Änderungsvorschlägen beschlossen 
worden. 

Im Juli 1993 hat die Kommission geänderte Fassun-
gen der Verordnungsvorschläge sowie der dazuge-
hörigen Richtlinienvorschläge vorgelegt. 

Auf Gruppenebene wurde bislang nur der Verord-
nungsvorschlag betreffend die Europäische Genos-
senschaft erörtert. Die erste Lesung wurde am 7. De-
zember 1993 abgeschlossen. 

Während für den Genossenschaftssektor ein gewis-
ses praktisches Bedürfnis für die Schaffung einer su-
pranationalen Rechtsform bejaht werden kann, ist 
ein solches für den Verein und die Gegenseitigkeits-
gesellschaft (Versicherungsverein auf Gegenseitig-
keit) nicht festzustellen. Ebenso wie bei der Europäi-
schen Aktiengesellschaft ist die Frage der 
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Rechtsgrundlage umstritten und das Problem der 
mangelnden Gleichwertigkeit der vorgesehenen 
Mitbestimmungsmodelle ungelöst. Darüber hinaus 
stellt sich jeweils eine Reihe grundlegender Fragen 
zum Sachinhalt der Regelungen, die eingehender 
Diskussion bedürfen. 

176. Anhebung der Schwellenwe rte der Bilanzrichtlinie 
(Vierte gesellschaftsrechtliche Richtlinie des 
Rates, 78/660/EWG) 

Der Rat hat die Bundesregierung im September 1993 
über die Absicht der Kommission unterrichtet, dem 
Rat eine Änderungsrichtlinie vorzuschlagen. In ihr 
sollen zum nunmehr dritten Male die Schwellen-
werte der Vierten Richtlinie angehoben werden, die 
insbesondere für die Abgrenzung von kleinen und 
mittleren Kapitalgesellschaften und hieran anknüp-
fender Buchführungs- und Offenlegungspflichten 
von Bedeutung sind und die in das Dritte Buch des 
Handelsgesetzbuchs Eingang gefunden haben 
(§ 267 HGB). Die Bundesregierung hat in der Zwi-
schenzeit die gesetzgebenden Körperschaften über 
dieses Vorhaben unterrichtet. Sie begrüßt zwar diese 
Absicht der Kommission, sie hält aber mit der über-
wiegenden Mehrheit der beteiligten Kreise der deut-
schen Wirtschaft den Umfang dieser Erhöhung für 
unzureichend, um eine wirkliche Entlastung insbe-
sondere der großen Zahl mittelständischer Unterneh-
men zu bewirken. 

V. Außenwirtschafts - und Entwicklungspolitik 

1. Außenwirtschaftspolitik allgemein 

177. GATT-Verhandlungen, Abschluß der Uruguay

-

Runde 

Mit der Zustimmung der 117 Vertragsparteien zum 
Final Act am 15. Dezember 1993 ist nach sieben Jah-
ren komplexer Verhandlungen — die mehr als ein-
mal eine Zerreißprobe nicht nur zwischen den Ver-
tragsparteien, sondern auch zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union heraufbe-
schworen haben — ein bedeutender Schritt in der 
Geschichte der Handelspolitik getan worden. Mit 
dem Abschluß wurden die Grundlagen für die Einlei-
tung eines bisher einmaligen Liberalisierungsprozes-
ses und für ein transparentes, faires und umfassendes 
Welthandelssystem geschaffen. Die Gefahr von Pro-
tektionismus und Handelskriegen, die bei einem 
Scheitern der Uruguay-Runde die sichere Folge ge-
wesen wären, konnte gebannt werden. 

Der erfolgreiche Abschluß der GATT-Verhandlungen 
in der Uruguay-Runde hat für die stark international 
verflochtene deutsche Wi rtschaft besondere Bedeu-
tung. Die mit dem Abschluß erreichten Regelungen 
schaffen bei Wirtschaft und Verbrauchern Vertrauen 
in dauerhaft offene Märkte. Sie bringen weitgehende 
Liberalisierungsfortschritte auf vielen Feldern mit 
sich: So werden beim Marktzugang für Industriegü-
ter die Zölle im Durchschnitt um mehr als ein Drittel 
gesenkt. Ein weiterer entscheidender Fortschritt ist 

das mit dem Abschluß erzielte GATS-Abkommen 
über den Handel mit Dienstleistungen, das künftig 
den multilateralen Ordnungsrahmen für den interna-
tionalen Dienstleistungshandel darstellen wird. Es 
bringt weltweit geltende Verpflichtungen zur Ge-
währung von Meistbegünstigung, Marktzugang und 
Inländerbehandlung. Dies wird dem Dienstleistungs-
handel, der bereits heute mit etwa einem Drittel an 
der Beschäftigung der deutschen Exportwirtschaft 
beteiligt ist, neue Chancen bieten. Ein weiterer wich-
tiger Erfolg ist das Abkommen zum Schutze geistigen 
Eigentums. Die Kommission schätzt den Schaden der 
europäischen Industrie allein durch Verletzung von 
Urheberrechten auf 2,6 Mrd ECU pro Jahr. Mit dem 
TRIPS-Abkommen wird der Rechtsschutz der schon 
bisher bestehenden internationalen Konventionen 
erweitert und erstmalig mit Vorschriften zur Durch-
setzung dieser Rechte verbunden. 

Diese Vereinbarungen gewährleisten gemeinsam mit 
den Regelungen im Textil- und Agrarbereich, zum 
Subventionskodex sowie dem neuen Antidumping

-

Kodex im geänderten weltwirtschaftlichen Umfeld 
notwendige Rahmenbedingungen für eine dynami-
sche Entwicklung des deutschen, europäischen und 
internationalen Handels und sorgen damit für die so 
dringend notwendigen globalen Wachstumsimpulse. 

Der nächste Schritt muß deshalb sein, die Uruguay

-

Runde auf dem Ministertreffen vom 12.-15. Ap ril 
1994 in Marrakesch formell abzuschließen und da-
durch den Weg zur Einleitung der nationalen Ratifi-
zierungsverfahren frei zu machen, damit die  UR-Er-
gebnisse zum 1. Juli 1995 in Kraft treten können. 

Mit dem Beschluß zur Errichtung einer Welthandels-
organisation (World Trade Organization -- WTO) 
wurde ein wichtiges Ziel der Uruguay-Runde, die in-
stitutionelle Stärkung des multilateralen Handelssy-
stems, erreicht. Die Vorarbeiten zum Tätigwerden 
der WTO sollen ebenfalls in Marrakesch eingeleitet 
werden. WTO-Mitglieder verpflichten sich, bei 
Streitfällen den Vorschriften und Verfahren des inte-
grierten Streitschlichtungsverfahrens zu folgen. Da-
mit sind einseitige nationale Maßnahmen künftig 
nicht mehr mit den multilateralen Verpflichtungen 
vereinbar. Dadurch werden die Rechte gerade auch 
der kleineren Handelspa rtner, insbesondere der Ent-
wicklungsländer, in der WTO gestärkt. 

Mit dem erfolgreichen Abschluß der GATT-Verhand-
lungen ist nicht nur eine wesentliche Forderung aus 
dem Bericht der Bundesregierung zur Zukunftssiche-
rung des Standortes Deutschland erfüllt, gleichzeitig 
wird auch der Weg frei, um weitere drängende Auf-
gaben im multilateralen Rahmen erfüllen zu können. 
Dazu gehören vor allem Lösungsansätze für das 
Spannungsverhältnis zwischen Handel und Umwelt, 
die Schaffung einer internationalen Wettbewerbs-
ordnung sowie die politisch b risante Problematik von 
Menschenrechten und Sozialstandards. Die Bundes-
regierung wird sich für die Fortentwicklung des 
GATT  und seines Instrumentariums im Sinne der neu 
geschaffenen WTO einsetzen. 
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178. GATT, Verlängerung des Welttextilabkommens 
(WTA) 

Im Dezember 1993 wurde im Rahmen des GATT  das 
Welttextilabkommen vermutlich zum letzten Mal um 
ein Jahr verlängert. Die erneute Verlängerung für 
das Jahr 1994 wurde erforderlich, da die Ergebnisse 
der Uruguay-Runde erst ab 1995 implementie rt  wer-
den können. Danach soll der Welttextilhandel inner-
halb von zehn Jahren vollständig liberalisie rt  wer-
den. 

179. Stahlübereinkommen, multilaterales 

Die Verhandlungen über ein multilaterales Stahl-
übereinkommen (MSA) sollten wie die Uruguay-
Runde des GATT  bis zum 15. Dezember 1993 abge-
schlossen werden. Dies ist leider nicht gelungen, vor 
allem, weil sich die amerikanische Stahlindustrie bis-
her jedem Ansatz zur Beilegung der laufenden Anti-
subventions- und Antidumpingverfahren widersetzt. 
Um aber den handelspolitischen Erfolg der GATT

-Verhandlungen auch für den Handel mit Stahl si-
cherzustellen, wurde der Zollabbau vom MSA abge-
trennt und in die Marktzugangsverhandlungen des 
GATT  integrie rt . Damit ist bei Stahl der Zollabbau 
auf Null sichergestellt. Die Verhandlungen über die 
anderen Elemente des MSA, insbesondere über 
einen Subventionskodex, sollen ab März 1994 fortge-
führt werden. 

180. Handelspolitisches Entscheidungsverfahren 

Im Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes 
hatte die Kommission im Herbst 1992 dem Rat eine 
Reihe von Vorschlägen zur Neugestaltung der Han-
delspolitik vorgelegt. Im Vordergrund stand dabei 
ein Vorschlag zur Änderung des Entscheidungsver-
fahrens für handelspolitische Schutzmaßnahmen, 
wie endgültige Antidumping- und Subventionsaus-
gleichszölle, Maßnahmen nach dem neuen handels-
politischen Instrument und mengenmäßige Be-
schränkungen nach den drei Einfuhrverordnungen. 
Die Kommission beabsichtigte in ihrem Vorschlag, 
die Entscheidungskompetenz in der Handelspolitik 
vom Rat auf die Kommission zu verlagern. 

Die Bundesregierung, Bundesrat und die deutsche 
Wirtschaft lehnten diesen Vorschlag zusammen mit 
vier weiteren Mitgliedstaaten ab. Die Beibehaltung 
der Entscheidungskompetenz des Rates ist von stra-
tegischer Bedeutung. Handelsbeschränkende Maß-
nahmen haben so weitreichende wirtschaftliche und 
auch politische Auswirkungen, daß hinter solchen 
Maßnahmen eine qualifzierte Mehrheit der Mitglied-
staaten im Rat stehen muß. 

Nach langen und strittigen Beratungen zu dieser 
grundlegenden Frage der Entscheidungskompetenz 
konnte der Rat in einem handelspolitischen Gesamt-
paket eine grundsätzliche Einigung zur Neuordnung 
der Handelspolitik erzielen. Die Entscheidung des 
Rates vom 15. Dezember 1993 beinhaltet im wesentli-
chen: 

— Bei den Einfuhrregelungen der Gemeinschaft 
entscheidet weiterhin der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit. 

— Alle einzelstaatlichen Beschränkungen gegen-
über den GATT-Ländern und den früheren sog. 
Staatshandelsländern werden beseitigt. 

— Eine begrenzte Anzahl von Gemeinschaftskontin-
genten gegenüber China wird eingeführt. 

— Die Untersuchungsverfahren werden beschleu-
nigt. 

Auf der Grundlage dieser Entscheidung des Rates ist 
im 1. Halbjahr 1994 die EG-Handelspolitik neu zu 
ordnen. 

181. Antidumping-/Ausgleichszollverfahren 

Mit der Zielsetzung, die Antidumping- und Antisub-
ventions-Instrumente der Gemeinschaft durch größe-
re Transparenz und Beschleunigung der Verfahren 
zu verbessern, hat die Kommission im November 
1993 einen Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Einführung von Fristen für im Rahmen der han-
delspolitischen Schutzmaßnahmen der Gemein-
schaft durchgeführte Untersuchungen und zur Ände-
rung der entsprechenden Verordnungen des Rates 
vorgelegt. 

Da sich in der Vergangenheit immer wieder Anti-
dumping-Verfahren zum Nachteil aller Betroffenen 
über Gebühr hingezogen haben und es zudem gera-
de in der jetzigen Situation wichtig ist, daß wi rt

-schaftliche Schwierigkeiten, denen sich eine Reihe 
europäischer Industrien gegenübersehen, nicht noch 
durch zusätzliche administrative Hindernisse und 
personelle Engpässe in Brüssel verschärft werden, 
hat die Bundesregierung von Anfang an diesen 
Vorschlag der Kommission unterstützt, kurze ver-
bindliche Bearbeitungs- und Beschlußfristen in die 
geltenden Antidumping- und Antisubventionsver-
ordnungen einzuführen und das Personal der ent-
sprechenden Dienststellen der Kommission aufzu-
stocken. 

Am 15. Dezember 1993 hat der Rat hierzu die entspre-
chenden politischen Beschlüsse gefaßt. So soll in Zu-
kunft nur noch ein Monat bis zur Entscheidung über 
die Eröffnung des Verfahrens verstreichen und die 
Untersuchung bis zur Verhängung vorläufiger Maß-
nahmen nicht länger als neun Monate dauern. Über 
endgültige Maßnahmen muß spätestens 15 Monate 
nach Eröffnung des Verfahrens entschieden werden. 
Der spezifische Umfang der Personalerhöhung wird 
jedoch noch — auch unter haushaltspolitischen Ge-
sichtspunkten — festzulegen sein. Die beschleunig-
ten Verfahren werden voraussichtlich ab 1. April 1995 
angewandt. 

182. Allgemeine Zollpräferenzen für 1994 

Der Rat hat am 20. Dezember 1993 die Regelung für 
die Allgemeinen Zollpräferenzen für 1994 verab-
schiedet. 
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Erstmals wurde jedoch kein festes Schema für ein 
ganzes Kalenderjahr beschlossen. Das Präferenz-
schema 1994 gilt zunächst nur bis zum 30. Juni 1994, 
verlängert sich aber automatisch bis zum Jahresen-
de, wenn der Rat bis zum 15. Juni keine neue Rege-
lung (gemeint ist die bereits mehrfach verschobene 
Revision des Präferenzsystems) angenommen hat. 
Ursächlich für diese Entscheidung war der Umstand, 
daß die Kommission vor Abschluß der Uruguay-Run-
de nicht in der Lage war, einen Vorschlag für eine 
grundlegende Revision des Systems vorzulegen. Mit 
der Befristung auf zunächst sechs Monate soll deut-
lich gemacht werden, daß die Revision jetzt aber 
kurzfristig in Angriff genommen wird. Materielle Än-
derungen gegenüber der Vorjahresregelung sind 
nicht vorgenommen worden. 

183. Zollaussetzungen für Waren aus den ehemaligen 
RGW-Ländern 

Die ursprünglich bis Ende 1992 befristete Zollausset-
zung für Waren aus den ehemaligen Ländern des 
Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe, die im Bei-
trittsgebiet verbleiben, ist auf deutschen Antrag 
durch Ratsverordnung und — für EGKS-Waren — 
durch Kommissionsentscheidung bis Ende 1993 ver-
längert worden. Da die Zollerleichterungen im Rah-
men der Europaabkommen mit den mittel- und ost-
europäischen Staaten und die Allgemeinen 
Zollpräferenzen gegenüber der GUS und den Balti-
schen Staaten nicht vollständig den spezifischen 
Zollbefreiungen nach der Sonderregelung für Ost-
deutschland entsprechen, hat die Bundesregierung 
im Herbst 1993 erneut eine Verlängerung dieser Son-
derregelung gefordert. Die Kommission hat dem Rat 
bereits einen Verlängerungsvorschlag für 1994 vor-
gelegt. 

184. Neues Handelspolitisches Instrument 

Das im Rahmen des Neuen Handelspolitischen In-
struments durchgeführte Untersuchungsverfahren 
über die diskriminierende Einführung einer Hafen-
gebühr für die Schaffung eines Hafenverwaltungs-
fonds in Japan wurde nach ersatzloser Abschaffung 
dieser Hafenabgabe durch die japanische Regierung 
inzwischen von der Kommission eingestellt. 

Das Verfahren über Urheberrechtsverletzungen bei 
Tonaufzeichnungen in Thailand ist weiterhin ausge-
setzt, nachdem die thailändische Regierung sich ver-
pflichtet hatte, den Beanstandungen abzuhelfen. 
Neuen Klagen über Piraterie-Aufnahmen auf CD-
Trägern will die Kommission Anfang des Jahres 1994 
durch eine Untersuchung vor Ort nachgehen. 

Im August 1993 leitete die Kommission ein Verfahren 
gegen die Türkei ein hinsichtlich der Einführung 
einer als „Fund Levy" bezeichneten Abgabe zusätz-
lich zu einem erhöhten Zoll auf die Einfuhren von 
Polyesterfasern mit Ursprung in der Gemeinschaft. 
Die Untersuchungen sind noch nicht abgeschlossen. 

185. Exportkontrolle für Güter mit doppeltem 
Verwendungszweck 

Die fachlichen Arbeiten an dem Entwurf einer EG-
Verordnung über die Kontrolle bei der Ausfuhr be-
stimmter Güter mit doppeltem Verwendungszweck 
(dual-use) sind weitgehend abgeschlossen. In einer 
Reihe von Fragen wurde Einvernehmen erzielt. Bei 
einigen Fragen, zu denen die Mitgliedstaaten grund-
sätzlich unterschiedliche Auffassungen vertreten, 
konnte im Rat noch keine Einigung erzielt werden. 

Nach dem Verhandlungsstand am 31. Dezember 1993 
soll die Regelung aus einer Verordnung und einer 
Entschließung der Mitgliedstaaten (intergouverne-
mental oder ggf. im Rahmen der GASP) bestehen 
und folgende Elemente enthalten: 

— freier Verkehr von dual-use-Waren in der Euro-
päischen Union 

— Anerkennung von Genehmigungen für dual-use

-

Waren zur Ausfuhr aus der Europäischen Union 

— gemeinsame Listen von Gütern, Ländern und Kri-
terien zur Annäherung der Genehmigungspoliti-
ken der Zwölf 

— Regeln zur Verhinderung von Umgehungsversu-
chen, die sich aus unterschiedlichen Kontrollstan-
dards der Zwölf ergeben können 

— voraussichtlich „catch-all-Klausel" im Bereich der 
Massenvernichtungs- und Raketenwaffen. 

Zusätzlich ist — auf Initiative der Bundesregierung — 
vereinbart worden, daß sich die Mitgliedstaaten in 
einer Protokollerklärung verpflichten, die Verhand-
lungen über ein umfassend harmonisiertes Kontroll-
system auf angemessenem exportkontrollpolitischen 
Niveau auch nach Inkrafttreten der Gemeinschafts-
regelung fortzusetzen (Evolutivklausel). Das vorge-
sehene Regelungswerk stellt also nur einen — wenn 
auch wichtigen — ersten Schritt zu einem einheitli-
chen europäischen Kontrollsystem dar, das letztlich 
nationale Regelungen überflüssig machen und die 
Voraussetzungen für einen vollständig liberalisie rten 
Binnenmarktverkehr auch für Güter und Technolo-
gien mit doppeltem Verwendungszweck schaffen 
soll. 

186. Außenwirtschaftsverkehr, Beschränkungen auf 
der Grundlage von Resolutionen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 

Der Rat hat im Berichtszeitraum seine bisherige Poli-
tik fortgesetzt, Wirtschaftssanktionen des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen (VN) EG-einheit-
lich durch Rechtsverordnung umzusetzen. 

Er hat auf der Grundlage der entsprechenden Reso-
lutionen des VN-Sicherheitsrates Beschränkungen 

— zum Verbot der Lieferung bestimmter Waren an 
die angolanische Unabhängigkeitsbewegung 
UNITA in Angola (Verordnung Nr. 2967/93 vom 
25. Oktober 1993, Abl. der EG Nr. L 268 S. 1); 

— betreffend bestimmte Handelsbeziehungen zwi-
schen der Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft 
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und Haiti (Verordnung Nr. 3028/93 vom 28. Okto-
ber 1993, Abl. der EG Nr. L 270 S. 73); 

— zur Verhinderung der Versorgung Libyens mit be-
stimmten Waren und Dienstleistungen (Verord-
nung Nr. 3274/93 vom 29. November 1993, Abl. 
der EG Nr. L 295/1); 

—. zum Verbot der Erfüllung von Ansprüchen im Zu-
sammenhang mit Verträgen und Geschäften, de-
ren Durchführung durch die Resolution 883 (1993) 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und 
mit ihr in Verbindung stehende Resolutionen be-
rührt wurde (Verordnung Nr. 3275/93 vom 29. No-
vember 1993, Abl. der EG Nr. L 295 S. 4) 

festgelegt. 

Diese Verordnungen des Rates wurden in Deutsch-
land zur Herbeiführung einer Strafbewehrung nach 
§ 34 Abs. 4 Außenwirtschaftsgesetz im Bundesanzei-
ger veröffentlicht; entweder durch Bekanntmachung 
oder durch Aufnahme in die Außenwirtschaftsver-
ordnung (AWV) (Banz. S. 10073, 10346, 10937 und 
10938). 

Aus Resolutionen des VN-Sicherheitsrates sich er-
gebende Beschränkungen des Kapital- und Zah-
lungsverkehrs, die gemäß A rt . 73 g in Verbindung 
mit Art . 228a EG-Vertrag ab 1. Januar 1994 in Zu-
ständigkeit der Gemeinschaft umgesetzt werden, 
wurden im Berichtszeitraum noch durch die Mit-
gliedstaaten auf nationaler Ebene umgesetzt, und 
zwar in Deutschland durch 

— Anordnung zu Beschränkungen des Kapital- und 
Zahlungsverkehrs mit Haiti vom 19. Oktober 1993 
(Banz. S. 9777); 

— § 69n AWV i. d. F. der 31. Verordnung zur Ände-
rung der Außenwirtschaftsverordnung vom 14. 
Dezember 1993 (Banz. S. 10937). 

2. Entwicklungspolitik, Allgemein 

187. Entwicklungspolitik, Schwerpunkte 

Mit Inkrafttreten des Vertrages über die Europäische 
Union am 1. November 1993 wurde die Entwick-
lungszusammenarbeit nach Maßgabe des Titels XVII 
EG-Vertrag ein Politikbereich der Gemeinschaft, 
„die eine Ergänzung der entsprechenden Politik der 
Mitgliedstaaten darstellt ..." (Artikel 130 EG-Ver-
trag) . 

Demokratie, Rechtsstaat und Wahrung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten sind Angelpunkte 
der Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen 
Union, die von den Grundsätzen der Komplementari-
tät, Kohärenz und Koordination auszugehen hat. 

Mit der konkreten Ausfüllung dieser Begriffe soll sich 
eine vom Rat am 2. Dezember 1993 beschlossene 
hochrangige Expertengruppe befassen. 

Der Rat verabschiedete außerdem Erklärungen zu 
den Themen Armutsbekämpfung, operationelle Ko-
ordination der Politiken und Rehabilitation, die der 
kurzfristigen Überleitung von humanitärer bzw. Ka-

tastrophenhilfe zu längerfristigen Entwicklungsmaß-
nahmen dient. 

Weiterhin wurden Zwischenberichte verschiedener 
Expertengruppen zum Stand der Koordination in den 
Bereichen Gesundheit und AIDS, Familienplanung 
und Bevölkerungspolitik, Erziehung und Ausbildung 
sowie Ernährungssicherung entgegengenommen. 

Wesentliche Eckdaten für die anstehende Halbzeitbi-
lanz des Lomé-IV-Abkommens wurden ebenfalls vor 
dem Hintergrund der neuen Vorgaben der 
Art . 130 u ff. EG-Vertrag erörtert. Dies betrifft insbe-
sondere die Armutsorientierung der Entwicklungs-
zusammenarbeit wie auch die besondere Bedeutung 
von Menschenrechten und Demokratie für ihre Aus-
gestaltung. 

Die Neuverhandlungen über das 2. Finanzprotokoll 
(das ab 1995 in Kraft tritt) sind gleichzeitig Anlaß für 
die Überprüfung bestimmter Vorschriften des Lomé

-

IV-Abkommens nach Ablauf des 1. Fünfjahreszeit-
raums (sog. Halbzeitüberprüfung). 

188. Europäischer Entwicklungsfonds (EEF) 

Aufgrund der politischen Lage in den AKP-Staaten 
Haiti, Liberia, Somalia, Sudan und Zaire konnten mit 
diesen noch keine Indikativprogramme abgeschlos-
sen werden. Mit diesen fünf Ländern sowie Togo 
bleibt damit die entwicklungspolitische Zusammen-
arbeit — von Maßnahmen der humanitären Hilfe ab-
gesehen — unterbrochen. 

Das bereits im Januar 1993 vom EEF-Ausschuß ver-
abschiedete Nationale Indikativprogramm für Su ri

-nam konnte mangels Ratifizierung seitens der Regie-
rung Surinams bisher nicht in Kraft treten. 

189. Nord-Süd-Dialog 

Die Gemeinschaft war weiterhin Hauptverhand-
lungspartner der Entwicklungsländer in den Diskus-
sions- und Verhandlungsforen der Vereinten Natio-
nen (VN). Die Debatten zu wirtschafts- und 
Entwicklungsthemen in der 48. Generalversamm-
lung verliefen trotz schwieriger Verhandlungen in 
insgesamt konstruktiver Atmosphäre, die durch das 
Fehlen ordnungspolitischer Auseinandersetzungen 
einerseits, aber Enttäuschung über das Ausbleiben 
der Friedensdividende für entwicklungspolitische 
Zwecke andererseits gekennzeichnet war. Die auf 
der VN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) in Rio eingegangenen Verpflichtungen 
wurden von den Entwicklungsländern verstärkt an-
gemahnt und eine Intensivierung des Nord-Süd-Dia-
logs gefordert. 

Es ist nicht zuletzt der konstruktiven und kompro-
mißbereiten Haltung der Zwölf zuzuschreiben, daß 
die weit überwiegende Mehrzahl der 65 Resolutio-
nen im Wirtschaftsbereich im Konsens verabschiedet 
werden konnten. Nur bei einer Resolution kam es 
durch Stimmenthaltung zweier Mitgliedstaaten zu 
abweichendem Stimmverhalten, im übrigen traten 
die Zwölf einheitlich auf. Hervorzuheben sind 
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Abschluß der Verhandlungen zur weiteren Re-
form und Effizienzsteigerung des Wirtschafts- und 
Sozialbereichs der VN, 

— die Debatte zur Schaffung eines Rahmens für die 
Formulierung einer Agenda für Entwicklung als 
Komplement zur Agenda für den Frieden, 

— die Fortschreibung der 1991 beschlossenen Neuen 
Agenda für die Entwicklung Afrikas, 

die Vorbereitung der Konferenz für Bevölkerung 
und Entwicklung in Kairo 1994 und 

die Umsetzung von Entwicklungs- und Umwelt-
themen im Folgeprozeß von UNCED. 

Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und — im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit — die Kommission ar-
beiteten in der UNCTAD an der Umsetzung der Be-
schlüsse der Konferenz in Ca rtagena (UNCTAD VIII) 
in den einzelnen neustrukturierten Ausschüssen und 
Arbeitsgruppen aktiv und gestaltend mit. Dabei be-
stätigten sich die Erwartungen hinsichtlich eines 
pragmatischen Arbeitsstils und eines marktwirt-
schaftlichen, unternehmensbezogenen Ansatzes. 

3. NAFTA und Japan 

190. NAFTA, USA 

1993 haben die USA und Kanada gemeinsam mit Me-
xiko die entscheidenden Schritte unternommen, da-
mit die gemeinsame Freihandelszone zwischen USA, 
Kanada und Mexiko (NAFTA) zum 1. Januar 1994 in 
Kraft treten kann. Damit wird die größte Freihandels-
zone der Welt mit fast 370 Mio Verbrauchern und 
einem Bruttoinlandsprodukt von mehr als 6 Billionen 
US-Dollar geschaffen. Die Europäische Gemein-
schaft begrüßt die Schaffung dieser Freihandelszone 
und die daraus zu erwartenden positiven wirtschaft-
lichen Impulse für die Region. Von besonderer Be-
deutung ist aber auch die GATT-Konformität von 
NAFTA. Dies wird die Bundesregierung sorgfältig 
beobachten. 

In den handelspolitischen Beziehungen zu den USA 
bestehende Sektorprobleme, wie US-Ausgleichszölle 
für Stahlimporte, Meinungsverschiedenheiten bei 
der staatlichen Förderung im zivilen Flugzeugbau, 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge und bei audio-
visuellen Dienstleistungen (vgl. dazu auch die Aus-
führungen im 52. Integrationsbericht, Ziffer 291) sind 
in den kommenden Monaten zu lösen. 

Der erfolgreiche Abschluß der Uruguay-Runde des 
GATT  am 15. Dezember 1993 hat insgesamt zur Ver-
minderung der handelspolitischen Spannungen bei-
getragen. 

191. Stahlmarkt, Handel mit den USA 

Nach dem Auslaufen der Stahl- und Stahlrohrab-
kommen der Gemeinschaft mit den USA am 31. März 
1992 hat die US-Industrie die EG und andere Dritt-
länder mit zahlreichen Antidumping- und Antisub-
ventionsklagen überzogen. Für Deutschland betra-

gen die Strafzölle bei Automatenstabstählen 
insgesamt zwischen rund 85 und 102 %. Bei diversen 
Flachstahlprodukten belaufen sich die Strafmargen 
zwischen rund 5 und 50 %. 

Gegen die Entscheidungen der amerikanischen Be-
hörden hat die EG den Abwehrmechanismus im Rah-
men des GATT  in Gang gesetzt. Schlichtungsrunden 
führten jedoch zu keiner einvernehmlichen Lösung. 
Die EG wird die weiteren GATT-Rechte (Panel) wah-
ren. Parallel dazu haben verschiedene betroffene 
deutsche Unternehmen Klage gegen die Entschei-
dung bzgl. der Flachstahlprodukte beim amerikani-
schen Court  of International Trade (CIT) erhoben. 

192. Japan 

Trotz eiMer Verringerung des Defizites der Euro-
päischen Gemeinschaft im Handel mit Japan in den 
ersten acht Monaten des Jahres 1993 um 14 % blei-
ben die Handelsbeziehungen unausgeglichen. Das 
Handelsbilanzdefizit in diesem Zeitraum betrug 18,3 
Mrd US-Dollar. Die Verringerung ist weniger den Ex-
porterfolgen der EG zuzuschreiben, als der Rezes-
sion, die zu einem kräftigen Einbruch der japani-
schen Exporte in die EG geführt hat (— 9,6 %). 

Zur Herstellung eines ausgewogenen Verhältnisses 
beim Handel und bei der wirtschaftlichen Koopera-
tion hat die Gemeinschaft unter Mitwirkung der Bun-
desregierung Schritte zur Förderung des Deregulie-
rungsprogramms und der Marktöffnung in Japan 
unternommen. 

Grundlage hierfür ist die gemeinsame Erklärung 
vom Juli 1991 sowie die Schlußfolgerungen des Rates 
zu den Beziehungen zu Japan vom Juni 1992, die 
nach wie vor den Rahmen für die Beziehungen zwi-
schen der EG und Japan bildet. 

Anfang 1993 wurde zur Analyse der Ursachen des 
Handelsungleichgewichts bei zehn wichtigen Ex-
portprodukten der Trade Assessment Mechanism 
(TAM) initiiert. Die Expertensitzungen konnten nun 
weitgehend abgeschlossen werden. Bei seinen Ge-
sprächen mit der japanischen Regierung im Novem-
ber hat das Mitglied der Kommission, Sir Leon B rit-
tan, gefordert, daß nach der Definition der 
Problembereiche nun Lösungen in Angriff genom-
men werden müßten. 

Die EG unterstützt die neue japanische Regierung 
bei ihrem Deregulierungsvorhaben. Im November 
1993 wurde dem japanischen Komitee für wirtschaft-
liche Reform (HIRAIWA-Komitee) ein entsprechen-
des Memorandum übermittelt. Zugleich hat die Korn-
mission die bislang umfassenste Zusammenstellung 
der Markteintritts- und Handelshemmnisse im Ver-
hältnis zu Japan gefertigt (Richardson-Papier). Auf 
der Grundlage dieses Papiers wird der Dialog mit der 
japanischen Seite über Marktöffnung und Deregulie-
rung auf allen Ebenen fortgesetzt. 

Im Rahmen der Exportfördermaßnahmen der Ge-
meinschaft ist die zweite Kampagne zur Förderung 
der Exporte nach Japan angelaufen (Gateway to Ja-
pan 1994-1996). Deutschen Vorstellungen entspre- 
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chend, liegt der Schwerpunkt der Kampagne auf 
Messefördermaßnahmen. 

In Verhandlungen zwischen der Kommission und 
dem MITI konnte im September eine Einigung über 
die Reduzierung japanischer Direktimporte von Au-
tomobilen in die EG erreicht werden. Der deutsche 
Automobilmarkt war nicht Gegenstand der Verhand-
lungen und bleibt nach wie vor frei von Beschrän-
kungen. Eine vollständige Liberalisierung des Auto-
mobilmarktes in der EG bis 1999 ist angestrebt. 

4. EFTA-Staaten 

193. Europäischer Wirtschaftsraum 

Rund drei Monate nach Hinterlegung der Ratifika-
tionsurkunde zum Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum (EWR) hat die Bundesrepu-
blik Deutschland am 30. September 1993 auch ihre 
Urkunde über die Ratifikation des am 17. März 1993 
unterzeichneten Anpassungsprotokolls zum Abkom-
men über den Europäischen Wirtschaftsraum bei der 
Europäischen Gemeinschaft in Brüssel hinterlegt. 

Nachdem auch alle anderen EWR-Vertragsparteien 
ihre Ratifikationsurkunden noch vor dem 15. Dezem-
ber 1993 hinterlegt haben und auch der Rat dem Ab-
kommen für die Europäische Gemeinschaft am 13. 
Dezember 1993 zugestimmt hat, ist das EWR-Abkom-
men mit seinem Anpassungsprotokoll zum 1. Januar 
1994 in Kraft getreten. Dies gilt allerdings zunächst 
nur für die EG und ihre Mitgliedstaaten sowie die 
fünf EFTA-Staaten Norwegen, Schweden, Finnland, 
Island und Österreich. Für Liechtenstein wird das 
Abkommen erst dann in Kraft treten, wenn es seine 
vertraglichen Beziehungen zur Schweiz so umgestal-
tet hat, daß hierdurch das gute Funktionieren des 
EWR-Abkommens nicht beeinträchtigt wird. 

Die Bundesregierung, die das EWR-Vertragswerk 
von Anfang an tatkräftig unterstützt hatte, begrüßt 
das Inkrafttreten des EWR-Abkommens außeror-
dentlich. Von der Schaffung eines „dynamischen und 
homogenen Wirtschaftsraumes", in dem Waren, Per-
sonen, Dienstleistungen und Kapital frei zirkulieren 
können und in dem es einheitliche Wettbewerbsre-
geln gibt, verspricht sie sich zusätzliche Wachstum-
simpulse. Der EWR ist keine Zollunion, vielmehr ein 
Freihandelsraum, in dem die Vertragspartner ihre 
handelspolitische Freiheit einschließlich der Gestal-
tung des Zolltarifs beibehalten. Dies hat zur Folge, 
daß der freie Warenverkehr nur für EWR-Ursprungs-
waren gilt und Grenzkontrollen beibehalten werden 
müssen. 

194. Schweiz 

Nachdem das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR), an dem die Schweiz wegen 
des negativen Ausgangs der Volksabstimmung vom 
6. Dezember 1992 nicht teilnehmen kann, in Kraft 
getreten ist, streben beide Seiten an, Grabenbildun-
gen zwischen der EG und der Eidgenossenschaft zu 
vermeiden und die beidseitigen Wirtschaftsbezie-

hungen über das fortgeltende Freihandelsabkom-
men hinaus auszubauen. 

Aus diesem Grund hat der Rat am 8./9. November 
1993 die rasche Aufnahme von Verhandlungen in 
den Bereichen Verkehr, freier Personenverkehr, For-
schung, Marktzugang für landwirtschaftliche Er-
zeugnisse, Ursprungsregeln und auch öffentliches 
Auftragswesen und Abbau technischer Handels-
hemmnisse beschlossen. Die Kommission hat bereits 
Mandatsentwürfe zur Aufnahme von Verhandlungen 
mit der Schweiz über den Straßen- und Luftverkehr 
einerseits sowie den gegenseitigen freien Personen-
verkehr andererseits vorgelegt. Hinsichtlich der Ur-
sprungsregeln konnte schon Einigung mit der 
Schweiz darüber erzielt werden, daß ab 1. Januar 
1994 (mit einer Einschränkung bei der Kumulation) 
die Ursprungregeln des EWR gelten. Desweiteren 
konnte die Kommission in den Verhandlungen zur 
Erweiterung des GATT-Kodex-Regierungskäufe mit 
der Schweiz eine fast vollständige Übernahme der 
EG-weiten Marktöffnung im öffentlichen Beschaf-
fungswesen zum 1. Januar 1996 erreichen. 

Die Bundesregierung ist an einem breiten Ausbau 
der Beziehungen zur Schweiz interessie rt  und wird 
alles tun, um auch in den anderen Bereichen zu 
schnellen Fortschritten zu kommen. Dies gilt vor 
allem für den diskriminierungsfreien Zugang zu öf-
fentlichen Aufträgen, den Abbau technischer Han-
delshemmnisse sowie den gegenseitigen freien Per-
sonenverkehr. 

Im übrigen begrüßt die Bundesregierung, daß der 
Schweiz der spätere Zugang zum EWR explizit im 
Anpassungsprotokoll zum EWR-Abkommen offen-
gehalten wurde. Hierfür hatte sich die Bundesregie-
rung eingesetzt. 

5. Mittel-, Ost- und Südosteuropäische Staaten 

195. Polen, Ungarn, Tschechische Republik und 
Slowakische Republik 

Der Berichtszeitraum stand im Zeichen der Umset-
zung der vom Europäischen Rat im Juni 1993 in Ko-
penhagen gefaßten Beschlüsse. Diese sehen ein Be-
kenntnis des Europäischen Rates zum Ziel eines 
künftigen Beitritts dieser Länder, eine beschleunigte 
Marktöffnung — unter anderem wurden die Fristen 
für den Zollabbau bei gewerblichen Produkten um 
ein bis zwei Jahre verkürzt — sowie eine stärkere 
Institutionalisierung des politischen Dialogs mit den 
assoziierten Partnerstaaten vor. Am 21. September 
1993 fand in Brüssel ein Treffen der Troika mit den 
sechs assoziierten Staaten auf Außenministerebene 
statt. Die Reformstaaten sollen auf diesem Wege über 
den Meinungsbildungsprozeß in der Europäischen 
Union so weit wie möglich informiert und später an 
ihm beteiligt werden. Der Europäische Rat Kopenha-
gen hatte zudem beschlossen, diesen Dialog auch auf 
andere Gebiete von gemeinsamen Interessen auszu-
dehnen. 

Das Ratifizierungsverfahren für die Assoziierungsab

-

kommen (Europaabkommen) der EG mit Ungarn und 
Polen wurde zwischenzeitlich in allen Mitgliedstaa- 
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ten abgeschlossen, so daß die Abkommen am 1. Fe-
bruar 1994 in Kraft treten konnten. 

Aufgrund der Auflösung der ehemaligen CSFR zum 
1. Januar 1993 wurde die Anpassung des Assoziie-
rungsabkommens mit der ehemaligen CSFR durch 
Abschluß neuer Abkommen mit den beiden Nachfol-
gestaaten am 4. Oktober 1993 unumgänglich. Bis zur 
Inkraftsetzung der Abkommen, die gleichfalls einer 
Ratifizierung der Mitgliedstaaten bedürfen, wurde 
das Interimsabkommen verlängert. Die Abkommen 
entsprechen substantiell dem mit der ehemaligen 
CSFR ausgehandelten Abkommen. Neu aufgenom-
men wurde ein Klausel, die die sofortige Suspen-
dierung des Abkommens zuläßt, wenn ein Pa rtner 
gegen die dem Abkommen zugrundeliegenden Prin-
zipien der Demokratie, der Menschen- und Minder-
heitsrechte verstößt. 

196. Rumänien und Bulgarien 

Mit Rumänien hat die EG am 1. Februar 1993 und mit 
Bulgarien am 8. März 1993 Europaabkommen unter-
zeichnet. Für Rumänien wurde bereits am 1. Mai 1993 
ein Interimsabkommen in Kraft gesetzt. Das Inte rims-
abkommen mit Bulgarien konnte erst nach einer län-
geren gemeinschaftsinternen Auseinandersetzung 
über Regelungen zum Erlaß von Schutzmaßnahmen 
zum 31. Dezember 1993 in Kraft gesetzt werden. Da-
mit ist die volle Einbeziehung Rumäniens und Bulga-
riens in die vom Kopenhagener Gipfel beschlossenen 
Maßnahmen gewährleistet. 

197. Baltische Staaten 

Die Bundesregierung hat darauf gedrungen, daß zum 
Zeitpunkt des EU-Beitrittes der skandinavischen 
Staaten, die ihren Handel mit den Baltischen Repu-
bliken bereits auf Freihandelsbasis abwickeln, auch 
die Europäische Union über Freihandelsabkommen 
mit diesen Staaten verfügt. Der Europäische Rat in 
Kopenhagen hat daraufhin die Kommission aufgefor-
dert, entsprechende Vorschläge zur Fortentwicklung 
der Handels- und Kooperationsabkommen vorzule-
gen.  

Die Kommission hat am 7. Dezember 1993 den Ent-
wurf eines Verhandlungsmandates für Freihandels-
abkommen mit den drei Baltischen Republiken vor-
gelegt. Der Rat hat am 20. Dezember 1993 die 
Kommission aufgefordert, dieses Mandat soweit wie 
möglich mit Elementen eines Assoziierungsabkom-
mens anzureichern. 

198. PHARE-Programm 

Das PHARE-Programm der EG, das im September 
1989 im Rahmen der Hilfsaktion der G 24 aufgelegt 
wurde, erstreckte sich zunächst auf Polen und Un-
garn („Poland, Hungary — Action für the Reconstruc-
tion of the Economy"). Es wurde 1990 auf die CSFR, 
Bulgarien und Jugoslawien sowie 1991 auch auf Ru-
mänien ausgedehnt. Seit 1. Januar 1992 gehören Est- 

land, Litauen, Lettland und Albanien zu den Empfän-
gerländern. 

Das PHARE-Programm bietet den Empfängerregie-
rungen finanzielle und technische Hilfe bei der Um-
gestaltung zur Marktwirtschaft in Form nicht zurück-
zahlbarer Zuschüsse. Im geringen Umfang ist auch 
humanitäre Hilfe möglich (max. 10 % der Mittel). 

Für das Jahr 1993 wurden im Rahmen des PHARE-
Programms 1 041 Mio ECU zur Verfügung gestellt. 
Das Europäische Parlament hat im Haushalt 1994 150 
Mio ECU für grenzüberschreitende Kooperation an 
der Außengrenze der Europäischen Union in einem 
eigenen Titel aus dem PHARE-Programm ausgeglie-
dert (s. Ziffer 199). Damit belaufen sich die zur Verfü-
gung stehenden Mittel für 1994 auf ca. 830 Mio ECU. 

199. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit 
angrenzenden mittel- und osteuropäischen 
Staaten 

Zur Unterstützung der Annäherung der mittel- und 
osteuropäischen Staaten (MOE) an die Europäische 
Union haben Rat und Europäisches Parlament im De-
zember 1993 eine eigene Haushaltslinie für investive 
Maßnahmen der Drittstaaten in Mittel- und Osteuro-
pa, die an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
angrenzen, ab 1994 eingerichtet. Es werden zunächst 
150 Mio ECU bereitgestellt. Damit können Maßnah-
men der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zu 
angrenzenden Mitgliedstaaten in Polen, der Tsche-
chischen Republik, Bulgarien, Slowenien und Alba-
nien finanziell unterstützt werden. 

Ziel ist, besonders solche Projekte zu fördern, die 
Strukturfondsmaßnahmen an den Außengrenzen der 
Europäischen Union zu MOE-Staaten ergänzen bzw. 
unmittelbar Teile solcher Maßnahmen sind. Anfang 
1994 soll ein entsprechender Verordnungs-Entwurf 
vorgelegt werden. 

200. Stahlmarkt, Handel mit Tschechien, der Slowakei 
und Bulgarien 

Die Übereinkommen mit der tschechischen und der 
slowakischen Republik über Gemeinschaftszollkon-
tingente bei einigen Stahlerzeugnissen und -rohren 
(siehe Ziffer 130 des 52. Integrationsberichts) haben 
sich trotz einiger technischer Probleme bei der Um-
setzung bewährt. Sie werden 1994 mit gegenüber 
1993 leicht erhöhten Mengen fortgeführt. 

Die für Bulgarien bestehenden mengenmäßigen Ein-
fuhrbeschränkungen bei zwei Stahlerzeugnissen 
sind mit Inkrafttreten der handelspolitischen Inte-
rimsabkommen zum Assoziierungsabkommen zum 
Ende 1993 entfallen. Ab 1994 ist damit auch der 
Stahlhandel der Gemeinschaft mit Bulgarien völlig 
liberalisiert . 
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6. Neue Unabhängige Staaten 
(Nachfolgerepubliken der ehemaligen 
Sowjetunion) 

201. Partnerschafts- und Kooperationsabkommen, 
Verhandlungen mit Rußland, der Ukraine, 
Weißrußland, Kasachstan und Kirgistan 

Auf der Grundlage der vom Rat am 5. Oktober 1992 
verabschiedeten Verhandlungsrichtlinien für die 
Aushandlung von Partnerschafts- und Kooperations-
abkommen mit den einzelnen Neuen Unabhängigen 
Staaten (NUS) werden zwischenzeitlich Verhandlun-
gen mit Rußland, der Ukraine, Weißrußland, Kasach-
stan und Kirgistan geführt. Die Verhandlungen der 
EG mit Rußland befinden sich bereits in der 
Schlußphase, konnten jedoch trotz einer zweiten 
Mandatsänderung am 11. November 1993 noch nicht 
vollständig abgeschlossen werden. Anläßlich des Be-
suches von Präsident Jelzin am 9. Dezember 1993 in 
Brüssel haben beide Seiten eine gemeinsame politi-
sche Erklärung abgegeben, die u. a. die tragenden 
Prinzipien des Partnerschafts- und Kooperationsab-
kommen festlegt. 

202. TACIS-Programm 

Das TACIS-Programm leistet technische Hilfe zur 
Unterstützung des wirtschaftlichen Stabilisierungs- 
und Reformprozesses in den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion und in der Mongolei. Für das Jahr 1993 
wurden im Rahmen TACIS 495 Mio ECU zur Verfü-
gung gestellt. In der dem TACIS-Programm zugrun-
deliegenden Ratsverordnung wurden für die Jahre 
1993-1995 folgende Schwerpunktbereiche der För-
derung festgelegt: Entwicklung des Humankapitals, 
Umstrukturierung und Entwicklung von Unterneh-
men, Infrastruktur, Energie (einschließlich Nuklear-
sicherheit) sowie Nahrungsmittelproduktion, -verar-
beitung und -verteilung. 

203. Nukleare Sicherheit in Mi ttel- und Osteuropa 
sowie in der ehemaligen Sowjetunion 

Die Kommission legte dem Rat Ende des Jahres einen 
Bericht zur nuklearen Sicherheit in der Elektrizitäts-
wirtschaft in Mittel- und Osteuropa sowie in der GUS 
vor. Der Bericht soll Anfang 1994 im Rat diskutiert 
werden. 

204. Stahlmarkt, Handel mit der GUS 

Die vom Rat am 28. Dezember 1992 beschlossenen 
Mengenkontingente für Stahleinfuhren aus der GUS 
sind Ende Dezember 1993 ausgelaufen. Einigkeit be-
steht zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommis-
sion, daß die autonomen Mengenkontingente durch 
Selbstbeschränkungsabkommen im Rahmen der 
Partnerschaftsabkommen abgelöst werden sollen. 
Dabei wird davon auszugehen sein, daß die in die-
sem Rahmen auszuhandelnden Mengen in der Sum-
me deutlich über den Kontingentsmengen 1993 
liegen werden. Bis zur Unterzeichnung der Selbstbe-

schränkungsabkommen hat der Rat die Mengenkon-
tingente — bei einer Aufstockung um 3 % — verlän-
gert. Diese Verlängerung läuft zunächst bis zum 30. 
Juni 1994, wird aber ohne neuen Ratsbeschluß bis 
Ende 1994 erweitert, wenn die Unterzeichnung der 
Selbstbeschränkungsabkommen bis Mitte 1994 nicht 
erfolgt ist. 

205. Textileinfuhrquoten, Verwaltungssystem 

Mit Einführung des Binnenmarktes wurde die Auftei-
lung der EG-Einfuhrquoten nach einem bestimmten 
Schlüssel auf die einzelnen Mitgliedstaaten abge-
schafft und durch eine gemeinschaftsweite Quote er-
setzt. Dementsprechend mußte auch das Verfahren 
zur Erteilung der Einfuhrgenehmigungen geändert 
werden. Mittlerweile wurde ein integriertes Vertei-
lungssystem (SIGL) eingeführt, nach dem die einzel-
nen Mitgliedstaaten Einfuhrgenehmigungen nur 
noch mit Zustimmung der Kommission erteilen. Auf-
grund der zentralen Quotenüberwachung werden 
Quotenüberschreitungen verhindert. 

7. Mittelmeerländer, Naher Osten 

206. Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien 

Am 22. Dezember 1993 hat der Rat die Fortschrei-
bung der präferentiellen, autonomen Handelsrege-
lung für das Jahr 1994 für die landwirtschaftlichen 
und gewerblichen Produkte für Kroatien, Slowenien, 
Bosnien-Herzegowina und Mazedonien gebilligt. 

207. Slowenien 

Der Rat billigte am 19. Juli 1993 endgültig das Koope-
rationsabkommen, das Verkehrsabkommen und das 
Finanzprotokoll mit Slowenien. Die Kommission bil-
ligte am gleichen Tag das EGKS-Abkommen mit Slo-
wenien. Die Abkommen waren bereits am 5. April 
1993 unterzeichnet worden. 

Die Kommission hat erste exploratorische Gespräche 
in Slowenien über ein Assoziierungsabkommen zwi-
schen der EG und Slowenien geführt. Einen Man-
datsvorschlag wird die Kommission in der ersten 
Hälfte 1994 vorlegen. 

208. Malta, Zypern 

In seinen Schlußfolgerungen vom 4./5. Oktober 1993 
zu den Stellungnahmen der Kommission vom 8. Juli 
1993 zu den Beitrittsanträgen von Malta und Zypern 
unterstützt der Rat die Vorschläge der Kommission: 

— Ohne eine friedliche, ausgewogene und dauer-
hafte Lösung des Zypernkonflikts abzuwarten, 
alle zur Verfügung stehenden Instrumente der As-
soziierung für eine Integration Zyperns in die Eu-
ropäische Union zu nutzen. Die Kommission leite-
te bereits substantielle Beratungen mit der 
zyprischen Regierung ein, um Beitrittsverhand-
lungen vorzubereiten. Im Januar 1995 ist die Fra- 
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ge des Beitritts Zyperns anhand der Gegebenhei-
ten neu zu prüfen. Der Rat richtete mit Bezug auf 
diese Prüfung das Amt eines Zypernbeauftragten 
ein, der über die Implikationen der politischen 
Entwicklungen in Zypern im Hinblick auf den Ge-
meinschaftsacquis berichten soll. 
Im Falle Maltas sollen alle im Rahmen der Assozi-
ierung bestehenden Instrumente genutzt werden, 
um zur Durchführung der für den Übergang der 
maltesischen Wirtschaft zur Integration in die Eu-
ropäische Union unerläßlichen Strukturreform 
beizutragen. Die Kommission hat bereits einen 
eingehenden Dialog mit der Regierung Maltas 
aufgenommen, um Inhalt und Zeitplan für vorran-
gig durchzuführende Reformen festzulegen. 
In Beitrittsverhandlungen mit Malta und Zypern 
muß die Frage der Teilnahme an der Arbeit der 
Organe der Gemeinschaft in angemessener Weise 
beantwortet werden. Auf der für 1996 geplanten 
Regierungskonferenz müßten die Probleme gere-
gelt und Lösungen gefunden werden. 

209. Türkei 

Die 101. Sitzung des Assoziationsausschusses EG — 
Türkei fand am 22. Oktober 1993 statt. Sie diente zur 
Vorbereitung der 34. Tagung des Assoziationsrates 
EG — Türkei am 8. November 1993. Die Beratungen 
des Assoziationsrates konzentrierten sich auf die 
Vollendung der Zollunion zum 1. Januar 1995. Mit 
diesem Thema befaßt sich auch eine Entschließung 
des Rates. Um die vorbereitenden technischen Arbei-
ten im Lenkungsausschuß zu intensivieren, billigte 
der Assoziationsrat ein Arbeitsprogramm für die Zoll-
union. 

Das Ende 1993 ausgelaufene Textilarrangement 
konnte wegen türkischer Bedenken bisher nicht ver-
längert werden. Die Türkei will einer Verlängerung 
nur dann zustimmen, wenn die gegen bestimmte tür-
kische Textilprodukte laufenden Antidumping-Ver-
fahren beendet werden. 

Beide Seiten kamen überein, das Abkommen auf 
provisorischer Basis weiter anzuwenden. 

210. Marokko 

Nach einjährigen Beratungen verabschiedete der Rat 
am 6. Dezember 1993 das Verhandlungsmandat der 
Kommission für ein neues Abkommen zwischen der 
EG und Marokko. Diesem kommt ein Modellcharak-
ter für ähnliche Abkommen mit anderen Mittelmeer-
drittländern zu (bis jetzt Israel und Tunesien). Im we-
sentlichen sollen folgende neue Bereiche 
aufgenommen werden: 

— ein politischer Dialog auf Ebene der Minister und 
politischen Direktoren, 

— im Handel soll im gewerblichen Bereich eine Frei-
handelszone im Zeitraum von 12 Jahren errichtet 
werden. Im Agrarhandel sollen die noch beste-
henden bilateralen Kontingente Frankreichs ver-
gemeinschaftet werden, 

— Erweiterung des Freihandelsabkommens durch 
die Einbeziehung des Niederlassungsrechts und 
des Dienstleistungsverkehrs für Gesellschaften 
sowie des freien Kapitalverkehrs und des Schut-
zes von geistigem Eigentum, 

— Ergänzung der bisher geltenden Sozialbestim-
mungen für Arbeitskräfte durch den Grundsatz 
der Nichtdiskriminierung bei Entlassungsbedin-
gungen. Einführung eines sozialen Dialogs und 
Zusammenarbeit im Kulturbereich. 

211. Israel 

Der Rat billigte am 20. Dezember 1993 das Mandat 
der Kommission für ein neues Abkommen EG — Isra-
el. Das geplante Abkommen soll im wesentlichen fol-
gende neue Bereiche enthalten: 

— einen politischen Dialog wie bei Marokko, 

— Unterstützung der regionalen Zusammenarbeit 
Israels mit seinen Nachbarn, 

— Erweiterung des Freihandelskonzepts wie bei 
Marokko, 

— intensivere Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Technologie und auf anderen Gebieten. 

212. Tunesien 

Der Kooperationsrat EG — Tunesien hat seine 6. Ta-
gung auf Ministerebene am 19. Juli 1993 abgehalten. 
Der Schwerpunkt des Meinungsaustausches lag in 
der Bewertung der Beziehungen zwischen der Ge-
meinschaft und Tunesien. Der Rat billigte am 20. De-
zember 1993 das Verhandlungsmandat der Kommis-
sion für ein neues Abkommen EG — Tunesien. Das 
Mandat entspricht bis auf spezifische Regelungen im 
Agrarhandel dem Mandat für die Verhandlungen mit 
Marokko. 

213. Syrien 

Während seiner Dezember-Tagung (13.-17. Dezem-
ber 1993) hat das Europäische Parlament dem 4. Pro-
tokoll über die finanzielle und technische Zusam-
menarbeit zwischen der EG und Sy rien zugestimmt. 
Das Finanzprotokoll bedarf noch der Genehmigung 
des Rates. 

214. EG — Golfkooperationsrat (GCC) 

Am 16. Juli 1993 fand in Brüssel eine weitere Sitzung 
des Gemischten Kooperationsausschusses EG — 
GCC statt. Zentraler Punkt der Erörterungen war das 
künftige Arbeitsprogramm. Es wurde beschlossen, 
eine ad hoc-Gruppe zu bilden, die sich mit den The-
men Energieversorgung und der Umweltschutzpro-
blematik befassen soll. Beide Themen sollen unter 
einem globalen Ansatz betrachtet werden. Der von 
der ad hoc-Gruppe in mehreren Sitzungen zu erstel- 
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Lende Bericht soll etwa im Februar/März 1994 dem 
Gemischten Ausschuß und später dem Rat zur Billi-
gung vorgelegt werden. 

Im Bereich der industriellen Zusammenarbeit wurde 
eine Studie über EG-Investitionen in den GCC-Staa-
ten vereinbart, mit deren Ausarbeitung ein Consul-
tant inzwischen beauftragt wurde. Die Studie soll 
rechtzeitig vor der Mitte Ap ril 1994 in Riad vorgese-
henen 5. Kooperationsratssitzung vorgelegt werden. 
Auch im Bereich der Normen ist eine engere Zusam-
menarbeit geplant. 

8. Asien, Neuseeland und Australien 

215. ASEAN 

Entsprechend den strategischen Zielsetzungen ihres 
am 20. Oktober 1993 verabschiedeten Asienkonzep-
tes setzt sich die Bundesregierung im Rahmen der EG 
für die Intensivierung der Wirtschaftsbeziehungen 
mit den Staaten Süd-Ost-Asiens ein. Diesem Ziel 
dienten die Gespräche der Gemeinschaft mit den 
Außenministern der ASEAN-Staaten Ende Juli 1993 
in Singapur sowie die bilateralen Gespräche der von 
Sir Leon Brittan geleiteten Delegation in Süd Korea 
(November 1993). Im Rahmen der bevorstehenden 11. 
Tagung des Gemischten Ausschusses EG-ASEAN 
(21.-22. Januar 1994) ist beabsichtigt, handelspoliti-
sche und kooperationspolitische Fragen mit dem Ziel 
zu erörtern, Außenhandel und wi rtschaftliche Zu-
sammenarbeit auf der Basis des bestehenden Ab-
kommens weiter zu entwickeln. 

Das Mandat für den Abschluß eines Handels- und 
Kooperationsabkommens der dritten Generation 
zwischen EG und ASEAN sowie das Handels- und 
Kooperationsabkommen mit Vietnam bilden Schwer-
punkte bei der weiteren Ausgestaltung der Rahmen-
bedingungen für eine verstärkte wi rtschaftliche Zu-
sammenarbeit. 

Während die Beratungen zum Verhandlungsmandat 
mit den ASEAN-Staaten wegen der Menschenrecht-
sklausel und der Ost-Timor-Frage noch immer blok-
kiert sind, wurden das Mandat für Vietnam verab-
schiedet und die Verhandlungen aufgenommen. 

Im Hinblick auf den weiter voranschreitenden Regio-
nalisierungsprozeß im Rahmen der APEC (Asia Paci-
fic Economic Cooperation) gewinnt eine Annäherung 
der EG an die APEC zunehmende Bedeutung. 

Das Hauptinteresse der Gemeinschaft sind dabei die 
GATT-Konformität und offene Ausgestaltung der 
APEC. 

216. Indien, Sri Lanka 

Das Kooperationsabkommen zwischen der EG und 
Indien über Pa rtnerschaft und Entwicklung (sog. Ab-
kommen der 3. Generation) ist am 20. Dezember 1993 
in Brüssel unterzeichnet worden. 

Das Kooperationsabkommen zwischen der EG und 
Sri Lanka, das sich inhaltlich an dem mit Indien ge-

schlossenen Abkommen orientiert, konnte am 8. De-
zember 1993 paraphiert werden. 

217. Pazifik 

Australien gilt als wichtiger Pa rtner, der infolge sei-
ner raschen Integrationsfortschritte und seines wach-
senden internationalen Gewichts (ASEAN; APEC; 
Cairns-Gruppe) trotz seiner verstärkten Hinwen-
dung zu den asiatischen Märkten für die EG attraktiv 
bleibt, die ihm wachsendes Interesse entgegen-
bringt. 

Über die politischen Beziehungen (seit 1990 engere 
Konsultationsmechanismen im Rahmen der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit) hinaus bestehen 
gut entwickelte Handels- und Investitionsbeziehun-
gen. Die Zusammenarbeit erweiterte sich auf Be-
reiche wie Wissenschaft und Technologie, Energie, 
Umweltschutz, Entwicklungshilfe Finanzwesen, In-
dustriepolitik u. a. m. Sie vollzieht sich im bilateralen 
Rahmen (jährliche Ministerkonsultationen) wie in 
multilateralen Gremien (z. B. Vereinte Nationen, 
OECD, GATT). Ein Abkommen EG — Australien 
über wissenschaftlich-technologische Zusammenar-
beit, von dem man sich eine weitere Intensivierung 
bereits abgesteckter Kooperationsfelder verspricht, 
wird verhandelt. 

Als Handelspartner Australiens steht die EG mit 
einem Volumen von ca. 11,1 Mrd ECU (1992) nach 
Japan an zweiter Stelle (EG-Einfuhren ca. 4,8 Mrd 
ECU; EG-Ausfuhren ca. 6,3 Mrd ECU. Im Dezember 
1993 wurde das Selbstbeschränkungsabkommen 
zwischen der EG und Australien über den Handel mit 
Schaf- und Ziegenfleisch für 1994 verlängert. 

Als Investitionspartner nimmt die EG mit einem ak-
kumulierten Volumen von rd. 59,3 Mrd ECU (bis 
März 1993) den ersten Platz ein. 

Der Handel EG — Neuseeland zeigt gegenwärtig 
eine leicht rückläufige Tendenz: Volumen 1. Halbjahr 
1992 0,54 Mrd ECU (EG-Einfuhr 0,31 Mrd ECU, EU-
Ausfuhr 0,23 Mrd ECU), 1. Halbjahr 1993 0,52 Mrd 
ECU (EG-Einfuhr 0,29 Mrd ECU, EG-Ausfuhr 0,23 
Mrd ECU). Dennoch nimmt die EG damit — nach 
Australien — weiterhin den zweiten Platz im neusee-
ländischen Außenhandel ein. Die neuseeländische 
Regierung ist bemüht, die Rahmenbedingungen für 
eine Intensivierung der Handelsbeziehungen der EG 
weiter zu verbessern. 

Im Dezember 1993 wurde die Vereinbarung über die 
Lieferung neuseeländischer Butter sowie das Selbst-
beschränkungsabkommen EG — Neuseeland über 
den Handel mit Schaf- und Ziegenfleisch für 1994 
verlängert. 

9. Beziehungen zu den AKP-Staaten 

218. Lomé-IV-Abkommen 

Ein Jahr nach dem Beitritt Namibias zum 4. AKP

-

EWG-Abkommen (Lomé-IV-Abkommen) vergrößer

-

te sich der Kreis der AKP-Staaten erneut. Nach seiner 
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friedlich verlaufenen Trennung von Äthiopien wurde 
Eritrea im Oktober vom AKP-EWG-Ministerrat als 
70. AKP-Staat in das Lomé-IV-Abkommen aufge-
nommen. Der neue Staat übernimmt im Wege der 
Staatennachfolge die Rechte und Verpflichtungen, 
die bisher hinsichtlich des Territoriums von Eritrea 
vom Vorgängerstaat Äthiopien wahrgenommen wur-
den. 

219. Halbzeitüberprüfung des Lomé-IV-Abkommens 

Das Finanzprotokoll, das den Gesamtbetrag der Fi-
nanzhilfe der Gemeinschaft für den ersten Fünfjah-
reszeitraum des bis zum Jahre 2000 geltenden Lomé-
IV-Abkommens festlegt, läuft im Jahr 1995 aus. 

Die Kommission hat den Mitgliedstaaten vorgeschla-
gen, von der Möglichkeit des Abkommens Gebrauch 
zu machen, im Zusammenhang mit der Aushandlung 
des neuen Finanzprotokolls eine Halbzeitüberprü-
fung einzelner Abkommensbestimmungen vorzu-
nehmen. Sie hat hierfür einen umfangreichen Ent-
wurf von Änderungsvorschlägen vorgelegt, aus 
denen derzeit ein Verhandlungsmandat für die Kom-
mission erarbeitet wird. Die Vorschläge zielen auf 
eine Verbesserung der Wirksamkeit der Gemein-
schaftshilfe ab und beinhalten folgende Schwer-
punkte: 

— Aufnahme der Grundsätze von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit als verpflichtender und sank-
tionsbewehrter Vertragsgrundlage neben dem 
Schutz der Menschenrechte 

— Flexibilisierung der Programmierung der Hilfe 
und stärkere Betonung der Entwicklungsstrategie 
der Gemeinschaft 

— Verbesserung der Verfahren der Projekt- und Pro-
grammhilfe. 

Unter griechischer Präsidentschaft (1. Halbjahr 1994) 
sollen das Mandat der Kommission beschlossen und 
die Verhandlungen mit der AKP-Seite aufgenommen 
werden. 

220. Stabex-System 

Wegen der anhaltend niedrigen Rohstoffpreise vor 
allem bei Kaffee und Kakao reichten im Anwen-
dungsjahr 1992 wie schon in den Vorjahren die Mittel 
des Systems nicht zur Deckung aller Transferansprü-
che aus. Um den Deckungsgrad zu erhöhen, schlug 
die Gemeinschaft den AKP-Staaten einen Vorgriff 
auf das Jahr 1993 in Höhe von 75 Mio ECU sowie die 
Verwendung von Zinseinnahmen des Systems von 30 
Mio ECU vor. Obwohl durch diese Maßnahmen der 
Deckungsgrad auf 43 % erhöht worden wäre — ge-
genüber 40 % für 1991 —, lehnten die AKP-Staaten 
auf einer Sondersitzung des AKP-EWG-Botschaf-
terausschusses am 23. Juli 1993 das Angebot der 
Gemeinschaft ab und forde rten eine weitere Auf-
stockung der Stabex-Mittel. Aufgrund dieser Mei-
nungsverschiedenheit wurden bis zum Abschluß des 
Berichtszeitraumes keine Transferbeträge ausge-
zahlt. 

221. Haiti 

Nachdem alle Bemühungen der internationalen 
Staatengemeinschaft um eine Lösung der durch den 
Militärputsch vom 30. September 1991 in Haiti ent-
standenen Lage erfolglos geblieben waren, verhäng-
te der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN) am 
16. Juni 1993 ein Handelsembargo gegen Haiti, das 
von der EG am 26. Juni 1993 durch Ratsverordnung 
umgesetzt wurde. 

In Reaktion auf die Fortschritte hinsichtlich der Nor-
malisierung der politischen Situation hob der Sicher-
heitsrat das Embargo am 27. August 1993, die Ge-
meinschaft am 15. September 1993 auf. 

Die wiederaufflammenden Unruhen in Haiti veranla-
ßten den Sicherheitsrat, die Außerkraftsetzung des 
Embargos mit Wirkung vom 19. Oktober 1993 zurück-
zunehmen. Daraufhin erließ die Gemeinschaft Ende 
Oktober ein neues Embargo. 

222. Angola 

Gestützt auf Kapitel VII der Charta der Vereinten 
Nationen hat der VN-Sicherheitsrat mit seiner Reso-
lution 864 (1993) vom 15. September 1993 die Liefe-
rung bestimmter Waren, u. a. Mineralölerzeugnisse 
und Waffen, an die angolanische Unabhängigkeits-
bewegung UNITA verboten. Für die rechtliche Um-
setzung des Ölembargos ist die EG zuständig. Sie hat 
am 25. Oktober 1993 eine entsprechende Verordnung 
beschlossen. 

10. Grundstoffpolitik 

223. Grundstoffpolitik, Schwerpunkte 

Für die Entwicklungsländer, insbesondere für Afrika, 
haben sich die Perspektiven, hauptsächlich im Be-
reich der Rohstoff-Expo rte, im vergangenen Zeit-
raum nicht verbessert. Es ist allgemein bekannt und 
anerkannt, daß Rohstoffabkommen als Instrument 
des Ressourcentransfer zugunsten der Entwicklungs-
länder ungeeignet sind und zudem durch ihre Inter-
ventionen auf den Rohstoffmärkten die notwendigen 
Strukturanpassungen bei den Produzenten verzö-
gern. Dennoch ist Deutschland — wie die EG und 
ihre Mitgliedstaaten — aus politischen Erwägungen 
Mitglied in vielen Rohstofforganisationen und bringt 
dadurch ihren Willen zur Zusammenarbeit zum Aus-
druck. 

Bedeutung mißt die Gemeinschaft den Arbeiten der 
UNCTAD und ihren Organisationen bei, die weiter-
hin wichtige Fora für eine verstärkte Zusammenar-
beit im Nord-Süd-Dialog, aber auch mit den Entwick-
lungsländern bleiben sollen. Diese Bemühungen 
wurden auf der Konferenz der Vereinten Nationen 
über Handel und Entwicklung (UNCTAD VIII) ver-
stärkt und im Rahmen des Gipfels der Konferenz für 
Umwelt und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro 
fortgeführt. 
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In den Diskussionen der internationalen Rohstoff-Or-
ganisationen waren dabei von besonderer Bedeu-
tung 

— der Abbau von Handelshemmnissen für die Ent-
wicklungsländer, 

— die Verbesserung des Zugangs der Entwicklungs-
länder zu den Märkten der Industrieländer sowie 
die Einführung von Wirtschaftsreformen unter 
Übernahme von marktwirtschaftlichen Mechanis-
men und 

— die Aspekte der wechselseitigen Wirkung von 
Handel und Umwelt. 

Der erfolgreiche Abschluß der GATT-Uruguay-Ver-
handlungen kann hier neue Impulse geben. 

Trotz mancher Interessengegensätze mit und unter 
den Entwicklungslände rn  im Rahmen der laufenden 
Verhandlungen über Rohstoffabkommen (Tropen-
holz und Naturkautschuk) sehen die Gemeinschaft 
und ihre Mitgliedstaaten Möglichkeiten für den Neu-
abschluß dieser Abkommen. Dies trifft vor allem für 
ein neues Tropenholz-Abkommen zu. 

224. Gemeinsamer Fonds für Rohstoffe 

In den letzten Jahren haben die Arbeiten des Ge-
meinsamen Fonds für Rohstoffe, insbesondere in be-
zug auf den 2. Schalter, an Bedeutung gewonnen, 
wobei viele Mitgliedstaaten des Fonds, aber auch die 
Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedsländer, 
weitgehend der Auffassung sind, daß der 1. Schalter 
des Gemeinsamen Fonds wohl niemals seine sat-
zungsmäßigen Aufgaben wahrnehmen wird. Die 
durch die EG-Mitgliedstaaten begonnene Diskussion 
von Vorschlägen und Möglichkeiten, die eingezahl-
ten Beträge des 1. Schalters anderweitig zu verwen-
den, ist noch nicht abgeschlossen. 

Aufgrund dessen und wegen der anhaltend schlech-
ten Lage der Entwicklungsländer im Bereich von 
Rohstoff-Exporten ist sowohl für die EG-Mitglied-
staaten als auch für Deutschland der 2. Schalter des 
Gemeinsamen Fonds zunehmend in den Vorder-
grund gerückt. Im Bereich des 2. Schalters sind wei-
tere von den EG-Partnern mitgetragene Projekte ver-
abschiedet worden, die gerade den am wenigsten 
entwickelten Ländern zugute kommen sollen. Mit 
Hilfe dieser finanziellen Förderung leisten die Bun-
desregierung und die Europäische Gemeinschaft 
einen wichtigen Beitrag zur Produktivitätssteige-
rung, zur besseren Absatzförderung, zur Diversifizie-
rung, zum Umweltschutz und damit zur weiteren 
Eingliederung der Entwicklungsländer in die Welt-
wirtschaft. Dies könnte zu einer weiteren Ver-
besserung der Situation der Entwicklungsländer 
beitragen. Dabei sollte durch gemeinschaftliche Vor-
gehensweise und weitere Intensivierung der 
Arbeiten die Berechtigung des Gemeinsamen Fonds 
und des 2. Schalters zum Ausdruck kommen. Bei den 
Überlegungen für eine neue Rohstoff-Politik für die 
90er Jahre wird gemäß den Ergebnissen der 
UNCTAD VIII-Konferenz vom Februar 1992 auch 
dem Gemeinsamen Fonds Bedeutung beigemessen. 

225. Internationales Kaffee-Übereinkommen 

Die Verhandlungen über ein neues Kaffee-Überein-
kommen zwischen Erzeugern und Verbrauchern sind 
am 31. März 1993 gescheitert (vgl. Ziffer 327 des 52. 
Integrationsberichts). Die vom Internationalen Kaf-
feerat daraufhin vorgeschlagene nochmalige, 4. Ver-
längerung des Internationalen Kaffee-Übereinkom-
mens von 1983 um ein weiteres Jahr bis Ende 
September 1994 ist am 1. Oktober 1993 in Kraft getre-
ten. Die USA, das mit Abstand größte Verbraucher-
land, sind nicht mehr Mitglied der Internationalen 
Kaffee-Organisation, da sie der Verlängerung nicht 
beigetreten sind. 

Eine Reihe von Erzeugerländern hat Ende Septem-
ber 1993 eine eigene Erzeugerorganisation gegrün-
det. Diese Organisation dient im wesentlichen dem 
Zweck, durch ein sog. Marktrückhaltesystem („re-
tention scheme " ) das Angebot zu verknappen und 
damit den Kaffeepreis auf den Weltmärkten zu stabi-
lisieren. Der Preis für Rohkaffee ist seit Mitte 1993 um 
knapp 40 % angestiegen. 

Trotz Scheiterns der Verhandlungen über ein neues 
Kaffee-Übereinkommen mit marktregulierenden 
Maßnahmen und der Gründung einer eigenen Er-
zeugerorganisation besteht zwischen Erzeugern und 
Verbrauchern Einigkeit, die internationale Zusam-
menarbeit auf dem Kaffeesektor fortzusetzen. Der-
zeit ist jedoch nicht sicher, in welcher Weise sich die-
se gestalten wird. Erste Gespräche über die 
zukünftige Gestaltung der Internationalen Kaffee

-

Organisation haben im Dezember 1993 begonnen. 

Deutschland und die übrigen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft setzen sich im Rahmen 
der Verbrauchergruppe grundsätzlich für die Fortset-
zung der internationalen Zusammenarbeit ein. Eine 
nochmalige Verlängerung des Übereinkommens von 
1983 wird jedoch abgelehnt. Dies bedeutet, daß kurz-
fristig ein neues Kaffee-Übereinkommen ausgehan-
delt werden müßte, um den institutionellen Rahmen 
der Internationalen Kaffee-Organisation als Forum 
für die internationale Zusammenarbeit fortbestehen 
zu lassen. Da die Aufnahme von marktregulierenden 
Maßnahmen von der Bundesregierung grundsätzlich 
abgelehnt wird, werden sich die Aufgaben der Orga-
nisation vorwiegend auf statistische Zwecke be-
schränken müssen. 

226. Internationales Kakao-Übereinkommen 

Nach schwierigen Verhandlungen wurde am 16. Juli 
1993 am Ende der 5. Konferenzrunde in Genf der Text 
eines neuen künftigen Internationalen Kakao-Über-
einkommens angenommen. 

Ziel des Übereinkommens ist die Förderung der 
Weltkakaowirtschaft durch Stärkung der internatio-
nalen Zusammenarbeit sowie die Stabilisierung des 
Weltkakaomarktes durch notwendige Anpassungen 
bei der Produktion und die Steigerung des Ver-
brauchs. 

Die Marktstabilisierung soll in erster Linie durch ab

-

gestimmte Aktionen der Erzeugerländer zur Koordi- 



Drucksache 12/7132 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

nierung innerhalb des Produktionssektors erreicht 
werden. Ergänzend sollen alle Mitgliedstaaten die 
zur Ausweitung des Verbrauchs geeigneten Maß-
nahmen eigenverantwortlich treffen. 

Direkte Marktinterventionen durch ein Ausgleichs-
lager oder Quoten sind im Übereinkommen nicht 
vorgesehen. 

Der im Ausgleichslager der Kakao-Organisation 
während der Vorläufer-Übereinkommen angesam-
melte Kakao von rd. 230 000 t wird seit dem 1. Okto-
ber 1993 in monatlich fixierten Mengen liquidiert. 
Die gesamte Auflösung wird voraussichtlich 4 1/2 
Jahre dauern. 

227. Internationales Naturkautschuk-Übereinkommen 

Ende November 1993 hat der Rat der Internationalen 
Naturkautschukorganisation die Neuverhandlung 
des (zweiten) Internationalen Naturkautschuk-Über-
einkommens und die Verlängerung des bis 
28. Dezember 1993 bef risteten derzeitigen Überein-
kommens um ein Jahr beschlossen. Die Verbraucher-
länder stimmten der Neuverhandlung zu, nachdem 
die Erzeugerländer nach langwierigen Konsultatio-
nen bereit waren, die Ende Januar 1993 in Anwen-
dung des Preisanpassungsmechanismus des Ober-
einkommens erfolgte Senkung des Referenzpreises 
und damit der Interventionsschwellen zu akzep-
tieren. In diesem Zusammenhang bekräftigten die 
Verbraucherländer, insbesondere auch die Gemein-
schaft, daß sich auch das Preis- und Interventionssy-
stem eines (evtl.) neuen Stabilisierungsabkommens 
an den Marktrealitäten zu orientieren habe. 

228. Internationales Tropenholz-Übereinkommen 

Auch während der 3. Verhandungsrunde (4.-15. Ok-
tober 1993 in Genf) sowie am Rande der 15. Ratsta-
gung der Internationalen Tropenholzorganisation im 
November 1993 wurde kein Fortschritt in den we-
sentlichen Fragen eines neuen Abkommens wie Um-
fang (Ausdehnung auf alle Wälder der Welt oder 
Konzentration auf Tropenwälder), stärkere Berück-
sichtigung ökologischer Aspekte sowie Finanzie-
rungsmaßnahmen erzielt. 

VI. Agrar- und Fischereipolitik 

229. Agrarmarktpolitik, Anwendung der Beschlüsse 
der EG-Agrarreform 

Mit den Beschlüssen des Rates vom 21. Mai 1992 zur 
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik ist eine ent-
scheidende Wende in der EG-Agrarpolitik herbeige-
führt worden. Sie bezwecken vor allem eine Wieder-
herstellung des Marktgleichgewichtes und eine 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Landwirtschaft. Die Reformbeschlüsse be-
finden sich im ersten Jahr ihrer Anwendung. Von den 
landwirtschaftlichen Betrieben sind dabei große An-

strengungen zur Anpassung an die geänderten Rah-
menbedingungen gefordert. Die Umsetzung der Re-
formbeschlüsse ist termingerecht erfolgt, gestaltet 
sich jedoch wie erwartet schwierig und verwaltungs-
aufwendig. Die Bundesregierung hat ein Memoran-
dum zur „Vereinfachung bei der Durchführung der 
EG-Agrarreform" in Brüssel vorgelegt und wichtige 
Verbesserungen erreicht. Weiterhin hat die Bundes-

regierung insbesondere beim Grundflächenproblem 
in den neuen Ländern eine für die Beteiligten zufrie-
denstellende Lösung durchgesetzt. 

Erste Ergebnisse zeigen, daß bei Getreide und Ölsaa-
ten durch die Reform die Voraussetzungen für eine 
wirksame Mengenbegrenzung geschaffen wurden. 
Im Rindfleischbereich bestehen Zweifel, ob die be-
schlossenen Maßnahmen ausreichen, um mittel-
fristig ein Marktgleichgewicht zu erreichen. Eine 
genaue Beurteilung der Wirksamkeit der Reform-
instrumente ist zur Zeit noch nicht möglich. Auch ist 
die Einführung der die Reformbeschlüsse flankieren-
den Maßnahmen noch nicht abgeschlossen. Die Bun-
desregierung wird die weitere Marktentwicklung 
genau beobachten und auf die notwendigen Korrek-
turen der Beschlüsse drängen, falls sich herausstellen 
sollte, daß die Reformziele nicht erreicht werden. 

230. Agrarmonetäres System 

Die Erweiterung der Bandbreiten innerhalb des Eu-
ropäischen Währungssystems von 2,25 % auf 15 %, 
die die Finanzminister und Notenbankgouverneure 
am 2. August beschlossen, führte zu einer schweren 
Krise des erst am 1. Januar 1993 in Kraft getretenen 
neuen agrarmonetären Systems. 

Die Kommission sieht seitdem alle Währungen als 
floatend im Sinne der agrarmonetären Regeln an. 
Damit wären theoretisch jederzeit Anpassungen der 
landwirtschaftlichen Umrechnungskurse an die tat-
sächlichen Kurse möglich, die im Falle einer Aufwer-
tung zu Senkungen der Marktordnungspreise und 
Beträge führen würden. Außerdem könne — so die 
Kommission — kein neuer Switch-over ausgelöst 
werden, weil dies nur durch Änderungen der Leit-
kurse fester Währungen bei einer Leitkursanpassung 
möglich s  ei. Die Landwirtschaft stand vor dem Pro-
blem, daß sich jederzeit Preis- und Einkommensein-
bußen ergeben konnten. 

Die Bundesregierung hat daraufhin in Brüssel gefor-
dert, das agrarmonetäre System so anzupassen, daß 
weiterhin die alten Garantien gegen abrupte wäh-
rungsbedingte Preissenkungen gelten. Die Verhand-
lungen erwiesen sich als außerordentlich schwierig, 
da die Forderung nach der Beibehaltung eines 
Switch-over, der nur an die neuen Gegebenheiten 
angepaßt werden mußte, bei der Kommission und 
den meisten Mitgliedstaaten auf Ablehnung stieß. 
Befürchtet wurden vor allem die langfristig hohen 
Kosten, die mit diesem System verbunden wären. 

Im Dezember 1993 einigte der Rat sich schließlich auf 
eine Lösung, die die Erweiterung der Freimarge für 
aufwertende Währungen auf 5 % vorsieht. Bis zu die-
sem Punkt müssen erforderlichenfalls nur bei abwer- 
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tenden Währungen die landwirtschaftlichen Um-
rechnungskurse angepaßt werden. Falls die 
Überschreitung der 5 %-Freimarge droht — was 
nach der im Berichtszeitraum zu beobachtenden 
Währungsentwicklung unwahrscheinlich ist — wird 
der Rat zu einer Sondersitzung zusammentreten, um 
die notwendigen Maßnahmen zu beschließen. 

231. Düngemittelrecht 

Im Rahmen der Rechtsharmonisierung wurde die 
Richtlinie 93/69/EWG der Kommission vom 23. Juli 
1993 zur Anpassung der Richtlinie 76/116/EWG des 
Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für Düngemittel an den technischen 
Fortschritt erlassen. Mit dieser Richtlinie werden sie-
ben Stickstoffdüngertypen, drei Mehrnährstoffdün-
gertypen und zwei Flüssigdüngertypen neu als 
„EWG-Düngemittel" zugelassen sowie der Anhang I 
der Richtlinie 89/284/EWG als Teil D und der Anhang 
der Richtlinie 89/530/EWG als Teil E dem Anhang I 
der Richtlinie 76/116/EWG hinzugefügt. Kapitel A 
von Teil E wurde dabei neu gefaßt. 

Die Arbeiten an einer Richtlinie der Kommission über 
Analysemethoden für Spurennährstoffdünger mit 
einem Nährstoffgehalt über 10 % wurden fortgesetzt. 
Mit der Verabschiedung ist im ersten Halbjahr 1994 
zu rechnen. 

232. Umweltgerechte Landwirtschaft, Förderung 

Im Zuge der EG-Agrarreform wurden die verschiede-
nen Programme zur Förderung einer umweltgerech-
ten, extensiven oder landschaftspflegenden Landbe-
wirtschaftung auf eine neue Grundlage gestellt. Die 
Verordnung (EWG) 2078/92 des Rates vom 30. Juni 
1992 gibt entsprechenden Fördermaßnahmen einen 
neuen rechtlichen und finanziellen Rahmen. Bis En-
de Juli 1993 hat die Bundesrepublik der Kommission 
15 Länderprogramme und eine bundesweite Rah-
menregelung zur Umsetzung der Maßnahmen vorge-
legt. 

Mit der fortschreitenden Genehmigung der Program-
me durch die EG werden diese den Landwirten ange-
boten. Ein flächendeckendes Angebot an Förder-
maßnahmen wird für das gesamte Bundesgebiet 
noch für das Jahr 1994 angestrebt. 

233. Pflanzenschutz/Pflanzenbeschau 

Im Oktober 1993 beschloß der Rat die Richtlinie 93/ 
85/EWG zur Bekämpfung der bakteriellen Ringfäule 
der Kartoffel. Mit dieser Richtlinie wurden die Rege-
lungen aus dem Jahr 1980 neu gefaßt. 

Anstelle der bisher vorgeschriebenen Mindestmaß-
nahmen wurden umfangreiche, detaillie rte Regelun-
gen eingeführt. Regelmäßige, systematische amtli-
che Erhebungen und Untersuchungen zum Auftreten 
der Krankheit sowie Maßnahmen bei Befall und Be-
fallsverdacht in den Mitgliedstaaten sind vorge-
schrieben. Diese Maßnahmen betreffen nicht nur die 

jeweilige Kartoffelpartie oder den jeweiligen Erzeu-
gerbetrieb, sondern ggf. auch Kartoffelflächen und 
Erzeugungs- und Handelsbetriebe im jeweiligen Ge-
biet (sogenannte „Sicherheitszone"). 

In intensiven, z. T. sehr schwierigen Diskussionen 
konnten seitens der deutschen Delegation in vielen 
Punkten Verbesserungen durchgesetzt werden. Er-
leichterungen wurden hinsichtlich der Flexibilität bei 
der Umsetzung und bei den zu treffenden Maßnah-
men erreicht. 

Im Vergleich zu der bisherigen Richtlinie wurden von 
der Kommission zwar umfassendere und detaillie rte 
Regelungen, insbesondere bei im Bedarfsfall einzu-
leitenden Maßnahmen, vorgesehen, doch ist es ge-
lungen, die bisher auf einer Kommissionsentschei-
dung beruhende Benachteiligung Deutschlands zu 
beseitigen. Die vorgesehenen Maßnahmen sind jetzt 
im Bedarfsfall in allen Mitgliedstaaten in gleichem 
Umfang vorzusehen. 

234. Tierzuchtrecht 

Mit Entscheidung 93/623/EWG der Kommission vom 
20. Oktober 1993 über das Dokument zur Identifizie-
rung eingetragener Equiden (Equidenpaß für Pferde, 
Esel und ihre Kreuzungen) wurden Regelungen be-
züglich der Identifizierung für das Verbringen von 
Equiden, für die Einfuhr aus Drittländern sowie für 
den innergemeinschaftlichen Handel festgelegt. Der 
Paß kombiniert den bisher getrennt geforderten Ab-
stammungsnachweis, mit dem auch die Identität des 
Zuchtequiden nachzuweisen ist, und die Gesund-
heits- und Impfbescheinigungen, die von den Veteri-
närbehörden verlangt werden. Der Paß, der ab sofort 
Verwendung finden kann, wird zur Pflicht für alle 
Equiden, die am 1. Januar 1998 oder später geboren 
werden. 

235. Tierschutz, Ankündigung neuer Vorschriften 
durch die Kommission 

Vor dem Hintergrund der seit dem Europäischen Rat 
von Edinburgh geführten Subsidiaritätsdiskussion 
hat sich die Kommission am 22. Juni 1993 in einer 
Mitteilung an den Rat und das Europäische Parla-
ment zum Thema Tierschutz (KOM (93) 384 endg.) 
für den Erlaß weiterer tierschutzrechtlicher Gemein-
schaftsbestimmungen ausgesprochen. Bundesregie-
rung und Bundesrat begrüßen diese Entscheidung. 
Bei den künftigen Verhandlungen der angekündig-
ten Vorschläge wird sich die Bundesregierung bei 
Beachtung des Subsidiaritätsprinzips weiterhin für 
höchstmögliche tierschutzrechtliche Standards ein-
setzen, die in der Rechtsform der Richtlinie zu er-
lassen sind. 

236. Tiertransport 

Die im November 1991 verabschiedete Transport-
richtlinie (91/628/EWG) enthält keine Detailregelun-
gen über eine zeitliche Begrenzung von Tiertrans-
porten, Ruhepausen, Tränk- und Fütterungs- 
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intervallen, Ladedichten sowie Anforderungen an 
Transportfahrzeuge. Über diese Bestimmungen soll-
te nach Artikel 13 dieser Richtlinie aufgrund eines 
von der Kommission vor Juli 1992 vorzulegenden 
Vorschlags entschieden werden. Auf nachhaltiges 
Drängen, insbesondere der Bundesregierung, hat 
die Kommission im August 1993 mit über einem Jahr 
Verspätung einen Vorschlag für eine entsprechende 
Änderungsrichtlinie vorgelegt, in der diese Regelun-
gen — mit Ausnahme der deutschen Hauptforde-
rung nach einer zeitlichen Begrenzung von 
Schlachttiertransporten auf der Straße — enthalten 
sind. 

Trotz intensiver Beratungen konnte der Vorschlag im 
Berichtshalbjahr nicht verabschiedet werden, was 
Voraussetzung für eine ordnungsgemäße Umsetzung 
der Transportrichtlinie in nationales Recht wäre. So-
fern  sich die Verabschiedung dieses Vorschlags wei-
ter verzögert, erwägt die Bundesregierung eine na-
tionale Entscheidung, zu der die Vorarbeiten weiter 
fortgeführt werden. 

Das Europäische Parlament hat am 15. Dezember 
1993 strengere Vorschriften für Tiertransporte und 
verschärfte Kontrollen gefordert. In einer Entschlie-
ßung sprechen sich die Abgeordneten unter anderem 
für Höchstfahrzeiten von maximal acht Stunden und 
obligatorische Pausen für das Füttern und Tränken 
während des Transpo rtes aus. 

Die Bundesregierung setzt sich weiterhin in Überein-
stimmung mit Europäischem Parlament, Bundestag 
und Bundesrat mit großem Nachdruck für möglichst 
hohe tierschutzrechtliche Anforderungen und bei 
Schlachttieren zusätzlich für eine drastische Begren-
zung der Gesamttransportzeit ein. Hierbei wird sie 
inzwischen auch von der dänischen und niederländi-
schen Delegation unterstützt. 

237. Schlachten von Tieren 

Die Richtlinie 93/119/EG des Rates vom 22. Dezem-
ber 1993 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt 
der Schlachtung oder Tötung harmonisiert die Vor-
schriften zum Schutz von Schlachttieren, urn Tieren 
bei der Schlachtung oder Tötung unnötige Schmer-
zen oder Leiden zu ersparen. Gleichzeitig werden die 
materiellen Bestimmungen des Europäischen Über-
einkommens über den Schutz von Schlachttieren in 
EG-Recht übernommen. 

Die Richtlinie enthält insbesondere Maßnahmen zur 
Kontrolle der ordnungsgemäßen Funktion von Gerä-
ten und Ausrüstungen für die Schlachtung, schreibt 
ausreichende Kenntnisse und Fähigkeiten des 
Schlachtpersonals vor und legt im einzelnen zulässi-
ge Betäubungs- und Tötungsmethoden fest. Diese 
Richtlinie muß his 1. Januar 1995 in nationales Recht 
umgesetzt werden. 

238. Handelsverkehr mit lebenden Tieren und 
Erzeugnissen tierischer Herkunft, 
Entscheidungen der Kommission 

Im Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes 
sowie zur weiteren Harmonisierung des innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehrs mit lebenden Tie-
ren und Erzeugnissen tierischer Herkunft hat die 
Kommission u. a. folgende Entscheidungen erlassen: 

— Die Entscheidung 93/444/EWG der Kommission 
vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften 
zur Regelung des innergemeinschaftlichen Han-
dels mit bestimmten lebenden Tieren und Erzeug-
nissen, die zur Ausfuhr nach Drittländern be-
stimmt sind enthält ergänzende Bestimmungen 
hinsichtlich der beizubringenden Bescheinigun-
gen und der Unterrichtung der zuständigen Be-
hörden. 

— Die Kommission reagie rte mit folgenden vorüber-
gehenden Schutzmaßnahmen auf Ausbrüche der 
Schweinepest in Deutschland 

= Entscheidung 93/497/EWG der Kommission 
vom 15. September 1993 zur Änderung der Ent-
scheidung 93/364/EWG vom 18. Juni 1993 über 
Schutzmaßnahmen gegen die klassische 
Schweinepest in Deutschland 

= Entscheidung 93/539/EWG der Kommission 
vom 20. Oktober 1993 über bestimmte Schutz-
maßnahmen bezüglich der klassischen Schwei-
nepest in Deutschland und zur Aufhebung der 
Entscheidung 93/364/EWG 

= Entscheidung 93/553/EWG der Kommission 
vom 29. Oktober 1993 zur Änderung der Ent-
scheidung 93/539/EWG bezüglich verschiede-
ner Schutzmaßnahmen gegen die klassische 
Schweinepest in Deutschland und zur Aufhe-
bung der Entscheidung 93/364/EWG 

= Entscheidung 93/566/EG der Kommission vom 
4. November 1993 über Schutzmaßnahmen ge-
gen die klassische Schweinepest in Deutsch-
land und zur Aufhebung der Entscheidung 93/ 
539/EWG 

= Entscheidung 93/621/EG der Kommission vom 
30. November 1993 zur Änderung der Entschei-
dung 93/566/EG über Schutzmaßnahmen ge-
gen die klassische Schweinepest in Deutsch-
land und zur Aufhebung der Entscheidung 
93/539/EWG 

= Entscheidung 93/671/EWG der Kommission 
vom 10. Dezember 1993 zur zweiten Änderung 
der Entscheidung 93/566/EG und zur Aufhe-
bung der Entscheidung 93/539/EWG 

= Entscheidung 93/720/EWG der Kommission 
vom 30. Dezember 1993 zur dritten Änderung 
der Entscheidung 93/566/EWG und zur Aufhe-
bung der Entscheidung 93/359/EWG. 

— Mit der Entscheidung 93/602/EG der Kommission 
vom 19. November 1993 über Schutzmaßnahmen 
gegen die afrikanische Schweinepest in Po rtugal 
wurde auf Seuchenausbrüche reagie rt . 
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— Infolge der Schutzmaßnahmen im ersten Halbjahr 
gegen die Maul- und Klauenseuche in Italien 
konnte die Seuche auf bestimmte Teile des italie-
nischen Hoheitsgebiets begrenzt werden. Dieser 
Tatsache entsprechend wurde die Entscheidung 
der Kommission 93/687/EG vom 17. Dezember 
1993 mit Schutzmaßnahmen gegen die Maul- und 
Klauenseuche in Italien und zur Aufhebung der 
Entscheidung 93/180/EWG erlassen. 

239. Futtermittelrecht, weitere Harmonisierung 

Auf dem Gebiet des Futtermittelrechts wurden mit 
der Verabschiedung von vier Richtlinien des Rates 
und einer Richtlinie der Kommission weitere Harmo-
nisierungsfortschritte erzielt. 

— Mit der Richtlinie 93/74/EWG des Rates über Fut-
termittel für besondere Ernährungszwecke wur-
den Regelungen getroffen über die Beschaffen-
heit, Zusammensetzung, Kennzeichnung und 
Verwendung von Mischfuttermitteln, die sich 
durch ihre besondere Zusammensetzung oder 
Herstellungsweise sowohl von gängigen Futter-
mitteln als auch von Fütterungsarzneimitteln ge-
mäß der Richtlinie 90/167/EWG deutlich unter-
scheiden und dazu bestimmt sind, besondere 
ernährungsphysiologische Bedürfnisse zu decken 
(Diätfuttermittel). 

— Mit der Richtlinie 93/107/EWG der Kommission 
zur Änderung der Richtlinie 70/524/EWG des Ra-
tes über Zusatzstoffe in der Tierernährung wur-
den das Kokzidiostatikum Diclazuril für Masthüh-
ner neu zugelassen, die Geltungsdauer einiger 
Anhang II-Stoffe verlängert sowie einige Farb-
stoffe für Zierfische neu aufgenommen. 

— Des weiteren hat der Rat eine Richtlinie zur Ände-
rung der Richtlinie 70/524/EWG über Zusatzstoffe 
in der Tierernährung betreffend die Kennzeich-
nung von Mikroorganismen und Enzymen und 
die Zulassungsbedingungen von gentechnisch 
veränderten Mikroorganismen als Futtermittelzu-
satzstoffe (Richtlinie 93/114/EG des Rates) sowie 
eine Richtlinie über die Verwendung und Ver-
marktung von Enzymen, Mikroorganismen und 
deren Zubereitungen in der Tierernährung 
(Richtlinie 93/113/EG des Rates) verabschiedet. 

240. Agrarhandelsbeziehungen 

Die Agrarhandelsbeziehungen zu außereuropäi-
schen Industrieländern und Lateinamerika wurden 
wesentlich durch die Schlußverhandlungen in der 
Uruguay-Runde des GATT  geprägt, die im Dezember 
1993 abgeschlossen werden konnten. Die Beziehun-
gen zu wichtigen Handelspartnern wurden zum Teil 
dadurch belastet, daß in der Gemeinschaft bisher 
einzelstaatliche Regelungen durch Gemeinschafts-
Regelungen ersetzt wurden. Die ablehnende Hal-
tung Deutschlands in Bezug auf die am 1. Juli 1993 in 
Kraft gesetzte gemeinsame Marktordnung für Bana-
nen wurde insbesondere von den lateinamerikani-

schen Ländern begrüßt. Verschiedene bislang nur in 
einzelnen Mitgliedstaaten aus phytosanitären Grün-
den geltende Einfuhrbeschränkungen mußten mit 
Verwirklichung des Binnenmarktes auf die gesamte 
Gemeinschaft ausgedehnt werden, um das erreichte 
Schutzniveau halten zu können. Daraus ergaben sich 
für einzelne Drittländer Probleme. Die Bundesregie-
rung erreichte z. B. für Importe von Bonsai-Pflanzen 
aus Japan Ausnahmeregelungen, bei anderen Pro-
dukten (z. B. Zitruspflanzen aus Israel) dauern die Be-
mühungen noch an. 

241. Fischerei, neue Kontrollverordnung 

Im Oktober 1993 verabschiedete der Rat eine neue 
Kontrollverordnung, die die Fischereiüberwachung 
in der Gemeinschaft auf eine neue Basis stellt. 

Wesentliches Element der Verordnung ist die „globa-
le" Kontrolle, d. h. die Fischereikontrolle in den Mit-
gliedstaaten beschränkt sich nicht mehr auf die 
Überwachung der technischen Erhaltungsmaßnah-
men, sondern wird auf den Markt- und Strukturbe-
reich ausgedehnt. Gleichzeitig werden die techni-
schen Instrumente für die Kontrolle ausgebaut. 
Insbesondere wird auf die stärkere Nutzung der EDV 
gesetzt. Allerdings wird die von der Kommission fa-
vorisierte Satellitenüberwachung u. a. auf deutsches 
Drängen zunächst nicht eingeführt. Vielmehr sollen 
Pilotprojekte durchgeführt werden, die eine Aussage 
zur Kosten-/Nutzenrelation dieses Systems machen 
können. Erst nach Abschluß dieser Projekte wird der 
Rat darüber entscheiden, ob und wann die Satelliten-
überwachung eingeführt wird. 

242. Fischerei, gemeinschaftliche Fanglizenzregelung 

Im Dezember 1993 verabschiedete der Rat eine Ver-
ordnung zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Fanglizenzregelung. 

Gemäß Artikel 5 der Fischerei-Grundverordnung 
3760/92 hatte der Rat bis zum 31. Dezember 1993 eine 
spätestens ab dem 1. Januar 1995 anzuwendende Ge-
meinschaftsregelung mit Bestimmungen über die 
Mindestangaben festzulegen, die in den von den 
Mitgliedstaaten zu erteilenden und zu verwaltenden 
Fanglizenzen enthalten sein müssen. Der Vorschlag 
der Kommission ging jedoch weit über diese Vorgabe 
hinaus, indem er auch Rahmenvorschriften für die 
Fangerlaubnisse für die einzelnen Fischereifahrzeu-
ge vorsah. Der Rat beschloß daraufhin einstimmig, 
den Vorschlag der Kommission entsprechend der 
Vorgabe durch die Fischerei-Grundverordnung ab-
zuändern und die Verordnung nunmehr ausschließ-
lich auf eine Regelung für die Fanglizenzen zu be-
schränken. Sie sieht Angaben über das 
Fischereifahrzeug vor, die in etwa denen eines Kraft-
fahrzeugs im Kfz-Brief entsprechen. Mit der Frage 
der Fangerlaubnisse wird sich der Rat im Laufe des 
Jahres 1994 befassen. 
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243. Fischerei, Fangregelung für 1994 

Der Rat verabschiedete im Dezember 1993 die Ver-
ordnungen über die Regelung der Fischerei und setz-
te dabei insbesondere die Gesamtfangmengen und 
die nationalen Fangquoten für die Fischerei des Jah-
res 1994 im EG-Meer sowie im externen Bereich fest. 
Die Diskussion hierzu verlief erstmals ohne größere 
Kontroversen. Mit einigen Ausnahmen wurden in et-
wa die gleichen Mengen wie im Vorjahr beschlossen. 
Der Rat orientierte sich dabei im wesentlichen an den 
wissenschaftlichen Empfehlungen des Rates für 
Meeresforschung. Für die deutschen Fischer bemer-
kenswert und erfreulich zugleich ist die Anhebung 
der Fangmengen beim Ostsee-Dorsch (rund 2 000 t 
mehr für Deutschland), bei der westlichen Makrele 
(ebenfalls rund 2 000 t mehr), beim nordarktischen 
Kabeljau vor Norwegen und Spitzbergen (rund 
2 500 t mehr) sowie beim norwegischen Seelachs 
(800 t mehr). 

Auf deutsches und niederländisches Bestreben wur-
de die Plattfischbox, in der die Fischerei mit großen 
Kuttern (über 300 PS) im zweiten und dritten Quartal 
verboten ist, auf das vierte Quartal erweitert. Dies ist 
ein wichtiger Schritt zum besseren Schutz der Platt-
fischbestände in der Nordsee. 

244. Fischereiabkommen mit Argentinien 

Der Rat beschloß im September 1993 die Annahme 
des von der Kommission ausgehandelten Fischerei-
abkommen mit Argentinien. Es handelt sich um das 
erste Fischereiabkommen der Gemeinschaft mit 
einem südamerikanischen Land und zugleich das er-
ste Abkommen der sogenannten 2. Generation, bei 
dem nicht der finanzielle Ausgleich für Fangmöglich-
keiten, sondern die Förderung argentinisch/europäi-
scher Unternehmen im Bereich der Fischwirtschaft 
im Vordergrund steht. Argentinien gewährt umfang-
reiche Fangmöglichkeiten in Höhe von etwa 
250 000 t jährlich, u. a. für Arten mit hohem Markt-
wert, wie Seehecht. Die Kosten des Abkommens be-
tragen für die Laufzeit von fünf Jahren 162,5 Mio 
ECU. Das Abkommen wird in Kraft treten, sobald 
auch Argentinien das Ratifizierungsverfahren abge-
schlossen hat. 

245. Fischereiabkommen mit Kanada 

Die Kommission hat Ende 1992 ein Fischereiabkom-
men mit Kanada ausgehandelt und paraphiert. Der 
Rat hat dieses Abkommen im Dezember 1993 gebil-
ligt. Damit wurde ein wichtiger Schritt zur effizienten 
Erhaltung der Fischbestände im Nordwest-Atlantik 
und zur Verbesserung der fischereipolitischen Bezie-
hungen zu Kanada getan. Mit dem Abkommen öffnet 
Kanada nach vielen Jahren wieder Fangschiffen der 
Gemeinschaft den Zugang zu kanadischen Häfen, 
gewährt der EG Fischereimöglichkeiten auf Über-
schußbestände in der kanadischen Fischereizone 
und räumt Bürgern der Europäischen Union die Mög-
lichkeit zur Zusammenarbeit mit der kanadischen 
Fischwirtschaft ein. 

246. Fischerei, einheitliches Finanzinstrument (FIAF) 

Im Rahmen der Reform der Strukturfonds wurde 
durch Ratsverordnung (EWG) Nr. 2080/93 vom 20. 
Juli 1993 ein einheitliches „Finanzinstrument Fische-
rei (FIAF) " geschaffen, das die bisherigen zersplitter-
ten Gemeinschaftsregelungen zur Förderung der 
Fischwirtschaft ersetzt. Dies kommt der sachlichen 
und haushaltsmäßigen Transparenz der gemein-
schaftlichen Fischereiförderung zugute und soll auch 
zu einer Verwaltungsvereinfachung führen. 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord-
nung wurden vom Rat in seiner Sitzung am 20./21. 
Dezember 1993 erlassen. Damit wurden die Förde-
rungsbereiche und -voraussetzungen sowie die Höhe 
der jeweiligen Beihilfen festgelegt. Im Interesse der 
Bestandserhaltung wurden gewisse Einschränkun-
gen bei der Förderung beschlossen. Der Schwer-
punkt der Fördermaßnahmen wird in der end-
gültigen Kapazitätsverringerung liegen. Die Mit-
gliedstaaten werden künftig über die ihnen zur 
Verfügung gestellten Finanzmittel weitgehend selbst 
entscheiden. 

VII. Verkehrspolitik 

247. Verkehrsinfrastruktur, Aktionsprogramm gemäß 
Weißbuch „Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung" 

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Brüssel 
am 10./11. Dezember 1993 beschlossen, zur beschleu-
nigten Verbesserung der Infrastrukturen privates Ka-
pital zu mobilisieren und geeignete prioritäre Projek-
te von europäischem Interesse (im Bereich Verkehr 
aus den EG-Netzleitschemata) auszuwählen, die 
kurzfristig zu realisieren sind. Die Kommission soll 
bei der Stimulierungs- und Koordinationsaufgabe 
durch eine Gruppe von persönlich Beauftragten der 
Regierungschefs unterstützt werden. Der Europäi-
sche Rat erwartet einen ersten Bericht auf der näch-
sten Sitzung im Juni 1994. 

248. Verkehrsinfrastruktur, Europäische Netze für den 
kombinierten Verkehr, den Straßenverkehr und 
die Binnenschiffahrt 

Nachdem der Rat sich bereits im Juni 1993 auf den 
Inhalt der Netzleitpläne für Straßen, Binnenwasser-
straßen und Kombinierten Verkehr geeinigt hatte, 
billigte er am 28. September 1993 folgende Änderun-
gen bzw. Ergänzungen seiner Entscheidungsentwür-
fe: 

— befristete Geltungsdauer bis 30. Juni 1995; da-
nach Anschlußregelung 

— Verstärkung des multimodalen Ansatzes 

— Verstärkung der regionalpolitischen Einordnung 
der Verkehrsleitpläne 

— Bericht der Kommission über die Anwendung der 
Entscheidungen 
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— Prüfung der vom Europäischen Parlament zusätz-
lich vorgeschlagenen Verbindungen spätestens 
bei Ausarbeitung der vorgesehenen Anschlußre-
gelungen. 

Die Entscheidungen des Rates wurden am 29. Okto-
ber 1993 verabschiedet (93/628/EWG, 93/629/EWG, 
93/630/EWG). 

Für das klassische Schienennetz sowie die See- und 
Flughäfen sollen laut Beschluß des Europäischen Ra-
tes vom 10./11. Dezember 1993 entsprechende Leit-
schemata bis 1. Juli 1994 aufgestellt werden. 

249. Anlastung der Wegekosten 

Nachdem der Rat im Juni 1993 eine politische Eini-
gung über ein Abgabensystem für den Straßengüter-
verkehr (Kraftfahrzeugsteuern, Straßenbenutzungs-
gebühren) erreicht hatte, wurde am 25. Oktober 1993 
auch eine Einigung über einen Richtlinienentwurf er-
reicht, mit dem die politische Einigung in einen 
Rechtstext umgesetzt wurde (Richtlinie 93/89/EWG). 

Zu Protokoll des Rates bestätigten Deutschland, die 
Niederlande, Belgien, Luxemburg und Dänemark ih-
re bereits im Juni 1993 abgegebene Erklärung, daß 
die Entrichtung einer einzigen zeitbezogenen Stra-
ßenbenutzungsgebühr zur Benutzung des Straßen-
netzes in allen fünf beteiligten Staaten berechtigen 
soll (Regionalvignette). Ein entsprechendes Abkom-
men zwischen den Regierungen dieser fünf Staaten 
wurde im Dezember 1993 paraphiert. Die innerstaat-
lichen Voraussetzungen (parlamentarische Zustim-
mung) für das Inkrafttreten des Abkommens sollen so 
rechtzeitig geschaffen werden, daß ab dem 1. Januar 
1995 die Gebühr erhoben werden kann. 

250. Kabotage im Straßengüterverkehr 

Der Rat verabschiedete am 25. Oktober 1993 die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3118/93 entsprechend der im Ju-
ni 1993 erzielten politischen Einigung mit folgenden 
Eckwerten: 

— Erhöhung des bestehenden Kontingents von ca. 
18 000 Zweimonatsgenehmigungen auf 30 000 
zum 1. Januar 1994 

— Jährliche Aufstockung des Kontingents um 30 % 
ab 1. Januar 1995 

— Wegfall aller mengenmäßigen Beschränkungen 
ab 1. Juli 1998. 

251. Straßenverkehrsunfälle, EG-Datenbank 

Der Rat verabschiedete am 30. November 1993 eine 
Entscheidung über die Einrichtung einer gemein-
schaftlichen Datenbank über Straßenverkehrsunfälle 
(93/704/EG). Die Entscheidung sieht eine zentrale 
Sammlung von sog. disaggregierten Unfalldaten 
(Einzeldaten zu jedem erfaßten Unfall) zu Verkehrs-
unfällen mit Personenschaden vor, um 

— Problemschwerpunkte der Verkehrssicherheit 
identifizieren, 

— nationale Maßnahmen bewerten, 

— Kosten-/Nutzenverhältnisse von nationalen bzw. 
EG-Maßnahmen zur Verkehrssicherheit ermitteln 

zu können. 

Nach Ablauf eines Testzeitraumes will die Kommis-
sion dazu einen Bericht erstatten. In der Entschei-
dung wird ausdrücklich auch die Möglichkeit 
vorbehalten, nach Ablauf der Testphase die Zweck-
mäßigkeit der Fortsetzung der Maßnahmen zu 
überprüfen. 

252. Straßenverkehrssicherheit, Aktionsprogramm 

Die Kommission hat ein Aktionsprogramm zur Stra-
ßenverkehrssicherheit vorgelegt. Es sieht folgendes 
vor: 

— Informations- und Erfahrungsaustausch sowie 
Schaffung einer gemeinschaftlichen Datenbank, 

— aktive und passive Fahrzeugsicherheit, 

— Erziehung der Verkehrsteilnehmer und Schulung 
der Fahrer, 

— Maßnahmen bezüglich des Fahrverhaltens, 

— Maßnahmen zur Förderung der angepaßten Fahr-
weise und gegen Fehlverhalten infolge von Alko-
hol, Drogen oder Müdigkeit, 

— Maßnahmen auf dem Gebiet der Verkehrsinfra-
struktur, 

— Verbesserung der Sicherheit bei der Gefahrgut-

beförderung auf der Straße, 

— Maßnahmen gegen sicherheitsabträgliche Wer-
bung. 

Der Rat hat am 30. November 1993 — noch relativ 
allgemein gehaltene — Schlußfolgerungen verab-
schiedet, in denen grundsätzlich die Zielsetzung des 
Aktionsprogramms begrüßt wird. Das Subsidiaritäts-
prinzip wird dabei ausdrücklich betont. 

253. Seeverkehr, Mindestanforderungen für die 
Ausbildung von Seeleuten 

Ziel des Richtlinienvorschlages ist die Umsetzung in-
ternational vereinbarter Standards für die Qualifika-
tion von Kapitänen, Schiffsoffizieren und Schiffsleu-
ten (insbesondere: IMO-Übereinkommen über 
Ausbildung und Wachdienst von Seeleuten — 
STCW). Der Richtlinienentwurf sieht außerdem An-
forderungen an die sprachliche Verständigung und 
die Anerkennung von Befähigungszeugnissen von 
Seeleuten aus Drittstaaten für deren Zulassung zum 
Dienst auf Schiffen unter Flagge der einzelnen Mit-
gliedstaaten vor. Der Rat erzielte vorläufiges politi-
sches Einvernehmen über den wesentlichen Inhalt 
der Richtlinie. 

Der Ausschuß der Ständigen Vertreter wurde beauf

-

tragt, im Anschluß an die für Februar 1994 erwartete 



Drucksache 12/7132 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Stellungnahme des Europäischen Parlaments die An-
nahme eines Gemeinsamen Standpunktes durch den 
Rat vorzubereiten. 

254. Schiffsüberpüfungs- und 
-besichtigungsorganisationen 

Der Richtlinienvorschlag für Schiffüberprüfungs- 
und -besichtigungsorganisationen sieht die Festle-
gung von einheitlichen Qualitätsmerkmalen für die 
Anerkennung von p rivaten Klassifikationsgesell-
schaften, die im staatlichen Auftrag tätig werden (in 
Deutschland: Germanischer Lloyd), vor. Damit soll 
der Dienstleistungsfreiheit auf der Grundlage hoher 
Schiffssicherheitsstandards Geltung verschafft wer-
den. Ferner werden Kriterien für Hafenstaatkontrol-
len vorgegeben, damit Schiffe unter der Flagge von 
Drittstaaten keine Wettbewerbsvorteile erlangen. 

Auch hier erzielte der Rat vorläufiges politisches Ein-
vernehmen und beauftragte den Ausschuß der Stän-
digen Vertreter, im Anschluß an die für Februar 1994 
erwartete Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments die Annahme eines Gemeinsamen Stand-
punktes durch den Rat vorzubereiten. 

255. Luftverkehr, Computerreservierungssysteme 
(CRS) 

Der Rat verabschiedete die Verordnung (EWG) 
Nr. 3089/93 zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2299/89 über einen Verhaltenskodex im Zusam-
menhang mit computergesteuerten Buchungssyste-
men. 

Die Änderungen des Verhaltenskodex bezwecken 
eine Klärung und Verschärfung der geltenden Be-
stimmungen im Sinne eines fairen Wettbewerbs. Sie 
sehen insbesondere die technische Abgrenzung zwi-
schen externem CRS-Vertriebssystem und internem 
Buchungssystem eines Luftfahrtunternehmens sowie 
die rechtliche Trennung zwischen dem Eigentümer 
eines CRS und diesem Buchungssystem selbst (sog. 
dehosting) vor. 

256. Luftverkehr, Untersuchung von Unfällen und 
Störungen in der Zivilluftfahrt 

Der Richtlinienvorschlag strebt eine Verbesserung 
der Sicherheit im Zivilluftverkehr durch Harmonisie-
rung der Bestimmungen über die Untersuchungen 
von Flugunfällen an. Er sieht eine umfassende Unter-
suchungspflicht bei allen Unfällen und schweren Stö-
rungen, die Vorlage eines der jeweiligen Schwere 
des Unfalls oder der Störung angemessenen Berichts 
und die Einrichtung einer unabhängigen Untersu-
chungsstelle in den Mitgliedstaaten vor. 

Der Rat einigte sich über den Inhalt des Richtlinien-
textes. Dem deutschen Wunsch, die Umsetzungsfrist 
auf 24 Monate festzulegen, wurde entsprochen. 

Die förmliche Festlegung des Gemeinsamen Stand-
punktes des Rates kann erst nach Eingang der 

Stellungnahme des Europäischen Parlaments vorge-
nommen werden. 

257. Binnenschiffahrt, Strukturbereinigung 

Die Kommission hat einen Bericht über die Auswir-
kungen der Strukturbereinigungsmaßnahmen in der 
Binnenschiffahrt gemäß der Verordnung (EWG) des 
Rates Nr. 1101/89 vorgelegt. Gleichzeitig hat sie die 
Verlängerung der in der Verordnung 1101/89 enthal-
tenen Alt-für-Neu-Regelung um fünf Jahre vorge-
schlagen. Der Rat war sich einig über die Notwendig-
keit der Verlängerung der Alt-für-Neu-Regelung. Da 
die bestehende Regelung Ende Ap ril 1994 ausläuft, 
soll die notwendige Beteiligung des Europäischen 
Parlaments möglichst im Dringlichkeitsverfahren 
herbeigeführt werden. 

258. Binnenschiffahrt, Lage 

Die schwierige Lage der Binnenschiffahrt in 
Deutschland und in der gesamten Europäischen Ge-
meinschaft wurde auf deutsches Betreiben im Rat be-
handelt. Die deutsche Delegation plädierte für Ab-
schaffung, die belgische und niederländische 
Delegation für vorläufige Beibehaltung des tour-de-
rôle-Systems. Die Kommission prüft zur Zeit noch das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 17. No-
vember 1993 über die Tarifbildung im deutschen 
Straßengüterverkehr auf seine Auswirkungen auf die 
Binnenschiffahrt und wird dies in ihren für das Früh-
jahr 1994 angekündigten Bericht über die Vereinbar-
keit von Festfrachten und Tour-de-Rôle-System mit 
dem EG-Recht aufnehmen. Die Kommission strebt 
eine EG-Marktordnung für die Binnenschiffahrt an. 
Dies müsse jedoch mit Mitgliedstaaten und Gewerbe 
eingehend diskutiert werden. 

259. Eisenbahnpolitik 

Die Bundesregierung hat Kommission und Rat dazu 
aufgerufen, den Schienenverkehr stärker in den Mit-
telpunkt der europäischen Verkehrspolitik zu stellen. 
Das besondere deutsche Interesse gilt dabei der Defi-
nition europäischer Netze für den Schienenverkehr, 
der technischen Harmonisierung und der Umsetzung 
der Richtlinie zur Entwicklung der Eisenbahnunter-
nehmen der Gemeinschaft aus dem Jahr 1991. 

Die Kommission hat im Dezember 1993 Richtlinien-
vorschläge über den Zugang zum Beruf des Eisen-
bahnunternehmers und über den Zugang zu den Ei-
senbahnnetzen vorgelegt. 

260. Sommerzeit 

Der Vorschlag für eine Siebte Richtlinie des Rates zur 
Regelung der Sommerzeit läuft darauf hinaus, die 
Sommerzeit in den Jahren 1995-1997 fortzuführen. 
Für die Jahre 1996 und 1997 soll das Enddatum der 
Sommerzeit auf den letzten (vierten) Sonntag im Ok-
tober verlegt werden. Dies entspricht der bereits gel- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/7132 

tenden Regelung im Vereinigten Königreich und Ir-
land. Damit endet ab 1996 die Sommerzeit in allen 
Mitgliedstaaten einheitlich. 

VIII. Sozialpolitik 

261. Sozialpolitik, Schwerpunkte 

Im Mittelpunkt der Ratsarbeit standen die Verab-
schiedung der Richtlinie zur Arbeitszeitgestaltung 
sowie die Festlegung eines Gemeinsamen Stand-
punktes zum Richtlinienvorschlag über den Jugend-
arbeitsschutz. Auch wurden die Richtlinie über die 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes auf Fischereifahrzeugen sowie die Ände-
rungsrichtlinie über den Schutz der Arbeitnehmer 
gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe 
bei der Arbeit endgültig verabschiedet. Darüber hin-
aus wurden über eine Reihe von Richtlinienvorschlä-
gen Orientierungsdebatten geführt, sowie eine Ab-
schlußerklärung zum Jahr der älteren Menschen 
gebilligt. Der Rat nahm ferner das Grünbuch der 
Kommission über die europäische Sozialpolitik ent-
gegen. Bezüglich der Richtlinie über die  Einsetzung 
europäischer Betriebsräte wurde mit dem Verfahren 
begonnen, das im Protokoll über die Sozialpolitik im 
Anhang zum Vertrag über die Europäische Union 
vorgesehen ist. 

262. Arbeitszeitgestaltung 

Von besonderer Bedeutung ist die endgültige Verab-
schiedung der Richtlinie zur Gestaltung der Arbeits-
zeit. Die Richtlinie entspricht fast unverände rt  dem 
Gemeinsamen Standpunkt vom Juni des Jahres, da 
das Europäische Parlament, die Kommission und der 
Rat nach schwierigen Diskussionen davon ausgehen 
mußten, daß jede substantielle Änderung des Vor-
schlags das Ende dieses Vorhabens bedeutet hätte. 

Bezüglich der einzelnen Regelungen wird auf den 52. 
Integrationsbericht (Ziffer 246) verwiesen. 

263. Jugendarbeitsschutz 

Trotz kontroverser Auffassungen im Rat, insbesonde-
re über die Gewährung einer besonderen vierjähri-
gen Übergangsfrist für einzelne Vorschriften für 
Großbritannien, verabschiedete der Rat im Novem-
ber 1993 den Gemeinsamen Standpunkt zu dieser 
Richtlinie. 

Dem Schutz von Kindern und Jugendlichen soll 
durch die folgenden Festlegungen Rechnung getra-
gen werden (Kinder im Sinne der Richtlinie sind alle, 
die noch nicht 15 Jahre alt sind oder noch der Voll-
zeitschulpflicht unterliegen; als Jugendlicher gilt, 
wer mindestens 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist 
und nicht mehr der Vollzeitschulpflicht unterliegt): 

— Kinderarbeit ist grundsätzlich verboten. Eng be-
grenzte Ausnahmen sind nur für leichte Arbeiten 
und für kulturelle, künstlerische und sportliche 

Darbietungen und Werbeveranstaltungen vorge-
sehen. 

— Für alle jungen Menschen gilt, daß 2 Tage in der 
Woche arbeitsfrei bleiben müssen. 

— Die Arbeitszeit für Jugendliche darf nicht mehr 
als 8 Stunden täglich und 40 Stunden wöchentlich 
betragen. Soweit Kinder ausnahmsweise beschäf-
tigt werden dürfen, darf die Arbeitszeit an einem 
Schultag 2 Stunden, wöchentlich 12 Stunden, 
nicht überschreiten. 

— Nachtarbeit ist für Kinder und Jugendliche grund-
sätzlich verboten. 

— Nach einer Beschäftigung ist Kindern eine tägli-
che Mindestruhezeit von 14 Stunden, Jugendli-
chen eine Mindestruhezeit von 12 zusammenhän-
genden Stunden zu gewähren. 

-- Ferner ist eine tägliche Mindestruhepause von 30 
Minuten vorgeschrieben. 

— Besonderes Gewicht hat auch der Schutz junger 
Menschen vor schädlichen Einwirkungen von Ge-
fahrstoffen am Arbeitsplatz erhalten. 

— Junge Menschen in Europa haben Anspruch auf 
bezahlten Mindestjahresurlaub von 4 Wochen. 

264. Elternurlaub und Beweislast 

Die Richtlinienvorhaben zum Elternurlaub und zur 
Beweislast im Bereich des gleichen Entgelts und der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen wurde 
nach mehrjähriger Beratungspause von der belgi-
schen Präsidentschaft erneut dem Rat vorgelegt. 
Trotz intensiver Bemühung gelang es nicht, eine poli-
tische Einigung über die Richtlinientexte zu erzielen. 
Der Rat verwies beide Vorhaben, für die Einstimmig-
keit erforderlich ist, zur weiteren Beratung zurück an 
den Ausschuß der Ständigen Vertreter. 

265. Europäische Betriebsräte 

Nachdem auf der Ratstagung vom 12. Oktober 1993 
aufgrund der ablehnenden Haltung des Vereinigten 
Königreichs keine Einstimmigkeit über den Richtli-
nienvorschlag über die Einsetzung Europäischer Be-
triebsräte erzielt werden konnte, faßte die Kommis-
sion den Beschluß zum Verfahren nach dem 
Abkommen über die Sozialpolitik des Vertrages über 
die Europäische Union. Damit wird im Rat der elf 
Mitgliedstaaten eine Entscheidung über die Richtli-
nie mit qualifizierter Mehrheit ermöglicht. Nach 
einer ersten Konsultation der Sozialpartner zur Fra-
ge, ob sie eine solche Richtlinie für zweckmäßig hal-
ten, erfolgt eine zweite Phase der Konsultation zum 
Inhalt eines konkreten Vorschlags. Für beide Konsul-
tationsphasen stehen jeweils sechs Wochen zur Ver-
fügung. Anschließend müßten die Sozialpartner er-
klären, ob sie in die Verhandlungen mit dem Ziel, 
eine Vereinbarung abzuschließen, eintreten wollen. 
Wollen sie dies nicht oder kommt eine Vereinbarung 
nicht zustande, könnte der Rat über die Richtlinie mit 
qualifizierter Mehrheit entscheiden. 



Drucksache 12/7132 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

266. Grünbuch Sozialpolitik 

Nachdem die Kommission im Mai 1993 die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten und alle interessie rten Krei-
se um Stellungnahmen zur Zukunft der Sozialpolitik 
gebeten hatte, hat die Kommission nunmehr nach 
Eingang von ca. 150 Beiträgen von Regierungen, 
Gremien und Einzelpersonen (zum Beitrag der Bun-
desregierung siehe 52. Integrationsbericht, Zif-
fer 256) ein Grünbuch vorgelegt, das als Diskussions-
grundlage für die Neubestimmung der europäischen 
Sozialpolitik dienen soll. Das vorliegende Dokument 
enthält entgegen den Erwartungen der Mitgliedstaa-
ten kaum eigene Stellungnahmen der Kommission, 
sondern lediglich eine Bestandsaufnahme der bishe-
rigen europäischen Sozialpolitik, die Darstellung der 
gegenwärtigen sozialpolitischen Herausforderungen 
sowie einen umfassenden Fragenkatalog. Anhand 
dieses Fragenkatalogs soll nach den Vorstellungen 
der Kommission die Diskussion weitergeführt wer-
den. Die Kommission bittet die Mitgliedstaaten um 
Anregungen und Vorschläge bis zum 31. März 1994. 
Nach Auswertung der Ergebnisse soll das Grünbuch 
in ein Weißbuch einmünden, das voraussichtlich in 
Form eines neuen Aktionsprogramms die Grundlage 
für weitere Mindeststandards im Sozialbereich schaf-
fen soll. 

IX. Umweltpolitik 

267. Umweltpolitik, Durchführung und Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts 

Der Rat nahm Schlußfolgerungen an, in denen die 
große Bedeutung der korrekten, wirksamen und frist-
gemäßen Durchführung und Anwendung der Ge-
meinschaftsvorschriften zum Umweltschutz unter-
strichen wird. 

268. Umwelthaftung, Grünbuch der Kommission 

Das von der Kommission im Mai 1993 vorgelegte 
Grünbuch über die Sanierung von Umweltschäden 
befaßt sich mit dieser Thematik unter zwei Aspekten: 

— Individuelle Haftung für Personen-, Sach- und 
Umweltschäden, bei denen ein Ursachenzusam-
menhang mit konkreten Handlungen bestimmter 
Personen nachweisbar und die Haftpflicht dieser 
Personen feststellbar ist; 

— kollektive Entschädigungssysteme in bezug auf 
Personen-, Sach- und Umweltschäden, bei denen 
wegen einer Häufung von Handlungen und der 
fehlenden Nachweisbarkeit eines konkreten Ur-
sachenzusammenhangs eine bestimmte haft-
pflichtige Person nicht feststellbar ist. 

Das Grünbuch spricht die umfassenden Probleme an, 
die mit der Einführung eines Umwelthaftungssy-
stems verbunden sind, z. B. Bestimmung der 
schadensstiftenden Tätigkeit und des Haftungs-
schuldners, Definition des Umweltschadens, Schwie-
rigkeiten beim Ursachennachweis, Klagerechte und 
Versicherbarkeit. Abschließende Lösungsvorschläge 

zu diesen Fragenstellungen enthält das Grünbuch je-
doch nicht. Es stellt vielmehr die Basis für die weitere 
umwelthaftungsrechtliche Diskussion auf der Ebene 
der EG und auch ein auslösendes Moment dafür dar, 
diese Diskussion in den Mitgliedstaaten anzuregen 
bzw. zu fördern. 

Der Bundesrat hat in seinem Beschluß vom 15. Okto-
ber 1993 die Vorlage des Grünbuchs als Teil der Be-
mühungen begrüßt, die Stellung der Geschädigten 
und die Umweltsituation zu verbessern sowie natio-
nale Umwelthaftungsbestimmungen zu harmonisie-
ren. Er wies aber auch auf das Subsidiaritätsprinzip 
und auf das seit 1. Januar 1991 geltende Umwelthaf-
tungsgesetz als ein ausgewogenes Regelwerk für 
den Ersatz von Personen- und Sachschäden hin. 

Die Beratungen auf Gemeinschaftsebene befinden 
sich erst in einem Anfangsstadium. Der Rat diskutiert 
über das Grünbuch erstmals am 3. Dezember 1993 im 
Rahmen einer allgemeinen Aussprache. Für das wei-
tere Verfahren wird davon auszugehen sein, daß die 
Kommission zunächst die auf das Grünbuch erfolgten 
Reaktionen und Stellungnahmen auswerten wird, 
bevor eine Entscheidung darüber erwartet werden 
kann, ob, in welcher Form und mit ggf. welchem In-
halt sie umwelthaftungsrechtliche Initiativen ergrei-
fen wird. 

Die Bundesregierung begrüßt das Grünbuch als 
einen Beitrag zu den Bemühungen, den Schutz so-
wohl geschädigter Personen als auch der natürlichen 
Lebensgrundlagen zu verbessern. Sie wird sich der 
vom Grünbuch initiierten Diskussion nicht verschlie-
ßen, sondern sich hieran konstruktiv beteiligen. 
Allerdings stellt sich die Frage, ob ein gemeinschafts-
weites Haftungssystem zu einer rechtlichen Harmo-
nisierung in der Lage ist, insbesondere, wenn die bei 
der Sanierung von Umweltschäden maßgebenden 
tatsächlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
nicht berücksichtigt werden. Auch bei der Diskus-
sion von Entschädigungssystemen für Schäden, die 
keinem konkreten Verursacher zugerechnet werden 
können, wird sehr genau zu prüfen sein, ob Problem-
lösungen in effizienter Weise nicht auch auf nationa-
ler Ebene sachnäher entwickelt werden können. 

269. Klimaänderungen, Rahmenübereinkommen 

Der Rat hat einstimmig (bei einer Enthaltung) den 
Entscheidungsvorschlag über die Ratifizierung des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen 
über Klimaveränderungen durch die Gemeinschaft 
angenommen und formal beschlossen. Damit wurde 
die Voraussetzung dafür geschaffen, daß die EG am 
21. Dezember 1993 — nach dem Vereinigten König-
reich und Deutschland (am 8. bis. 9. Dezember 1993) 
— ihre Ratifikationsurkunde in New York hinterlegt. 

270. CO2-Emissionen 

Im Zusammenhang mit der Entscheidung zur Ratifi

-

zierung des Rahmenübereinkommens über Klima

-

veränderungen der Vereinten Nationen durch die EG 
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nahm der Rat eine Entschließung an, in der insbeson-
dere 

— die Notwendigkeit betont wird, zur Stabilisierung 
der CO2-Emissionen bis 2000 auf der Basis 1990 
auf Gemeinschaftsebene ein Bündel von zusätzli-
chen Instrumenten zu schaffen und die laufenden 
Arbeiten unter Berücksichtigung des Kommis-
sionsvorschlags zur CO 2-/Energie-Steuer so 
schnell wie möglich, spätestens bis Ende 1994 ab-
zuschließen; 

— die Kommission aufgefordert wird, bis März 1994 
einen Bericht vorzulegen, in dem dargestellt wird, 
wie die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten das 
Stabilisierungsziel gemeinsam erreichen. 

Sechs Delegationen (Deutschland, Dänemark, Nie-
derlande, Belgien, Italien, Luxemburg) haben ferner 
in einer Protokollerklärung hervorgehoben, daß ein 
Beschluß über steuerliche Instrumente auf Gemein-
schaftsebene erforderlich ist, u. a. als eine Vorausset-
zung für die Durchführung der Lastenverteilung bei 
der Erreichung des gemeinschaftlichen Stabilisie-
rungsziels, und deshalb gefordert, daß die Verhand-
lungen über den Kommissionsvorschlag über die 
CO2-/Energie-Besteuerung alsbald abgeschlossen 
werden. 

Die Bundesregierung unterstützt die Initiative der 
Kommission für eine umfassende europäische Stra-
tegie für weniger CO 2-Emissionen und mehr 
Energieeffizienz, die auch die Einführung einer 
kombinierten CO2-/Energiesteuer vorsieht. Ziel der 
Bundesregierung bleibt es, die Steuer möglichst bald 
in allen Mitgliedstaaten in Kraft zu setzen. Die Bun-
desregierung setzt sich dafür ein, daß andere wichti-
ge Mitgliedstaaten der OECD vergleichbare Maß-
nahmen ergreifen. Die Gesamtbelastung der 
deutschen Wirtschaft darf sich im Zusammenhang 
mit der Einführung der Steuer nicht erhöhen. Das 
Aufkommen der Steuer muß dem jeweiligen Mit-
gliedstaat zustehen. Die belgische Präsidentschaft 
hat durch modifizierte Vorschläge, insbesondere hin-
sichtlich der Steuersätze, versucht, eine baldige 
Konsensfähigkeit herbeizuführen. Dies führte zum 
Beschluß des Rates, die Beratungen über den Kom-
missionsvorschlag im Lichte der von Belgien initiier-
ten Überlegungen sowie der Ergebnisse des Europäi-
schen Rates vom 10./11. Dezember 1993 fortzuführen. 

271. Montrealer Protokoll, Änderung 

Die angenommene Entscheidung sieht die Ratifizie-
rung der Änderung des Montrealer Protokolls durch 
die Gemeinschaft vor. Die Mitgliedstaaten ihrerseits 
sollen die Ratifikationsurkunde spätestens bis Juni 
1994 hinterlegen. Deutschland hat seine Ratifika-
tionsurkunde am 28. Dezember 1993 hinterlegt. 

272. Montrealer Protokoll, Durchführung 

Der Rat erzielte eine politische Einigung über die 
wichtigsten Eckpunkte des Vorschlags für eine Ver-
ordnung über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht 
führen; die Festlegung eines Gemeinsamen Stand

-punktes war noch nicht möglich, da die Stellungnah-
me des Europäischen Parlaments noch aussteht. 

Gemäß der politischen Einigung wird die EG-Verord-
nung deutlich über die im November 1992 in Kopen-
hagen beschlossenen Verschärfungen des Montrea-
ler Protokolls hinausgehen: 

— H-FCKW 

= Ab dem 1. Januar 1995 (Kopenhagen: 1. Januar 
1996) darf der H-FCKW-Verbrauch bis zum 31. 
Dezember 2003 eine Obergrenze nicht über-
schreiten, die in etwa 2,6 % (Kopenhagen: 
3,1 %) des FCKW-Verbrauchs im Jahr 1989 be-
trägt. Anschließend muß der Verbrauch, begin-
nend mit einer Reduktion von 35 % im Jahr 
2004, bis zum 31. Dezember 2014 (Kopenhagen: 
31. Dezember 2029) stufenweise auf null redu-
ziert werden. 

= Ab dem 1. Januar 1996 ist die Verwendung von 
H-FCKW als Lösungsmittel in offenen Anwen-
dungen, als Kältemittel in offenen Anwendun-
gen und in Haushaltskühlgeräten sowie in Kli-
maanlagen von Kraftfahrzeugen verboten. 

= Ab dem 1. Januar 1998 ist die Verwendung von 
H-FCKW in Klimaanlagen von Zügen verbo-
ten. 

= Ab dem 1. Januar 2000 ist die Verwendung von 
H-FCKW als Kältemittel in Kühlhäusern und 
Lagern sowie in Geräten mit einer Eingangslei-
stung von 150 kW oder mehr verboten. 

= Die Mitgliedstaaten einigten sich auch auf 
Grundzüge eines Verfahrens, das die künftige 
Versorgung mit H-FCKW sicherstellen soll. 
Darin werden Importeure den Herstellern in 
Rechten und Pflichten gleichgestellt. 

— Methylbromid 
Die Produktion und Verwendung des in Pflanzen- 
und Vorratsschutz eingesetzten Stoffes Methyl-
bromid müssen ab dem 1. Januar 1995 (Kopenha-
gen: 1. Januar 1996) auf dem Niveau des Jahres 
1991 eingefroren und ab dem 1. Januar 1998 um 
25 % reduziert werden (in Kopenhagen wurden 
keine Reduktionsschritte beschlossen). 

273. Luftverunreinigung durch Kfz-Emissionen 

Der Rat nahm einstimmig den Gemeinsamen Stand-
punkt zu dem Richtlinienvorschlag zur Änderung der 
Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
über Maßnahmen gegen die Verunreinigung der Luft 
durch Emissionen von Kraftfahrzeugen (PKW) an. 

Für die zweite Grenzwertstufe ab 1996 wird damit 
etwa eine Halbierung der 1993 eingeführten Werte 
verwirklicht (zu erreichen durch eine technische Op-
timierung des geregelten Katalysators). 

Für die dritte Grenzwertstufe ab 2000 hat die  Kom-
mission  bis Ende 1994 Vorschläge vorzulegen. Diese 
Vorschläge müssen eine weitere substantielle Herab-
setzung der Grenzwerte enthalten, wobei die Korn- 



Drucksache 12/7132 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

mission darüber hinaus eine Reihe konkreter techni-
scher Vorgaben zu beachten hat. 

274. Gefährliche Abfälle 

Der Gemeinsame Standpunkt zu dem Richtlinienvor-
schlag zur Änderung der Richtlinie 91/689/EWG über 
gefährliche Abfälle wurde angenommen. Damit wird 
die Frist zur Umsetzung der Richtlinie 91/689/EWG 
um ein Jahr auf den 31. Dezember 1994 verschoben. 
Dies ist notwendig, da es der Kommission nicht ge-
lungen ist, rechtzeitig die Liste der gefährlichen Ab-
fälle als Voraussetzung für die Anwendbarkeit der 
Richtlinie zu erstellen. 

Die Erarbeitung der Liste soll nun mit allem Nach-
druck vorangetrieben werden. 

275. Verpackungen, Verpackungsabfälle 

Zu dem Vorschlag einer Richtlinie über Verpackun-
gen und Verpackungsabfälle hat der Rat auf der Ba-
sis von Art. 100 a EG-Vertrag mit qualifizierter Mehr-
heit — gegen die Stimmen Deutschlands, Dänemarks 
und der Niederlande — den Gemeinsamen Stand-
punkt festgelegt. 

Danach wird für die Verwertung eine Quote von 50 
bis 65 %, für das Recycling eine Quote von 25 bis 
45 % vorgesehen. Eine Überschreitung der Ober-
grenze durch die Mitgliedstaaten wird lediglich un-
ter außerordentlich engen Bedingungen zugelassen 
(angemessene Verwertungs- und Recycling-Kapazi-
täten; Notifizierungsverfahren). 

Der Gemeinsame Standpunkt bleibt erheblich hinter 
dem ursprünglichen Vorschlag der Kommission zu-
rück. 

Deutschland, Dänemark und die Niederlande haben 
in einer Protokollerklärung ihre Ablehnung des Ge-
meinsamen Standpunktes damit begründet, daß er 

— nicht den umweltpolitischen Prinzipien des EG-
Vertrages (insbesondere hohes Schutzniveau; 
Vorsorgeprinzip) entspricht; 

— nicht das hohe Vermeidungs-, Wiederverwen-
dungs-, Sammel- und Recyclingniveau, das in ei-
nigen Mitgliedstaaten erreicht ist, widerspiegelt 
und weitere Fortschritte auf diesem Gebiet behin-
dert. 

Diese Delegationen behielten sich das Recht vor, 
Art. 100 a Abs. 4 EG-Vertrag in Anspruch zu nehmen. 

276. Gefährliche Chemikalien, Ausfuhr und Einfuhr 

Der Rat hat grundsätzliches Einvernehmen über den 
Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung von 
Anhang I der Verordnung betreffend die Aus- und 
Einfuhr gefährlicher Chemikalien erzielt. Die Annah-
me des Vorschlags ist allerdings erst nach Vorliegen 
der Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
möglich. 

Durch die Änderungsverordnung soll das Kontrollsy-
stem auf weitere wichtige Chemikalien ausgedehnt 
werden (z. B. Pentachlorphenol, PCB-Ersatzstoffe so-
wie sieben Pflanzenschutzwirkstoffe). Danach ist das 
Importland über die Merkmale der für den Export 
vorgesehenen Chemikalie zuvor zu unterrichten und 
kann auf dieser Basis entscheiden, ob der Expo rt  der 
in der Verordnung geregelten Chemikalie stattfinden 
soll. 

Mit der Änderungsverordnung wird den Änderun-
gen und Anpassungen der Richtlinie 79/117/EWG, 
die das Inverkehrbringen und die Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln mit bestimmten Wirkstoffen 
verbietet, und der Richtlinie 76/769/EWG zur Be-
schränkung des Inverkehrbringens und der Verwen-
dung bestimmter gefährlicher Stoffe und Zubereitun-
gen an den technischen Fortschritt Rechnung 
getragen. 

Die Verordnung bezweckt insbesondere die Verbes-
serung des Schutzes von Ländern der Dritten Welt 
vor umweit- und gesundheitsgefährdenden Chemi-
kalien. 

X. Forschungs- und Technologiepolitik 

277. Forschung und technologische Entwicklung, 
Schwerpunkte 

Im Berichtszeitraum standen neben dem Hauptthe-
ma 

— 4. Gemeinschaftliches Rahmenprogramm im Be-
reich der Forschung und technologischen Ent-
wicklung 

die Themen 

— Internationale Vereinigung zur Förderung der Zu-
sammenarbeit mit Wissenschaftlern aus den Staa-
ten der ehemaligen Sowjetunion (INTAS) 
und 

— Technologieinitiative der Gemeinschaft für Be-
hinderte und ältere Menschen (TIDE) im Mittel-
punkt. 

278. Internationale Vereinigung zur Förderung der 
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus den 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion (INTAS) 

Die Ende Juni 1993 gegründete Vereinigung bewil-
ligte bis Ende 1993 die Förderung von über 1250 For-
scherteams aus den Staaten der ehemaligen Sowjet-
union mit einem Gesamtvolumen von 25 Mio ECU. 
Der Kommission und den 12 Mitgliedsstaaten der Ge-
meinschaft als Gründungsmitgliedern haben sich be-
reits Österreich, die Schweiz und Finnland als weite-
re Geberländer angeschlossen. 
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279. Technologieinitiative der Gemeinschaft für 
Behinderte und ältere Menschen (TIDE) 

Am 21. September 1993 beschloß der Rat — gestützt 
auf Artikel 235 EG Vertrag — eine Technologieinitia-
tive der Gemeinschaft für Behinderte und ältere 
Menschen (TIDE). Für die Laufzeit der Initiative 1993 
bis 1994 ist ein Betrag von insgesamt 30 Mio ECU 
vorgesehen. Die Initiative folgt auf die TIDE-Pilotak-
tion „Technologie für die Sozioökonomische Integra-
tion von Behinderten und älteren Menschen" , die 
durchgeführt wurde, um Daten für die Notwendig-
keit einer Gemeinschaftsinitiative auf diesem Gebiet 
bereitzustellen. TIDE soll die vornehmlich kleinen 
und mittleren Unternehmen, die im Bereich Rehabi-
liationstechnik produzieren, in der Entwicklung mo-
derner Technologien für Behinderte und ältere Men-
schen stärken. Durch den leichteren Zugang zu 
Telekommunikations-, Informations- und Steuer-
ungssystemen enthalten diese viele Möglichkeiten 
zu einer selbständigeren Lebensführung. 

280. Forschungsrahmenprogramm, viertes 

Nach mehreren Erörterungen, zuletzt im Rahmen 
seiner Tagungen am 11. Oktober 1993 und 6. Dezem-
ber 1993 hat der Rat am 22. Dezember 1993 eine poli-
tische Einigung über einen Gemeinsamen Stand-
punkt zum 4. Rahmenprogramm erzielt. Der Rat hat 
damit die Voraussetzung geschaffen, daß das 4. Rah-
menprogramm noch während der laufenden Legisla-
turperiode des Europäischen Parlaments im 1. Halb-
jahr 1994 im Rahmen des im Vertrag über die 
Europäische Union festgelegten Kodezisionsverfah-
rens verabschiedet werden kann. 

Der Rat einigte sich auf einen Gesamtbetrag in Höhe 
von 12 Mrd ECU sowie eine Rese rve von 1 Mrd ECU, 
über deren Freigabe Mitte 1996 beschlossen werden 
soll. Der Gesamtbetrag von 12 Mrd ECU wird auf 2 
Teilbeträge aufgeteilt: 
1995-1996: 5,9 Mrd ECU, 1997-1998: 6,1 Mrd ECU. 

Mit der Einigung auf den finanziellen Gesamtrah-
men ist die Kontinuität der gemeinschaftlichen 
Forschungsförderung gesichert, deren Ziele die 
Stärkung der wissenschaftlich-technologischen 
Grundlagen der Indust rie der Union und damit der 
Förderung ihrer internationalen Wettbewerbsfähig-
keit sind. Hierdurch wird auch ein wesentlicher Bei-
trag zur wirtschaftlichen Entwicklung in der Euro-
päischen Union geleistet. 

Es ist vor allem der nachdrücklichen deutschen For-
derung zu verdanken, daß der Umweltbereich unter 
Einbeziehung der Meeresforschung gegenüber den 
ursprünglichen Vorschlägen der Kommission we-
sentlich besser ausgestattet wurde. 

Mittelaufteilung auf Programmlinien in Mio ECU auf 
der Basis von 12 Mrd ECU Gesamtumfang. 

Informations- und Kommunikationstechnologie 
3 384 

— Telematik 	 822 
— Kommunikatonstechnologien 	630 
— Informationstechnolgien 	1932 

Industrietechnologien und Mate rial

-

forschung 	 1920 
— Industrietechnologien und Materi-

alforschung im engeren Sinne 	1 632 
— Messen und Prüfen 	 288 

Umwelt 	 1 080 
— Umwelt- und Klimaforschung 	852 
— Meeresforschung und Meerestech-

nologie 	 228 

Lebenswissenschaften 	 1 572 
— Biotechnologie 	 552 
— Biomedizin und Gesundheitsfor-

schung 	 336 
— Landwirtschaft und Fischerei 	684 

Energie 	 2 238 
-- Nicht-nukleare Energien 	984 
— Nukleare Kernspaltungssicherheit 	414 
— Kernfusion 	 840 

Verkehr 	 240 

Sozioökonomische Forschung 	 102 

Internationale Zusammenarbeit 	 420 

Kenntnisverbreitung und -verwertung 	300 

Humankapital und Mobilität 	 744 

Die Aufteilung der für 1996 geplanten Rese rve soll 
linear erfolgen, jedoch mit der Möglichkeit abwei-
chender Akzentsetzung. 

Die Minister einigten sich am 22. Dezember 1993 
auch auf einen Haushalt für die Gemeinsame For-
schungsstelle (GFS) in Höhe von 875 Mio ECU 
(Grundfinanzierung). Die Aufteilung auf die einzel-
nen Programmlinien erfolgt im 1. Halbjahr 1994. Die 
GFS, die bisher im Rahmen einer Vollfinanzierung 
Mittel zugewiesen bekam, wird sich ab dem 4. Rah-
menprogramm aus Grund- und Projektmitteln finan-
zieren. 

Die GFS bekommt die Möglichkeit sich an Aus-
schreibungen für die spezifischen Programme des 4. 
Rahmenprogramms zu beteiligen. Hierbei steht sie 
im Wettbewerb mit nationalen Einrichtungen. 

Die GFS wird zur Durchführung des Rahmenpro-
gramms vor allem in den Bereichen beitragen, in de-
nen sie aufgrund ihrer Sachkompetenz zum Nutzen 
der gesamten Gemeinschaftspolitik unparteiische 
und unabhängige Forschungsbeiträge leistet. Sie 
spielt damit eine bedeutende Rolle in der europäi-
schen wissenschaftlichen Zusammenarbeit, damit 
der Herausforderung des internationalen Wettbe-
werbs standgehalten werden kann. 

XI. Gesundheitspolitik 

281. Aktionsrahmen Öffentliche Gesundheit 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrags über die europäi-
sche Union am 1. November 1993 hat auch die Ge-
sundheitspolitik an Bedeutung gewonnen. 

In Artikel 3 (0) wird erstmals das Ziel eines hohen 
Gesundheitsschutz-Niveaus ausdrücklich im Aufga

-

benkatalog der Gemeinschaft genannt und in Arti- 
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kel 129 als neue Kompetenz geregelt. Damit wird 
auch die Gesundheitspolitik ein Bestandteil des euro-
päischen Integrationsprozesses werden. 

Bereits am 24. November 1993 hat die Kommission 
eine Mitteilung über den Aktionsrahmen im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit verabschiedet und sie 
am 13. Dezember 1993 im Rat vorgestellt. 

Der Aktionsrahmen enthält die Vorschläge der Korn-
mission zur Verwirklichung der neuen Gemein-
schaftskompetenz auf dem Gebiet der öffentlichen 
Gesundheit. 

Als Möglichkeiten für ein Tätigwerden der Gemein-
schaft werden insbesondere genannt: 

— Errichtung eines allgemeinen Rahmens für die 
Unterstützung der Politik und Programme der 
Mitgliedstaaten (Netze, konzertierte Aktionen, 
Informationsaustauschsysteme) 

— Aufstellung gemeinsamer Ziele 

— Programme zum Austausch von Erfahrungen und 
von Personal 

— Standardisierung und Erhebung von vergleichba-
ren/kompatiblen Gesundheitsdaten und Förde-
rung eines Systems zur Gesundheitsberichterstat-
tung 

— Einrichtung von Informationsnetzen zur Bewer-
tung verschiedener Behandlungsverfahren und 
neuer Medizingeräte 

— Erstellung eines Jahresberichts über die gesund-
heitliche Lage in der Gemeinschaft. 

Zur Konsultation und Beteiligung der Mitgliedstaa-
ten wird ausdrücklich festgestellt, daß zur Verwirkli-
chung dieses gesundheitspolitischen Rahmens ge-
eignete Konsultations- und Beteiligungsmodalitäten 
eingerichtet werden müßten. Konkrete Vorschläge 
dazu werden jedoch nicht gemacht. 

Eine Ratsentschließung zu dieser Kommissionsmit-
teilung ist für Juni 1994 vorgesehen. Die Stellung-
nahme der Bundesregierung dazu wird gegenwärtig 
ebenso vorbereitet wie die Stellungnahme der Län-
der. In einer Entschließung der Gesundheitsminister-
konferenz (GMK) wurde die Nennung des Ziels eines 
hohen Gesundheitsschutz-Niveaus im Aufgabenka-
talog der Gemeinschaft ausdrücklich begrüßt, eine 
maßvolle Nutzung gefordert und die Bereitschaft der 
Länder zur aktiven und kooperativen Mitwirkung 
ausdrücklich angekündigt. 

282. Europa gegen den Krebs 

Zu dem von der Kommission am 15. März 1993 vorge-
legten umfassenden Bewertungsbericht über die Ak-
tionen des Programms „Europa gegen den Krebs" 
(1987-1992) hat der Rat am 13. Dezember 1993 ein-
gehend Stellung genommen. Dabei wurde insbeson-
dere eine Verbesserung der Zusammenarbeit zwi-
schen allen Trägern des Programms durch einen 
Ausbau der Kontakte zwischen den für das Pro-
gramm verantwortlichen Stellen in der Kommission 

und den für die Krebsbekämpfung zuständigen Be-
hörden der Mitgliedstaaten gefordert. 

Die Kommission wurde ersucht, rechtzeitig einen 
Entwurf für einen dritten Aktionsplan vorzulegen 
und dabei der Entschließung des Rates vom 27. Mai 
1993 über die künftigen Maßnahmen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit Rechnung zu tragen. Als 
Ziele wurden genannt: eine Verbesserung des Wis-
sens über Ursachen, Prävention und Behandlung von 
Krebserkrankungen, die Entwicklung wirksamer 
Krebsfrüherkennungssysteme sowie die bessere Er-
fassung der Krebserkrankungen und epidemiologi-
schen Studien. 

283. Europa gegen AIDS 

Ein von der Kommission am 29. September 1993 vor-
gelegter Vorschlag zur Verlängerung des Aktions-
plan 1991-1993 im Rahmen des Programms „Europa 
gegen AIDS" bis Ende 1994 konnte nicht verabschie-
det werden, da die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments und des Ausschusses der Regionen noch 
ausstehen. Der Rat konnte lediglich in einer Ent-
schließung die Kommission auffordern, die Kontinui-
tät des Aktionsplans 1991-1993 auch im Jahre 1994 
zu gewährleisten und dabei bestimmte Leitlinien zur 
Struktur und Bewertung zu berücksichtigen. Der 
Bundesrat hat mit Beschluß vom 26. Januar 1993 die 
Verlängerung des Programms befürwortet. 

284. Selbstversorgung der Europäischen Union mit 
Blut 

Auf der Grundlage einer detaillie rten Mitteilung der 
Kommission vom 25. Mai 1993 über „Selbstversor-
gung der EU mit Blut" wurden vom Rat am 13. De-
zember 1993 Schlußfolgerungen verabschiedet, mit 
denen die Mitgliedstaaten erneut bekräftigten, daß 
die Selbstversorgung der Gemeinschaften mit Blut 
und Blutderivaten unter Wahrung des Grundsatzes 
der freiwilligen und unentgeltlichen Blutspende an-
zustreben ist. Darüber hinaus wurde vereinbart, daß 
die Gemeinschaft die Bemühungen der Mitgliedstaa-
ten sowohl bei der Erhöhung der Menge an verfüg-
baren Blut und Blutderivaten wie auch bei der opti-
malen Nutzung unterstützen sollte. 

Insbesondere auf Anregung der Bundesregierung, 
vor dem Hintergrund der aktuellen Situation in 
Deutschland, wurde eine Protokollerklärung verab-
schiedet, mit der die Absicht der Kommission zur 
Kenntnis genommen wurde, „eine Aufstellung der 
rechtlichen und praktischen Bestimmungen zu erar-
beiten, in der der wissenschaftlichen Entwicklung 
betreffend die Sammlung, Kontrolle, indust rielle Ver-
arbeitung, dem Vertrieb und Handel mit Blut und 
Blutprodukten voll Rechnung getragen wird". Ggfs. 
sollten auf dieser Grundlage Vorschläge für gemein-
same Mindestsicherheitskriterien erarbeitet werden. 
Die Länder haben den Schlußfolgerungen und den 
weiterführenden Arbeiten ausdrücklich zugestimmt. 
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285. Rinderkrankheit — BSE 

Das besondere deutsche Interesse im Rat am 13. De-
zember 1993 galt dem Thema „Rinderkrankheit —
BSE". Ausgehend von einem allen Gesundheitsmini-
stem zugeleiteten Memorandum und vor dem Hin-
tergrund des großen öffentlichen Interesses in 
Deutschland, einem entsprechenden Auftrag des 
Bundestages und einer Anfang Dezember durchge-
führten wissenschaftlichen Tagung im Bundesge-
sundheitsamt wurden im Rat keine Bedenken gegen 
das deutsche Anliegen erhoben, im nächsten Ge-
sundheitsministerrat sowie im Agrarrat eine Behand-
lung dieses Themas vorzusehen. Dabei soll eine Be-
wertung der von der Gemeinschaft getroffenen 
Regelungen und eine Prüfung ergänzender Maßnah-
men zur Ausschaltung jedes Risikos für die menschli-
che Gesundheit vorgenommen werden. Die Bundes-
regierung wird zusammen mit dem Vereinigten 
Königreich das Thema in bilateraler Zusammenar-
beit sorgfältig vorbereiten. 

286. Europa gegen Drogen 

Die Verordnung Nr. 302/93 des Rates vom 8. April 
1993 über die Schaffung einer Europäischen Beob-
achtungsstelle für Drogen und Drogensucht ist am 
30. Oktober 1993 in Kraft getreten. Sitz der Beobach-
tungsstelle ist Lissabon. Die konstituierende Sitzung 
des Verwaltungsrates findet im Januar 1994 statt; die 
Beobachtungsstelle kann damit ihre Arbeit aufneh-
men. 

287. Gesundheitspolitik, Beziehungen der 
Gemeinschaft zur Weltgesundheitsorganisation 

Zur der in Artikel 129 des Vertrags über die Euro-
päische Union ausdrücklich genannten Zusammen-
arbeit der Gemeinschaft mit Drittstaaten und den für 
das Gesundheitswesens zuständigen internationalen 
Organisationen (WHO, Europarat) hat die Kommis-
sion in ihrer Mitteilung vom 24. November 1993 über 
den Aktionsrahmen im Bereich der öffentlichen Ge-
sundheit positiv Stellung genommen und u. a. eine 
Aktualisierung, Verbesserung und Ausdehnung der 
Zusammenarbeit in speziellen Bereichen angekün-
digt. Für die verstärkte gesundheitspolitische Zusam-
menarbeit mit dem Europarat prüft die Kommission 
gegenwärtig die Aufnahmen von Klauseln in die Ent-
würfe für Gesundheitsabkommen des Europarates, 
denen zu Folge die Europäische Gemeinschaft die-
sen Abkommen ohne Verhandlungen und Ratifizie-
rungen spezieller Protokolle beitreten kann. 

Auf der 43. Tagung des WHO-Regionalkomitees für 
Europa sind die Zusammenarbeit der WHO mit der 
Gemeinschaft sowie die Annäherung an die EG 
(partnerschaftliche Beziehungen für die Gesundheit 
in Europa) vertieft erörtert worden. Auch die Mitglie-
der des Europäischen Gesundheitsausschusses des 
Europarates (32 europäische Staaten), die Ende No-
vember/Anfang Dezember 1993 tagten, beschäftig-
ten sich mit diesem Thema der Frage der Annähe-
rung. Bei den Diskussionen wurde die Bedeutung der 

engen Zusammenarbeit zwischen WHO, Kommis-
sion und Europarat nicht nur bei den laufenden Akti-
vitäten, sondern insbesondere auch bei der Vorbe-
reitung zukünftiger Programme besonders betont 
worden. 

XII. Bildungs- und Kulturpolitik 

288. Europäische Stiftung für Berufsbildung, Sitzfrage 

Am 29. Oktober 1993 hat der Europäische Rat be-
schlossen, den Sitz der Europäischen Stiftung für die 
Berufsbildung nach Turin zu legen. Damit kann die 
bereits 1990 beschlossene Europäische Stiftung nun 
ihre Tätigkeit zugunsten der Staaten Mittel- und Ost-
europas aufnehmen. 

289. Europäisches Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung, Sitzverlagerung 

Der Europäische Rat hat am 29. Oktober 1993 Einver-
nehmen darüber erzielt, den Sitz des Europäischen 
Zentrums für die Förderung der Berufsbildung (CE-
DEFOP) von Berlin nach Thessaloniki zu verlagern. 

290. Grünbuch zur europäischen Dimension des 
Bildungswesens 

Um die EG-weite Diskussion über mögliche Gemein-
schaftsinitiativen zur Verstärkung der europäischen 
Dimension im Bildungswesen auf der Grundlage des 
Artikels 126 EG-Vertrag anzustoßen, legte die Kom-
mission im Rat am 21. Oktober 1993 ein Grünbuch zu 
diesem Themenkomplex vor. Vorgeschlagen werden 
u. a. Förderung von Mobilität und Austausch, Förde-
rung von Lehreraus- und -fortbildung, Ausbau des 
Sprachunterrichts, Fernunterricht und multimediale 
Systeme, Förderung pädgogischer Innovationen, In-
formations- und Erfahrungsaustausch. 

291. Allgemeine und berufliche Bildung/ 
Gemeinschaftsaktionen 

Im September 1993 hat die Bundesakademie für öf-
fentliche Verwaltung für 22 Angehörige der öffentli-
chen Verwaltung aus den neuen Bundesländern 
einen dreiwöchigen Lehrgang veranstaltet, der den 
Teilnehmern in vertiefter Form einen Einblick in Or-
ganisation, Aufgaben und Arbeitsweise der Euro-
päischen Gemeinschaften sowie deren wichtigste Po-
litikbereiche ermöglichte. Nach diesem Lehrgang 
absolvierten die Teilnehmer dreimonatige Praktika 
bei der Kommission. Ein dreitägiges Auswertungsse-
minar beim Europäischen Institut für öffentliche Ver-
waltung (EIPA) in Maastricht schloß das Sonderaus-
bildungsprogramm ab. 
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292. Europäische Schulen 

Der Unterausschuß zur Prüfung der langfristigen Per-
spektiven der Europäischen Schulen setzte seine Ar-
beit fort , nachdem der Rat am 11. Juni 1993 sein Man-
dat um ein weiteres Jahr verlängert hatte. Das 
Europäische Parlament hat seine Beratungen über 
die Neufassung der Vereinbarung über die Satzung 
der neun Europäischen Schulen — von denen sich 
zwei in Deutschland, nämlich in München und Karls-
ruhe befinden — noch nicht abgeschlossen. Nach 
endgültiger Verabschiedung durch den Rat muß der 
neue Satzungsentwurf noch von den nationalen Par-
lamenten ratifiziert werden. 

293. Kulturelle Zusammenarbeit 

Das zweite Halbjahr 1993 stand im Zeichen zweier 
größerer Treffen zur Abstimmung der Kulturpolitik 
unter den Mitgliedstaaten: Vom 19.-21. September 
1993 fand in Antwerpen ein informelles Treffen der 
Kulturminister statt, am 4./5. November tagte der Rat 
in Brüssel. 

Der Rat befaßte sich mit der Preisbindung bei Bü-
chern, dem Statut des Künstlers und wi rtschaftlichen 
Aspekten der Kultur und deren Rolle bei der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen. 

Zu allen drei Bereichen beschloß der Rat, die Kom-
mission mit der Durchführung von Bestandsaufnah-
men zu beauftragen. Bezüglich der für Deutschland 
besonders wichtigen Frage der Buchpreisbindung 
hält der Rat eine pragmatische Lösung für erstre-
benswert. 

Der Rat verabschiedete eine Erklärung, in der er die 
Absicht einiger Mitgliedstaaten billigte, im Bereich 
von Kunst und Kultur Solidaritätsmaßnahmen mit Sa-
rajevo zu unterstützen. 

Der Rat beschloß eine Resolution zum einhundertjäh-
rigen Bestehen der Kinos und verabschiedete 
Schlußfolgerungen zum Programm MEDIA. Die Zu-
kunft des Mediaprogramms war auch einer der Er-
örterungspunkte auf dem von der belgischen Präsi-
dentschaft in Mons im Oktober 1993 einberufenen 
Seminar der Medienminister. 

294. Kulturstadt Europas 

Der Rat verlieh den Titel „Kulturstadt Europas" für 
das Jahr 1998 an Stockholm und für 1999 (Goethe-
jahr) an Weimar. 

295. Europäischer Kulturmonat 

Für das Jahr 1995 bestimmte der Rat Ljubljana und 
Nikosia als Veranstaltungsorte des Europäischen 
Kulturmonats. 

XIII. Frauen-, Jugend- und Seniorenpolitik, 
Sport  

296. Frauenpolitik 

Das Europäische Netzwerk „Frauen in Entschei-
dungspositionen" veranstaltete am 14./15. Oktober 
1993 in Brüssel ein Seminar „Frauen in der Politik — 
im Hinblick auf die Wahlen zum Europäischen Parla-
ment". Im Rahmen dieser Veranstaltung wurde eine 
europaweite Kampagne „Wählt die Balance von 
Frauen und Männern, Europäische Parlamentswah-
len 1994 " vorgestellt, deren Materialien auch für an-
dere Wahlen im Jahre 1994 eingesetzt werden kön-
nen. 

Auf Einladung des belgischen Ministeriums für Ar-
beit und Gleichstellungspolitik und im Rahmen der 
belgischen Präsidentschaft fand am 25. und 26. Okto-
ber 1993 in Brüssel ein Europäisches Seminar zum 
Thema Lohngleichheit zwischen Frauen und Män-
nern statt. Grundlage des Seminars war ein von der 
Kommission vorbereitetes Memorandum. Dieses 
setzt sich mit der Bedeutung des Begriffs „gleichwer-
tige Arbeit" in der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs auseinander und der umfassenden Defi-
nition von Entgelt in A rt . 119 EWG-Vertrag. 

Im Rahmen des Seminars wurde über Möglichkeiten 
gesprochen, wie aus Leitlinien für Verhandlungen 
über berufliche Einstufung und Bewe rtung auf den 
verschiedenen Ebenen ein Praxishandbuch entwik-
kelt werden kann, um das „Prinzip gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit" auf nationaler und internatio-
naler Ebene besser definieren und umsetzen zu kön-
nen. 

297. Jugendpolitik 

Zu Beginn der belgischen Präsidentschaft fand in 
mehreren Städten Belgiens ein „Jugendereignis" 
statt, an dem eine deutsche Jugenddelegation teil-
nahm. Die belgische Präsidentschaft hat Papiere zur 
Jugendinformation und zur Weiterbildung europäi-
scher Jugendbetreuer vorgelegt, die ebenso wie der 
Entwurf der Kommission für das Aktionsprogramm 
„Jugend für Europa III" intensiv im Beratenden Aus-
schuß und in der ad hoc-Gruppe Jugend beraten 
wurden. 

298. Seniorenpolitik, Europäisches Jahr der älteren 
Menschen 

Der Rat und die im Rat vereinigten Minister für So-
zialfragen haben anläßlich des Abschlusses des Eu-
ropäischen Jahres der älteren Menschen und der So-
lidargemeinschaft der Generationen am 6. Dezember 
1993 eine Grundsatzerklärung verabschiedet (ABl. 
Nr. C 343 vom 21. Dezember 1993, S. 1). 

Diese Grundsatzerklärung ist das erste umfassende 
seniorenpolitische Dokument der Europäischen Uni-
on. Die Mitgliedstaaten erklären, daß sie „eine Poli-
tik führen wollen, die auf den Grundprinzipien der 
Solidarität innerhalb einer Generation und zwischen 
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den Generationen beruht" . Sie enthält eine Auffor-
derung an die Mitgliedstaaten, sich entsprechend 
den Grundsätzen bei der Festlegung der Politik in 
den Bereichen, die für ältere Menschen besondere 
Bedeutung haben, den näher beschriebenen Zielen 
auf den Gebieten 

— Einkommensniveau und Lebensstandard 

— Wohnung und Mobilität 

— Pflege- und Hilfsdienste 

— Berufstätigkeit älterer Arbeitnehmer und Vorbe-
reitung auf den Ruhestand 

— Miteinbeziehung der älteren Menschen 

anzuschließen. 

Die Verwirklichung der Ziele soll durch die Mitglied-
staaten gefördert werden. Der Rat und die Minister 
für Sozialfragen werden die Verwirklichung der Ziele 
in regelmäßigen Abständen bewe rten. 

Die Kommission erklärte unter anderem, daß sie „ auf 
der Grundlage der zur Zeit durchgeführten Bewer-
tung und der Ergebnisse des Europäischen Jahres 
beabsichtige, im Jahr 1994 Vorschläge vorzulegen, 
durch die mittelfristig die gemeinschaftliche Unter-
stützung der Politiken der Mitgliedstaaten in diesem 
Bereich vertieft werden soll" . 

Mit dieser Grundsatzerklärung hat die im Januar 
1993 angestoßene Initiative der Bundesregierung 
eine begrüßenswerte und positive Entwicklung ge-
nommen. 

Das erste gemeinschaftliche Aktionsprogramm zu-
gunsten älterer Menschen wurde nach einer dreijäh-
rigen Laufzeit beendet. Abschluß und Höhepunkt 
des Programms stellte 1993 das Europäische Jahr der 
älteren Menschen und der Solidargemeinschaft der 
Generationen dar. 

In Deutschland haben sich nahezu alle mit altenpoli-
tisch relevanten Fragestellungen befaßten Organi-
sationen und Institutionen am Europäischen Jahr be-
teiligt. Insgesamt sind mehr als 300 Veranstaltungen 
auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene mit 
Teilnehmern aus den Mitgliedstaaten durchgeführt 
worden. 

Auch am dritten Netzwerk innovativer Modellpro-
jekte, das über das Europäische Jahr der älteren 
Menschen hinaus bestehen wird, ist Deutschland mit 
zwei Projekten beteiligt. 

Das Europäische Jahr der älteren Menschen und der 
Solidargemeinschft der Generationen hat nicht nur 
zu einer Intensivierung des Erfahrungs- und Informa-
tionsaustausches zwischen den Mitgliedstaaten ge-
führt, sondern auch wesentlich zu einer breiteren 
öffentlichen Diskussion über die mit dem demogra- 

phischen Wandel einhergehenden gesellschaftlichen 
und politischen Herausforderungen beigetragen. 

299. Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung 

Die Kommission hat am 22. September 1993 den Zwi-
schenbericht für das laufende mittelfristige Aktions-
programm der Gemeinschaft zur wi rtschaftlichen 
und sozialen Eingliederung der in wi rtschaftlicher 
und sozialer Hinsicht benachteiligten Personengrup-
pen gleichzeitig mit dem Vorschlag eines 4. Pro-
gramms (Mittelfristiges Aktionsprogramm zur Be-
kämpfung der Ausgrenzung und zur Förderung der 
Solidarität: Ein neues Programm zur Unterstützung 
und Anregung der Innovation (Progress) 1994-1999) 
vorgelegt. 

Die Bundesregierung hat bei der Vorstellung des 
neuen Programmvorschlages auf die Notwendigkeit 
eines ausreichenden Beratungszeitraums hingewie-
sen, insbesondere auch im Hinblick auf die gebotene 
Länderbeteiligung. Zwischenbericht und neuer Pro-
grammvorschlag werden gegenwärtig durch die 
Bundesregierung und in den Ländern geprüft. Sie 
sind Anfang 1994 Gegenstand der Befassung durch 
Bundestag und Bundesrat. 

300. Spo rt , Aktivitäten der Gemeinschaft 

Zu der 3. Sitzung des „Europäischen Sportforums" 
kamen am 23. November 1993 auf Einladung der 
Kommission wiederum Vertreter der Regierungen, 
der Olympischen Komitees, der Sportverbände sowie 
als Beobachter Vertreter des Europäischen Parla-
ments, des Europarats sowie der EFTA-Staaten zu 
einem Informations- und Gedankenaustausch über 
EG-relevante Sportthemen in Brüssel zusammen. 
Das Treffen stand im Zeichen von Binnenmarkt und 
Europäischer Union einerseits sowie der Vorlage 
durch die Kommission eines umfassenden Sach-
standsberichts zu den „Auswirkungen der EG-Ge-
setzgebung und -politik auf den Sport" . Hierzu hatte 
die Bundesregierung in Abstimmung mit den Bun-
desländern ausführlich Stellung genommen. 

Die Bundesregierung befürwortet die Rolle des 
Sports als Integrationsfaktor zum Europäischen Eini-
gungsprozeß im Sinne der Beschlüsse des Europäi-
schen Rates von 1985 über die Schaffung eines „Eu-
ropas der Bürger" . Obwohl Spo rt  im Rahmen der 
Europäischen Union keine originären Zuständigkei-
ten besitzt, spielt er in zunehmendem Maße auch als 
Wirtschaftsfaktor eine Rolle. Die Bundesregierung 
hat sich ferner für eine Vermeidung von Doppelarbeit 
insbesondere mit dem Europarat ausgesprochen und 
sich dafür eingesetzt, daß eine Ausgrenzung von 
Drittstaaten bei EG-Vorhaben vermieden wird. 
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E. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 

I. Institutioneller Rahmen, Gemeinsame 
Standpunkte, Gemeinsame Aktionen, 
Inhalte 

301. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, 
Überblick 

Mit Inkrafttreten des Vertrages über die Europäische 
Union ist die in 23 Jahren entwickelte Europäische 
Politische Zusammenarbeit in die Gemeinsame Auß-
en- und Sicherheitspolitik (GASP) der Europäischen 
Union übergegangen und zur „II. Säule" der Union 
geworden. Die GASP baut auf dem in der Einheit-
lichen Europäischen Akte 1986 erstmals völker-
rechtlich verbindlich geregelten und seither wei-
terentwickelten institutionellen und inhaltlichen 
Besitzstand auf. Sie soll die Europäische Union befä-
higen, sich den Herausforderungen der Krisen nach 
Ende des Kalten Krieges zu stellen und die Möglich-
keiten der präventiven Diplomatie zu nutzen, um 
durch geschlossenes Handeln zu einer dauerhaften 
Sicherung von Frieden und Freiheit beizutragen. 

Dazu wird der Grad der Verbindlichkeit gemeinsam 
festgelegter Standpunkte zu spezifischen Fragen der 
internationalen Politik erhöht (EU-Vertrag: „Die Mit-
gliedstaaten tragen dafür Sorge, daß ihre einzelstaat-
liche Politik mit den gemeinsamen Standpunkten im 
Einklang steht"; dagegen schwächer die Einheitliche 
Europäische Akte, die sie als einen „Bezugspunkt für 
die Politiken der Mitgliedstaaten" beschreibt.). 

Das neue Verfahren der Gemeinsamen Aktion beein-
haltet insofern einen qualitativen Sprung in der 
außenpolitischen Zusammenarbeit, als die Mitglied-
staaten durch den detaillie rten Einsetzungsbeschluß 
auch bei der Verfolgung ihrer eigenen Politik gebun-
den werden und über einzelne Fragen der Durchfüh-
rung mit qualifizierter Mehrheit entschieden werden 
kann. Die Mitgliedstaaten haben dazu ein schrittwei-
ses und pragmatisches Vorgehen vereinbart. Bei Vor-
liegen wichtiger gemeinsamer Interessen entschei-
det der Rat auf der Grundlage von Leitlinien des 
Europäischen Rates über die Voraussetzungen, den 
Umfang und die Rahmenbedingungen des gemein-
samen Handelns, wobei dessen Finanzierung sowohl 
durch den Gemeinschaftshaushalt als auch die Mit-
gliedstaaten erfolgen kann. Im Berichtszeitraum 
wurden fünf Gemeinsame Aktionen definie rt  und 
zum Teil auch schon durchgeführt: 

— Wahlbeobachtung in Rußland 

— humanitäre Hilfe für Bosnien-Herzegowina 

— Wahlhilfe und -beobachtung sowie Schaffung 
eines Kooperationsrahmens zur Festigung der 
wirtschaftlichen und sozialen Grundlagen des 
Übergangsprozesses in Südafrika 

— Stabilitätspakt für Europa (Balladur-Initiative) — 
Eröffnungssitzung 

— Begleitung und Unterstützung des Nahost-Frie-
densprozesses. 

Darüber hinaus soll durch eine stärkere Kohärenz 
des Handelns der Union in der Gesamtheit ihrer Be-
ziehungen zu Drittstaaten sichergestellt werden, daß 
in der Handels- und Entwicklungspolitik (Materie 
der I. Säule) nicht der GASP widersprechende Ent-
scheidungen getroffen werden und dadurch die 
Glaubwürdigkeit der Politik der Union geschwächt 
wird. 

Der EU-Vertrag stärkt die Rolle des Vorsitzes bei der 
Durchführung gemeinsamer Aktionen und bei der 
Darlegung der Standpunkte und Politiken der Union 
gegenüber Drittstaaten und in internationalen Orga-
nisationen. Im Verhältnis zu Drittstaaten wird weiter-
hin auf das Instrument der Troika zurückgegriffen, 
der der Vertreter des Vorsitzes, sein Vorgänger und 
sein Nachfolger sowie der Vertreter der Kommission 
angehören, wodurch das Gewicht des Vorgehens der 
Union gegenüber einem Drittstaat erhöht wird. Die 
Missionen der Mitgliedstaaten und der Kommission 
sind gehalten, sich vor Ort noch stärker zu konsultie-
ren, gemeinsame Berichte zu erstatten und sich, wo 
erforderlich, bei der Unterstützung von Unionsbür-
gern gegenseitig zu vertreten. 

Von besonderer Bedeutung ist der einheitliche insti-
tutionelle Rahmen der Europäischen Union, in den 
die II. Säule und ihre praktische Zusammenarbeit 
eingebunden sind. Dies hat zur Folge, daß das Sekre-
tariat der Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
(EPZ) unter gleichzeitiger personeller Verstärkung in 
das Ratssekretariat übergeführt wird. Außerdem 
werden Arbeitsgruppen der I. und II. Säule mit ver-
gleichbarer regionaler oder Sachzuständigkeit fu-
sioniert, um damit schon bei der Abstimmung und 
Festlegung gemeinsamer Standpunkte auf Experten-
ebene ein Höchstmaß an Kohärenz zu erzielen. Der 
Rat behandelt GASP-Themen künftig unmittelbar 
und führt nicht mehr — wie zu Zeiten der EPZ — 
separate  Ministertreffen durch. 

Schließlich werden die Beziehungen zum Europäi-
schen Parlament (EP) weiter intensiviert. Der Vorsitz 
hört das EP zu den wichtigsten Aspekten und grund-
legenden Weichenstellungen der GASP, das im übri-
gen regelmäßig über die Entwicklung der Außen- 
und Sicherheitspolitik der Union unterrichtet wird. 

302. Verwaltungszusammenarbeit in Drittstaaten 

Um das geschlossene Auftreten der Europäischen 
Union und ihrer Mitgliedsstaaten nach außen sowie 
die Effizienz der Verwaltungszusammenarbeit weiter 
zu verstärken, wurde die Zusammenarbeit der Zwölf 
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in Drittstaaten weiter intensiviert. Der weltweite 
ständige Informationsaustausch der Auslandsvertre-
tungen der Mitgliedsstaaten, der zu gemeinsamen 
Berichten führt und koordiniertes Handeln der Zwölf 
ermöglicht, wurde fortgesetzt. In Krisenfällen haben 
sich die gemeinsame Planung und Durchführung der 
erforderlichen Maßnahmen bewährt. 

Die Vorarbeiten für die Errichtung eines Gebäude-
komplexes, in dem die Vertretungen der Kommission 
und von zehn Mitgliedsstaaten in der neuen Haupt-
stadt Nigerias, Abuja, gemeinsam untergebracht 
werden sollen, wurden zügig fortgeführt. Eine ent-
sprechende Vereinbarung zwischen Kommission und 
den an diesem Projekt teilnehmenden Staaten ist 
weitgehend fertiggestellt und soll baldmöglichst un-
terzeichnet werden. 

Eingebettet in die Gemeinsame Außen -und Sicher-
heitspolitik sind auch bi-und trilaterale Vereinbarun-
gen zwischen Deutschland, Großbritannien und 
Frankreich über die gemeinsame Nutzung von Kanz-
leigebäuden der Auslandsvertretungen in Drittstaa-
ten. 

Die Kooperation im Bereich der Gesundheitsfürsorge 
für Mitglieder der Auslandsvertretungen der Zwölf 
und ihrer Angehörigen wurde weiter intensiviert. 

Die gemeinsamen Fortbildungsveranstaltungen für 
junge Diplomaten haben sich bewäh rt  und werden 
fortgesetzt. Im Rahmen der praktischen Attachéaus-
bildung werden jährlich mehrere Anwärter an die 
Außenministerien in Paris, London und Rom abge-
ordnet. Weitere Kooperationen sind beabsichtigt. 

Innerhalb der Europäischen Union findet mit den 
Außenministerien Frankreichs, Großbritanniens und 
Italiens ein regelmäßiger Beamtenaustausch statt. 
Mit Spanien ist ein dera rtiger Austausch in Vorberei-
tung. 

II. Fragen der Sicherheit und Festlegung 
einer Gemeinsamen Verteidigungspolitik 

303. Gemeinsame Außen-und Sicherheitspolitik, 
sicherheitspolitische Dimension 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrags über die Europäi-
sche Union (EU-Vertrag) wurde eine weitere Stufe in 
der Entwicklung einer europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungsidentität im europäischen Integrations-
prozeß erreicht. Die Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik (GASP) wird in Zukunft sämtliche 
Fragen, welche die Sicherheit die Europäischen Uni-
on betreffen, umfassen. Während die Union bereits 
jetzt für alle sicherheitspolitischen Fragen einschließ-
lich Abrüstung und Rüstungskontrolle zuständig ist, 
ist die verteidigungspolitische Dimension eine lang-
fristige Perspektive, auf die sich die Mitgliedstaaten 
verpflichtet haben und die in Zukunft weiterentwik-
kelt werden soll. Mit Inkrafttreten des EU-Vertrag 
wird gleichzeitig ein organisches Verhältnis zwi-
schen der Union und der Westeuropäischen Union 
(WEU) etabliert: 

„Die Union ersucht die Westeuropäische Union, 
die integraler Bestandteil der Entwicklung der Eu-
ropäischen Union ist, die Entscheidungen und Ak-
tionen der Union, die verteidigungspolitische Be-
züge haben, auszuarbeiten und durchzuführen. " 
(Art . J. 4. (2) 

Die Union wird in Zukunft so oft wie möglich und 
nötig von dem Instrument des Ersuchens an die WEU 
Gebrauch machen. Auf Vorarbeit der Arbeitsgruppe 
Sicherheit sind vom Rat der Europäischen Union 
Maßnahmen zur Sicherstellung einer noch engeren 
Zusammenarbeit von EU und WEU beschlossen wor-
den. Der WEU-Ministerrat hat diese Beschlüsse am 
22. November 1993 bestätigt. Die WEU kam darüber 
hinaus überein, die Dauer ihrer Präsidentschaft vom 
1. Juli 1994 an auf sechs Monate zu verringern. Der 
Ständige Rat der WEU wurde beauftragt, die Frage 
der Harmonisierung der Präsidentschaften der Euro-
päischen Union und der WEU weiter zu erörtern und 
darüber Bericht zu erstatten. 

Auf Basis deutscher Vorschläge wurde in der AG Si-
cherheit ein Papier zu den „mutually reinforcing in-
stitutions" entwickelt, das Kriterien für eine bessere 
Abstimmung zwischen Vereinten Nationen, KSZE, 
Union, WEU, NATO und Europarat im Bereich der 
Konfliktprävention und des Krisenmanagements 
zum Inhalt hat. Dieses Papier soll Anfang 1994 über-
arbeitet werden und dem Ministerrat vorgelegt wer-
den. 

Die AG Sicherheit untersuchte darüber hinaus mögli-
che Felder für gemeinsame Aktionen im sicherheits-
politischen Bereich einschließlich Abrüstung und Rü-
stungskontrolle. Wir haben unseren Pa rtnern 

 vorgeschlagen, den Prozeß hin zur Verlängerung des 
Nichtverbreitungs-Vertrages (NVV) 1995 als Ge-
meinsame Aktion zu beschließen. 

Die AG Sicherheit leistete darüber hinaus auch in 
anderen Bereichen konzeptionelle Vorarbeiten, die 
in 1994 fortgesetzt werden sollen. 

304. Westeuropäische Union (WEU) 

Die Westeuropäische Union versteht sich seit der 
Konferenz von Maastricht im Dezember 1991 als Ver-
teidigungskomponente der Europäischen Union und 
als Mittel zur Stärkung des europäischen Pfeilers der 
Atlantischen Allianz. Ein Ausdruck der neuen Quali-
tät im Verhältnis der WEU zur NATO ist, daß sich die 
europäischen NATO-Partner zum ersten Mal auf 
einen gemeinsamen Beitrag zur Vorbereitung eines 
NATO-Gipfels geeinigt haben. Das Verhältnis zwi-
schen der WEU und der NATO soll noch enger ge-
staltet werden, insbesondere indem die beiden Orga-
nisationen bei künftigen Krisen frühzeitig in 
gemeinsamen Konsultationen festlegen, wie sie ab-
gestimmt reagieren. 

Um ihrer Rolle als Verteidigungskomponente der EU 
zunehmend gerecht werden zu können, baute die 
WEU 1993 ihre operative Rolle weiter aus. Hervorzu-
heben ist, daß die Mitgliedstaaten nationale militäri-
sche Einheiten, aber auch multinationale Großver-
bände wie das Europäische Korps, die Multinational 
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Division (Central) oder den britisch-niederländi-
schen amphibischen Verband als militärische Einhei-
ten benannt haben, die der WEU zur Verfügung ge-
stellt werden können. Die militärische Planungszelle 
ist seit April 1993 einsatzbereit. 

Des weiteren gewann die Rüstungszusammenarbeit 
durch die Übertragung der Funktionen der „Inde-
pendent European Programme Group" (IEPG) auf 
die Westeuropäische Rüstungsgruppe (WERG) im 
Rahmen der WEU an Bedeutung. In diesem Zusam-
menhang wurden Überlegungen zur Errichtung 
einer Europäischen Rüstungsagentur vorange-
trieben. 

Eingebettet in den Rahmen der Bemühungen der 
Europäischen Union um eine friedliche Lösung des 
Jugoslawien- Konflikts hat auch die WEU Beiträge 
insbesondere bei Überwachung der Sanktionen ge-
leistet. Seit Juni 1993 kontrollieren Beamte Rumä-
niens, Bulgariens und Ungarns zusammen mit Pali-
zei- und Zollbeamten aus WEU-Mitgliedstaaten 
(deutscher Anteil: rund 70 Beamte des Bundesgrenz-
schutzes und des Zolls) sehr wirksam den Schiffsver-
kehr auf der Donau. Diese Aktion ist die erste opera-
tive Zusammenarbeit mit zentraleuropäischen 
Ländern, die nicht Mitgliedstaaten der WEU sind und 
zeigt „daß sich die operative Rolle der WEU nicht nur 
auf den militärischen Bereich beschränkt" . 

Darüber hinaus überwachen Marine-Streitkräfte der 
WEU-Staaten (darunter deutsche Seefernaufklä-
rungsflugzeuge) in der Adria in einer Operation, die 
seit Juni 1993 mit der NATO gemeinsam durchge-
führt wird, die Einhaltung des Waffenembargos ge-
gen das ehemalige Jugoslawien sowie des Handels-
embargos gegen Restjugoslawien. 

305. KSZE 

Der Schwerpunkt der KSZE Politik der Europäischen 
Union im 2. Halbjahr 1993 lag darin, den seit der 
Charta von Paris eingeschlagenen Weg der Institutio-
nalisierung der KSZE weiterzuverfolgen und das vor-
handene Instrumentarium zu verbessern, damit die 
KSZE ihre neuen Aufgaben im operativen Bereich 
besser erfüllen kann. 

Zur Verbesserung und Beschleunigung der Entschei-
dungsprozesse innerhalb der KSZE wurde durch das 
Ratstreffen in Rom (30. November/1. Dezember 1993) 
— auf Drängen im Wesentlichen der EU — ein Stän-
diger Ausschuß der KSZE in Wien geschaffen, der als 
ständiges Entscheidungsgremium die Tagesarbeit 
der KSZE leisten und in allen eiligen Fragen Be-
schlüsse fassen soll. 

Die Reform der Verwaltungsstruktur konnte durch 
die Schaffung eines Sekretariats in Wien einen we-
sentlichen Schritt vorangebracht werden. Auf Initia-
tive der EU verpflichteten sich die Teilnehmerstaaten 
in Rom, den KSZE-Institutionen Rechtspersönlichkeit 
und ihrem Personal die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendigen Immunitäten zu gewähren. 

Unumstritten ist in der KSZE inzwischen die erfolg- 
reiche Tätigkeit des Hohen Kommissars für Nationale 
Minderheiten. Durch ihre fundierte Vorbereitung hat 

die EU wesentlich dazu beigetragen, daß auf dem 
Implementierungstreffen in Warschau (27. Septem-
ber-15. Oktober 1993) eine kritische und öffentliche 
Erörterung der Menschenrechtslage in den KSZE 
Staaten erfolgen konnte. 

Die EU-Mitglieder leisten nach wie vor einen we-
sentlichen Beitrag zur personellen und sachlichen 
Ausstattung der in zahlreichen Konfliktregionen ar-
beitenden KSZE-Missionen. 

Die EU hat durch enges Zusammenwirken und Vor-
lage substantieller Vorschläge im KSZE-Forum für 
Sicherheitskooperation ein eigenständiges Profil ge-
wonnen und damit ihre Entschlossenheit unterstri-
chen, auf dem Weg zu einer gemeinsamen Sicher-
heitspolitik voranzuschreiten. Ein wichtiger Erfolg 
konnte mit der Verabschiedung der KSZE-Prinzipien 
für den Transfer konventioneller Waffen durch das 
Forum am 25. November 1993 erzielt werden (s. Zif-
fer 309). Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt des EU

-

Zusammenwirkens bildet der angestrebte KSZE-Ver-
haltenskodex für verantwortliches Staatenverhalten 
im politisch-militärischen Bereich, der im KSZE-Fo-
rum für Sicherheitskooperation verhandelt wird. 

306. Nukleare Nichtverbreitung 

Die Festigung und Stärkung des internationalen 
Nichtverbreitungssystems ist wichtiges Anliegen der 
Zwölf. Alle Partner stimmen in ihrer Zielsetzung der 
unbefristeten, unkonditionierten Weitergeltung des 
NV-Vertrages überein und koordinieren im Rahmen 
der Arbeitsgruppe „Nukleare Nichtverbreitung" ihre 
Haltung für die Sitzungen des Vorbereitungsaus-
schusses für die NVV-Konferenz. Die deutsche Dele-
gation hat in diesem Rahmen Anfang Oktober 1993 
den Vorschlag einer Gemeinsamen Aktion der Zwölf 
zur Vorbereitung der Staatenkonferenz, die im Früh-
jahr 1995 über die Verlängerung des Vertrags über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NVV) zu ent-
scheiden hat, eingebracht. Im Mittelpunkt dieses 
Vorschlags steht eine gemeinsame Werbeaktion bei 
NV-kritischen Schlüsselstaaten und bei NVV-Unter-
zeichnerstaaten, die sich bisher noch nicht zur Option 
der unbefristeten, unkonditionierten Vertragsverlän-
gerung bekannt haben. Nachdem sich die Pa rtner-
staaten bisher noch nicht zu einem geschlossenen 
Vorgehen entschließen konnten, wird die Bundesre-
gierung diese Initiative im Frühjahr 1994 erneut ein-
bringen und für ihre Verwirklichung eintreten. 

Die Umsetzung und Fortentwicklung deutscher nu-
klearer Nichtverbreitungspolitik im Rahmen der In-
ternationalen Atomenergie-Organisation (IAEO), der 
Gruppe der Nuklearen Lieferländer (Nuclear Supp-
liers' Group = NSG) und des Trägertechnologieregi-
mes (MTCR) erfolgt ebenfalls in enger Abstimmung 
mit den Zwölf. 

Die Sicherungsmaßnahmen der Internationalen 
Atomenergie-Behörde sind der zentrale Pfeiler zur 
Sicherstellung der ausschließlich friedlichen Kern-
energienutzung. Ziel der Zwölf ist es, diese Maßnah-
men im Einzelfall auch durchzusetzen. 
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Die Gruppe Nuklearer Lieferländer setzte ihre Zu-
sammenarbeit bei der gegenseitigen Mitteilung von 
Ablehnungsbescheiden nationaler Exportanträge 
(denial-notification), der Aktualisierung der Ausfuhr-
liste (trigger-list) und der Umsetzung des Beschlusses 
zu umfassenden Sicherungsmaßnahmen (full-scope 
safeguards) als Lieferbedingung fort. Die Arbeits-
gruppe Lieferbedingungen soli die nichtverbrei-
tungspolitischen Vorgaben für nuklearrelevante Lie-
ferungen den aktuellen Erfordernissen anpassen. 
Des weiteren fand ein Konsultationstreffen bezüglich 
des Kontrollregimes über nuklearbezogene Mehr-
zweckgüter (NSG Dual-Use Regime) statt. In allen 
diesen Gremien wurde die GASP-interne Abstim-
mung intensiv genutzt. 

Die Teilnehmer am Trägertechnologie-Kontrollregi-
me (Missile Technology Control Regime, MTCR) tra-
fen sich im November/Dezember 1993 in Interlaken. 
Dabei wurden der intensive Informationsaustausch 
über sensitive Zielländer und Beschaffungsaktivitä-
ten fortgesetzt und der Anspruch auf freien Handel 
von MTCR-relevanten Gütern innerhalb der Euro-
päischen Union bekräftigt. Die NV-politischen In-
strumente des Regimes sollen weiter gestärkt wer-
den. Dazu wurde der „Technische Anhang" des 
MTCR-Regimes den neu en Erfordernissen angepaßt. 

307. Nichtverbreitung, chemische und biologische 
Waffen 

Die Zwölf haben die Zusammenarbeit zur Koordinie-
rung ihrer auf die Verhinderung der Verbreitung che-
mischer und biologischer Waffen gerichteten Maß-
nahmen fortgesetzt. Im Vordergrund standen dabei 
die Abstimmung und Koordinierung der Zusammen-
arbeit im Rahmen der „Australischen Gruppe" zur 
Nichtverbreitung der für chemische und biologische 
Waffen relevanten Vorstoffe und Ausrüstungsgegen-
stände. Die Zusammenarbeit im 2. Halbjahr 1993 
konzentrierte sich auf die Vorbereitung der Winter-
sitzung der Australischen Gruppe in Paris (7. bis 9. 
Dezember 1993). Dabei standen die weitere Harmo-
nisierung der Kontrollverfahren sowie die Zusam-
menarbeit mit Nicht-MS-Staaten der „Australischen 
Gruppe" im Vordergrund. 

Die Vorbereitungskommission für die Organisation 
für das Verbot chemischer Waffen (OVCW) in Den 
Haag hat wichtige Vorarbeit geleistet für den Aufbau 
einer funktionstüchtigen Organisation. In Arbeits- 
und Expertengruppen wurde eine Vielzahl von Vor-
schlägen für Regelungen erarbeitet, die das Überein-
kommen über das Verbot chemischer Waffen nach 
seinem Inkrafttreten in der Praxis erst anwendbar 
machen. Die Europäische Union hat auf jeder Ebene 
der Arbeit in Den Haag durch enge Abstimmung ge-
meinsame Positionen in der Sache vertreten. 

Die Reihe von Expertentreffen zu Verifikationsfragen 
(VEREX) zum Übereinkommen über das Verbot bak-
teriologischer (biologischer) Waffen (BWO) fand am 
24. September 1993 in Genf ihren vorläufigen Ab-
schluß. Das Zustandekommen eines Konsensberichts 
an die Vertragsstaaten war nicht zuletzt dem eindeu-
tigen Engagement der EU-Staaten für die Ergänzung 

des BWÜ durch bislang fehlende Verifikationsregeln 
zu verdanken. Die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union hatten sich bereits auf der voraufgegangen 
Überprüfungskonferenz einmütig für solche Bemü-
hungen ausgesprochen. 

308. Waffenexportpolitik 

Ausgehend von den Erklärungen der Europäischen 
Räte Luxemburg und Lissabon zur Nichtverbreitung 
und Ausfuhr von Waffen mit den acht gemeinsamen 
Kriterien für Waffenexporte arbeitete die Europäi-
sche Union weiter an einem gemeinsamen Ansatz 
zur Harmonisierung der einzelstaatlichen Waffenex-
portpolitiken. Hierzu wurde die vergleichende Erör-
terung der nationalen Politiken vorangetrieben. Die 
Harmonisierungsbemühungen sind in diesem Be-
reich besonders schwierig, weil die Waffenexportpo-
litik eng mit dem herkömmlichen Verständnis der 
Partner von Souveränität und Außenpolitik zusam-
menhängt. 

Fortschritte wurden im praktischen Bereich erzielt: 
Um die nationalen Kontrollen von Waffentransporten 
nach dem Fortfall der Grenzkontrollen am 1. Januar 
1993 zu harmonisieren, wurde ein standardisiertes 
Gemeinsames Begleitpapier für Waffen und sonstige 
Rüstungsgüter entwickelt. Ein standardisiertes Sche-
ma mit drei Abstufungen für Embargos für Waffen 
und sonstige Rüstungsgüter wurde erarbeitet, um in 
künftigen Fällen bei der Verhängung solcher Embar-
gos im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik ein gemeinsames Verständnis über 
die vom Embargo im Einzelfall umfaßten Güter zu 
sichern. 

309. Rüstungskontrolle in Europa 

Auf Grund der engen Zusammenarbeit unter den 
Zwölf zur Abstimmung gemeinsamer Positionen 
wurden am 25. November 1993 von der Arbeitsgrup-
pe „Weltweite Abrüstung und Rüstungskontrolle" 
KSZE-Prinzipien für den Transfer konventioneller 
Waffen verabschiedet. Diese Vereinbarung geht auf 
einen von uns gemeinsam mit dem Vereinigten Kö-
nigreich initiierten Vorschlag der Zwölf zurück. Da-
mit wurde ein dringend benötigtes rüstungskontroll-
politisches Instrument zur Einschränkung von 
Exporten konventioneller Waffen geschaffen; dessen 
Bedeutung läßt sich bereits aus der Tatsache ablesen, 
daß die KSZE-Teilnehmerstaaten zusammengenom-
men einen Anteil von mehr als 90 % am weltweiten 
Export  derartiger Waffen bestreiten. Mit der Verein-
barung werden alle KSZE-Staaten auf Transparenz 
und Zurückhaltung beim Waffentransfer verpflichtet. 
Weiterhin hat die Europäische Union durch einen am 
30. Juni 1993 im Forum für Sicherheitskooperation 
der KSZE vorgelegten ausformulierten Entwurf für 
einen KSZE-Verhaltenskodex für verantwortliches 
Staatenverhalten im politisch-militärischen Bereich 
eine wichtige Grundlage für die Verhandlung eines 
zusammenhängenden, für alle KSZE-Staaten poli-
tisch verbindlichen Regelwerkes über den Umgang 
mit militärischer Macht geschaffen. Einem derartigen 
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Regelwerk kommt im Hinblick auf die von uns ange-
strebte Gestaltung einer kooperativen Sicherheits-
ordnung im Rahmen der KSZE ein zentraler Stellen-
wert zu. 

310. Globale Abrüstungsbemühungen 

Die Abstimmung der Europäischen Union findet im 
Rahmen der Arbeitsgruppe „VN-Abrüstung" statt, 
die im Berichtszeitraum zweimal tagte. Darüber hin-
aus gab es am Rande der Sitzungen des 1. Ausschus-
ses der 48. Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen zahlreiche Koordinierungstreffen der Zwölf in 
New York. Im Ergebnis bestand unter den Zwölf bei 
37 der ingesamt 46 Resolutionsentwürfe Konsens. 
Die aus Sicht der Zwölf besonders wichtigen Resolu-
tionen zu einem umfassenden Teststoppvertrag 
(CTBT) und zu einem Produktionsverbot für spaltba-
res Material zu Waffenzwecken (cut-off) wurden ein-
stimmig angenommen. 

III. Beziehungen der Union zu Drittstaaten 
und regionalen Organisationen sowie 
Zusammenarbeit in internationalen 
Organisationen 

311. Transatlantische Beziehungen 

Die Transatlantischen Beziehungen wurden im Be-
richtszeitraum von den europäisch-amerikanischen 
Bemühungen um einen erfolgreichen Abschluß der 
Uruguay-Runde (UR) des GATT  geprägt. Der erfolg-
reiche Abschluß am 15. Dezember 1993 stellt für den 
weiteren Ausbau der Beziehungen ein positives Ele-
ment dar und vermindert die handelspolitischen 
Spannungen. Gleichzeitig trug der UR-Abschluß ent-
scheidend zur Schaffung günstiger Rahmenbedin-
gungen für den NATO-Gipfel am 10./11. Januar 1994 
bei. Der Dialog wurde mit den USA und Kanada auf 
der Grundlage der Transatlantischen Erklärungen 
fortgeführt. Die politischen Konsultationen in diesem 
Rahmen haben sich weiterentwickelt und verdichtet. 
Neben den regelmäßigen halbjährlichen Treffen der 
Regierungschefs, der Außenminister und der Politi-
schen Direktoren, jeweils unter Beteiligung der Kom-
mission, gab es vielfältige Kontakte auf Beamtenebe-
ne, insbesondere auch zwischen den Botschaftern in 
einer Reihe von Drittländern. Dabei ging es vor allem 
um die Abstimmung der Politik gegenüber anderen 
Staaten und Regionen. Zentrale Themen im transat-
lantischen Dialog waren die Balkankrise, die Beurtei-
lung der Lage in Rußland und in den mittel- und 
osteuropäischen Staaten, die Uruguay-Runde des 
GATT  sowie die Koordinierung der Politik des kriti-
schen Dialogs mit dem Iran. 

Unter den EU-Mitgliedstaaten besteht Einverneh-
men, daß die Transatlantischen Erklärungen nach 
wie vor die geeignete Zielvorgabe und eine hinrei-
chende Grundlage für den weiteren Ausbau der Be-
ziehungen zu den USA und Kanada darstellen. Ihre 
Möglichkeiten sind noch nicht ausgeschöpft, sie 
müssen im Gegenteil intensiviert werden. 

Neben der Reise der Präsidentschaft und des Kom-
missionspräsidenten in die USA am 16. Juli 1993 tra-
fen die Zwölf mit dem amerikanischen Außenmini-
ster am Rande der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen in New York zusammen. Die Be-
gegnung auf Ebene der Politischen Direktoren fand 
am 28. Oktober 1993 statt. Besonders intensiv gestal-
tete sich die Zusammenarbeit auf ausgewählten Poli-
tikfeldern: insgesamt 14 mal kam es zu Expertenbe-
gegnungen im Troikaformat mit den USA am Rande 
von GASP-Arbeitsgruppen, was zu einer besonders 
engen Abstimmung führte. 

312. Ehemaliges Jugoslawien 

Die Politik der Europäischen Union (EU) im ehemali-
gen Jugoslawien konzentrierte sich im Berichtszei-
traum auf drei Elemente: 

— Fortführung der EG-Monitor-Mission 

— Humanitäre Hilfe für die betroffenen Menschen 

— Unterstützung des Genfer Friedensprozesses. 

Am 8. November 1993 beschloß der Rat eine Gemein-
same Aktion zur Verstärkung der Anstrengungen der 
EU zugunsten der notleidenden Bevölkerung in Bos-
nien-Herzegowina. Vorgesehen wurden eine Erhö-
hung der Finanzmittel der EU für den Flüchtlings-
kommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) sowie 
die Unterstützung der Bemühungen, die humanitäre 
Hilfe zu den vorgesehenen Empfängern zu transpor-
tieren. 

Am 7. November 1993 legte die Bundesregierung zu-
sammen mit der französischen Regierung im Rat eine 
gemeinsame Initiative mit folgenden Schwerpunkten 
vor: 

— Sicherung der humanitären Hilfslieferungen 

— Lösung des Konflikts in Bosnien-Herzegowina auf 
der Grundlage der in der internationalen Konfe-
renz über das ehemalige Jugoslawien erarbeite-
ten Vorschläge 

— modus vivendi für die kroatischen Gebiete unter 
UNPROFOR-Mandat. 

Diese deutsch-französische Initiative diente als 
Grundlage für einen entsprechenden Aktionsplan 
der EU, der den Konfliktparteien am 29. November 
1993 unterbreitet und von diesen grundsätzlich ak-
zeptiert wurde. In einem weiteren Treffen mit den 
Konfliktparteien in Brüssel am 22. Dezember 1993 hat 
die EU ihre Vorstellung präzisiert und erneut nach-
drücklich den raschen Abschluß eines Friedensab-
kommens gefordert. 

Der Europäische Rat vom 10./11. Dezember 1993 hat 
in einer Erklärung zum ehemaligen Jugoslawien an 
die Parteien appelliert, die erforderliche Flexibilität 
für einen Friedensschluß an den Tag zu legen. Er hat 
einen Zugang zum Meer für die Bosnier gefordert 
und die Sicherung der Bewegungsfreiheit für alle 
Bürger Sarajewos im gesamten Stadtgebiet. Er hat 
die Bereitschaft der EU bekräftigt, sich an der Imple-
mentierung des Friedensplanes zu beteiligen und 
Zug um Zug gegen tatsächliche Implementierungs- 
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schritte für eine schrittweise Suspendierung der 
Sanktionen einzutreten. 

Humanitäre Hilfe für die Bevölkerung in den vom 
Bürgerkrieg betroffenen Gebieten im ehemaligen 
Jugoslawien wird von der Bundesrepublik Deutsch-
land bilateral, im Rahmen der Europäischen Union 
und in Zusammenarbeit mit den vor Ort tätigen inter-
nationalen Organisationen (vor allem UNHCR, Inter-
nationales Komitee vom Roten Kreuz geleistet. 

Schwerpunkt humanitärer Maßnahmen ist die Hilfe 
für Flüchtlinge und Vertriebene in Kroatien und die 
notleidende Zivilbevölkerung in Bosnien-Herzego-
wina in enger Zusammenarbeit mit dem UNHCR. 

Die EU hat bis Ende 1993 Hilfsleistungen im Wert von 
1371,66 Mio DM erbracht. Der deutsche Anteil an 
dieser Hilfe beträgt etwa 384,06 Mio DM (28 %). 

An der auf dem Sondergipfel in Birmingham im Ok-
tober 1992 beschlossenen EG-Task-Force beteiligt 
sich die Bundesregierung mit dreißig geländegängi-
gen Lastkraftwagen zum Transpo rt  von Hilfsgütern 
nach Bosnien. 

Der im Auftrag der Kommission erstellte Warburton-
Bericht enthält die Empfehlung, die psychiatrischen 
und gynäkologischen Kapazitäten zur Betreuung 
mißhandelter Frauen vor Ort zu verstärken. Zwei 
Psychologinnen wurden vom Europäischen Amt für 
humanitäre Soforthilfe (ECHO) nach Zagreb ent-
sandt, um dort  im Rahmen der EG-Task-Force die 
Hilfsmaßnahmen für die traumatisierten Kriegsopfer 
aufeinander abzustimmen. Ferner wurde ein ge-
meinsamer Fonds gegründet, der von der EG-Task-
Force in Zagreb verwaltet wird. 

Im November 1993 wurde durch die Initiative der 
Bundesregierung und der französischen Regierung 
eine Gemeinsame Aktion „Humanitäre Hilfe für Bos-
nien" ins Leben gerufen. Ziele dieser Aktion sind, 
neben der besseren Versorgung der notleidenden 
Bevölkerung Zentralbosniens mit Hilfsgütern, Repa-
raturarbeiten an Kraftwerken, Kohlegruben, Trans-
portwegen und die Instandsetzung von Unter-
künften. Die Gemeinsame Aktion wird ein 
voraussichtliches Finanzvolumen von 48,3 Mio ECU 
haben. 50 % dieses Etats wurden bereits von der 
Kommission zur Verfügung gestellt, damit u. a. durch 
den Kauf von Lastkraftwaren die Transportkapazität 
des UNHCR spürbar verbessert werden kann. Eine 
detaillierte Aufstellung der in der Gemeinsamen Ak-
tion vorgesehenen Projekte muß noch auf Experten-
ebene abgesprochen werden. Dies trifft auch auf den 
Beitragsschlüssel der EU-Mitgliedstaaten für die 
restlichen 24,15 Mio ECU zu. 

Der Rat genehmigte am 19. Juli 1993 ein Koopera-
tionsabkommen, ein Verkehrsabkommen und ein Fi-
nanzprotokoll mit Slowenien. Die Abkommen sind 
seit dem 1. 9. 1993 in Kraft. 

Am 22. Dezember 1993 verlängerte der Rat die auto-
nome präferentielle Handelsregelung für Kroatien, 
Slowenien, Bosnien-Herzegowina und Mazedonien 
für 1994. 

313. GUS/NUS 

Die Mitgliedstaaten haben die politische Entwick-
lung in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion und in 
Rußland mit Aufmerksamkeit verfolgt und eine Reihe 
von Demarchen durchgeführt sowie Gemeinsame Er-
klärungen abgegeben, z. B. am 16. Dezember 1993 
eine Erklärung zu den Wahlen in Rußland. Die Mit-
gliedstaaten verfolgen hierbei eine abgestimmte Po-
litik, deren Ziel es ist, partnerschaftliche Beziehun-
gen zu sämtlichen Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
und zu Rußland aufzubauen und zu pflegen. 

Als erste Gemeinsame Aktion im Rahmen der GASP 
entsandte die EU Beobachter zu den Wahlen in Ruß-
land am 12. Dezember 1993. In Zusammenarbeit mit 
der Kommission errichtete die Präsidentschaft hierzu 
ein Koordinationsbüro in Moskau, dessen Aufgabe es 
war, für die Abstimmung mit  der russischen Seite und 
mit den Bemühungen der KSZE und des Europarats 
sowie für die Koordination der  aus den Mitgliedstaa-
ten der EU entsandten Beobachter untereinander zu 
sorgen. Auf der Grundlage der Einschätzungen der 
Beobachter legte das Koordinationsbüro dem Rat 
einen Bericht vor. 

Um eine politische Lösung des Bürgerkrieges in 
Georgien zu erreichen, trafen sich im Dezember 1993 
Delegationen der georgischen Regierung und der ab-
chasischen Separatisten zu Verhandlungen in Genf. 
Die Zwölf forde rten die Beteiligten auf, ein Wieder-
aufleben der Kämpfe zu verhindern, und sprachen 
sich für den Erhalt der territorialen Integrität 
Georgiens aus. 

Der Konflikt um das armenisch besiedelte, zu Aser-
baidschan gehörige Gebiet Berg-Karabach ging mit 
unverminderter Heftigkeit weiter. Die Zwölf haben 
durch Demarchen in den Hauptstädten der Konflikt-
parteien die Bemühungen der KSZE (Minsker Grup-
pe), den Konflikt beizulegen, nachdrücklich unter-
stützt. 

Der Institutionalisierung des politischen Dialogs auf 
höchster Ebene dient das Abkommen über politische 
Zusammenarbeit (APZ) zwischen der EG und Ruß-
land, das Teil des Partnerschafts- und Kooperations-
abkommens ist. Es sieht einen ständigen politischen 
Dialog sowie Konsultationen auf verschiedenen Ebe-
nen über das gesamte Spektrum der politischen Fra-
gen von gemeinsamem Interesse vor. In einer Ge-
meinsamen Erklärung der Russischen Föderation 
und der EG vom 9. Dezember 1993 bekräftigen beide 
Seiten ihre Erwartung, daß das APZ als Teil des Pa rt

-nerschafts- und Kooperationsabkommens rasch ge-
schlossen werden kann. 

314. Mi ttel- und Osteuropa 

Der Berichtszeitraum stand im Zeichen der Umset-
zung der vom Europäischen Rat in Kopenhagen gefa-
ßten Beschlüsse, die neben einer weiterer Marktöff-
nung auch eine stärkere Institutionalisierung des 
politischen Dialoges mit den assoziierten Pa rtner-
staaten vorsehen. Am 21. September 1993 fand in 
Brüssel ein Treffen der Troika mit den sechs assoziier-
ten Staaten auf Ministerebene statt. Die  Reformstaa- 
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ten sollen auf diesem Weg über den Meinungsbil-
dungsprozeß in der EU so umfassend wie möglich 
informiert, später an ihm beteiligt werden. Der Euro-
päische Rat Kopenhagen hatte zudem beschlossen, 
diesen Dialog auch auf anderen Gebieten von ge-
meinsamen Interesse zu führen. Als erster Schritt 
führten daraufhin die Verkehrsminister der EU am 
29. November 1993 einen informellen Dialog mit ih-
ren Kollegen aus den Assoziierungsländern. 

315. Assoziierungsabkommen mit Polen und Ungarn 

Die Ratifikation dieser am 16. Dezember 1991 unter-
zeichneten Abkommen wurde in allen Mitgliedstaa-
ten abgeschlossen. Der Deutsche Bundestag hat das 
Ratifizierungsgesetz am 18. Juni 1993 einstimmig ge-
billigt. Die Abkommen treten zum 1. Februar 1994 in 
Kraft (s. Ziffer 195). 

316. Assozierungsabkommen mit Bulgarien und 
Rumänien 

Ein Abkommen mit Rumänien wurde am 1. Februar 
1993, mit Bulgarien am 8. März 1993 unterzeichnet. 
Die Ratifikation hat in allen Mitgliedsstaaten begon-
nen. Das Bundeskabinett hat die Ratifizierungsgeset-
ze am 4. November 1993 gebilligt und an den Bun-
desrat überwiesen. Das Interimsabkommen mit 
Bulgarien, mit dem der handelsrechtliche Teil des As-
soziierungsabkommens wie im Falle Rumäniens im 
Vorgriff auf die Ratifizierung zum 1. Juni 1993 in Kraft 
treten sollte, konnte nach einer längeren gemein-
schaftsinternen Auseinandersetzung über die For-
mulierung zum Erlaß von Schutzmaßnahmen in der 
Durchführungsverordnung zum 31. Dezember 1993 
in Kraft treten kann (s. Ziffer 196). 

317. Assoziierungsabkommen mit der Tschechischen 
und der Slowakischen Republik 

Aufgrund der Auflösung der CSFR zum 1. Januar 
1993 wurde die Anpassung des Assoziierungsabkom-
mens mit der CSFR durch Abschluß neuer Abkom-
men mit den Nachfolgestaaten unumgänglich. Am 4. 
Oktober 1993 wurden mit dem CSFR Abkommen in-
haltlich identische Abkommen mit den beiden Nach-
folgerepubliken unterzeichnet (s. Ziffer 195). 

318. Türkei 

Die Europäische Union hat den politischen Dialog mit 
diesem Land im Berichtszeitraum weiter intensiviert. 
Am 15. September 1993 fand ein Treffen der politi-
schen Direktoren der Außenministerien und am 8. 
November 1993 am Rande des Assoziationsrats Kon-
sultationen auf Ministerebene statt. Die Beratungen 
bezogen sich vor allem auf den Jugoslawien-Kon-
flikt, die Lage im Kaukasus, das Zypernproblem so-
wie die Situation in der Südosttürkei. Die Europäi-
sche Union hat damit den vom Europäischen Rat am 
20. Juli 1992 in Lissabon gefaßten Beschluß, die Be-
ziehungen zur Türkei unter Einschluß eines politi-

schen Dialogs auf höchster Ebene auszubauen, wei-
ter konsequent in die Tat umgesetzt. 

319. Zypern, Malta 

Die Europäische Union bleibt dem Ziel verpflichtet, 
die Bemühungen des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen zur Lösung der Zypernfrage zu unterstüt-
zen. Der Rat hat am 20. Dezember 1993 eine Anre-
gung des Generalsekretärs aufgegriffen und be-
schlossen, das Amt eines Zypernbeauftragten 
einzurichten, dessen Aufgabe es sein soll, den  Rat  im 
Hinblick auf die Absicht der Europäischen Union, die 
Frage des Beitritts der Republik Zypern im Jahr 1995 
erneut zu überprüfen, regelmäßig über die politische 
Entwicklung auf der Insel zu berichten. 

Der Rat begrüßte die positive Einschätzung der Bei-
trittsfähigkeit von Malta und Zypern durch die Korn-
mission. Mit Malta wurde ein eingehender Dialog 
aufgenommen, um Inhalt und Zeitplan für eine zur 
Integration in die Europäischen Union unerläßliche 
Strukturreform der Wi rtschaft Maltas festzulegen. 
Mit Zypern wurden substantielle Beratungen über 
die Vorbereitung der sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Integration des Landes in die Europäische 
Union eingeleitet. 

320. Naher Osten 

Auch im zweiten Halbjahr 1993 und nach der israe-
lisch-palästinensischen Grundsatzerklärung vom 13. 
September 1993 blieb die Unterstützung des Nahost

-

Friedensprozesses eine vorrangige Aufgabe der Eu-
ropäischen Union (EU). 

Der Europäische Rat verabschiedete am 10. Dezem-
ber 1993 eine Erklärung „Friedensprozeß im Nahen 
Osten: Gemeinsamer Aktionsrahmen" . Vorrangiges 
Ziel der gemeinsamen Initiativen im Rahmen der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik bleibt, auf 
der Grundlage der Entschließungen 242 und 338 des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu einer um-
fassenden, dauerhaften und gerechten Friedenslö-
sung für den Nahen Osten zu gelangen. Dazu sollen 
die vertrauensbildenden Maßnahmen weiterverfolgt 
werden, die den Beteiligten in der Region von der EU 
vorgeschlagen wurden. Darüber hinaus soll der Frie-
den durch die Schaffung regionaler Zusammenarbeit 
gefestigt werden. Im Rahmen der in Madrid verein-
barten Friedensverhandlungen beteiligten sich die 
Union und ihre Mitgliedstaaten aktiv an der vierten 
Runde der multilateralen Verhandlungen zu den 
Themen Rüstungskontrolle und regionale Sicherheit, 
regionale wirtschaftliche Entwicklung, Wasser, Um-
welt und Flüchtlingsfragen sowie am Lenkungsaus-
schuß, der die multilateralen Verhandlungen koordi-
niert. Die Europäische Union führt den Vorsitz in der 
multilateralen Arbeitsgruppe „Regionale wirtschaft-
liche Entwicklung" im Rahmen des Nahost-Friedens-
prozesses. Auf der Tagung der Gruppe in Kopenha-
gen am 8. November 1993 wurde ein Aktionsplan für 
die regionale Zusammenarbeit aufgestellt. 
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Auf dem informellen Ministertreffen in Alden Biesen 
im September 1993 wurde beschlossen, noch 1993 als 
Soforthilfe 20 Mio ECU durch Mittelübertragung für 
die besetzten Gebiete zur Verfügung zu stellen, so-
wie für die Jahre 1994 bis 98 500 Mio ECU Aufbauhil-
fe vorzusehen. Die 20 Mio ECU sind bereits formell 
gebilligt und sollen überwiegend im Ausbildungsbe-
reich eingesetzt werden. Die 500 Mio ECU sollen je 
zur Hälfte aus dem EG-Budget und in Form von lang-
fristigen Darlehen der Europäischen Investitions-
bank aufgebracht werden. Die Kommission hat dazu 
inzwischen Vorschläge für Ratsverordnungen und 
Projektvorschläge vorgelegt die vom Rat geprüft 
werden. 

Im Zusammenhang mit den Fortschritten im Nahost-
Friedensprozeß appellierte die EU mit nachdrückli-
cher Unterstützung durch die Bundesregierung er-
neut an die betroffenen arabischen Staaten, den 
Boykott Israels aufzuheben. Parallel war die Bundes-
regierung weiterhin bemüht, eine gemeinsame 
Haltung der Mitgliedstaaten in der Frage des Verbots 
der Abgabe von Boykotterklärungen herbeizufüh-
ren. Das Europäische Parlament hat in zwei Resolu-
tionen die Aufhebung des Sekundär- und Tertiärboy-
kotts gefordert. 

321. Maghreb 

Die Beziehungen der Europäischen Union zu den 
Staaten des Maghreb wurden intensiv im Rahmen 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik be-
handelt. Sie hat sich insbesondere mit den Sanktions-
verschärfungen des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen zu Lasten Libyens und der Entwicklung in 
Algerien befaßt. Die Union appellierte erneut an Al-
gerien, unter Beteiligung aller Parteien den politi-
schen Dialog zu führen, um den demokratischen Ent-
wicklungsprozeß wieder in Gang zu setzen. 

322. Israel 

Auch das Verhandlungsmandat für ein erweitertes 
Abkommen über Handel und Kooperation mit Israel, 
das der Rat am 20. Dezember 1993 angenommen hat, 
orientiert sich in seinen Grundzügen an dem Modell-
abkommen mit Marokko, trägt der besonderen Qua-
lität der Beziehungen zwischen der EU und Israel 
Rechnung. 

323. Golfregion 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben 
nach der Vereinigung beider Landesteile die Demo-
kratisierungsbestrebungen in der Republik Jemen 
mit großer Aufmerksamkeit verfolgt und die jemeni-
tische Regierung zu den im April 1993 erfolgreich 
durchgeführten ersten Parlamentswahlen beglück-
wünscht. 

Die EU untestützt die Republik Jemen auch finanziell 
im Rahmen der entwicklungspolitischen Zusammen-
arbeit. 

Die Union setzte den politischen Dialog mit den Staa-
ten des Golfkooperationsrates fort. Bei einem Treffen 
der Außenminister am Rande der 48. VN-General-
versammlung standen der Friedensprozeß im Nahen 
Osten, die Sicherheitsordnung am Golf sowie Wi rt

-schaftsthemen im Vordergrund. In einer Erklärung 
vom 12. September 1993 begrüßte die Union die Er-
richtung einer „Beratenden Versammlung" in Saudi-
Arabien als wichtigen Schritt zur Erweiterung der 
politischen Basis des Königreiches. 

324. Iran 

Der 1992 durch den Rat beschlossene kritische Dialog 
der Europäischen Union mit Iran wurde 1993 fortge-
führt. Er schließt auch kontroverse Themen wie den 
Nahost-Friedensprozeß, die Fatwa gegen den briti-
schen Schriftsteller Salman Rushdie und die Lage der 
Menschenrechte in Iran ein. 

Auf dem Gebiet der Menschenrechte kam es 1993 
wiederholt zu Troika-Demarchen bei der iranischen 
Regierung. 

325. Südafrika 

Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten 
setzten ihre Politik gegenüber Südafrika fort, die auf 
die völlige Abschaffung der Apartheid zielt. Die Ent-
sendung von 18 Gewaltbeobachtern sowie Experten 
für die Goldstone-Kommission nach Südafrika wurde 
bis nach den südafrikanischen Wahlen vom 26. bis 
28. April 1994 verlängert. Damit leistet die Union wei-
terhin einen aktiven Beitrag zur Eindämmung der 
politischen Gewalt in Südafrika. 

Die Union und ihre Mitgliedstaaten begrüßten die im 
Übergangsprozeß zu einer Demokratie ohne Rassen-
schranken erreichten Fortschritte im 2. Halbjahr 
1993. Gleichzeitig appellierten sie auch an alle Par-
teien, die getroffenen Vereinbarungen einzuhalten, 
sich am Übergangsprozeß zu beteiligen und Diffe-
renzen gewaltfrei zu lösen, 

Am 4. Oktober 1993 nahmen die Zwölf den Aufruf 
Nelson Mandelas vom 24. September 1993, alle be-
stehenden wirtschaftlichen Sanktionen gegenüber 
Südafrika aufzuheben, zum Anlaß, einen Teil der ver-
bliebenen restriktiven Maßnahmen außer Kraft zu 
setzen und ein bereits am 8. Juni 1993 beschlossenes 
Paket an positiven Maßnahmen umzusetzen. Die 
konstituierende Sitzung des Übergangs-Exekutivrats 
(TEC) am 7. Dezember 1993 führte zur Aufhebung 
weiterer Sanktionen. 

Angesichts des hohen Maßes an Übereinstimmung in 
ihrer Politik gegenüber Südafrika entschloß sich die 
Europäische Union, gewichtige Teile des positiven 
Maßnahmenpakets in einer der ersten Gemeinsamen 
Aktionen innerhalb der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik zu realisieren. Dazu wurde die Ad

-

hoc Gruppe „Südafrika" eingesetzt. Die formell am 
6. Dezember 1993 beschlossene Gemeinsame Aktion 
umfaßt Wahlhilfe und Wahlbeobachtung für die süd-
afrikanischen Wahlen vom 26. bis 28. April 1994 und 
die Schaffung eines Kooperationsrahmens zur Festi- 
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gung der wirtschaftlichen und sozialen Grundlagen 
des Übergangsprozesses. Der Beschluß sieht ferner 
vor, einen EU-Wahldienst einzurichten und eine be-
deutende Zahl an Wahlbeobachtern bereitzustellen. 

326. Afrika 

Die ersten freien Wahlen in der Geschichte Angolas 
Ende September 1992 wurden von der Gemeinschaft 
mit 2 Mio ECU unterstützt. Die Gemeinschaft und 
ihre Mitgliedstaaten haben seitdem in mehreren Er-
klärungen, zuletzt am 23. April 1993, die angolani-
schen Parteien nachhaltig aufgefordert, den wieder 
ausgebrochenen Bürgerkrieg unverzüglich zu been-
den. Sie haben deutlich gemacht, daß die Friedens-
absprachen von Bicesse und das Wahlergebnis re-
spektiert werden müssen. Sie haben ferner ihre tiefe 
Besorgnis über die durch den wieder ausgebroche-
nen Bürgerkrieg entstandene Verschlechterung der 
humanitären Lage zum Ausdruck gebracht und die 
Wiederaufnahme von Hilfeleistungen für belage rte 
Gebiete und die Versorgung von Flüchtlingen nach-
haltig befürwortet und finanziell unterstützt. 

Mit Portugal nimmt ein Mitglied der Gemeinschaft 
als Beobachter an den Friedensgesprächen von Lusa-
ka teil. 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten hielten 
ihr intensives Engagement im Friedensprozeß in Mo-
sambik aufrecht. Mehrere Mitgliedstaaten (Großbrit-
annien, Frankreich, Italien, Po rtugal, Deutschland) 
gehören der zentralen Überwachungs- und Kontroll-
kommission an, die die Implementierung des Frie-
densabkommens von Rom überwachen soll, zwei 
(Italien, Portugal) beteiligen sich mit Truppen an 
der Friedensmission der Vereinten Nationen (UN-
OMOZ). 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten begrüß-
ten ausdrücklich die Verhandlungserfolge vom Ende 
des Jahres (Verabschiedung des Wahlgesetzes, Be-
ginn der Demobilisierung der Bürgerkriegstruppen 
und des Aufbaus einer gemeinsamen Armee) als 
wichtige Beiträge zur Verwirklichung des revidierten 
Friedensplanes, der für Oktober 1994 demokratische 
Wahlen in Mosambik vorsieht. Bei gleichzeitiger An-
erkennung für die Einhaltung des Waffenstillstands 
brachten die Zwölf wiederholt ihre Besorgnis über 
Verzögerungen des Friedensprozesses zum Aus-
druck und forde rten die Regierung und die RENA-
MO auf, den Friedensplan unverzüglich umzusetzen. 

— Zentralafrikanische Republik 
Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben mit einer 
gemeinsamen Erklärung vom 1. September 1993 
die Durchführung der ersten demokratischen 
Wahlen in der Zentralafrikanischen Republik am 
22. August 1993 unterstützt. Indem sie auf die zü-
gige Bekanntgabe der Ergebnisse des ersten 
Wahlgangs drängten, trugen sie zur Transparenz 
der Wahlen und zum schnellen Abschluß des De-
mokratisierungsprozesses bei. 

— Kongo 
Die EU äußerte mit Erklärung vom 18. November 
1993 ihre Besorgnis über die anhaltenden gewalt-

samen Auseinandersetzungen in Kongo und for-
derte die betroffenen Parteien auf, das Abkom-
men von Libreville zu achten, in dem sie sich zum 
friedlichen Abschluß des Wahlprozesses ver-
pflichtet hatten. Die EU selbst wirkte an der Um-
setzung des Abkommens vom Libreville mit, in-
dem sie zusammen mit anderen Mitgliedern der 
Völkergemeinschaft half, die Durchführung des 
zweiten Wahlgangs der Parlamentswahlen am 3. 
Oktober 1993 zu leiten und das Schiedsgericht für 
Streitfälle zu besetzen. 

— Nigeria 
In mehreren Erklärungen nahmen die Zwölf im 2. 
Halbjahr 1993 zu der innenpolitischen Entwick-
lung in Nigeria Stellung. Als Reaktion auf die von 
der nigerianischen Führung annullie rten Präsi-
dentschaftswahlen vom 12. Juni 1993, die allge-
mein als frei und fair bezeichnet wurden, haben 
die Zwölf am 13. Juli 1993 eine Reihe von Maßnah-
men, die sich im Wesentlichen auf den Bereich 
militärischer Zusammenarbeit beziehen, in Kraft 
gesetzt. Nach der erneuten Machtübernahme 
durch das Militär am 17. November 1993 haben 
die Zwölf zusätzliche Maßnahmen beschlossen: 
u. a. sorgfältige Prüfung aller neuen Exportanträ-
ge für Verteidigungsmaterial (mit Versagungsver-
mutung), Aussetzung des hochrangigen, nicht un-
verzichtbaren Besuchsaustausches. 
Mit ihren Maßnahmen wollen die Zwölf die Rück-
kehr Nigerias zu demokratischen Verhältnissen 
fordern. 
In weiteren Staaten West- und Zentralafrikas trat 
die EU mit Erklärungen für die Förderung demo-
kratischer Entwicklungen ein. Außerdem wurden 
in mehreren Ländern gemeinsame Berichte der 
EU-Missionschefs erstellt, die der Herausbildung 
gemeinsamer Positionen dienten. 
Aus Anlaß der ersten demokratischen Wahlen in 
Swasiland seit 20 Jahren begrüßte die Gemein-
schaft die Erklärungen internationaler Beobach-
ter, denen zufolge die Wahlen am 11. Oktober 
1993 trotz einiger verwaltungstechnischer Mängel 
frei und fair waren. 
Hinsichtlich Zaire bleibt die Europäische Union 
bei ihrer Haltung gegenüber dem Mobutu-Regi-
me. Hierzu gehören insbesondere die Fortführung 
der restriktiven Visapolitik sowie die Aufrechter-
haltung der Suspendierung von Entwicklungshil-
feleistungen. 

— Ruanda 
In ihrer Erklärung vom 5. August 1993 äußerte die 
Europäische Union ihre Genugtuung über das am 
4. August 1993 nach langwierigen und zähen Ver-
handlungen unterzeichnete Friedensabkommen 
von Arusha und bekräftigte ihre Bereitschaft, die 
ruandischen Behörden sowie andere Pa rtner und 
Freunde Ruandas bei ihren Bemühungen zur Fe-
stigung des Friedens, zur Rückkehr zur Stabilität 
und Sicherheit sowie alle Anstrengungen zur 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung zu un-
terstützen. 

— Burundi 
Am 12. Juli begrüßte die Europäische Union mit 
großer Genugtuung den beispielhaften Demo- 
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kratisierungsprozeß in Burundi und die Amts-
einführung des frei und demokratisch gewählten 
Präsidenten Ndadaye. Diese hoffnungsvolle Ent-
wicklung wurde durch den versuchten Staats-
streich vom 21. Oktober zunichte gemacht. In 
ihrer Erklärung vom 21. Oktober 1993 verurteilte 
die EU den Putschversuch und forde rte alle Kräfte 
in Burundi zur Wiederherstellung der verfas-
sungsmäßigen Ordnung und zur Achtung der De-
mokratie auf. 

— Äthiopien 
Die Vertretungen der Zwölf arbeiteten sehr eng 
zusammen. Dies zeigte sich nicht zuletzt in einer 
Reihe gemeinsamer Berichte, die thematisch von 
der Bewertung des neuen Wahlgesetzes bis zur 
Einschätzung der Menschenrechtslage reichten, 
seinen Ausdruck fand. Mit einer Troika-Demar-
che hat die EU am 24. Dezember 1993 bei der 
äthiopischen Regierung gegen die Verhaftung 
vom Oppositionsvertretern protestiert, die an 
einer Friedens- und Versöhnungskonferenz in 
Addis Abeba teilnehmen wollten. 
Ihre Position gegenüber Somalia verdeutlichte die 
Europäische Union auf der 4. Koordinierungskon-
ferenz der Vereinten Nationen zur humanitären 
Hilfe für Somalia, die vom 29. November-1. De-
zember 1993 in Addis Abeba stattfand. Zu einer 
Erklärung des Präsidentschaftsvertreters wurden 
die Erfolge von UNOSOM etwa bei der Bekämp-
fung des Hungers, die Unterstützung durch die 
Europäische Union und die Bedeutung somali-
scher Eigenanstrengungen, nicht zuletzt auf dem 
Gebiet der Schaffung eines sicheren Umfelds für 
den politischen und wi rtschaftlichen Wiederauf-
bau hervorgehoben, da davon weitere Hilfe ent-
scheidend abhängt. 
Im Rahmen der bisher größten Friedensmission 
(UNOSOM II) haben die Vereinten Nationen seit 
dem 1. Mai 1993 mehr als 30 000 Soldaten und 
Experten in Somalia stationiert. Die Bundesregie-
rung hat im Juli 1993 ein verstärktes Bundeswehr-
batallion nach Belet Huen (Zentralsomalia) ent-
sandt, das neben logistischen auch humanitäre 
Aufgaben wahrnimmt. 

— Kenia 
Die Europäische Union führte wegen der Behin-
derungen der Pressefreiheit am 28. August 1993 
eine Demarche durch, bei der die Regierung 
nachdrücklich zu Verbesserungen in diesem Be-
reich aufgefordert wurde. Anläßlich der Sitzung 
der Kenia-Beratungsgruppe der Weltbank in Pa ris 
am 22./23. November 1993 gab die Präsident-
schaft der Europäischen Union eine gemeinsame 
Erklärung ab, in der sie Kenias Fortschritte beim 
Demokratisierungsprozeß seit der letzten Sitzung 
im November 1991 begrüßte, gleichzeitig jedoch 
ihre Besorgnis über die anhaltenden gewaltsa-
men ethnischen Auseinandersetzungen aus-
drückte sowie eine energische Korruptionsbe-
kämpfung und die Lösung des Problems der 
Auslandsschulden anmahnte. 

— Uganda 
Die Gemeinschaft nahm die Vorbereitungen zur 
1994 stattfindenden Wahl der Verfassungsgeben

-

den Versammlung zum Anlaß für eine Demarche 
am 16. Oktober 1993, in der die ugandische Regie-
rung aufgefordert wurde, durch eine Reihe von 
Maßnahmen die Chancengleichheit für alle Kan-
didaten zu garantieren. 

327. Lateinamerika 

Höhepunkt des Dialogs zwischen der EU und Latein-
amerika waren die informellen Außenministertreffen 
mit der Rio-Gruppe und den San-José-Staaten am 
Rande der 48. Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (VN). 

Im Vordergrund des Meinungsaustausches mit der 
Rio-Gruppe standen wieder die Durchsetzung von 
Demokratie und der Menschenrechte, die GATT-
Uruguay-Runde und aktuelle Fragen der VN. Beide 
Seiten stimmten überein, die — inzwischen erfolgte 
— Schaffung des Amtes eines VN-Hochkommissars 
für Menschenrechte und die VN-Agenda für Ent-
wicklung zu unterstützen und konstruktiv am VN-
Weltsozialgipfel 1995 mitzuarbeiten. Die Vertreter 
der Rio-Gruppe wiesen auf die positiven Verände-
rungen in Lateinamerika während der letzten Jahre 
hin; insbesondere auf die Fortschritte auf dem Weg 
zu einer nuklearwaffenfreien Zone in Lateinamerika 
und das wirtschaftliche Wachstum von rund 3 % in 
der Region. 

Im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik wurde die Entwicklung in der Region und 
in einzelnen Ländern weiterhin aufmerksam beob-
achtet. Intensiv diskutiert wurde das Thema „guter 
Regierungsführung" (good gove rnance), seine Be-
deutung in der Region und eventuelle Folgerungen 
für die Zusammenarbeit. Ein weiterer thematischer 
Schwerpunkt war die Achtung der Menschenrechte, 
vor allem das Los der Straßenkinder und Indianer, 
sowie die verfassungsrechtliche Verankerung und 
Ausdehnung der Todesstrafe auf Terrorismus-Delikte 
in Peru. Am 24. Juli 1993 hat die Gemeinschaft eine 
Erklärung zur Ermordung von Straßenkindern in 
Brasilien abgegeben. 

Die Parteien des Friedensabkommens (Januar 1992) 
in El Salvador wurden wiederholt aufgefordert, die 
ihnen obliegenden Verpflichtungen einschließlich 
der Empfehlungen der ad hoc- und der Wahrheits-
kommission strikt und termingerecht zu erfüllen. En-
de Oktober brachte die Gemeinschaft in einer der 
salvadorianischen Regierung übergebenen Erklä-
rung mit Nachdruck ihre Besorgnis über die wieder-
auflebende politische Gewalt in El Salvador zum 
Ausdruck. In Zusammenarbeit mit den Vereinten Na-
tionen unterstützte die EU die Vorbereitung der all-
gemeinen Wahlen in El Salvador, die den Friedens-
prozeß am 20. März 1994 besiegeln sollen. Sie sprach 
sich nachdrücklich für die inzwischen auch erfolgte 
Verlängerung der VN-Mission für El Salvador (ONU

-

SAL) aus (zunächst bis Ende Mai 1994). 

In Guatemala unterstützte die Union die Reformpoli-
tik, die der Anfang Juni nach dem versuchten Verfas-
sungsputsch seines Vorgängers vom Kongreß ge-
wählte Präsident de Len Carpio einleitete. 
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In Haiti unterstützte die Union weiterhin die Bemü-
hungen — vor allem der Organisation Amerikani-
scher Staaten und der Vereinten Nationen — um eine 
Wiederherstellung der seit dem Putsch vom 30. Sep-
tember 1991 beseitigten verfassungsmäßigen Ord-
nung. Sie bedauerte, daß das Anfang Juli geschlosse-
ne Abkommen von Governors Island, das die 
Rückkehr des gewählten Präsidenten A ristide zum 
30. Oktober 1993 vorsah, am Widerstand der Putschi-
sten scheiterte und setzte — entsprechend dem Be-
schluß des VN-Sicherheitsrates — die suspendierten 
Sanktionen gegen Haiti wieder in Kraft. 

Im Verhältnis zu Kuba nahm die Union weiterhin je-
de Möglichkeit wahr, die Verantwortlichen auf ihre 
Pflicht zur Achtung der Menschenrechte und auf die 
Notwendigkeit eines friedlichen Übergangs zu de-
mokratischen Verhältnissen hinzuweisen. 

Die EU hat die Kooperation mit den Ländern Zentral- 
und Südamerikas auf der Grundlage der Anfang 1993 
erweiterten Kooperationsabkommen weiter intensi-
viert. 

328. Indischer Subkontinent, Afghanistan 

Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten 
messen ihrer Zusammenarbeit mit den Staaten des 
indischen Subkontinents hohe Bedeutung bei. Am 
14. Dezember 1993 wurde in Brüssel erstmals ein 
„Kooperationsabkommen der dritten Generation" 
mit einem asiatischen Staat, nämlich Indien, unter-
zeichnet. Ein Kooperationsabkommen mit Sri Lanka 
ist in Vorbereitung. 

Die Spannungen zwischen Indien und Pakistan we-
gen Kaschmir halten an. Die EU hat in einer Erklä-
rung vom 30. November 1993 die Wiederaufnahme 
der indisch-pakistanischen Staatssekretärskonsulta-
tionen begrüßt. Wir sehen in diesen Konsultationen 
eine wichtige vertrauensbildende Maßnahme und 
erhoffen von ihnen weitere Schritte auf politischer 
Ebene, um die Kaschmirfrage friedlich zu lösen. 

Die Kämpfe zwischen verfeindeten afghanischen Wi-
derstandsgruppen dauerten auch 1993 an. Die Euro-
päische Union und ihre Mitgliedstaaten sehen mit 
Sorge, daß Afghanistan fast zwei Jahre nach dem 
Rücktritt des kommunistischen Präsidenten Najibul-
lah keinen Frieden findet und viele unschuldige Zi-
vilpersonen dem sinnlosen Blutvergießen zum Opfer 
fallen. Die Zwölf haben mehrfach bekräftigt, daß sie 
für die politische Einheit und territoriale Integrität 
Afghanistans eintreten. 

Am 6. und 7. Oktober 1993 wurde in Brüssel der poli-
tische Dialog zwischen der EU und der Regionalorga-
nisation SAARC (South Asian Association for regio-
nal Cooperation) eröffnet. Im erfolgreichen Wirken 
dieser Organisation sehen wir ein wichtiges Element 
politischer und wirtschaftlicher Stabilität Südasiens. 

329. Nord- und Südkorea 

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten unter-
stützen den Dialog zwischen Nord- und Südkorea, 

der allerdings seit Dezember 1992 stockt. In einer 
gemeinsamen Erklärung der Zwölf wurde Nordkorea 
anläßlich der 48. Generalversammlung der Vereinten 
Nationen am 19. Oktober 1993 aufgefordert, alle Ver-
pflichtungen aus dem Nichtverbreitungsvertrag und 
der Übereinkommen mit der IAEO über Sicherungs-
maßnahmen zu erfüllen und die mit Südkorea getrof-
fenen bilateralen Vereinbarungen einzuhalten. Sie 
begrüßen, daß Nordkorea seinen Entschluß, aus dem 
Vertrag auszuscheiden, suspendiert hat und setzen 
sich für seine völlige Zurücknahme ein,  

330. China 

Die Europäische Union begrüßt die Reform- und Öff-
nungspolitik der Volksrepublik China. Sie ist der 
Überzeugung, daß den Wirtschaftsreformen ange-
messene politische Reformen und deutliche Verbes-
serungen im Menschenrechtsbereich folgen müssen, 
um diesem großen Land langfristig eine stabile politi-
sche Entwicklung zu sichern. Sie sprechen regelmä-
ßig in Peking und in den europäischen Hauptstädten 
in diesem Sinne mit den Vertretern der chinesischen 
Politik. 

331. Japan 

Mit der „Gemeinsamen Erklärung" EG-Japan vom 
18. Juli 1991 wurden die Beziehungen zwischen den 
Zwölf und Japan auf eine neue Grundlage gestellt 
und der Dialog hochrangig intensiviert. 

Auf dieser Grundlage haben sich die Beziehungen 
zwischen der Europäischen Union und Japan konti-
nuierlich entwickelt. Die turnusgemäßen Treffen 
zwischen der Präsidentschaft bzw. Kommission und 
der japanischen Regierung (Juli bzw. November 
1993) konzentrierten sich auf den erfolgreichen Ab-
schluß der GATT-Verhandlungen sowie die weitere 
Verbesserung des Zuganges zum japanischen Markt 
und die Verstärkung der Zusammenarbeit in weite-
ren Bereichen (u. a. Forschung, Technologie, Um-
welt, Energie). Das letzte Troika-Treffen fand am 
3. Dezember 1993 in Brüssel statt. Wichtige Themen 
waren u. a. die Vertiefung der Kooperation in ver-
schiedenen Bereichen, die Situation in Rußland und 
im ehemaligen Jugoslawien, der Nahost-Friedens-
prozeß sowie asiatische Themen (u. a. APEC (Asia-
Pacific-Economic Cooperation), Nordkorea). 

332. Südostasien 

Die Europäische Union hat mit Genugtuung den Ab-
schluß der erfolgreichen UNTAC-Mission in Kam-
bodscha zur Kenntnis genommen.. Mit der Wahl des 
Parlamentspräsidiums am 27. Oktober 1993 und dem 
Abschluß der Regierungsbildung am 29. Oktober 
1993 wurde Kambodscha wieder ein souveräner 
Staat. 

Am 16. und 17. Dezember 1993 haben die Verhand-
lungen mit Vietnam über ein Kooperationsabkom-
men begonnen. Beide Seiten sind an einem raschen 
Abschluß interessiert. Vietnam verlangt, daß neben 
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den Menschenrechten auch die Prinzipien der Unab-
hängigkeit und Souveränität der Vertragspartner in 
das Abkommen einbezogen werden. 

Die Europäische Union betrachtet weiterhin auf-
merksam die Menschenrechtslage in Ost-Timor. Das 
letzte Gespräch zwischen dem portugiesischen Au-
ßenminister Barroso und dem indonesischen Außen-
minister Alatas unter der Ägide des Generalsekretärs 
Vereinten Nationen fand am 17. September 1993 in 
New York statt. Die Union ermutigt beide Länder zu 
weiteren Verhandlungen und, als erste Schritte, sich 
auf vertrauensbildende Maßnahmen zu einigen. 

Die Europäische Union hat ihre Bemühungen fortge-
setzt, zu einer Verbesserung der Menschenrechts- 
und politischen Situation in Birma (Myanmar) beizu-
tragen, die nach wie vor höchst unbef riedigend ist. 
Alle Appelle, die seit fast fünf Jahren inhaftierte Frie-
densnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi sowie alle 
politischen Gefangenen umgehend freizulassen, wur-
den bisher von der Militärführung Birmas ignoriert. 

333. ASEAN 

Auf der ASEAN-Außenminister-Konferenz in Singa-
pur im Juli 1993 wurde die Schaffung des ASEAN-
Regional-Forums (ARF) beschlossen. Sinn und Zweck 
dieses Forums ist es, zusammen mit den ASEAN-Dia-
logpartner, - Beobachtern und Gästen (Volksrepu-
blik China und Rußland) Fragen der regionalen und 
globalen Sicherheit zu erörtern. Das ARF wird im Juli 
1994 zum ersten Mal tagen und der jährlich stattfin-
denden ASEAN-Postministerial-Conference unmit-
telbar vorausgehen. ARF und PMC finden während 
der deutschen Präsidentschaft in der Europäischen 
Union im Juli 1994 statt. Mit ASEAN fand im übrigen 
eine Dialogbegegnung während der Woche der Ver-
einten Nationen statt. Die seit langem angestrebte 
Vertiefung der Beziehungen zwischen EU und ASE-
AN durch den Abschluß eines Kooperationsabkom-
mens der dritten Generation wird dadurch gehemmt, 
daß Portugal wegen der Ost-Timor-Problematik nicht 
bereit ist, der Kommission das Mandat zur Aufnahme 
von entsprechenden Verhandlungen mit ASEAN zu 
erteilen. Das 11. EU-ASEAN-Außenministertreffen 
findet vom 22.-24. September 1994 in Karlsruhe statt. 

334. Pazifik 

Australien gilt als wichtiger Partner, der infolge seiner 
raschen Integrationsfortschritte und seines wachsen-
den internationalen Gewichts (ASEAN; APEC; 
Cairns-Gruppe) trotz seiner verstärkten Hinwendung 
zu den asiatischen Märkten für die EU attraktiv bleibt, 
die ihm wachsendes Interesse entgegenbringt. 

Über die politischen Beziehungen (seit 1990 engere 
Konsultationsmechanismen im Rahmen der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit) hinaus bestehen 
gut entwickelte Handels- und Investitionsbeziehun-
gen (s. im einzelnen Ziffer 217). Die Zusammenarbeit 
erweiterte sich auf Bereiche wie zum Beispiel Wis-

senschaft und Technologie, Energie, Umweltschutz, 
Entwicklungshilfe Finanzwesen, Industriepolitik. Sie 
vollzieht sich im bilateralen Rahmen (jährliche Mini-
sterkonsultationen) wie in multilateralen Gremien 
(Vereinte Nationen, OECD, GATT usw.). Ein Abkom-
men zwischen der Gemeinschaft und Australien über 
wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit, 
von dem man sich eine weitere Intensivierung bereits 
abgesteckter Kooperationsfelder verspricht, wird 
verhandelt. 

335. Vereinte Nationen 

Die Zwölf habe sich unter der engagierten und kom-
petenten belgischen Präsidentschaft im zweiten 
Halbjahr 1993 eng abgestimmt. Im Mittelpunkt stand 
ein möglichst einheitliches Vorgehen während der 
48. Sitzung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (VN) in New York. Das Ansehen der Zwölf 
wurde hier schon früh durch die erfolgreiche Lancie-
rung einer gemeinsamen Initiative zur Unterstützung 
von Minenräumung gestärkt. Besonders eng haben 
die Zwölf am Zustandekommen einer Resolution mit-
gewirkt, mit der das Amt eines Hochkommissars für 
Menschenrechte bei den VN geschaffen wurde. Die 
Initiative hierzu ist wesentlich von der Bundesrepu-
blik Deutschland ausgegangen. Bedauerlicherweise 
gelang es nicht, weitere Fortschritte bei der Behand-
lung von Kandidaturen aus dem Kreis der Mitglied-
staaten der Europäischen Union für Wahlämter im 
VN-Bereich zu erzielen. Die Zwölf wollen diese Frage 
jedoch im kommenden Halbjahr erneut aufgreifen. 

336. Menschenrechte 

Im Bereich der Menschenrechte haben die Zwölf eng 
zusammengearbeitet. Schwerpunkt war die Umset-
zung der Ergebnisse der Wiener Menschenrecht-
sweltkonferenz (Juni 1993) bei der 48. Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen. Zwei Hauptziele 
wurden dabei verfolgt, unter besonders aktiver Mit-
gestaltung durch Deutschland: Die Schaffung des Po-
stens eines VN-Menschenrechtshochkommissars 
und die Erhöhung des VN-Budgets für Menschen-
rechte. Ersteres konnte trotz Widerständen einiger 
Staaten des Südens zufriedenstellend erreicht wer-
den. Ein Menschenrechtshochkommissar wird dem-
nach noch in diesem Jahr nach Ernennung durch den 
Generalsekretär und Bestätigung durch die General-
versammlung der Vereinten Nationen sein Amt auf-
nehmen. Eine ausreichende Budget-Erhöhung zur 
Umsetzung aller Vorschläge der Wiener Konferenz 
zur Verbesserung des weltweiten Menschenrecht-
sschutzes gelang jedoch nicht. Ein Teilerfolg war die 
relativ starke Erhöhung der Finanzausstattung des 
Menschenrechtszentrums in Genf. Zu Gemeinsamen 
Aktionen der Zwölf in einzelnen Staaten wird auf die 
Länderberichte verwiesen. 
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F. Zusammenarbeit in den Bereich Justiz und Inneres 

I. Justizpolitische Zusammenarbeit 

337. Rechtliche Zusammenarbeit, Zivilsachen 

Die Arbeitsgruppe „Justitielle Zusammenarbeit in 
Zivilsachen" befaßte sich auch vor dem Hintergrund 
des Haager Übereinkommens von 1970 über die An-
erkennung von Scheidungen sowie Trennungen von 
Tisch und Bett mit der Frage, ob ein Bedürfnis für 
EG-einheitliche Regelungen über die internationale 
Zuständigkeit, Rechtshängigkeit und Anerkennung 
von Entscheidungen in Scheidungssachen besteht. 
Die Gruppe erörterte hierbei unter anderem den Ent-
wurf eines Übereinkommens über Zuständigkeits-
fragen und über die Vollstreckung von Urteilen in 
Familien- und Erbrechtssachen, den eine Professo-
rengruppe für Inte rnationales Privatrecht im Herbst 
1993 veröffentlicht hat. Es wurde vereinbart, zu die-
sem Themenkreis eine Unterarbeitsgruppe einzuset-
zen. Eine weitere Unterarbeitsgruppe wird prüfen, 
ob die grenzüberschreitende Zustellung von gericht-
lichen Schriftstücken durch neue Regelungen be-
schleunigt werden kann. Mit einem Vertreter des Ge-
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften wurden 
einzelne Fragen des Informationsaustauschs im Rah-
men der Übereinkommen über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 
27. September 1968 und vom 16. September 1988 
(GVÜ und Lugano-Übereinkommen) erörtert. 

Mit dem Inkrafttreten des Unionsvertrages wurde die 
Arbeitsgruppe in die neue institutionelle Struktur 
nach Artikel K EU-Vertrag überführt und bildet seit 
dem 1. November 1993 die zivilrechtliche Sektion der 
Lenkungsgruppe III (Justitielle Zusammenarbeit — 
Zivilsachen). Zur Umsetzung der Schlußfolgerungen 
der Sondertagung des Europäischen Rates vom 29. 
Oktober 1993 hat sie ein Aktions- und Arbeitspro-
gramm für das Jahr 1994 ausgearbeitet, das vom Rat 
am 29./30. November 1993 gebilligt worden ist. 
Schwerpunkte des Programms sind die weitere Prü-
fung der Erweiterung des Anwendungsbereichs des 
Brüsseler Gerichtsstands- und Vollstreckungsüber-
einkommens auf Ehesachen und die Erarbeitung 
eines Rechtsinstruments zur Erleichterung und Be-
schleunigung der Übermittlung von gerichtlichen 
Schriftstücken. 

338. Rechtliche Zusammenarbeit, Konkursrecht 

Die Ad-hoc-Ratsgruppe EG-Konkursübereinkom-
men setzte im zweiten Halbjahr 1993 ihre Beratungen 
zum Entwurf eines Übereinkommens über Insolvenz-
verfahren fo rt . Der Entwurf basiert auf einem bis 1984 
erarbeiteten, dann aber nicht mehr weiter verfolgten 
Vorentwurf eines EG-Konkursübereinkommens so-
wie auf dem Europaratsübereinkommen über be-

stimmte internationale Aspekte des Konkurses. In 
seiner Grundkonzeption geht er von der automati-
schen Anerkennung des Auslandskonkurses in allen 
Mitgliedstaaten aus (Universalitätsprinzip). Zum 
Schutz der Interessen inländischer Gläubiger wird 
die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
über das im Inland belegene Vermögen des Schuld-
ners ermöglicht. Um die Zusammenarbeit der Ver-
walter vom Haupt- und Sekundärinsolvenzverfahren 
zu gewährleisten, enthält der Entwurf gegenseitige 
Unterrichtungspflichten sowie die Möglichkeit der 
Ausübung von Gläubigerrechten in jeweils anderen 
Verfahren. 

Nach Abschluß der zweiten Lesung des Entwurfs bil-
ligte der Ausschuß der Ständigen Vertreter die Kon-
zeption des Übereinkommens und überwies den Ent-
wurf zur abschließenden Klärung der noch strittigen 
Fragen an die Sachverständigengruppe zurück. Die-
se Fragen werden derzeit im Rahmen einer dritten 
Lesung erörtert. 

Der Entwurf eines Übereinkommens über Insolvenz

-

verfahren ist neben den Fraktionen des Deutschen 
Bundestages auch den Landesjustizverwaltungen 
und den interessie rten Verbänden zugeleitet worden. 
In ihren Stellungnahmen haben die Landesjustizver-
waltungen die Arbeiten der Ad-hoc-Gruppe durch-
weg positiv bewertet. Das Votum der Verbände fiel 
ähnlich aus, wobei zum Teil vorsichtige Zweifel an 
der Erforderlichkeit eines solchen Übereinkommens 
geäußert wurden. 

339. Rechtliche Zusammenarbeit, Strafsachen 

Die Arbeitsgruppe „Justitielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen" , seit dem 1. November 1993 Lenkungs-
gruppe III (Justitielle Zusammenarbeit — Strafsa-
chen), setzte ihre Arbeiten zur Vereinfachung und 
Beschleunigung des Auslieferungs- und Rechtshilfe-
verkehrs fo rt . Auf der Grundlage des Beschlusses der 
informellen Justizministerkonferenz von Limelette 
vom 28/29. September 1993, mit dem der Gruppe das 
Mandat erteilt worden war, innerhalb eines Jahres zu 
berichten, inwieweit noch bestehende Ausliefe-
rungshindernisse zwischen den Mitgliedstaaten be-
seitigt werden können und das Verfahren als solche 
beschleunigt werden kann, legte die Gruppe dem 
Rat der Justiz- und Innenminister einen ersten Zwi-
schenbericht vor. Sie erarbeitete des weiteren ein 
vorrangiges Arbeitsprogramm für das Jahr 1994, das 
insbesondere den von der ad hoc-Arbeitsgruppe „In-
ternationales organisiertes Verbrechen" in ihrem Be-
richt für die Minister aufgeworfenen Rechtsfragen 
Rechnung trägt. Das Arbeitsprogramm wurde vom 
Rat am 29./30. November 1993 gebilligt. 
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II. Innenpolitische Zusammenarbeit 

1. Asyl- und Einwanderungspolitik 

340. Zuwanderungs- und Asylpolitik, Harmonisierung 

Die Beratungen zur Harmonisierung der Asylpolitik 
wurden unter belgischem Vorsitz fortgesetzt. Der Rat 
billigte einen Aktionsplan und ein Arbeitsprogramm 
'94 für den Bereich Asyl. Als vorrangige Ziele sind 
dort  unter anderem vorgesehen: die harmonisierte 
Anwendung des Flüchtlingsbegriffs im Sinne des Ar-
tikels 1 Buchstabe A der Genfer Flüchtlingskonven-
tion und die Festlegung von Mindestgarantien für 
Asylverfahren. Zur Frage der Vergemeinschaftung 
der Asylpolitik wurde zwischen den Mitgliedstaaten 
Einvernehmen erzielt, diese bis spätestens Ende 1995 
zu prüfen. 

Die Arbeiten zur praktischen Umsetzung des Dub-
liner Übereinkommens über die Zuständigkeit für die 
Durchführung von Asylverfahren sind weitgehend 
abgeschlossen. Es wurden u. a. Grundsätze für die 
Beweisführung und Beweismittellisten erarbeitet. 

Das Informations-, Reflexions- und Austauschzen-
trum für Asylfragen (ZIRA) hat seine Arbeiten fortge-
setzt. Ein Schwerpunkt der Arbeiten war ein vertief-
ter Informationsaustausch über die Beurteilung der 
Situation in wichtigen Herkunftsstaaten und der 
diesbezüglichen Anerkennungspraxis der Mitglied-
staaten. Außerdem hat ZIRA ein neues Statistiksy-
stem hinsichtlich der Anzahl der Asylbewerber und 
Anerkennungsquoten in den Mitgliedstaaten erar-
beitet, das ab 1. Januar 1994 angewandt werden soll. 

Der Rat hat auf seiner Sitzung am 29./30. November 
1993 Grundsätze für Rückübernahmeabkommen mit 
Drittstaaten gebilligt. Diese enthalten wesentliche 
Kriterien zum Abschluß solcher Abkommen. Dazu 
gehören die Festschreibung der völkerrechtlichen 
Verpflichtungen zur Rückübernahme eigener Staats-
angehöriger und verfahrensmäßige Vereinfachun-
gen. 

Auf derselben Tagung hat er beschlossen, daß ein 
Zusammenhang zwischen Europaabkommen, Asso-
ziierungsabkommen und der Rückübernahmepraxis 
von Drittstaaten aufgrund einer Entscheidung im 
Einzelfall hergestellt werden soll. Die Frage, wie ein 
solcher Zusammenhang ausgestaltet werden soll, 
wird zur Zeit geprüft. 

Die Kommission stellte auf der o. g. Tagung des Rates 
Vorschläge für Änderungen des (noch nicht unter-
zeichneten) Außengrenzübereinkommens infolge 
des Vertrages über die Europäische Union und des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum vor. Die Problematik wurde unter belgischem 
Vorsitz ohne konkrete Ergebnisse diskutiert. Zwi-
schen den Mitgliedstaaten besteht Einvernehmen, 
daß Änderungen sich auf zwingend erforderliche An-
passungen beschränken sollen. 

Hinsichtlich der Visapolitik befinden sich gemäß Ar-
tikel 100 c EUV die Teilbereiche „Festlegung der vi-
sapflichtigen Staaten" und „Schaffung einer gemein-
samen Visaetikette" in Gemeinschaftskompetenz. 
Das alleinige Initiativrecht liegt bei der Kommission. 

Diese stellte erste Vorschläge für eine Verordnung 
über visapflichtige Drittstaaten vor, die zwischen den 
Mitgliedstaaten noch nicht beraten wurden. 

2. Polizeiliche Zusammenarbeit 

341. Europäisches Informationssystem (EIS) 

Zwischen den Zwölf besteht Einvernehmen darüber, 
daß die Regelungen des Schengener Durchführungs-
übereinkommens zum Schengener Informationssy-
stem (SIS), die sich bisher lediglich auf die neun 
Schengener Mitgliedstaaten beziehen, für eine Aus-
weitung auf alle Zwölf Mitgliedstaaten zu einem EIS 
geeignet sind. Auch technisch und konzeptionell be-
stehen gegen eine Ausweitung des SIS auf ein EIS 
keine Bedenken. Gegenstand dieser Überlegungen 
für ein EIS ist dabei zugleich auch die Schaffung von 
Datenschutzregelungen im Hinblick auf Artikel 10 
des Entwurfs eines Übereinkommens über das Uber-
schreiten der Außengrenzen. Artikel 10 des Überein-
kommens regelt die Liste der Personen, denen die 
Einreise verweigert werden soll. Als rechtliche 
Grundlage für das zu schaffende EIS wird derzeit in 
Anlehnung an die relevanten Regelungen des 
Schengener Durchführungsübereinkommens ein 
Abkommensentwurf beraten. 

342. Europol 

Die Beratungen über die Ausgestaltung eines Über-
einkommens zur Errichtung eines Europäischen Poli-
zeiamtes (Europol) haben Ende Juni 1993 auf der 
Grundlage eines vom Vereinigten Königreich vorge-
legten Textentwurfs begonnen. Bereits die ersten 
Verhandlungsrunden haben gezeigt, daß die Errich-
tung von Europol die Mitgliedstaaten vor eine beson-
dere Herausforderung stellt, da die jeweiligen natio-
nalen Regelungen des Polizei- und Ordnungsrechts 
wie auch die der Datenübermittlung und des Daten-
schutzes sehr heterogen sind. Nach Inkrafttreten des 
Vertrages über die Europäische Union sind die Bera-
tungen im Rahmen der nach Titel VI des Unionsver-
trages vorgesehenen neuen Strukturen innerhalb 
einer „ad hoc-Arbeitsgruppe Europol" fortgesetzt 
worden. 

Der Europäische Rat hat auf seiner Sondertagung am 
29. Oktober 1993 in Brüssel dazu aufgefordert, die 
Arbeiten an dem Übereinkommen bis Oktober 1994 
abzuschließen. Dies bedeutet gerade für Deutsch-
land eine besondere Verpflichtung, da dieses Datum 
in den Zeitraum der deutschen Präsidentschaft in der 
Europäischen Union fällt. 

Um bereits vor Inkrafttreten des Europol-Überein-
kommens einen Informationsaustausch im Bereich 
der Rauschgiftkriminalität zu ermöglichen, wird ent-
sprechend der Ministervereinbarung vom 2. Juni 
1993 der Austausch übergangsweise auf der Grund-
lage der nationalen Rechtssysteme organisiert wer-
den. Mit der am 29. Oktober 1993 vom Europäischen 
Rat getroffenen Entscheidung über den zukünftigen 
Sitz von Europol (Den Haag) wurden die Vorausset-
zungen für das Inkrafttreten dieser Ministerverein- 
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barung geschaffen. Die ,,Europol-Drogeneinheit" 
(EDU) als Vorläuferinstitution von Europol nimmt ih-
re Arbeit am 1. Januar 1994 in Den Haag auf. 

343. Drogenbekämpfung, Europäischer Ausschuß zur 
Drogenbekämpfung (CELAD) 

Im Rahmen seiner Koordinierungstätigkeit begleitete 
der Europäische Ausschuß zur Drogenbekämpfung 
(CELAD) weiterhin die vorbereitenden Arbeiten der 
Kommission zur Umsetzung der Verordnung zur 
Schaffung einer Europäischen Beobachtungsstelle 
für Drogen und Drogensucht. Mit der vom Europäi-
schen Rat auf seiner Sondertagung am 29. Oktober 
1993 getroffenen Entscheidung für die Ansiedlung 
der Drogenbeobachtungsstelle in Lissabon sind nun-
mehr die Voraussetzungen für das Inkrafttreten der 
Verordnung gegeben. 

Einen zweiten Schwerpunkt der Arbeiten des CE-
LAD bildete die Befassung mit der Vorbereitung der 
zweiten europäischen Drogenbekämpfungswoche, 
die gemäß Beschluß der im Rat vereinigten Gesund-
heitsminister vom 27. Mai 1993 im zweiten Halbjahr 
1994 unter deutscher Präsidentschaft stattfinden 
wird. 

Des weiteren beteiligte sich der CELAD an der Vor-
bereitung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen, die sich im Rahmen einer zweitägigen 
Sonderdebatte mit den Problemen der Drogensucht 
und -kriminalität befaßte. 

Mit Inkrafttreten des Vertrages über die Europäische 
Union ist der CELAD als institutionalisierte Gruppe 
aufgelöst worden; seine Arbeiten werden im Rahmen 
der nach Titel VI des Unionsvertrages vorgesehenen 
neuen Strukturen innerhalb einer Gruppe „Drogen 
und Organisierte Kriminalität" fortgeführt werden. 

344. Drogenbekämpfung, Konsultationen zwischen 
den Mitgliedstaaten der EU sowie den USA, 
Kanada, Schweden, Norwegen, Japan und dem 
UNDCP — United Nationals Drug Control 
Programm 

Die jährlichen Tagungen der Regionalgruppen der 
Dublin-Gruppe fanden im Juni 1993 in Brüssel statt. 

Dabei erfolgte ein umfassender Informationsaus-
tausch über die rauschgiftbezogenen Erkenntnisse 
der Mitglieder. 

In der unter deutschem Vorsitz stattfindenden Sit-
zung der Regionalgruppe Osteuropa wurde eine ge-
meinsame Konferenz der Mitglieder der Regional-
gruppe Osteuropa und der Regionalgruppe 
Balkan/Nahost unter Beteiligung der Staaten Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa in Sofia/Bulgarien beschlos-
sen. 

Diese erste Sitzung in der Region unter Beteiligung 
der Mittel-, Ost- und Südosteuropäischen Staaten 
fand vom 23.-24. September in Sofia statt. 

Dabei wurde die Rolle des UNDCP als das Koordinie-
rungsinstrument für Unterstützung der Rauschgiftbe-

kämpfung in Mittel-, Ost- und Südosteuropa weiter 
gestärkt (TASK-FORCE). 

Im Oktober fand die jährliche Sitzung der „politi-
schen Ebene" der Dublin-Gruppe in Brüssel statt. 

Nachdem Deutschland in der Regionalgruppe Osteu-
ropa zwei Jahre den Vorsitz inne hatte, ging der Vor-
sitz der Regionalgruppe an Italien über. 

Im Dezember fand unter deutscher Beteiligung die 
zweite Sitzung der von der Dublin-Gruppe 1992 initi-
ierten TASK-FORCE zur Koordinierung der Unter-
stützung für Rauschgiftbekämpfungsbehörden ist 
Osteuropa und der GUS beim UNDCP in Wien statt. 

Nach Aufbau einer Informationsdatenbank konnte 
nun mit der Erstellung der planerischen Grundlagen 
und der konkreten internationalen Zusammenarbeit 
begonnen werden. 

Um in der internationalen Zusammenarbeit den Bei-
trag Deutschlands national abgestimmt einbringen 
zu können, wurde für den Bereich der Unterstützung 
ausländischer Polizeien eine Bund-Länder-Clearing-
Stelle der Innenministerien der Länder und des Bun-
desministeriums des Innern (Vorsitz) gegründet. Der 
BLCSt. tagte erstmals am 9. Dezember 1993 in Bonn. 

Eine Sondersitzung mit dem Thema „Unterstützung 
für Polizeien in Osteuropa" wird im Februar 1994 
stattfinden. 

Die Arbeit der BLCSt. wird durch den beim Bundes-
kriminalamt eingerichteten Infopool Ausstattungs- 
und Ausbildungshilfe unterstützt. 

Der Infopool beim Bundeskriminalamt faßt die natio-
nalen Beiträge zusammen und stellt diese nach Be-
darf der Datenbank beim UNDCP (Task-Force) zur 
Verfügung. 

345. Geldwäsche 

Das Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rausch-
gifthandels und anderer Erscheinungsformen der Or-
ganisierten Kriminalität (OrgKG) vom 15. Juli 1992 
hatte den Straftatbestand der Geldwäsche in das 
Strafgesetzbuch eingeführt (§ 261 StGB). 

Hiermit in funktionalem Zusammenhang steht das 
am 29. November 1993 in Kraft getretene Gesetz über 
das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Strafta-
ten (Geldwäschegesetz) vom 29. Oktober 1993. Die-
ses Gesetz, das u. a. die Vorgaben der Richtlinie des 
Rates vom 10. Juli 1991 zur Verhinderung der Geld-
wäsche umsetzt, schafft wichtige Voraussetzungen 
für die effektive Bekämpfung der Geldwäsche durch 
Strafverfolgungsbehörden und für präventive Maß-
nahmen durch Kreditinstitute, Versicherungsunter-
nehmen, Spielbanken sowie bestimmter anderer ge-
werblicher Unternehmen. 

346. Internationales Organisiertes Verbrechen 

Bei einem Treffen der Innen- und Justizminister am 
18. September 1992 wurde die Problematik der Mafia 
und der Organisierten Kriminalität auf der Basis 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/7132 

eines französisch-italienischen Arbeitspapiers erör-
tert. Dabei beschlossen die Minister, eine ad hoc-
Arbeitsgruppe „Internationales Organisiertes Ver-
brechen" einzusetzen, die die derzeitige Zusammen-
arbeit in den Bereichen Justiz, Polizei und Zoll 
innerhalb der EG im Hinblick auf die Vorlage von 
Vorschlägen zur Verbesserung des gemeinsamen 
Vorgehens der Mitgliedsländer gegen das Internatio-
nale Organisierte Verbrechen untersucht. 

Die ad hoc-Arbeitsgruppe legte am 16. November 
1993 ihren Abschlußbericht vor. Er umfaßt die The-
menkomplexe 

— Umfang und Tendenzen des Internationalen Or-
ganisierten Verbrechens in der Europäischen Ge-
meinschaft 

— Einrichtung eines Systems für die Sammlung von 
Informationen über das Internationale Organi-
sierte Verbrechen 

— gesetzgeberische Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Internationalen Organisierten Verbrechens 

— administrative Maßnahmen, durch die die Ent-
wicklung der Internationalen Organisierten Kri-
minalität eingedämmt werden könnte 

— Netz von Kontakt- und Ansprechstellen innerhalb 
der Mitgliedstaaten. 

Der Rat billigte in seiner Sitzung vom 29. bis 30. No-
vember 1993 den Bericht der ad hoc-Arbeitsgruppe 
„Internationale Organisierte Kriminalität". Der Rat 
vertrat dabei die Ansicht, daß das Vorgehen gegen 
die Organisierte Internationale Kriminalität einen 
Bereich darstellt, in dem die justitielle Zusammenar-
beit zwischen den Mitgliedstaaten vorrangig weiter 
ausgebaut werden muß. 

Im Rahmen der Ausführungen des Vertrages über die 
Europäische Union richtete der Rat die Arbeitsgrup-
pe „Drogen und Organisierte Kriminalität" ein, die 
sich in Fortführung der Aufgaben der bisherigen ad 
hoc-Arbeitsgruppe „Organisiertes Internationales 
Verbrechen" mit der Optimierung der Zusammenar-
beit in den Bereichen Justiz, Polizei und Zoll befassen 
wird. 

347. Terrorismusfrage 

Auseinandersetzungen auf europäischem Boden, 
deren Ursache interne Konflikte im arabischen und 
vorderasiatischen Raum waren, die wachsende Ex-
pansion des islamisch-fundamentalistischen Extre-
mismus und die damit verbundene Gewalt und Ge-
gengewalt waren Gegenstand der Beratungen der 
Zwölf im Rahmen der GASP. Sie tauschten Informa-
tionen über mögliche Urheberschaften aus und be-
mühten sich, soweit die Beteiligung von Staaten in 
Frage stand, um abgestimmte, energische und zu-
gleich differenzierte Reaktionen. 

Anläßlich der europaweiten Gewalttätigkeiten der 
Kurdischen Organisation PKK legten die Zwölf einen 
für das einzelstaatliche und gemeinsame internatio

-

nale Handeln der Mitgliedstaaten maßgeblichen 
„gemeinsamen Standpunkt" fest (neues Instrument 
der GASP gemäß Art. J. 2 des Vertrages über die Eu-
ropäische Union). 

348. Zusammenarbeit im Zollwesen 

Im Rahmen der Arbeiten nach Titel VI EU-Vertrag 
hat der Rat auch eine Zollgruppe eingesetzt, die die 
bisher in der Groupe Assistance Mutuelle und der 
Groupe Assistance Mutuelle '92 durchgeführten Ar-
beiten an einer Verstärkung der Zusammenarbeit im 
Zollwesen fortsetzt. Zu den einzelnen Aufgaben ge-
hören der Abschluß der Arbeiten an einer Konven-
tion über die Nutzung der Informations technologie 
im Zollbereich, Maßnahmen zur Verstärkung der 
EG-Außengrenzen in bezug auf den grenzüber-
schreitenden Warenverkehr, Betrugsbekämpfung im 
EG-Binnenmarkt sowie die Novellierung des Über-
einkommens der EG-Mitgliedstaaten vom 7. Septem-
ber 1967 über die gegenseitige Unterstützung der 
Zollverwaltungen. 

Der neue, einheitliche institutionelle Rahmen soll si-
cherstellen, daß die Arbeiten zwischen den Zoll- und 
den Polizeiverwaltungen der einzelnen Mitgliedstaa-
ten abgestimmt und Doppelarbeiten vermieden wer-
den. Die Mitarbeit der Kommission im Rahmen des 
Titels VI EUV stellt für den Zollbereich sicher, daß 
sachlich erforderliche Maßnahmen bei der Verhinde-
rung, Ermittlung und Verfolgung von Zuwiderhand-
lungen zu Lasten des EG-Haushalts nicht an der Zu-
ständigkeitsfrage scheitern. 

349. Betrugsbekämpfung, Amtshilfe im Zollbereich 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat einen geänderten Vorschlag für eine Verordnung 
betreffend die gegenseitige Unterstützung der Ver-
waltungsbehörden der Mitgliedstaaten und die Zu-
sammenarbeit der Verwaltungsbehörden mit der 
Kommission, um die ordnungsgemäße Anwendung 
der Zoll- und Agrarregelungen sicherzustellen, vor-
gelegt. Diese Verordnung soll die Verordnung (EWG) 
Nr. 1468/81 ersetzen. Kernstück dieses Verordnungs-
vorschlages ist die Einrichtung eines „Zollinforma-
tionssystems" für Bereiche, in denen die Kommission 
zuständig ist. Über ein spiegelbildliches System, das 
nur Zollangelegenheiten bet rifft, für die die Kommis-
sion keine Zuständigkeiten hat, wird derzeit im Rah-
men von Titel VI EU-Vertrag verhandelt. Die daten-
schutzrechtlichen Prinzipien sind an die Regelungen 
des Schengener Zusatzübereinkommens angelehnt. 

Die Bundesregierung begrüßt den Verordnungsvor-
schlag, wenn auch noch gegen einzelne Regelungen, 
die in erster Linie den Datenschutz und Zuständig-
keiten der Justizbehörden betreffen, Vorbehalte be-
stehen. 
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G. Anhänge 

I. Im Berichtszeitraum verabschiedete 
Richtlinien 

Richtlinie 93/61/EWG der Kommission vom 2. Juli 
1993 zur Aufstellung der Tabelle mit den Anforde-
rungen an Gemüsepflanzgut und Gemüsevermeh-
rungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut gemäß der 
Richtlinie 92/33/EWG des Rates (ABl. Nr. L 250 vom 
7. Oktober 1993 S. 19) 

Richtlinie 93/62/EWG der Kommission vom 5. Juli 
1993 mit Durchführungsvorschriften für die Überwa-
chung und Überprüfung von Versorgern und Einrich-
tungen gemäß der Richtlinie 92/33/EWG des Rates 
über das Inverkehrbringen von Gemüsepflanzgut 
und Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme 
von Saatgut (ABl. Nr. L 250 vom 7. Oktober 1993 
S. 29) 

Richtlinie 93/63/EWG der Kommission vorn 5. Juli 
1993 mit Durchführungsvorschriften für die Überwa-
chung und Überprüfung von Versorgern und Einrich-
tungen gemäß der Richtlinie 91/682/EWG des Rates 
über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmateri-
al und Pflanzen von Zierpflanzenarten (AB1. Nr. L 250 
vom 7. Oktober 1993 S. 31) 

Richtlinie 93/64/EWG der Kommission vorn 5. Juli 
1993 mit Durchführungsvorschriften für die Überwa-
chung und Überprüfung von Versorgern und Einrich-
tungen gemäß der Richtlinie 92/34/EWG des Rates 
über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmateri-
al und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung 
(ABl. Nr. L 250 vom 7. Oktober 1993 S. 33) 

Richtlinie 93/65/EWG des Rates vom 19. Juli 1993 
über die Aufstellung und Anwendung kompatibler 
technischer Spezifikationen für die Beschaffung von 
Ausrüstungen und Systemen für das Flugverkehrs

-

management (ABl. Nr. L 187 vom 29. Juli 1993 S. 52) 

Richtlinie 93/66/EWG des Rates vom 19. Juli 1993 zur 
Änderung der Richtlinie 81/645/EWG betreffend das 
Gemeinschaftsverzeichnis der benachteiligten Ge-
biete im Sinne der Richtlinie 75/268/EWG (Griechen-
land) (ABl. Nr. L 184 vom 27. Juli 1993 S. 36) 

Richtlinie 93/67/EWG der Kommission vom 20. Juli 
1993 zur Festlegung von Grundsätzen für die Bewer-
tung der Risiken für Mensch und Umwelt von gemäß 
der Richtlinie 67/548/EWG des Rates notifizierten 
Stoffen (ABl. Nr. L 227 vom 8. September 1993 S. 9) 

Richtlinie 93/68/EWG des Rates vom 22. Juli 1993 zur 
Änderung der Richtlinien 87/404/EWG (einfache 
Druckbehälter), 88/378/EWG (Sicherheit von Spiel-
zeug), 89/106/EWG (Bauprodukte), 89/336/EWG 
(elektromagnetische Verträglichkeit), 89/392/EWG 
(Maschinen), 89/686/EWG (persönliche Schutzaus-
rüstungen), 90/384/EWG (nichtselbsttätige Waagen), 
90/385/EWG (aktive implantierbare medizinische 
Geräte), 90/396/EWG (aktive implantierbare medizi

-

nische Geräte), 90/396/EWG (Gasverbrauchsein-
richtungen), 91/263/EWG (Telekommunikationsend-
einrichtungen), 92/42/EWG (mit flüssigen oder 
gasförmigen Brennstoffen beschickte neue Warm-
wasserheizkessel) und 73/23/EWG (elektrische Be-
triebsmittel zur Verwendung innerhalb bestimmter 
Spannungsgrenzen) (ABl. Nr. L 220 vom 31. August 
1993 S. 1) 

Richtlinie 93/69/EWG der Kommission vom 23. Juli 
1993 zur Anpassung der Richtlinie 76/116/EWG des 
Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für Düngemittel an den technischen 
Fortschritt (ABl. Nr. L 185 vom 28. Juli 1993 S. 30) 

11. Richtlinie 93/70/EWG der Kommission vom 28. 
Juli 1993 zur Festlegung gemeinschaftlicher Analy-
semethoden für die amtliche Untersuchung von Fut-
termitteln (ABl. Nr. L 234 vom 17. September 1993 
S. 17) 

Richtlinie 93/71/EWG der Kommission vom 27. Juli 
1993 zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln (ABl. Nr. L 221 vom 31. August 1993 
S. 27) 

Richtlinie 93/72/EWG der Kommission vom 1. Sep-
tember 1993 zur neunzehnten Anpassung der Richtli-
nie 67/547/EWG des Rates zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstu-
fung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe an den technischen Fortschritt (ABl. Nr. L 258 
vom 16. Oktober 1993 S. 29) 

5. Richtlinie 93/73/EWG der Kommission vom 9. Sep-
tember 1993 über Analysemethoden zur Kontrolle 
der Zusammensetzung kosmetischer Mittel (ABl. 
Nr. L 231 vom 14. September 1993 S. 34) 

Richtlinie 93/74/EWG des Rates vom 13. September 
1993 über Futtermittel für besondere Ernährungs-
zwecke (ABl. Nr. L 237 vom 22. September 1993 
S. 23) 

Richtlinie 93/75/EWG des Rates vom 13. September 
1993 über Mindestanforderungen an Schiffe, die See-
häfen der Gemeinschaft anlaufen oder aus ihnen aus-
laufen und gefährliche oder umweltschädliche Güter 
befördern (ABl. Nr. L 247 vom 5. Oktober 1993 S. 19) 

Richtlinie 93/76/EWG des Rates vom 13. September 
1993 zur Begrenzung der Kohlendioxidemissionen 
durch eine effizientere Energienutzung (SAVE) (ABl. 
Nr. L 237 vom 22. September 1993 S. 28) 

Richtlinie 93/77/EWG des Rates vom 21. September 
1993 für Fruchtsäfte und einige gleicha rtige Erzeug-
nisse (ABl. Nr. L 244 vom 30. September 1993 S. 23) 

Richtlinie 93/78/EWG der Kommission vom 21. Sep-
tember 1993 mit zusätzlichen Durchführungsbestim-
mungen für die von den Versorgern gemäß der Richt- 
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linie 91/682/EWG des Rates geführten Sortenlisten 
von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Zier-
pflanzenarten (ABl. Nr. L 256 vom 14. Oktober 1993 
S. 19) 

Richtlinie 93/79/EWG der Kommission vom 21. Sep-
tember 1993 mit zusätzlichen Durchführungsbestim-
mungen für die von den Versorgern gemäß der Richt-
linie 92/34/EWG des Rates geführten Sortenlisten 
von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstar-
ten zur Fruchterzeugung (ABl. Nr. L 256 vom 14. Ok-
tober 1993 S. 25) 

Richtlinie 93/80/EWG der Kommission vom 23. Sep-
tember 1993 zur Änderung der Richtlinie 90/656/ 
EWG des Rates über die in Deutschland geltenden 
Übergangsmaßnahmen für bestimmte Gemein-
schaftsvorschriften über den Umweltschutz (ABl. 
Nr. L 256 vom 14. Oktober 1993 S. 32) 

Richtlinie 93/81/EWG der Kommission vom 29. Sep-
tember 1993 zur Anpassung der Richtlinie 70/156/ 
EWG des Rates über die Bet riebserlaubnis für Kraft-
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (ABl. Nr. L 
264 vom 23. Oktober 1993 S. 49) 

Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 
1993 zur Koordinierung bestimmter urheber- und lei-
stungsschutzrechtlicher Vorschriften betreffend Sa-
tellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung (ABl. 
Nr. L 248 vom 6. Oktober 1993 S. 15) 

Richtlinie 93/84/EWG der Kommission vom 30. Sep-
tember 1993 zur Änderung der Richtlinie 80/723/ 
EWG über die Transparenz der finanziellen Bezie-
hungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öf-
fentlichen Unternehmen (ABl. Nr. L 254 vom 12. 
Oktober 1993 S. 16) 

Richtlinie 93/85/EWG des Rates vom 4. Oktober 1993 
zur Bekämpfung der bakteriellen Ringfäule der Kar-
toffel (ABl. Nr. L 259 vom 18. Oktober 1993 S. 1) 

Richtlinie 93/86/EWG der Kommission vom 4. Okto-
ber 1993 zur Anpassung der Richtlinie 91/157/EWG 
des Rates über gefährliche Stoffe enthaltende Batte-
rien und Akkumulatoren an den technischen Fort-
schritt (ABl. Nr. L 264 vom 23. Oktober 1993 S. 51) 

Richtlinie 93/87/EWG der Kommission vom 22. Okto-
ber 1993 zur Änderung der Richtlinie 90/377/EWG 
hinsichtlich der Erhebungsorte und -regionen in der 
Bundesrepublik Deutschland (ABl. Nr. L 277 vom 10. 
November 1993 S. 32) 

Richtlinie 93/88/EWG des Rates vom 12. Oktober 
1993 zur Änderung der Richtlinie 90/679/EWG über 
den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung 
durch biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (7. Ein-
zelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der 
Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. Nr. L 268 vom 29. Okto-
ber 1993 S. 71) 

Richtlinie 93/89/EWG des Rates vom 25. Oktober 
1993 über die Besteuerung bestimmter Kraftfahrzeu-
ge zur Güterbeförderung sowie die Erhebung von 
Maut- und Benutzungsgebühren für bestimmte Ver-
kehrswege durch die Mitgliedstaaten (ABl. Nr. L 279 
vom 12. November 1993 S. 32) 

Richtlinie 93/90/EWG der Kommission vom 29. Okto-
ber 1993 betreffend das in Artikel 13 Absatz 1 fünfter 
Gedankenstrich der Richtlinie 67/548/EWG genann-
te Stoffverzeichnis (ABl. Nr. L 277 vom 10. November 
1993 S. 33) 

Richtlinie 93/91/EWG der Kommission vom 29. Okto-
ber 1993 zur Anpassung der Richtlinie 78/316/EWG 
des Rates über die Innenausstattung der Kraftfahr-
zeuge (Kennzeichnung der Betätigungseinrichtun-
gen, Kontrolleuchten und Anzeiger) an den techni-
schen Fortschritt (Abl. Nr. L 284 vom 19. November 
1993 S. 25) 

Richtlinie 93/92/EWG des Rates vom 29. Oktober 
1993 über den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsi-
gnaleinrichtungen an zweirädrigen oder dreirädri-
gen Kraftfahrzeugen (ABl. Nr. L 311 vom 14. Dezem-
ber 1993 S. 1) 

Richtlinie 93/93/EWG des Rates vom 29. Oktober 
1993 über Massen und Abmessungen von zweirädri-
gen und dreirädrigen Kraftfahrzeugen (ABl. Nr. L 311 
vom 14. Dezember 1993 S. 76) 

Richtlinie 93/94/EWG des Rates vom 29. Oktober 
1993 über die Anbringungsstelle des amtlichen 
Kennzeichens an der Rückseite von zweirädrigen 
oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen (ABl. Nr. L 311 
vom 14. Dezember 1993 S. 83) 

Richtlinie 93/96/EWG des Rates vom 29. Oktober 
1993 über das Aufenthaltsrecht der Studenten (ABl. 
Nr. L 317 vom 18. Dezember 1993 S. 59) 

Richtlinie 93/97/EWG des Rates vom 29. Oktober 
1993 zur Ergänzung der Richtlinie 91/263/EWG hin-
sichtlich Satellitenfunkanlagen (ABl. Nr. L 290 vom 
24. November 1993 S. 1) 

Richtlinie 93/98/EWG des Rates vom 29. Oktober 
1993 zur Harmonisierung der Schutzdauer des Urhe-
berrechts und bestimmter verwandter Schutzrechte 
(ABl. Nr. L 290 vom 24. November 1993 S. 9) 

Richtlinie 93/99/EWG des Rates vom 29. Oktober 
1993 über zusätzliche Maßnahmen im Bereich der 
amtlichen Lebensmittelüberwachung (ABl. Nr. L 290 
vom 24. November 1993 S. 14) 

Richtlinie 93/101/EG der Kommission vom 11. No-
vember 1993 zur zwanzigsten Anpassung an den 
technischen Fortschritt der Richtlinie 67/548/EWG 
des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung 
und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe (ABl. Nr. L 
013 vom 15. Januar 1994 S. 1) 

Richtlinie 93/102/EG der Kommission vom 16. No-
vember 1993 zur Änderung der Richtlinie 79/112/ 
EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Etikettierung und 
Aufmachung von für den Endverbraucher bestimm-
ten Lebensmitteln sowie die Werbung hierfür (ABl. 
Nr. L 291 vom 25. November 1993 S. 14) 

Richtlinie 93/103/EG des Rates vom 23. November 
1993 über Mindestvorschriften für Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz bei der Arbeit an Bord von Fischerei-
fahrzeugen (13. Einzelrichtlinie im Sinne von Arti- 
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ke116 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABl. 
Nr. L 307 vom 13. Dezember 1993 S. 1) 

Richtlinie 93/104/EG des Rates vom 23. November 
1993 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestal-
tung (ABl. Nr. L 307 vom 13. Dezember 1993 S. 18) 

Richtlinie 93/105/EG der Kommission vom 25. No-
vember 1993 zur Festlegung von Anhang VII D, der 
Angaben enthält, die für die technischen Beschrei-
bungen im Sinne von Artikel 12 der siebten Ände-
rung der Richtlinie 67/548/EWG des Rates erforder-
lich sind (ABl. Nr. L 294 vom 30. November 1993 
S. 21) 

Richtlinie 93/106/EG der Kommission vom 29. No-
vember 1993 zur Änderung der Richtlinie 92/76/EWG 
der Kommission zur Anerkennung von gemein-
schaftlichen Schutzgebieten mit besonderen pflan-
zengesundheitlichen Risiken (ABl. Nr. L 298 vom 
3. Dezember 1993 S. 34) 

Richtlinie 93/107/EG der Kommission vom 26. No-
vember 1993 zur Änderung der Richtlinie 70/524/ 
EWG des Rates über Zusatzstoffe in der Tierernäh-
rung (ABI. Nr. L 299 vom 4. Dezember 1993 S. 44) 

Richtlinie 93/108/EG der Kommission vom 3. Dezem-
ber 1993 zur Änderung der Richtlinie 66/403/EWG 
des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzkar-
toffeln (ABl. Nr. L 319 vom 21. Dezember 1993 S. 39) 

Richtlinie 93/109/EG des Rates vom 6. Dezember 
1993 über die Einzelheiten der Ausübung des aktiven 
und passiven Wahlrechts bei den Wahlen zum Euro-
päischen Parlament für Unionsbürger mit Wohnsitz 
in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit 
sie nicht besitzen (ABl. Nr. L 329 vom 30. Dezember 
1993 S. 34) 

Richtlinie 93/110/EG der Kommission vom 9. Dezem-
ber 1993 zur Änderung bestimmter Anhänge der 
Richtlinie 77/93/EWG des Rates über Maßnahmen 
zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschlep-
pung und Ausbreitung von Schadorganismen der 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (ABl. Nr. L 303 
vom 10. Dezember 1993 S. 19) 

Richtlinie 93/111/EG der Kommission vom 10. Dezem-
ber 1993 zur Änderung der Richtlinie 93/10/EWG 
über Mate rialien und Gegenstände aus Zellglasfo-
lien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zu kommen (ABl. Nr. L 310 vom 14. De-
zember 1993 S. 41) 

Richtlinie 93/112/EG der Kommission vom 10. De-
zember 1993 zur Änderung der Richtlinie 91/155/ 
EWG zur Festlegung der Einzelheiten eines besonde-
ren Informationssystems für gefährliche Zubereitun-
gen gemäß Artikel 10 der Richtlinie 88/379/EWG 
(ABl. Nr. L 314 vorn 16. Dezember 1993 S. 38) 

Richtlinie 93/113/EG des Rates vom 14. Dezember 
1993 über die Verwendung und Vermarktung von 
Enzymen, Mikroorganismen und deren Zubereitun-
gen in der Tierernährung (AB1, Nr. L 334 vom 31. 
Dezember 1993 S. 17) 

Richtlinie 93/114/EG des Rates vom 14. Dezember 
1993 zur Änderung der Richtlinie 70/524/EWG über 

Zusatzstoffe in der Tierernährung (ABl. Nr. L 334 
vom 31. Dezember 1993 S. 24) 

Richtlinie 93/115/EG des Rates vom 16. Dezember 
1993 zur Änderung der Richtlinie 90/684/EWG über 
Beihilfen für den Schiffbau (ABl. Nr. L 326 vom 28. 
Dezember 1993 S. 62) 

Richtlinie 93/116/EG der Kommission vom 17. De-
zember 1993 zur Anpassung der Richtlinie 80/1268/ 
EWG des Rates über den Kraftstoffverbrauch von 
Kraftfahrzeugen an den technischen Fortschritt (ABl. 
Nr. L 329 vom 30. Dezember 1993 S. 39) 

12. Richtlinie 93/117/EG der Kommission vom 17. De-
zember 1993 zur Festlegung gemeinschaftlicher An-
alysemethoden für die amtliche Untersuchung von 
Futtermitteln (ABl. Nr. L 329 vom 30. Dezember 1993 
S. 54) 

Richtlinie 93/118/EG des Rates vom 22. Dezember 
1993 zur Änderung der Richtlinie 85/73/EWG über 
die Finanzierung der Untersuchungen und Hygiene-
kontrollen von frischem Fleisch und Geflügelfleisch 
(ABI. Nr. L 340 vom 31. Dezember 1993 S. 15) 

Richtlinie 93/119/EG des Rates vom 22. Dezember 
1993 über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der 
Schlachtung oder Tötung (ABl. Nr. L 340 vom 31. De-
zember 1993 S. 21) 

Richtlinie 93/120/EG des Rates vom 22. Dezember 
1993 zur Änderung der Richtlinie 90/539/EWG über 
die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den in-
nergemeinschaftlichen Handel mit Geflügel und Bru-
teiern sowie für ihre Einfuhr aus Drittländern (ABl. 
Nr. L 340 vom 31. Dezember 1993 S. 35) 

Richtlinie 93/121/EG des Rates vom 22. Dezember 
1993 zur Änderung der Richtlinie 91/494/EWG über 
die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den in-
nergemeinschaftlichen Handel mit frischem Geflü-
gelfleisch und für seine Einfuhr aus Drittländern 
(ABl. Nr. L 340 vom 31. Dezember 1993 S. 39) 

Quelle: CELEX-Datenbank 

IL Im Berichtszeitraum im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlichten Richtlinienvorschläge des 
Rates und des Europäischen Parlaments 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über Aufzüge (ABl. Nr. C 180 vom 2. Juli 
1993 S. 11) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung be-
stimmter Fischseuchen (ABl. Nr. C 186 vom 8. Juli 
1993 S. 15) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen 
der Erbringung von Dienstleistungen (ABl. Nr. C 187 
vom 9. Juli 1993 S. 5) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über andere Zusatzstoffe von Lebensmitteln als Farb- 
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stoffe und Süßstoffe (ABl. Nr. C 189 vom 13. Juli 1993 
S. 11) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Verbrennung gefährlicher Abfälle (ABI. 
Nr. C 190 vom 14. Juli 1993 S. 5) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinie 89/107/EWG zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Zusatzstoffe, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen (ABl. Nr. C 191 vom 15. Juli 1993 S. 7) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Mindest-
anforderungen für die Ausbildung in Berufen im See-
verkehr (ABl. Nr. C 212 vom 5. August 1993 S. 1) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über Abfalldeponien (ABl. Nr. C 212 vom 5. August 
1993 S. 33) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 70/524/EWG über Zusatzstoffe in der 
Tierernährung (ABl. Nr. C 218 vom 12. August 1993 
S. 6) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Fi-
nanzierung der tierärztlichen Untersuchungen und 
Kontrollen von lebenden Tieren und bestimmten tie-
rischen Erzeugnissen und zur Änderung der Richtli-
nie 91/496/EWG (ABl. Nr. C 219 vom 13. August 1993 
S. 15) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 90/434/EWG vom 23. Juli 1990 über das 
gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, 
die Einbringung von Unternehmensteilen und den 
Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschie-
dener Mitgliedstaaten betreffen (ABl. Nr. C 225 vom 
20. August 1993 S. 3) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 90/435/EWG vom 23. Juli 1990 über das 
gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochter-
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
Nr. C 225 vom 20. August 1993 S. 5) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung 
der Richtlinien 77/780/EWG und 89/646/EWG be-
treffend Kreditinstitute, der Richtlinien 73/239/EWG 
und 92/49/EWG betreffend Schadenversicherungen, 
der Richtlinien 79/267/EWG und 92/96/EWG betref-
fend Lebensversicherungen sowie der Richtlinie 93/ 
22/EWG betreffend Wertpapierfirmen zur verstärk-
ten Beaufsichtigung dieser Finanzunternehmen (ABI. 
Nr. C 229 vom 25. August 1993 S. 10) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Umsatzsteuern - Aufhebung 
bestimmter in Artikel 28 Absatz 3 der Richtlinie 77/ 
388/EWG und in Artikel 1 Absatz 1 zweiter Unterab-
satz der Richtlinie 89/465/EWG vorgesehener Aus-
nahmeregelungen (ABl. Nr. C 231 vom 27. August 
1993 S. 14) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Ergänzung des Statuts des Europäischen Vereins 
hinsichtlich der Rolle der Arbeitnehmer (ABl. Nr. C 
236 vom 31. August 1993 S. 14) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Ergänzung des Statuts der Europäischen Genos-
senschaft hinsichtlich der Rolle der Arbeitnehmer 
(ABl. Nr. C 236 vom 31. August 1993 S. 36) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Ergänzung des Statuts der Europäischen Gegen-
seitigkeitsgesellschaft hinsichtlich der Rolle der Ar-
beitnehmer (ABl. Nr. C 236 vom 31. August 1993 
S. 56) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über das In-
verkehrbringen von Biozid-Produkten (ABl. Nr. C 
239 vom 3. September 1993 S. 3) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 91/628/EWG betreffend den Schutz 
von Tieren beim Transport (ABl. Nr. C 250 vom 14. 
September 1993 S. 12) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Grund-
sätze für die Untersuchung von Unfällen und Störun-
gen in der Zivilluftfahrt (ABl. Nr. C 257 vom 22. Sep-
tember 1993 S. 8) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Begrenzung von Emissionen flüchtiger organi-
scher Verbindungen (VOC-Emissionen) bei der La-
gerung von Ottokraftstoff und seiner Verteilung von 
Auslieferungslagern bis zu Tankstellen (ABl. Nr. C 
270 vom 6. Oktober 1993 S. 12) 

Vorschlag für eine 7. Richtlinie des Rates zur Rege-
lung der Sommerzeit (ABl. Nr. C 278 vom 16. Oktober 
1993 S. 13) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über Verpackungen und Verpackungsabfälle (ABl. 
Nr. C 285 vom 21. Oktober 1993 S. 1) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur zweiten Änderung der Richtlinie 83/189/EWG 
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der 
Normen und technischen Vorschriften (ABl. Nr. C 
290 vom 27. Oktober 1993 S. 4) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zum Schutz der Erwerber bei Verträgen über den 
Erwerb von Teilzeitnutzungsrechten an einer oder 
mehreren Immobilien (ABl. Nr. C 299 vom 5. Novem-
ber 1993 S. 8) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die 
grundsätzlichen tierzüchterischen und genealogi-
schen Bedingungen für die Einfuhr von Tieren, ihrem 
Sperma, ihren Eizellen und Embryonen aus Drittlän-
dern (ABl. Nr. C 306 vorn 12. November 1993 S. 11) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 15. Ände-
rung der Richtlinie 76/769/EWG zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens 
und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe 
und Zubereitungen (ABl. Nr. C 306 vom 12. Novem-
ber 1993 S. 14) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über den Rechtsschutz von Datenbanken (ABl. Nr. C 
308 vom 15. November 1993 S. 1) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüs- 
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sen im Fernabsatz (ABl. Nr. C 308 vom 15. November 
1993 S. 18) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates mit Regeln für 
die Durchführung der amtlichen Futtermittelkontrol-
le (ABl. Nr. C 313 vom 19. November 1993 S. 10) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Arbeiten 
aus Edelmetallen (ABl. Nr. C 318 vom 25. November 
1993 S. 5) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Anleger-
entschädigungssysteme (ABl. Nr. C 321 vom 27. No-
vember 1993 S. 15) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Anwendung von Nor-
men für die Ausstrahlung von Fernsehsignalen (zur 
Aufhebung der Richtlinie 92/38/EWG) (ABl. Nr. C 
341 vom 18. Dezember 1993 S. 18) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates über den Rechtsschutz von Mu-
stern  (ABl. Nr. C 345 vom 23. Dezember 1993 S. 14) 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Euro-
päischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 70/220/EWG zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen 
gegen die Verunreinigung der Luft durch Emissionen 
von Kraftfahrzeugen (ABl. Nr. C 345 vom 23. Dezem-
ber 1993 S. 13) 

Quelle: CELEX-Datenbank 

III. Im Berichtszeitraum beim Europäischen 
Gerichtshof oder dem Gericht erster 
Instanz anhängige Rechtssachen mit 
Bezug zur Bundesrepublik Deutschland 

1. Klagen der Bundesrepublik Deutschland 

— Bereits anhängige Klagen 

C-138/90 Bundesrepublik Deutschland ./. Kom-
mission, 
Beihilfen zur Kohleverstromung 

C-324/90 Bundesrepublik Deutschland ./. Kom-
mission, 
Beihilfen der Freien und Hansestadt Hamburg 

C-110/92 Bundesrepublik Deutschland ./. Kom-
mission, 
Beihilfen zugunsten der Textilwerke Deggendorf 

C-359/92 Bundesrepublik Deutschland ./. Rat, 
Richtlinie über allgemeine Produktsicherheit 

C-400/92 Bundesrepublik Deutschland ./. Kom-
mission, 
Beihilfen zum Bau von vier Containerschiffen 

C-413/92 Bundesrepublik Deutschland ./. Kom-
mission, 
Rechnungsabschluß EAGFL 1989 

C-280/93 Bundesrepublik Deutschland ./. Rat, 
Einfuhrregelung der Marktordnung für Bananen 

C-329/92 Bundesrepublik Deutschland ./. Kom-

mission, 
Beihilfen der Freien Hansestadt Bremen 

— Neue Klagen im Berichtszeitraum 

C-426/93 Bundesrepublik Deutschland ./. Rat, 
Verordnung über den Aufbau von Unternehmens-
registern 

2. Vertragsverletzungsklagen gegen die 
Bundesrepublik Deutschland 

— Bereits anhängige Klagen 

C-317/92 Kommission ./. Bundesrepublik 
Deutschland, 
Angabe eines halbjährlichen Verfalldatums bei 
Arzneispezialitäten 

C-345/92 Kommission ./. Bundesrepublik 
Deutschland, 
Befolgung des Urteils des EuGH vom 17. Septem-
ber 1987 über die Vogelschutzrichtlinie 

C-422/92 Kommission ./. Bundesrepublik 
Deutschland, 
Umsetzung von Abfallrichtlinien 

C-431/92 Kommission ./. Bundesrepublik 
Deutschland, 
Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung 

C-131/93 Kommission ./. Bundesrepublik 
Deutschland, 
Einfuhrverbot für Süßwasserkrebse 

— Neue Klagen im Berichtszeitraum 

C-382/93 Kommission ./. Bundesrepublik 
Deutschland, 
Einfuhrregelung gegenüber Staatshandelslän-
dern 

C-433/93 Kommission ./. Bundesrepublik 
Deutschland, 
Umsetzung der Richtlinien über die Koordinie-
rung zur Vergabe öffentlicher Bau- und Lieferauf-
träge 

3. Streithilfe der Bundesrepublik Deutschland 

— Bisher anhängige Verfahren 

C-41/93 Frankreich ./. Kommission 
PCP-Verbotsverordnung (Beitritt auf Seiten der 
Kommission) 

C-390/92 (= T-459/93) Siemens S. A../. Kommis-
sion 
Beihilfen (Beitritt auf Seiten von Siemens) 

C-183/89 Deutscher Steinkohlebergbau ./. Kom-
mission 
Beihilfen zur Kohleverstromung (Beitritt auf Sei-
ten des Bergbaus) 

— Neue Beitritte im Berichtszeitraum 

C-74 — 75/93 Kommission ./. Rat der EUTransit- 
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verkehrsabkommen EWG-Ungarn und EWG

-

CSFR (Beitritt auf Seiten des Rates) 

4. Vorabentscheidungsverfahren, in denen die 
Bundesregierung eine Stellungnahme 
abgegeben hat 

— Bereits anhängige Verfahren 

C-74/90 Caparros Garcia ./. Bundesanstalt für Ar-
beit, 
Berechnung von Arbeitslosengeld 

C-51/91 CPAM ./. Peschiutta, 
Kostenerstattung für eine ärztliche Behandlung 

C-69/91 Strafverfahren Decoster, 
Anwendbarkeit der Richtlinie 83/189 auf dem Ge-
biet der Normen 

C-103/91 Santiago-Bana ./. Bundesanstalt für Ar-
beit, 
Berücksichtigung von im Ausland lebenden Fa-
milienangehörigen bei der Lohnsteuerklasse 

C-109/91 Ten Oever ./. Stichting Bedrijfspension-
fonds, 
Anspruch auf Zahlung einer Witwer-Rente 

C-110/91 Moroni ./. Collo GmbH, 
Unterschiedliche Altersgrenzen für bet riebliche 
Altersversorgung 

C-152/91 Neath ./. Hugh Steeper Limited, 
Auslegung von Artikel 119 EWG-Vertrag hinsicht-
lich betrieblicher Altersversorgung 

C-158/91 Ministore public ./. Levy, 
Nachtarbeitsverbot für Frauen 

C-175/91 Ahlers ./. Landwirtschaftskammer We-
ser-Ems, 
Anspruch auf Nichtvermarktungsprämie bei 
Milch und Milcherzeugnissen 

C-185/91 Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
./. Gebr. Reiff GmbH, 
gesetzliches Tarifbildungsverfahren gem. §§. 20 ff. 
Güterkraftverkehrsgesetz 

C-189/91 Kirsammer-Hack ./. Nurhan Sidal, 
Herausnahme von Kleinbetrieben aus dem Kün-
digungsschutz (§ 23 Abs. 1 KSchG) 

C-200/91 Coloroll Pension Trustees Limited ./. 
Russell u. a., 
Gleichberechtigung von Mann und Frau hinsicht-
lich eines betrieblichen Rentensystems 

C-201/91 Grisvard ./. Unedic, 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit von Grenzgän-
gern 

C-212/91 Angelopharm ./. Freie und Hansestadt 
Hamburg, 
Befugnis des nationalen Richters über die Gültig-
keit einer nationalen Norm zur Umsetzung einer 
EG-Richtlinie zu entscheiden 

C-271/91 Marshall ./. Southampton Hampshire 
Area Health Autho rity, 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in 

bezug auf eine Entschädigungsregelung 

C-281/91 Muys'en De Winter's ./. Staatssecretaris 
van Financien, 
Auslegung der Sechsten Mehrwertsteuer-Richtli-
nie 

C-286/91 Buxbaum ./. Fa. Abbott, 
indirekte Diskriminierungswirkung bei teilzeitbe-
schäftigten Betriebsratsmitgliedern 

C-289/91 Kuhn ./. Landwirtschaftskammer Rhein-
land-Pfalz, 
Festsetzung eines Hektarertrages im Weinbau 

C-317/91 Deutsche Renault ./. Audi, 
Schutz von Warenzeichen 

C-337/91 van Gemert-Derks ./. Bestuur van de 
Nieuwe Industriele Bedrijfsverenig., 
Diskriminierung verheirateter Frauen bei Er-
werbsunfähigkeit 

C-21/92 Kamp ./. Hauptzollamt Wuppertal, 
Milchgarantiemengenabgabe 

C-23/92 Grana-Novoa ./. Landesversicherungs-
anstalt Hessen, 
multilaterale Anwendung bilateraler Ve rträge 

C-28/92 Leguaye-Neelsen ./. Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte, 
Rückerstattung von Pflichtbeiträgen zur gesetzli-
chen Rentenversicherung 

C-31/92 Marius Larsy ./. INASTI, 
Alters- und Hinterbliebenenrente für Selbständi-
ge 

C-63/92 Lubbock Fine ./. Commissioners of Cus-
toms and Excise, 
mehrwertsteuerliche Einordnung eines Entgelts 
für den Verzicht auf Rechte aus einem Grund-
stücksmietve rtrag 

C-72/92 Fa. Herbe rt  Scharbatke GmbH ./. Bun-
desrepublik Deutschland, 
Abgabe für Fleischbeschau zugunsten eines Ab-
satzfonds der deutschen Land-, Forst- und Ernäh-
rungswirtschaft 

C-77/92 Bundesanstalt für Güterfernverkehr ./. 
Fa. Rohde und Liesenfeld GmbH, 
gesetzliches Tarifbildungsverfahren gem. §§ 20 ff. 
Güterkraftverkehrsgesetz 

C-91/92 Paola Faccini Dori ./. Recreb S. r.1., 
Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Ve rträgen 

C-92/92 Phil Collins ./. Imtrat Handelsgesellschaft 
mbH, 
Urheberrecht und Diskriminierungsverbot 

C-93/92 Fa. CMC Motorradcenter GmbH ./. Bas-
kiciogullari Pelin, 
Grauimporte und Aufklärungspflichten über die 
mögliche Verweigerung von Gewährleistungsre-
paraturen 

C-109/92 Stephan Max Wirth ./. Landeshaupt-
stadt Hannover, 
Ausbildungsförderung für ein Auslandsstudium 
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C-126/92 Esser ./. Krementz, 
Widerspruchsrecht des Arbeitnehmers bei Wech-
sel des Arbeitgebers 

C-127/92 Dr. Pamela Mary Enderby ./. Frenchay 
Health Authority, 
Auslegung des Artikels 119 EWG-Vertrag hin-
sichtlich unterschiedlicher, aber als gleichwertig 
angesehener Tätigkeit 

C-134/92 Mörlins ./. Zuckerfabrik Königslutter-
Twülpstedt AG, 
Zuckerrübenquoten 

C-188/92 TWD Textilwerke Deggendorf GmbH ./. 
Bundesrepublik Deutschland, 
Bindung eines nationalen Gerichts an eine Kom-
missionsentscheidung gemäß Artikel 93 Absatz 2 
EWG-Vertrag nach Ablauf der Anfechtungsfrist 

C-251/92 Papadopoulos ./. Staatssecretaris van 
Justitie, 
Aufenthaltsrecht von EG-Ausländern 

C-272/92 Spotti ./. Freistaat Bayern, 
zeitliche Beschränkung der Tätigkeit von Fremd-
sprachenlektoren 

C-275/92 Customs & Excise ./. Schindler u. a., 
Verbot der Einfuhr von Lotterielosen 

C-291/92 Finanzamt Uelzen ./. Armbrecht, 
mehrwertsteuerliche Behandlung eines teils pri-
vat und teils unternehmerisch genutzten Grund-
stücks 

C-304/92 Lloyd-Textil Handelsgesellschaft ./. 
Hauptzollamt Bremen-Freihafen, 
Zollpräferenzen für Textilwaren aus Entwick-
lungsländern 

C-305/92 Hoorn ./. Landesversicherungsanstalt 
Westfalen, 
Vierte Zusatzvereinbarung zum deutsch-nieder-
ländischen Sozialversicherungsabkommen 

C-315/92 Verband Sozialer Wettbewerb ./. Clini-
que Laboratories u. a., 
Auslegung von A rt . 30, 36 EWG-Vertrag bezüg-
lich nationaler Wettbewerbsvorschriften 

C-326/92 Patricia Im- und Expo rt  ./. EMI Electro-
la, 
siehe Rechtssache C-92/92 

C-327/92 NV Rheinhold und Mahla S. A../. Be-
drijfsvereniging voor de Metaalnijverheid, 
Geltungsbereich der VO 1408/71 bei Bekämpfung 
von illegalen Subunternehmerverhältnissen 

C-332/92 Eurico Italia Srl u. a. ./. Ente Nazionale 
Risi, 
nationale Abgabe auf Reis und Ausfuhrerstattung 
für Reis 

C-340/92 Finanzamt Mainz ./. Dr. Dietrich Boe-
senberg, 
Auslegung der Sechsten Mehrwertsteuer-Richtli-
nie 

C-364/92 SAT Fluggesellschaft ./. Org. européene 
pour la sécurité de la navigation, 
Frage, ob ,,Eurocontrol" als Unternehmen im Sin-

ne von Art . 86 und 90 EWG-Vertrag anzusehen ist 

C-392/92 Schmidt ./. Spar- und Leihkasse der frü-
heren Amter Bordeshol u. a., 
Schutz von Arbeitnehmern bei Unternehmens-
übergang 

C-396/92 Bund Naturschutz in Bayern e. V. ./. 
Freistaat Baye rn , 
Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (85/337/EWG) 

C-398/92 Mund & Fester ./. Fa. Hatrex Internatio-
nal Transport , 
Vereinbarkeit des § 917 Abs. 2 ZPO mit dem Dis-
kriminierungsverbot 

C-399/92 Stadt Lengerich ./. Helmig, 
Vereinbarkeit der tarifvertraglichen Koppelung 
von Überstundenzuschlägen an die tarifliche Re-
gelarbeitszeit mit Art. 119 EWG-Vertrag 

C-401/92 Strafverfahren Tankstation Heukske 
u. a., 
gemeinschaftsrechtlichen Zulässigkeit von Aus-
nahmen bei den Ladenschlußzeiten für Tankstel-
len und Läden in Bahnhöfen und Flughäfen 

C-402/92 Strafverfahren J. B. E. Boermans 
siehe Rs C-401/92 

C-408/92 Smith u. a. ./. Avdel Systems Ltd., 
Heraufsetzung des Rentenalters für Frauen in der 
betrieblichen Altersversorgung 

C-409/92 Schmidt ./. Deutsche Angestellten Kran-
kenkasse, 
Vereinbarkeit der tarifvertraglichen Koppelung 
von Überstundenzuschlägen an die tarifliche Re-
gelarbeitszeit mit A rt . 119 EWG-Vertrag 

C-425/92 Herzog ./. Arbeiter-Samariter-Bund, 
Vereinbarkeit der tarifvertraglichen Koppelung 
von Überstundenzuschlägen an die tarifliche Re-
gelarbeitszeit mit Art. 119 EWG-Vertrag 

C-428/92 DAK ./. Laererstandens Brandforsig-
kring, 
Auslegung von Artikel 93 der Verordnung 1408/ 
71 

C-9/93 Internationale Heiztechnik IHT u. a. ./. 
Ideal-Standard u. a., 
Schutz von Warenzeichen 

C-13/93 Office national de l'emploi ./. Minne 
Vereinbarkeit geschlechtlicher Differenzierungen 
bei Ausnahmen vom allgemeinen Nachtarbeits-
verbot 

C-16/93 Tolsma ./. Inspecteur der Omzetbelasting, 
Auslegung der Sechsten Mehrwertsteuer-Richtli-
nie 

C-23/93 T. V. Betzdorf ./. Commissariaat voor de 
Media, 
freier Dienstleistungsverkehr bei einer inländi-
schen Fernsehsendeanstalt 

C-24/93 Commerzbank ./. Hendriksen-Kieninger, 
Frage, ob Richtlinie 85/577 über den Verbrau-
cherschutz bei sogenannten Haustürgeschäften 
auch auf Bürgschaftsverträge anzuwenden ist 
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C-28/93 van den Akker u. a. .1. Stichting Shell 
Pensioenfonds, 
Heraufsetzung des Rentenalters für Frauen in der 
betrieblichen Altersversorgung 

C-34/93 Lange ./. Bundesknappschaft Bochum, 
Vereinbarkeit der tarifvertraglichen Koppelung 
von Überstundenzuschlägen an die tarifliche Re-
gelarbeitszeit mit Art. 119 EWG-Vertrag 

C-38/93 Fa. Glawe Spiel- und Unterhaltungsger. 
Aufstellungges ./. Finanzamt Hamburg-Barmbek-
Uhlenhorst, 
Besteuerungsgrundlage im Sinne der Sechsten 
Mehrwertsteuer-Richtlinie bei Geldspielautoma-
ten 

C-43/93 Raymond Vander Elst ./. Office des mi-
grations internationales 
Einsatz von Drittstaatsangehörigen durch Dienst-
leistungserbringer 

C-50/93 Fussfeld ./. Fa. Bogdol GmbH, 
Vereinbarkeit der tarifvertraglichen Koppelung 
von Überstundenzuschlägen an die tarifliche Re-
gelarbeitszeit mit Art. 119 EWG-Vertrag 

C-51/93 Meyhui NV, Kortrijk ./. Schott Zwiesel, 
Etikettierung von Kristallglas 

C-55/93 Strafverfahren van Schaik, 
technische Kfz-Überwachung 

C-57/93 Vroege ./. NICV Instituut voor Volkshuis-
vesting, 
Auslegung der Urteile „Defrenne II" und „Bar-
ber" im Hinblick auf den Zugang für Teilzeitbe-
schäftigte zu einem Betriebsrentensystem 

C-58/93 Zoubir Yousfi ./. Belgischer Staat, 
Behindertenbeihilfen und Anwendungsbereich 
des mit Marokko abgeschlossenen Kooperations-
abkommens 

C-70/93 BMW ./. ALD Auto-Leasing, 
Zulässigkeit der Einschränkung des Vertriebs von 
Kraftfahrzeugen an unabhängige Leasinggesell-
schaften 

C-78/93 Ludewig ./. Kreis Segeberg, 
Vereinbarkeit der tarifvertraglichen Koppelung 
von Überstundenzuschlägen an die tarifliche Re-
gelarbeitszeit mit A rt . 119 EWG-Vertrag 

— Neue Verfahren im Berichtszeitraum 

C-46/93 Brasse rie du Pecheur ./. Bundesminister 
für Gesundheit, 
Schadensersatz für legislatives Unrecht 

C-128/93 Fischer ./. Voorhuis Hengelo BV u. a., 
rückwirkende Aufnahme von Frauen in ein ge-
setzlich angeordnetes betriebliches Altersversor-
gungssystem 

C-132/93 Volker Steen ./. Deutsche Bundespost, 
Auslegung des EuGH-Urteils vom 28. Januar 1992 
(Rechtssache C-332/90, Volker Steen) 

C-146/93 Hugh Mac Lachlan ./. CNAVTS, 
Anrechnung von Beschäftigungszeiten in einem 
anderen Mitgliedstaat 

C-153/93 Bundesrepublik Deutschland ./. Delta 

Schiffahrtsgesellschaft, 
gesetzliches Tarifbildungsverfahren in der Bin-
nenschiffahrt 

C-266/93 Bundeskartellamt ./. Volkswagen AG 
u. a., 
Zulässigkeit der Einschränkung des Vertriebs von 
Kraftfahrzeugen an unabhängige Leasinggesell-
schaften 

C-278/93 Freers ./. Deutsche Bundespost, 
indirekte Diskriminierungswirkung bei teilzeitbe-
schäftigten Betriebsratsmitgliedern 

C-279/93 Finanzamt Köln-Altstadt ./. Schumak-
kers, 
Vereinbarkeit der beschränkten Steuerpflicht für 
Gemeinschaftsbürger, die in Deutschland arbei-
ten, mit dem Gemeinschaftsrecht 

C- 293/93 Strafverfahren Ludomira Neeltje Bar-
bara Houtwipper, 
Punzierungsvorschriften für Gold und Silber 

C-297/93 Grau-Hupka ./. Stadtgemeinde Bremen, 
Auslegung von Art . 119 EG-Vertrag bei Teilzeit-
beschäftigung in Nebentätigkeit 

C-317/93 Nolte ./. Landesversicherungsanstalt 
Hannover, 
Ausschluß geringfügig beschäftigter Arbeitneh-
mer(innen) von der deutschen gesetzlichen Ren-
tenversicherung 

C-327/93 The Queen ./. Secretary of State for Na-
tional Heritage (auf Betreiben der Antragherstel-
ler Continental Television Bvio und anderer), 
Beschränkung des Empfangs eines über Satellit 
ausgestrahlten Fernsehprogramms 

C-355/93 Hayriye Eroglu ./. Land Baden-Würt-
temberg, 
Auslegung der Art . 6 und 7 des Beschlusses Nr. 1/ 
80 des Assoziationsrates EWG/Türkei hinsichtlich 
einer türkischen Absolventin einer deutschen 
Hochschule 

C-379/93 Libeau ./. AMTI, 
Rechtsnatur von Sozialversicherungsträgern 

C-389/93 Dürbeck u. a. ./. Bundesamt für Ernäh-
rung und Forstwirtschaft, 
„newcomer" in der Bananenmarktordnung 

C-391/93 Perrottag ./. Allgemeine Ortskranken-
kasse München, 
Krankengeld eines Arbeitslosen, der sich — zu-
nächst mit Zustimmung der Arbeitsverwaltung — 
im Ausland aufhält 

C-400/93 Specialarbejderforbundet ./. Dansk In-
dustrie für die Royal Copenhagen, 
Anwendung von Art. 119 EWG-Vertrag auf Ak-
kordlohnsysteme 

C-421/92 Habermann-Beltermann ./. Arbeiter-
wohlfahrt Ndb./Opf., 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen im 
Hinblick auf das Nachtarbeitsverbot für Schwan-
gere 
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IV. Handel Deutschlands mit den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Die Entwicklung des deutschen Außenhandels seit 
1989 zeigt deutlich die Spuren der deutschen Wie-
dervereinigung. Die Ein- und Ausfuhren, die sich bis 
dahin weitgehend parallel entwickelt hatten, verlie-
fen seit 1990 sehr unterschiedlich. Mit Öffnung der 
innerdeutschen Grenzen Ende 1989 stieg die Nach-
frage nach westlichen Produkten in den neuen 
Bundesländern immens an und wurde auch durch 
erhöhte Einfuhren aus den EU-Mitgliedstaaten ge-
deckt. Die höchsten Steigerungsraten erzielten Dä-
nemark, Frankreich und Spanien. Gleichzeitig er-
höhten sich die deutschen Ausfuhren jedoch nur 
mäßig, da sich zum einen die Konjunktur bei wichti-
gen Handelspartnern — auch in Europa — abkühlte 
und zum anderen die westdeutsche Produktion ver-
mehrt in Ostdeutschland abgesetzt wurde. In einige 
europäische Länder gingen die deutschen Expo rte 
sogar zurück (Vereinigtes Königreich, Irland). 

Infolgedessen verminderten sich die traditionellen 
deutschen Handelsbilanzüberschüsse (Ausnahme Ir-
land) in der Folgezeit beachtlich. Im Handel mit den 
Niederlanden und Dänemark ergab sich sogar ein 
Defizit. 

Im Jahr 1992 klang der einigungsbedingte Importsog 
allmählich ab. Auch Deutschland wurde jetzt von der 
allgemeinen Konjunkturschwäche erfaßt. Die deut-
schen Einfuhren gingen erstmals seit mehreren Jah

-

ren zurück. Auch die Ausfuhren verzeichneten nur 
einen geringen Zuwachs. Damit verbesserte sich 
wieder der Handelsbilanzsaldo mit fast allen Staaten 
Europas (Ausnahme Dänemark und Po rtugal). 

Im 1. Halbjahr 1993 verzeichneten sowohl die deut-
schen Importe wie auch die Exporte einen deutlichen 
Rückgang (— 15,3 % bzw. —12,0 %). Erheblich gra-
vierender war der Einbruch beim Außenhandel mit 
der Europäischen Union (Einfuhren — 22,5 %, Aus-
fuhren — 22,8 %). Hier mag zwar auch die anhalten-
de konjunkturelle Schwäche in Europa eine Rolle ge-
spielt haben; von größerer Bedeutung dürfte aber die 
Umstellung der statistischen Erfassungsmethoden im 
Zuge der Vollendung des Binnenmarktes zum 1. Ja-
nuar 1993 gewesen sein. Von daher dürften die jüng-
sten Daten die tatsächliche Entwicklung innerhalb 
der Europäischen Union überzeichnen und nicht Si-
gnal nachlassender europäischer Handelsverflech-
tungen sein. 

Auch im ersten Halbjahr 1993 war der Außenhandel 
mit der Europäischen Union von großer Bedeutung 
für den deutschen Gesamtaußenhandel. 47,9 % 
(1992: 52,3 %) der deutschen Einfuhren kamen aus 
Staaten der Europäischen Union und 49,2 % (1992: 
55,6 %) der Ausfuhren gingen in die Europäische 
Union. 

Frankreich, die Niederlande und Italien sind weiter-
hin — wie seit Jahren — unsere wichtigsten Handels-
partner weltweit. Vgl. im einzelnen die nachfolgen-
den Tabellen und Grafiken. 
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Entwicklung des deutschen Außenhandels von 1988 bis 1. Halbjahr 1993 

(Veränderungen in % gegenüber entsprechendem Vorjahreszeitraum) 

1989 1990 1991 1992 1. Hj. 1993 

Belgien/Lux 	 E 12,2 14,6 14,5 - 2,4 - 27,5 
A 9,5 4,6 1,2 1,8 - 21,8 

Dänemark 	 E 10,8 20,7 20,7 7,5 - 29,0 
A  7,1 0,8 1,6 4,8 - 17,5 

Frankreich 	 E 14,0 8,9 19,9 3,2 - 17,2 
A 18,2 0,4 3,4 - 0,6 - 19,0 

Griechenland 	 E 6,3 5,8 5,6 - 2,6 - 15,8 
A 16,4 0,0 0,0 18,8 - 25,6 

Großbritannien 	 E 13,8 7,8 14,2 2,1 - 22,2 
A 12,3 - 6,9 - 8,3 2,4 - 13,6 

Irland 	 E 18,9 6,8 14,9 14,8 - 10,0 
A 25,0 - 10,0 7,4 0,0 - 20,0 

Italien 	 E 12,4 15,5 14,4 - 1,8 - 24,9 
A  15,7 0,8 1,7 1,8 - 31,3 

Niederlande 	 E 14,3 9,1 10,8 - 2,4 - 26,5 
A 10,6 0,9 2,2 - 0,7 - 21,4 

Portugal 	 E 29,0 17,5 19,1 5,4 - 13,8 
A 19,6 9,1 25,0 - 5,4 - 11,4 

Spanien 	 E 19,3 23,8 30,0 1,2 - 17,0 
A 26,0 5,0 15,7 3,4 - 33,8 

EG 	  E 13,8 11,8 15,8 - 0,9 -22,5 
A 14,4 0,2 1,9 1,3 - 22,8 

Gesamt 	 E 15,2 13,2 12,3 - 0,9 - 15,3 
A 12,9 6,2 - 2,2 0,7 - 12,0 

E = Einfuhr 
A = Ausfuhr 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland von 1988-1993 

(Angaben in Mrd. DM) 

1988 1989 1990 1991 1992 1. Hj. 
1992 

1. Hj. 
1993 

Anteil am dt. 
Außenhandel im 
1. Hj.  1993 in % 

Belgien/Lux 	 E 31,2 35,0 40,1 45,9 44,8 23,3 16,9 E 6,2 
A 42,0 46,0 48,1 48,7 49,6 26,1 20,4 A 6,9 
S 10,8 11,0 8,0 2,8 4,8 2,8 3,5 

Dänemark 	 E 8,3 9,2 11,1 13,4 14,4 6,9 4,9 E 1,8 
A 11,3 12,1 12,2 12,4 13,0 6,3 5,2 A 1,8 
S 3,0 2,9 1,1 - 1,0 - 1,4 - 0,6 0,3 

Frankreich 	 E 53,0 60,4 65,8 78,8 76,4 40,2 33,3 E 12,2 
A 71,3 84,3 84,6 87,5 87,0 44,1 35,7 A 12,0 
S 18,3 23,9 18,8 8,6 10,6 3,9 2.4 

Griechenland 	 E 3,2 3,4 3,6 3,8 3,7 1,9 1,6 E 0,6 
A 5,5 6,4 6,4 6,4 7,6 3,9 2,9 A 1,0 
S 2,3 3,0 2,8 2,6 3,9 2,0 1,3 

Großbritannien 	 E 30,5 34,7 37,4 42,7 43,6 21,6 16,8 E 6,1 
A 52,9 59,4 55,3 50,7 51,9 26,4 22,8 A 7,7 
S 22,4 24,7 17,9 8,0 8,3 4,8 6,0 

Irland 	 E 3,7 4,4 4,7 5,4 6,2 3,0 2,7 E 1,0 
A 2,4 3,0 2,7 2,9 2,9 1,5 1,2 A 0,4 
S - 1,3 - 1,4 - 2,0 - 2,5 - 3,2 - 1,5 - 1,5 

Italien 	 E 40,2 45,2 52,2 59,7 58,6 29,7 22,3 E 8,1 
A 51,7 59,8 60,3 61,3 62,4 32,9 22,6 A 7,6 
S 11,5 14,6 8,1 1,6 3,8 3,2 0,3 

Niederlande 	 E 45,4 51,9 56,6 62,7 61,2 31,0 22,8 E 8,3 
A 49,2 54,4 54,9 56,1 55,7 28,1 22,1 A 7,5 
S 3,8 2,5 - 1,7 - 6,6 - 5,5 - 2,9 - 0,7 

Portugal 	 E 3,1 4,0 4,7 5,6 5,9 2,9 2,5 E 0,9 
A 4,6 5,5 6,0 7,5 7,1 3,5 3,1 A 1,0 
S 1,5 1,5 1,3 1,9 1,2 0,6 0,6 

Spanien 	 E 8,8 10,5 13,0 16,9 17,1 8,8 7,3 E 2,7 
A 17,3 21,8 22,9 26,5 27,4 14,8 9,8 A 3,3 
S 8,5 11,3 9,9 9,6 10,3 6,0 2,5 

EG 	  E 227,3 258,7 289,3 334,9 331,9 169,2 131,1 
A 308,2 352,7 353,4 360,0 364,6 187,4 144,7 
S 80,9 94 64,1 25,1 32,7 18,2 13,6 

Gesamt 	 E 439,6 506,5 573,5 643,9 637,8 323,5 273,9 
A 567,7 641,0 680,9 665,8 670,6 336,8 296,3 
S 128,1 134,5 107,4 21,9 32,8 13,3 22,4 

E = Einfuhr 
A = Ausfuhr 
S = Saldo 

(Die Zahlen ab 1990 enthalten auch den Außenhandel der neuen Bundesländer, für das 1. Hj. 1990 in DM umgerechnet.) 

Quelle: Statistisches Bundesamt) 
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